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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

die Bundesnetzagentur hat in allen Sektoren ein ereignisreiches und sehr
erfolgreiches Jahr hinter sich. Als neuer Prasident der Behorde freue ich

mich, im Jahr 2012 an diese Erfolge ankniipfen zu kénnen.

Die wettbewerblichen Entwicklungen auf den Telekommunikationsmérkten
sind weiterhin erfreulich und von starker technologischer Dynamik und Viel-
falt gepragt. Insbesondere die Entwicklung des Internets erhéht die Anforde-
rungen an die Datentibertragung - wer hier nichtin leistungsfahige Netze
investiert, kann in diesemn Marktumfeld schnell auf der Strecke bleiben.
Zusétzlich fithrt der Wettbewerb zwischen den verschiedenen Telekommuni-
kationsnetzen zu bemerkenswerten Beschleunigungsimpulsen. Eine Grund-
lage fiir die Erfolge des Wettbewerbs sind die bewédhrten Regulierungs-
mafBnahmen der Bundesnetzagentur, die angesichts neuer Gegebenheiten im
sich wandelnden Markt stindiger Anpassung unterliegen. Wichtige Erfolge
konnte die Bundesnetzagentur 2011 bei der Verbesserung der Breitband-
versorgung und der Beseitigung der sog. weilen Flecken im landlichen Raum
erreichen. Es zeigt sich, dass der Breitbandausbau mit einem Mix von Strategien

und Technologien in angemessener Zeit im Wettbewerb realisiert werden kann.

Im Mobilfunkbereich waren die Zuteilungen der 800-MHz-Frequenzen nach
der Frequenzversteigerung im Jahr 2010 mit einer stufenweisen Aus- und
Aufbauverpflichtung verbunden. Die Bundesldnder hatten hierfiir im Vorfeld
der Versteigerung die mit Breitbandtechnologien unversorgten bzw. unter-
versorgten Stddte und Gemeinden benannt, die entsprechend ihrer Einwohner-
zahlin vier Prioritatsstufen unterteilt wurden. Anderthalb Jahre nach der
Versteigerung ist der Breitbandausbau so weit vorangeschritten, dass zum
Jahresende bereits in sieben der insgesamt dreizehn mit Breitband unter-

versorgten Bundesldnder die Versorgungsauflagen erfiillt sind.

Impulse fiir den Ausbau hochleistungsfahiger Festnetze konnte die Bundes-
netzagentur durch das NGA-Forum setzen. Das Gremium soll die Umsetzung
der Breitbandstrategie der Bundesregierung mit praktischen MaBnahmen

unterstiitzen. Angesichts der gro3en Zahl investierender Unternehmen
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entsteht ein Flickenteppich neuer Netze und es bedarf detaillierter Konzepte,

wie diese Unternehmen ihre neu errichteten Glasfasernetze gegenseitig zur
Verfligung stellen und Dritten den Zugang zu ihren Netzen gewadhren kénnen.
Interoperabilitét stellt ein zentrales Element fiir den Erfolg des Ausbaus der
Breitbandinfrastruktur dar. Mit der Verabschiedung umfassender Spezifika-
tionen hierzu wurde im NGA-Forum ein entscheidender Durchbruch fiir

Planungssicherheit und zusétzliche Investitionen erreicht.

Auch im Postmarkt konnte die Bundesnetzagentur durch ihre Entscheidungen
die Wettbewerbsbedingungen verbessern. Hierzu gehorte etwa die Uber-
priifung der Entgelte der First Mail Diisseldorf GmbH im Rahmen der Ex-post-
Entgeltkontrolle. Die Entgelte dieses zum Konzern Deutsche Post AG gehéren-
den Unternehmens waren fiir bestimmte Briefprodukte insgesamt nicht
kostendeckend, was die Wettbewerbsmoglichkeiten anderer Unternehmen
beeintrachtigte. Diese Beeintrachtigung war fiir die Bundesnetzagentur nicht
hinnehmbar. Die inzwischen auch gerichtlich bestétigte Entscheidung der
Bundesnetzagentur hierzu tragt dazu bei, das Preisgefiige der Briefbranche
zuverdndern und die Chancengleichheit der Anbieter wiederherzustellen.
Zudem hat die Bundesnetzagentur die Entgelte fiir Briefsendungen bis
1.000 Gramm genehmigt. Der Entgeltgenehmigung ist im November 2011
eine Entscheidung der Bundesnetzagentur im sog. Ma3gréBenverfahren
vorausgegangen. Die MaBgroBenentscheidung hatte der Deutschen Post AG

einen geringen Spielraum fiir Preiserh6hungen ermoglicht, den das Unterneh-
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men fir 2012 aber nicht in Anspruch nimmt. Demnach bleiben die Porti
der Deutschen Post AG fiir Inlandsbriefe im néchsten Jahr stabil und Postkunden
zahlen weiterhin 55 Cent fiir einen Inlandsbrief. Fiir den Verbraucher ist somit

ein hoher Qualitédtsstandard zu weiterhin erschwinglichen Preisen garantiert.

Im Energiebereich hat die Bundesregierung ambitionierte energiepolitische
Ziele formuliert. Um diese Ziele zu erreichen, wird es auf einen klugen Mix
von Strategien ankommen. Was die Netzintegration der zunehmenden
Mengen von Strom aus erneuerbaren Energien angeht, ist deutlich zwischen
energiepolitischer Vision und kurzfristigen Erfordernissen der sicheren Ener-
gieversorgung zu unterscheiden. Vieles mag, wie z. B. neue Speichertechnolo-
gien, zwar mittel- bis langfristig machbar sein, wenn wir aber die kurzfristige
Versorgungssicherheit gefdhrden, gefdhrden wir auch das Erreichen der
langfristigen energiepolitischen Ziele. Die energiepolitischen Beschliisse
haben die Wichtigkeit eines raschen Netzausbaus noch einmal sehr deutlich
werden lassen. Der Gesetzgeber hat neben dem ziigigen Ausstieg aus der
Kernenergie ein umfangreiches Gesetzespaket beschlossen, das die Arbeit der
Bundesnetzagentur in den kommenden Jahren stark pragen wird. Mit den
Netzentwicklungspldnen sowie den neuen Verfahren und angestrebten
Zustandigkeiten aus dem Netzausbaubeschleunigungsgesetz wurden
Moglichkeiten geschaffen, hier neue Wege zu beschreiten. Die Bundesnetz-
agentur wird die enthaltenen Beschleunigungsmaoglichkeiten voll aus-

schopfen und ihre neuen gesetzlichen Auftrage rasch und umfassend erfiillen.

Die Abschaltung von acht Kernkraftwerken stellt das Netz vor zusétzliche
Herausforderungen. Hier konnte die Bundesnetzagentur ihren Status als
unabhédngige Fachbehorde unterstreichen, als sie von der Bundesregierung mit
der Prifung beauftragt wurde, wie sich Engpasse in der Stromerzeugung fiir
die ndchsten zwei Jahre tiberbriicken lassen. Zwar ist die Bundesnetzagentur
nach Abwégung aller bekannten Umstédnde zu dem Schluss gelangt, dass die
Bestimmung eines Kernkraftwerks fiir den Reservebetrieb im Rahmen desin
§ 7 Abs. 1e S.1 Atomgesetz eingerdumten Ermessensspielraums nicht erforder-
lich ist. Allerdings gelingt die Beherrschung von extremen Netzsituationen
nur mit Hilfe erheblicher Eingriffe der Netzbetreiber in den Kraftwerksein-
satz. Eine vollstandige Absicherung gegen jedwedes Risiko ist technisch und
wirtschaftlich unmaoglich. Aus heutiger Sicht sind allerdings die wesentlichen
Extremsituationen fiir die Ubertragungsnetze durch das vorhandene Eingriffs-

instrumentarium der Ubertragungsnetzbetreiber beherrschbar.

Ein besonderes Augenmerk wird auf die Verfiigbarkeit ausreichender konven-

tioneller Erzeugungskapazitit zu legen sein, wenn nicht ausreichend Strom
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aus erneuerbaren Energien vorhanden ist. Von herausragender Bedeutung ist
der weitere Zubau von Kraftwerken in Stiddeutschland. So tibersteigen in
Stiddeutschland die erwarteten Riickbauzahlen dargebotsunabhédngiger
Kraftwerke deutlich die aktuellen Plandaten fiir die Zubauten. Gegeniiber
der Situation vor der Stilllegung von acht Kernkraftwerken bleibt die Lage in
Sitiddeutschland auch nach Fertigstellung der derzeit im Bau befindlichen
groBeren Kraftwerksprojekte ernst und risikobehaftet. Insofern sollten die

Rahmenbedingungen fiir die Neubauplanung verlédsslich geklédrt werden.

Immer mehr Weichen fiir die Arbeit der Bundesnetzagentur werden auf euro-
pdischer Ebene gestellt. Zur Verwirklichung eines einheitlichen européischen
Binnenmarkts wird ein Rechtsrahmen geschaffen, innerhalb dessen sich die
EU-Mitgliedstaaten und ihre nationalen Regulierungsbehérden bewegen
missen. Im Juni 2011 haben fiinfzehn nationale Eisenbahnregulierungsbehérden
eine Vereinbarung zur Griindung der ,Independent Regulators’ Group - Rail“
(IRG-Rail) unterzeichnet. Nach dem Vorbild entsprechender Gruppen in anderen
Sektoren bietet IRG-Rail ein Forum fiir den Erfahrungsaustausch zwischen den
Behorden und stellt eine konsistente Eisenbahnregulierung in Europa sicher.
Die Zusammenarbeit der nationalen Regulierungsbehoérden in Regulierer-
gruppen oder -gremien auf europdischer Ebene gewinntin allen Sektoren eine
sehrviel groBere Bedeutung als in der Vergangenheit. Vor diesem Hintergrund

wird auch die internationale Arbeit der Bundesnetzagentur immer wichtiger.

Leistungsfédhige Netze sichern die Wettbewerbsfdhigkeit des Standorts
Deutschland in allen Sektoren. Die Dynamik, die unser gesellschaftliches und
wirtschaftliches Leben prdgt, macht vor der Regulierung keineswegs Halt.
Auch die Regulierung muss sich - genau wie die Unternehmen - stdndig mit
neuen Fragen beschéaftigen und die Rahmenbedingungen entschlossen und
zielorientiert fortentwickeln. Die Bundesnetzagentur wird weiterhin ihrem
Ziel verpflichtet bleiben, durch Regulierung die Entwicklung effizienter Netze
in Deutschland zu férdern und die Rahmenbedingungen fiir den Wettbewerb
in den Netzindustrien fortzuentwickeln, damit Deutschland das Land der

modernen Infrastrukturen bleibt.
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Jochen Homann

Prasident der Bundesnetzagentur
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Der Breitbandausbau im ldndlichen Raum
sowie der Ausbau von Hochgeschwindigkeits-
netzen stellten auch 2011 die zentralen Themen
der politischen Diskussion im Telekommuni-
kationssektor dar. Die energiepolitischen Dis-
kussionen waren in diesem Jahr mafgeblich
von der Entscheidung zum beschleunigten
Ausstieg aus der Kernenergie und den Folgen

fir den Stromnetzausbau bestimmt.

Um den Breitbandausbau massiv voranzutrei-

ben, hatte die Bundesregierung im Februar

2009 ihre Breitbandstrategie ver6ffentlicht

und dabei zwei wesentliche Ziele formuliert:

* Eine flichendeckende leistungsféhige
Grundversorgung mit Breitbandanschliissen
soll bis Ende 2010 verfiigbar sein.

* Im Hinblick auf den Ausbau von hochleis-
tungsfahigen Anschlussnetzen der ndachsten
Generation (NGA) sollen 75 Prozent der
Haushalte bis 2014 tiber Anschlisse mit
Ubertragungsraten von mindestens

50 Mbit/s pro Sekunde verfiigen.

Der Breitbandausbau im ldndlichen Raum
sowie der Ausbau von Hochgeschwindigkeits-
netzen bildeten somit auch den Schwerpunkt
der Arbeit im NGA-Forum, eines im Mai 2010
beider Bundesnetzagentur gegriindeten Bera-
tungsgremiums zur Férderung des Dialogs
zwischen der Bundesnetzagentur, Netzbetrei-
bern, Herstellern, Lindern und Kommunen
zum Thema NGA-Roll-out.

Neben Faktoren wie der Zahlungsbereitschaft
und der Penetration auf der Nachfrageseite
sind fuir den Breitbandausbau in diinner besiedel-

ten Gebieten der Ausbau von funkgestiitzten
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Breitbandanschliissen (z. B. LTE), Synergie-

effekte beim kabelgebundenen Infrastruktur-
ausbau durch Telekommunikations-, Energie-
versorgungs- und Kabelunternehmen sowie
das nachhaltige Engagement der 6ffentlichen

Hand von besonderer Bedeutung.

Mitte 2011 hatten ca. 99 Prozent der Haushalte
Zugang zu einem Breitbandanschluss mit
mindestens 1 Mbit/s Bandbreite. Kurzfristiges
Ziel des Ausbaus funkgestiitzter Breitband-
anschliisse ist die SchlieBung der ,wei3en
Flecken®. Daher wurden die Zuteilungen der
800-MHz-Frequenzen mit einer stufenweisen
Ausbauverpflichtung verbunden. In unterver-
sorgten Regionen sollen mindestens 90 Prozent
der Biirger mit breitbandigen Anschliissen
versorgt werden, bevor die Frequenzen frei-

ziigig genutzt werden kénnen.

Anderthalb Jahre nach der Frequenzversteige-
rung istder Breitbandausbau in Deutschland so
weit vorangeschritten, dass bereits in sieben
Bundesldndern die Versorgungsauflage erfiillt
ist. Fiir das Jahr 2012 wird ein weiterer Breit-

bandausbau gerade auch in der Fldche erwartet.

Durch die friihzeitige Vergabe der Frequenzen -
insbesondere der sog. Digitalen Dividende -
profitieren die Biirger vom beispielhaften
Ausbau der Netze mittels LTE-Technik. Diese
bietet auch fiir die kommenden Jahre durch
entsprechende Weiterentwicklungsmaoglich-
keiten eine Basis zur Befriedigung der Nach-

frage nach steigenden Datenraten.

Bei der Diskussion finanzieller Unterstiitzungs-
moglichkeiten durch den Staat ist die Einbin-
dung aller Entscheidungstréager erforderlich.
Bei Kooperationen mit der 6ffentlichen Hand

kann es um die Nutzung von Synergien bei
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offentlichen Infrastrukturausbauvorhaben,
um Biirgschaftsprogramme bzw. (zinsgtinstige)
Darlehensprogramme sowie Férderprogramme
und Public-private-Partnerships gehen. Letzt-
lich bleibt noch der Infrastrukturaufbau durch

die 6ffentliche Hand selbst.

Einen wesentlichen Beitrag zum Aufbau eines
Breitbandnetzes im ldndlichen Raum kénnen
die Energieversorger leisten. Erfolgsfaktoren
fiir die Wirtschaftlichkeit sind die gemeinsame
Nutzung von Infrastruktur, Mitverlegungsakti-
vitdten, Fordermittel sowie hohe Marktanteile
durchregionale Vermarktung. In diesem Zu-
sammenhang kommt auch dem Infrastruktur-
atlas der Bundesnetzagentur eine besondere

Bedeutung zu.

Bei Nutzung aller vorhandenen Mdéglichkeiten
kann im Ergebnis bereits in Kiirze eine fléchen-
deckende leistungsfdhige Grundversorgung

mit Breitbandanschliissen erreicht werden.

Eine hochbitratige Versorgung erfordert An-
strengungen einer Vielzahl von Unternehmen
sowie einen Strategie- und Technologiemix
(VDSL, FTTB/H, TV-Kabel, drahtlose Techno-

logien).

Im Kontext des NGA-Forums hat das WIK in einer
Studie ,,Implikationen eines flichendeckenden
Glasfaserausbaus und sein Subventionsbedarf*

die Investitionen, Endnutzerpreise und Finanzie-
rungsbedarfe fur einen (profitablen) flachen-
deckenden NGA-Ausbau bis ins Haus bestimmt.
Fir ein Glasfasernetz mit potenziell ca. 40 Mio.

Anschlissen wéren in Deutschland je nach Archi-

tektur und Technologie Investitionen in Hohe

von 70 bis 80 Mrd. Euro erforderlich. Die Unter-
schiede im Investitionsvolumen zwischen den
Architekturen und Technologien sind mit

(hochstens) bis zu zehn Prozent eher gering.

Die erforderlichen Investitionen pro Anschluss
héngen sehr stark von der Bevolkerungs- und
Anschlussdichte ab und reichen von 1.000 Euro
in den kostengiinstigsten Gebieten bis etwa
4.000 Euro pro Anschluss in den schwach besie-

delten Landesteilen.

Die Profitabilitidt des Netzausbaus hdngt ent-
scheidend vom Average Revenue Per User (ARPU)
und damit von attraktiven Diensten und von
der erreichbaren Penetrationsrate ab, da bei
weniger Teilnehmern in einem Ausbaugebiet
die Gesamtinvestitionen pro Kunde deutlich
ansteigen. Unter giinstigen Annahmen tiber
Erlose und Kosten ist ein profitabler FTTB/H-
Ausbau je nach Architektur fiir 25 Prozent bis
45 Prozent aller Anschliisse denkbar. Es zeigt
sich aber auch, dass der bislang erreichte
Ausbaustand mit Glasfaseranschliissen noch
unter dem Potenzial liegt, das selbst bei ungiins-

tigen Annahmen realisiert werden kann.

Die Ausbaugrenzen ldgen héher, wenn eine
héhere Netzauslastung/Penetration erzielbar
wadre oder die Endkunden hohere Preise fiir
glasfasernetzbasierte Dienste zu zahlen bereit
wadren. In begrenztem AusmaBs lassen sich
diese Ausbaugrenzen weiter ausdehnen, wenn
es gelingt, die erforderlichen Investitionen
durch Mitnutzung vorhandener Infrastruktur

und Mitverlegungsaktivititen zu reduzieren.

Um eine profitable Flichendeckung zu errei-
chen, sind etwa ein hoherer monatlicher Preis
fir Kunden in defizitdren Ausbaugebieten, ein

einheitlicher Preis, der alle Ausbaugebiete pro-
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fitabel macht, oder Investitionszuschiisse in
defizitdren Gebieten denkbar. Hier kdme auch
die Ubernahme der Kosten von Hausverkabe-
lung und Gebdudeanschluss durch die Nutzer

in Betracht.

Das wettbewerbliche Engagement aller Markt-
partner zur notwendigen Auslastung von
Glasfasernetzen kann erreicht werden, wenn
unmittelbar mit dem Aufbau der neuen Netze
angemessene Zugangsprodukte entwickelt
und bereitgestellt werden. Letztlich sind die
Anstrengungen aller erforderlich, um die

notwendigen Investitionen zu realisieren.

Der beschleunigte Ausstieg aus der Kernenergie
infolge der Eindriicke des Ungliicks von Fuku-
shima hat die energiepolitische Debatte des
Jahres 2011 maBgeblich bestimmt. Weitgehend
unstrittig ist, dass die Zukunft der Energiewirt-
schaft durch einen Ausbau der erneuerbaren
Energien gekennzeichnet sein wird. Der Ausbau
der Stromnetze stellt hierbei ein, wenn nicht
sogar das Nadelohr fiir die Realisierung der
energiepolitischen Wende dar. Sollte schon vor
den Ereignissen in Fukushima mit Hilfe des
Energieleitungsausbaugesetzes (EnLAG) der
Netzausbau beschleunigt werden, um den ener-
giepolitisch gewollten Wandel in der Struktur
der Stromerzeugung zu erreichen, so macht
das Kernkraftwerksmoratorium den ziigigen
Ausbau der Stromnetze noch dringlicher. Hieran
mangelte es in der Vergangenheit. Wie im Moni-
toringbericht 2011 der Bundesnetzagentur dar-
gelegt, weist bereits die Halfte der 24 Leitungs-
projekte, die nach dem Bedarfsplan des EnLAG
ausdem Jahr 2009 hatten beschleunigtrealisiert

werden sollen, Verzogerungen auf. Nur rund
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zwolf Prozent der 1.800 km neu zu errichtenden

Trassen sind bisher fertiggestellt.

Mit mangelnden Investitionsanreizen lassen sich
die Verzégerungen im Netzausbau allerdings
nicht begriinden. Investoren in die deutsche
Netzinfrastruktur werden gerade im Vergleich
mit Anlagealternativen attraktive Renditen mit
niedrigem Risiko geboten. Entscheidend fiir
die Beschleunigung des Netzausbaus wird viel-
mehr die schnelle Durchfithrung der Raum-

ordnungs- und Planfeststellungsverfahren sein.

Der Gesetzgeber hat mit der Novelle des Energie-
wirtschaftsgesetzes (EnWG) und dem Netzaus-
baubeschleunigungsgesetz (NABEG) nicht
zuletzt auch die Verantwortlichkeiten fiir den
Ausbau der Ubertragungsnetze neu justiert.
Selbstverstdandlich gilt auch weiterhin, dass den
Netzbetreibern beim Ausbau der Ubertragungs-
netze die maB3gebliche Rolle zukommt. Sie
tragen die Systemverantwortung, und sie tragen
auch eine unternehmerische Verantwortung im

Rahmen der regulatorischen Spielregeln.

Dem neuen EnWG geméB ermitteln die Uber-
tragungsnetzbetreiber (UNB) kiinftig gemein-
samin einem jahrlichen Netzentwicklungsplan
den grundsétzlichen energiewirtschaftlichen
Bedarf fiir Hochstspannungsleitungen. Grund-
satzlich gilt dabei der Vorrang der Netzoptimie-
rung vor dem Netzausbau. Erst wenn alle ande-
ren Moglichkeiten ausgereizt sind, soll ein

Ausbau erfolgen.

In den Prozess der Bedarfsermittlung wird die
Offentlichkeit im Rahmen von insgesamt vier
Konsultationen eingebunden. Drei davon fiihrt

die Bundesnetzagentur durch, eine Konsultation
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erfolgt durch die Ubertragungsnetzbetreiber
selbst. Der unter Beteiligung einer breiten
Offentlichkeit erarbeitete Netzentwicklungs-
plan basiert auf einem 6ffentlich diskutierten
Szenariorahmen und wird von einem von der
Bundesnetzagentur erstellten und ebenfalls
konsultierten Umweltbericht begleitet. Die
beiden Dokumente bilden die Basis fir den
Entwurf eines Bundesbedarfsplans. Dieser wird
in einem parlamentarischen Verfahren vom
Bundesgesetzgeber erlassen und stellt den
vordringlichen Bedarf der darin enthaltenen

Vorhaben fest.

Die erste Konsultation betraf den Szenario-
rahmen und ist fur das Jahr 2011 bereits abge-
schlossen. Die Bundesnetzagentur hat darauf
aufbauend den energiewirtschaftlichen
Szenariorahmen genehmigt, den die UNB bei
der Erstellung des Netzentwicklungsplans

zugrunde legen werden.

Die Bundesnetzagentur ist sich der Verantwor-
tung, die ihr im Rahmen der Energierechts-
novelle zukommt, bewusst. Der Gesetzgeber
hat mit dem EnWG und dem NABEG der Agentur
neue Aufgaben zugewiesen, die es in moglichst
kurzer Zeit zu 16sen gilt. Organisatorisch sind

die Weichen dazu bereits gestellt.

Die Rolle der Bundesnetzagentur im Energie-
sektor wurde vom Gesetzgeber erweitert.
Erstmals fordert sie nicht mehr nur einen
schnelleren Ausbau der Energienetze auf der
Hoéchstspannungsebene, sondern beteiligt
sich aktivan der Umsetzung dieser ehrgeizigen
Ziele. Mit dem NABEG hat die Bundesnetz-
agentur die Kompetenz erhalten, Raum-
ordnungsverfahren durch eine sog. Bundes-
fachplanung zu ersetzen. Voraussetzung dafir

ist, dass die betreffenden Hochstspannungs-

leitungen Staats- oder Landergrenzen tiber-
schreiten. Gerade bei diesen Vorhaben kam es
in der Vergangenheit hdufig zu Problemen,
was u. a. daran liegt, dass sich die Genehmi-
gungspraxis der Bundeslander stark unter-
scheidet. Mit den neuen, bundeseinheitlichen
Verfahrensregeln und der Zustandigkeit fiir
zentrale Leitungsbauvorhaben kann es dagegen
kiinftig ein Genehmigungsverfahren aus einer
Hand geben. Diese Konzentration wird zu einer
deutlichen Beschleunigung des dringend

benoétigten Netzausbaus fithren.

Die Herausforderungen der Energiewende sind
groB - nur durch die konsequente Beschleuni-
gung aller Verfahrensschritte konnen die
ambitionierten Ziele der Bundesregierung
erreicht werden. Gelingen kann ein derart
groBes Vorhaben wie der deutschlandweite
Ausbau des Stromnetzes aber nur, wenn es von
der Gesellschaft mitgetragen wird. Die Erfah-
rungen aus vergangenen GrofBprojekten zeigen,
dass auch ein vollstdndig abgeschlossenes und
juristisch korrektes Planungsverfahren nicht
ausschlief3t, dass Teile der Gesellschaft allen
Bemiihungen um Akzeptanz und um bestmdog-
liche Berticksichtigung aller Interessen zum
Trotz gerichtlich und auBergerichtlich gegen

die Realisierung vorgehen.

Ein umfassender Konsens tiber einen Leitungs-
bau ist vermutlich niemals herzustellen - vor
allem nicht mit jenen, die direkt von BaumaB-
nahmen betroffen sein werden. Gleichwohl
zeigt die Diskussion mit vielen Biirgern und
organisierten Stakeholdern, dass der Netzaus-
bau akzeptiert werden kann, wenn Entschei-
dungen zur Notwendigkeit, zur Technik und

Trassenfiihrung nicht hinter verschlossenen
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Tilren getroffen, sondern in einem transparen-
ten Verfahren unter Beteiligung einer breiten

Offentlichkeit erarbeitet werden.

Im Rahmen des Netzausbaus setzt die Bundes-
netzagentur daher auf ein H6chstmaB an Infor-
mation und Kommunikation: Von Anfang an
sind gesellschaftliche Gruppen und interes-
sierte Biirger aufgerufen, sich einzubringen,
um an Lésungen mitzuarbeiten und diese dann
auch mittragen zu kénnen. Die Voraussetzungen
fiir ein Gelingen sind gut, denn die Zustimmung
zuden grundlegenden Zielen - dem Umstieg auf
erneuerbare Energien bei gleichbleibend hoher
Versorgungssicherheit und mit moglichst gerin-
gen Eingriffen in Natur, Landschaft und persén-

liches Eigentum - istin Deutschland groB.

Die Bundesnetzagentur ist damit verantwortlich
fur ein komplexes Thema, das die gesamte Gesell-
schaft betrifft und das zugleich zahlreiche Fragen
aufwirft. Dabeiist sie auf rege Beteiligung ange-
wiesen, um Anregungen, Einwendungen und
Kritik frithzeitig kennenzulernen. Die Beteili-
gungsmoglichkeiten haben bereits mit der oben
genannten Konsultation des Szenariorahmens
begonnen und setzen sich mit weiteren Beteili-
gungsrunden beim Netzentwicklungsplan, bei
der Bundesfachplanung und bei der Planfest-

stellung fort.

Die Bundesnetzagentur will die Offentlichkeit in
alle Prozessschritte einbeziehen und nicht mit
fertigen Planungen konfrontieren. Daher be-
schranken sich die Beteiligungsmoglichkeiten
auch nicht auf die gesetzlich vorgeschriebenen
Konsultationen. Sokénnen z. B.in einem ,,Technik-
dialog“ mit mehreren Veranstaltungen alle
Interessierten mit Fachleuten wichtige tech-
nische Fragen diskutieren, die die Zukunft der

Energietibertragung betreffen: Welche Speicher-
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moglichkeiten kénnten kiinftig eingesetzt
werden? Welche Méglichkeiten und welche
Anforderungen bringt die dezentrale Strom-
erzeugung mit sich? Welche Vor- und Nachteile
haben Erdkabel und Freileitungen? Als Ergebnis
werden alle Beteiligten auf transparente Weise
wichtige Informationen und Einschétzungen

erhalten.

Entscheidend fir die Akzeptanz des Themas
werden sicherlich auch die Umweltfolgen des
Netzausbaus sein. Daher plant die Bundesnetz-
agentur im Anschluss an den ,Technikdialog®
eine dhnliche Reihe, die sich den Umweltaspek-
ten widmet. Auch hier soll es darum gehen, die
kritischen Punkte von moglichst vielen Experten
und unter Beteiligung der interessierten Offent-
lichkeit zu beleuchten, um zu sachgerechten

Entscheidungen zu gelangen.

Fest steht, dass Umweltbelange im gesamten
Prozess des Netzausbaus einen hohen Stellen-
wert genieen. Dazu sind zwei Strategische
Umweltpriifungen (SUP) - fiir den Bundes-
bedarfsplan und im Rahmen der Bundesfach-

planung - gesetzlich vorgeschrieben.

Das Jahr 2011 hat zu entscheidenden Verbesse-
rungen bei der Versorgung mit leistungsfdhigem
Breitband gefiihrt. Dazu hat die Bundesnetz-
agentur mitihren marktgerechten Entschei-
dungen die Basis gelegt, die den Infrastruk-
turanbietern wettbewerbsfahige Angebote
ermoglicht. Im Strom- und Gasmarkt steht die
Bundesnetzagentur mit der Energiewende vom
Sommer 2011 vor Herausforderungen, die in ihrer
Bedeutung einen vergleichbar hohen Stellen-
wert haben wie die Aufgaben, die der Behorde
mit Beginn der Regulierung des Elektrizitats-

und Gasmarkts tibertragen worden sind.
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Verbraucherservice

Ein zentrales Anliegen der Bundesnetzagentur ist der Verbraucherschutz. Der Ver-

braucherservice war auch im Jahr 2011 wesentliche Anlaufstelle fiir Anfragen und

Beschwerden der Verbraucher in den Bereichen Telekommunikation, Energie, Post

und Eisenbahnen.

Im Jahr 2011 sind beim Verbraucherservice
der Bundesnetzagentur insgesamt 68.384
Anfragen und Beschwerden eingegangen. Die
Verbraucher suchten insbesondere den tele-
fonischen Kontakt (32.050 Anrufe). Die schrift-
liche Kontaktaufnahme erfolgte tiberwiegend
auf elektronischem Weg (27.742 E-Mails).

Die Mehrzahl der Anliegen betraf weiterhin
den Telekommunikationsbereich. Dessen
ungeachtet haben die von den Verbrauchern
an die Bundesnetzagentur herangetragenen
Streitigkeiten mit ihren Strom- oder Gasliefe-
ranten erheblich zugenommen. Allein im
Strombereich stieg das Beschwerdeaufkom-

men um 86 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

Thematische Aufteilung der Anfragen und
Beschwerden 2017’

28,3%

'~ 4,4%

—2,8%
62,9% \\
\0,1 %

Gesamtaufkommen: 68.384 1.5%

. Telekommunikation Post
. Elektrizitat . Gas
. Eisenbahnen Sonstiges

TELEKOMMUNIKATION

Erneut waren vertragsrechtliche Streitigkeiten
vorrangiger Gegenstand der Anfragen und
Beschwerden im Telekommunikationsbereich.
Dabei ging es iiberwiegend um den Abschluss,
die Erfiillung und die Beendigung von Tele-

kommunikationsvertrdgen. Daneben beanstan-

' Infolge der Umstellung des Systems fiir die Erfassung und Bearbeitung der Anfragen und Beschwerden Mitte 2011 kommt es zu Briichen in der
konkreten, themenbezogenen Zuordnung der Anliegen in den einzelnen Bereichen. Eine gesonderte Themendarstellung wie im Jahresbericht 2010

ist daher nicht moglich.
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deten die Verbraucher weiterhin in hoher Zahl
das Geschaftsgebaren und den Kundenservice
der Anbieter. Kritisiert wurde insbesondere der
Umgang der Unternehmen mit Kundenbeschwer-
den, auf die teilweise nicht oder - nach Ansicht
der Betroffenen - nur unzureichend reagiert

wurde.

Auch Einwendungen gegen die Telefon-
rechnung waren regelmafig Grund, mit dem
Verbraucherservice in Kontakt zu treten.
Einzelne Rechnungspositionen wurden dabei
iiberwiegend aufgrund von Unstimmigkeiten
dartiber beanstandet, ob ein kostenpflichtiges
Vertragsverhiltnis besteht. Uberwiegend sind
hiervon sog. Abonnementvertrége betroffen,
welche die Verbraucher im Internet abge-
schlossen haben. Daneben betraf ein GroBteil
der Rechnungsbeanstandungen Call-by-Call-
Verbindungen sowie die Inanspruchnahme
von Premium-SMS, die z. B. zum Kauf von Klin-
geltdonen an eine kurze fiinf- oder sechsstellige

Rufnummer versendet werden.

Den Verbraucherservice erreichten erneut viele
Beschwerden von Verbrauchern im Zusammen-
hang mit dem Wechsel des TK-Anbieters. Der
Wechsel erfolgte sowohl vom marktbeherr-
schenden Unternehmen zum Wettbewerber -
und zuriick - als auch von Wettbewerber zu
Wettbewerber. Hauptstreitpunkt war hier
insbesondere die verzogerte oder gar ver-
weigerte Portierung von Rufnummern.
Wiederholt traten Stérungen im Wechsel-
prozess insbesondere dann auf, wenn der
Kunde zunéachst selbst gekiindigt und anschlie-
Bend den einheitlichen Portierungs- und
Kindigungsauftrag iiber den neuen Anbieter
vornehmen lieB. Auch kleinere Fehler im
Portierungsantrag, z. B. Unstimmigkeiten in

den gemeldeten Adressdaten, verursachten

regelmaBig erhebliche Verzogerungen beim
Wechsel und hatten teilweise auch Versor-
gungsunterbrechungen zur Folge. Die Wechsel-
bereitschaft der Verbraucher ist ungeachtet der

Probleme auf konstant hohem Niveau.

Im Bereich der Nummerierung erreichten die
Bundesnetzagentur im Berichtsjahr vor allem
Anfragen und Beschwerden von Verbrauchern,
denen eine zehnstellige Rufnummer entzogen
wurde. Zuriickzufithren war der Entzug
darauf, dass die jeweiligen Anbieter bei den
urspriinglichen Zuteilungen die einzuhalten-
den Regelungen zur Rufnummernlédnge nicht
beachtet hatten. Den zweiten Schwerpunkt
bildeten Beschwerden der Verbraucher tiber
die kurzfristigen und nicht unerheblichen
Tarifdnderungen bei Internet-by-Call- und Call-

by-Call-Verbindungen.

Auch die sog. EU-Roaming-Verordnung war
im Berichtsjahr wieder Gegenstand von
Verbraucheranfragen. Im Fokus standen dabei
wie im Vorjahr Fragen zum Endkundenentgelt
desregulierten Eurotarifs bzw. SMS-Eurotarifs
sowie zum regulierten Vorleistungsentgelt der
Datenroamingdienste. Zu den Datenroaming-
diensten gingen zudem Fragen zu der im Jahr
2010 in Kraft getretenen Kostenbegrenzungs-
funktion ein. Einige Verbraucher beanstan-
deten dabei auch den fehlenden Erhalt der
Warn-SMS oder das nicht rechtzeitige Abschal-
ten des Datenroamings, nachdem der fest-

gelegte Hochstbetrag erreicht worden war.

Daruber hinaus wurden zum 1. Juli 2011 die
Vorleistungs- und die Endkundenentgelte fiir
Roaminggesprache sowie die Vorleistungsent-
gelte fur das Datenroaming weiter abgesenkt.
Auch hier wurde die Einhaltung der regulierten

Tarife von den Verbrauchern hinterfragt.
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Parallel zum Gesetzgebungsverfahren hat die
Bundesnetzagentur im Berichtsjahr begonnen,
mit einigen Marktakteuren den Stand der
Umsetzungsarbeiten zu erortern, die sich aus
den zu erwartenden Anderungen im Kunden-
schutzteil (Teil 3) des novellierten Telekommuni-
kationsgesetzes (TKG) ergeben. Auf diese Weise
kann die Bundesnetzagentur frihzeitig im
Markt ihre Vorstellungen hinsichtlich der
Anwendung der neuen Regeln kommunizieren
und - soweit erforderlich - Probleme erkennen
und lésen. Einzelne Verbraucher haben sich
bereits an den Verbraucherservice gewandt,
um sich tiber ihre neuen Kundenrechte,
insbesondere beim Anbieterwechsel, zu

informieren.

Im Jahr 2011 gingen beim Verbraucherservice
insgesamt 22.380 Anfragen und Beschwerden
ein. Im Vergleich zum Vorjahr ist damit das
Aufkommen um fast 75 Prozent gestiegen
(2010:12.801).

Ein wesentlicher Teil der Verbraucheranfragen
und -beschwerden im Elektrizitédts- und Gas-
bereich konzentrierte sich inhaltlich auf die
Energieabrechnung und damit verbundene
vertragliche Unstimmigkeiten. Bedingt durch
erhebliche Verzogerungen bei der Erstellung
von Jahres- und Schlussrechnungen, Unregel-
mafigkeiten bei der Guthabenerstattung und
Bonusauszahlung gegentiber den Kunden
sowie die facettenreichen und komplexen
Vertragsstrukturen, kam es zu einer hohen
Anzahlvon Anfragen und Beschwerden in

diesen Themenbereichen.

Mit der nationalen Umsetzung des Dritten

EU-Binnenmarktpakets im August 2011 wurden
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die Verbraucherrechte im Energiewirtschafts-
gesetz (ENWG) gestarkt. Insbesondere wurden
die Fristen fur die Energieabrechnung, die
Falligkeit und Hohe von Vorauszahlungen
sowie die Informationspflichten bei Vertrags-
anderungen gesetzlich geregelt. Es ist davon
auszugehen, dass dadurch zukiinftig Streitig-
keiten vermieden bzw. unverziiglich mit dem
Unternehmen gekldrt werden kénnen. Falls
der Einigungsversuch mit dem Unternehmen
erfolglos bleiben sollte, kann sich der Ver-
braucher mit seinem Anliegen seit dem

1. November 2011 zudem unmittelbar an die

Schlichtungsstelle Energie e. V. wenden.

Wie bereits in den letzten Jahren war auch im
Jahr 2011 aufgrund der zunehmenden Wechsel-
bereitschaft der Verbraucher eine hohe Zahl
von Beschwerden wegen Verzogerungen beim
Lieferantenwechsel zu verzeichnen. Vor dem
Hintergrund, dass der Lieferantenwechsel
zukunftig innerhalb von drei Wochen erfolgen
soll, bleibt abzuwarten, wie sich das Anfrage-
und Beschwerdeaufkommen entwickelt. Um die
erforderlichen IT-Prozesse einzufiihren, wurde
den Netzbetreibern und Energielieferanten eine
Umsetzungsfrist bis zum 1. April 2012 gewéhrt.
Insbesondere ab dem zweiten Quartal 2012
wird die Bundesnetzagentur den Markt intensiv
beobachten, um die Einhaltung der Regelungen

zu priifen.

Die Bundesnetzagentur hat im Berichtszeit-
raum ihr Engagement fir die Interessen der
Verbraucher im Rahmen ihrer Mitarbeit in den
Verbraucherschutz- und Endkundenmarkt-
Arbeitsgruppen des Verbands der europé-
ischen Energieregulierungsbehorden (CEER)
fortgesetzt. Der Verband definierte im Jahr 2011
dieregulatorischen Anforderungen an intelli-

gente Messeinrichtungen und stellte hierbei
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insbesondere die verbraucherrelevanten
Aspekte heraus. Zudem wurde ein Bench-
marking zur Rolle und Verantwortung der
Regulierungsbehodrden beim Schutz der
Verbraucherinteressen durchgefiihrt. Im
Rahmen der Zusammenarbeit mit der Euro-
pdischen Kommission (Generaldirektion
Gesundheit und Verbraucher) wurden Anfor-
derungen an eine Schlichtungsstelle im

Energiebereich definiert.

Das Aufkommen an Verbraucherbeschwerden
istim Postbereich im Vergleich zum Vorjahr
leicht gesunken. Insgesamt gingen hier im
Jahr 2011 bei der Bundesnetzagentur 1.924
Beschwerden ein. Hauptsdchlich wurden
Probleme bei der Auslieferung von Postsen-
dungen beklagt. Aufféllig war eine relativ hohe
Zahl von Beschwerden tiber Qualitdtsméngel
bei der Beférderung nachzuweisender Sen-
dungen und der Abwicklung von Nachnahme-
sendungen. Auch hinsichtlich verzogerter
oder ausgefallener Zustellungen von Post-
sendungen sowie Falschzustellungen und der
Nichtbeachtung von Nachsendeauftragen
gingen zahlreiche Beschwerden bei der

Bundesnetzagentur ein.

Mit der wachsenden Moglichkeit der Zustellung
von Paketen und Packchen tiber Packstationen
ist die Zahl der Beschwerden im Zusammen-
hang mit technischen Problemen bei der
Abholung aus diesen Einrichtungen angestie-
gen. Dariiber hinaus wurden beim Paketdienst
dierestriktive Beurteilung von Schadensféllen
durch die Deutsche Post AG (DP AG) und eine
damit einhergehende, wenig kundenorien-

tierte Schadensregulierung kritisiert.

Zum Themengebiet Eisenbahnen wurden nur
vereinzelt Beschwerden an den Verbraucher-
service herangetragen. Dabei beanstandeten
Verbraucher insbesondere Schwierigkeiten bei
der Durchsetzung der Fahrgastrechte sowie die
Tarifbedingungen. Hier wurde auf die Aufga-
ben der Bundesnetzagentur im Rahmen der

Eisenbahnregulierung hingewiesen.
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Universaldienst
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Universaldienstleistungen sind solche Dienste, die allgemein als unabdingbar angesehen

werden. Zurzeit erbringt die DT AG die im TKG definierten Universaldienstleistungen. Im

Postbereich werden die Universaldienstleistungen von einer Vielzahl von Marktteilneh-

mern erbracht. Die DP AG ist hierzu seit dem Jahr 2008 nicht mehr gesetzlich verpflichtet.

TELEKOMMUNIKATION

Der Anschluss an ein 6ffentliches Telefonnetz
und der Zugang zu 6ffentlichen Telefondiensten
bildeten im Berichtszeitraum die Schwerpunkt-
themen im Bereich Universaldienst. Hierzu
haben die Verbraucher 1.595 Anfragen und
Beschwerden im Rahmen der Grundversorgung

an die Bundesnetzagentur gerichtet.

In der jiingsten Vergangenheit hat die Bundes-
netzagentur festgestellt, dass Verbraucher
vermehrt mit zeitlichen Verzogerungen bei der
Bereitstellung von Neuanschliissen bzw. beim
Umbau von bestehenden Anschliissen rechnen
miissen. Zwar sieht das TKG keine festen Bereit-
stellungsfristen fiir die Grundversorgung mit
einem Teilnehmeranschluss vor, dennoch
belegen die Verbraucherbeschwerden, dass die
Grundversorgung vielfach nicht unverziiglich
hergestellt wird. Die Bundesnetzagentur hat
die Deutsche Telekom AG (DT AG) angehort und
konnte Verbesserungen in der Kundenbetreuung
erreichen. Sie wird die zukiinftige Entwicklung
genau beobachten und ggf. weitere Manahmen

ergreifen.

Die flachendeckende Bereitstellung von 6ffent-
lichen Minz- und Kartentelefonen ist ebenfalls
Bestandteil des Universaldienstes (vgl. § 78 Abs. 2
Nr. 4 TKG). Auch im Berichtszeitraum hat die
DT AG weitere unwirtschaftliche Standorte
benannt, die sie abbauen mochte. Zum Gesamt-
bestand an 6ffentlichen Telefonstellen siehe
Seite 71.

Der weitere Abbau von 6ffentlichen Miinz- und
Kartentelefonen kann von der DT AG zukiinftig
ohne Begrenzung durch weitere Abbaukon-
tingente fortgesetzt werden, sofern die lokalen
Entscheidungstrager dem Abbau zugestimmt
haben. Liegt diese Zustimmung nicht vor oder
wird diese zu einem spéteren Zeitpunkt wider-
rufen, istdas Unternehmen allerdings berech-
tigt, ein sog. Basistelefon zu installieren, um
die Universaldienstverpflichtung zu erfiillen.
Die Bundesnetzagentur wird den Riickbau-
prozess weiterhin verfolgen und hierzu die
kommunalen Spitzenverbénde und die DT AG

halbjéhrlich anhéren.

Auf die Frage, ob der Breitbandanschluss in
den Universaldienst einzubeziehen ist, hat die

Bundesnetzagentur im Rahmen ihres Tatig-
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keitsberichts 2010/2011 fiir den Telekommuni-
kationsbereich Stellung genommen. Die

von der Bundesnetzagentur vorgenomimene
Gesamtschau der sozialen, wirtschaftlichen
und technischen Entwicklungen sprach gegen
eine Erweiterung des Universaldienstumfangs
um den Breitbandanschluss. Nach Ansicht der
Bundesnetzagentur hat sich die Breitband-
versorgung innerhalb der vergangenen zwei-
einhalb Jahre insbesondere infolge der Breit-
bandstrategie der Bundesregierung sowie der
zunehmend funkbasierten Versorgung deut-

lich verbessert.

Auf Grundlage von Art. 87f GG werden die sog.
Universaldienstleistungen im Postbereich von
den auf dem Markt tdtigen Postdienstleistern
erbracht. Einzelheiten zu Umfang und Quali-
tatsvorgaben dieser Grundversorgung sind in
der Post-Universaldienstleistungsverordnung
(PUDLV) festgelegt. Der Universaldienst
umfasstim Wesentlichen die Beférderung von
Briefen, Paketen, Zeitungen und Zeitschriften
sowie das Betreiben von stationdren Einrich-
tungen (Filialen und Agenturen), in denen die
Brief- und die Paketbeférderungsleistungen
abgewickelt werden kénnen. Die PUDLV macht
auch Vorgaben zur Versorgungsdichte bei
Briefkésten sowie zu Beférderungslaufzeiten

fur Briefe und Pakete.

Der Bundesnetzagentur sind im Jahr 2011 keine
Tatsachen bekannt geworden, die auf eine
Nichterfiillung der gesetzlichen Vorgaben fiir
den Universaldienst schlieBen lassen. Messungen
beiden jahresdurchschnittlichen Beférderungs-
laufzeiten von Briefsendungen haben bestétigt,
dass die gesetzlichen Qualitdtsvorgaben

eingehalten wurden.

Auch die in der PUDLV vorgeschriebene
Gesamtzahl von 12.000 stationdren Einrich-
tungen wurde erreicht. Die Zahl ist im Berichts-
jahr zahlenmaBig sogar tiberschritten worden.
Grund dafir ist vor allem, dass eine Vielzahl
von Anbietern ihre Dienstleistungen in eigenen
Filialen anbieten, insbesondere im Bereich des
Paketdienstes. Die Vorgaben der PUDLV zu
stationdren Einrichtungen sind wettbewerbs-
neutral und lassen es zu, dass die Mindestzahl
der geforderten Einrichtungen von mehreren
voneinander unabhingigen Postdienstleistern
insgesamt bereitgestellt wird. Das Angebot an
stationdren Einrichtungen ist fiir die Kunden
deutlich hoher als in der PUDLV gefordert.
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Vermittlungsdienst fiir gehorlose

und horgeschadigte Menschen

Die Bundesnetzagentur hat im Berichtsjahr die Finanzierung des Vermittlungsdienstes

durch die TK-Unternehmen fur das Jahr 2012 sichergestellt. Der Vermittlungsdienst wird

bis Ende 2012 von der Tess GmbH bereitgestelit.

Zweck des Vermittlungsdienstes ist es, gehor-
losen und horgeschiddigten Menschen einen
gegentiiber anderen Nutzern gleichwertigen
Zugang zur ,Sprach“-Telefonie zu ermdoglichen,
so dass der barrierefreie telefonische Kontakt,
z.B.zu Familienangehorigen, Freunden, Arzten
und Behorden, gewéhrleistet ist. Hierfiir baut
der Gehorlose oder Horgeschadigte mit einem
PC entweder eine Video- oder Datenverbindung
zudem im Vermittlungsdienst bereitstehenden
Gebardensprach- bzw. Schriftdolmetscher auf,
der die empfangene Mitteilung dann dem
gewilinschten Gesprachsteilnehmer in Laut-
sprache iibersetzt. Danach tibermittelt er das
von diesem Gesagte wieder in Gebdrden- oder

Schriftsprache.

Grundsétzlich muss jeder Anbieter 6ffentlich
zugénglicher Telefondienste nach § 45 Abs. 2
Satz1TKG einen eigenen Vermittlungsdienst
fiir gehorlose und hérgeschidigte Menschen
bereitstellen oder hierfur einen Dritten im
Wege einer privatrechtlichen Vereinbarung
beauftragen. Bislang war es notig, dass die
Bundesnetzagentur die Bereitstellung des

Vermittlungsdienstes fiir gehorlose und

horgeschédigte Endnutzer ausschreibt und
dadurch eine branchenweite Losung sicher-
stellt. Bis Ende 2012 erbringt die Tess - Sign
& Script - Relay Dienste fiir horgeschéadigte
Menschen GmbH (Tess GmbH) den Ver-

mittlungsdienst.

Die Bundesnetzagentur hat fiir das Jahr 2012
die Finanzierung des Vermittlungsdienstes
sichergestellt. Hierfir wurde Ende 2011 die
Hohe der jeweils jahrlich von den zahlungs-
pflichtigen TK-Unternehmen zu entrichtenden

Sonderabgabe ermittelt und festgesetzt.

Weitere Informationen zum Vermittlungs-
dienst sind auf der Internetseite der Bundes-
netzagentur unter www.bundesnetzagentur.de

zu finden.
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Besondere Aufsicht

Im Jahr 2011 erreichten die Bundesnetzagentur wieder zahlreiche Beschwerden zur

missbrauchlichen Nutzung von Rufnummern und zu unerlaubter Telefonwerbung.

Eine starke Ausweitung der BuRgeldverfahren gegen unerlaubte Werbeanrufe sowie

das entschlossene Vorgehen der Bundesnetzagentur gegen Missbrauchsmodelle im

Bereich Telefon- und Fax-Spam haben jedoch zu einem spirbaren Riickgang bei

bestimmten Beschwerdethemen beigetragen.

Bei der Bundesnetzagentur gingen im Bereich
der Verfolgung des Rufnummernmissbrauchs
und der unerlaubten Telefonwerbung im Jahr
2011 insgesamt 116.291 schriftliche und telefoni-
sche Verbraucheranfragen und -beschwerden
ein. Erfreulicherweise waren die Beschwerde-
zahlen gegeniiber dem Vorjahr in den meisten
Aufgabenbereichen riickliufig. Dessen unge-
achtet hat sich die Zahl der Beschwerden in der
zweiten Jahreshalfte auf einem konstant hohen
Niveau gehalten. Die Verbraucher wandten
sich iberwiegend schriftlich an die Bundes-
netzagentur. Es kam zu insgesamt 25.047 tele-

fonischen Kontaktaufnahmen.

Ein Riickgang der schriftlichen Anfragen und
Beschwerden war insbesondere beim Telefon-
Spam zu verzeichnen. Bezogen auf die Gesamt-
zahlen aus dem Jahr 2010 ergibt sich fiir das
Jahr 2011 eine erhebliche Abnahme der

Beschwerdezahlen.

Ein Vergleich der schriftlichen Verbraucherbe-
schwerden und -anfragen im Bereich der uner-
laubten Telefonwerbung zeigt, dass im Jahr
2011 zwar deren Zahl im Vergleich zum Vorjahr
um Uber 30 Prozent gesunken ist. Seit April 2011
pendelte sich der Beschwerdeeingang aller-
dings relativ konstant auf einem nach wie vor
hohen Niveau ein. Der Beschwerderiickgang
ging mit einer Steigerung der Zahl der er6ffne-

ten Bu3geldverfahren einher.

BEKAMPFUNG DES
RUFNUMMERNMISSBRAUCHS

Uberblick

Im Bereich der Verfolgung von Rufnummern-
missbrauch gingen im Jahr 2011 insgesamt
40.618 schriftliche Beschwerden und Anfragen
ein. Im Vergleich zum Vorjahr ging die Zahl der
Anfragen und Beschwerden zwar um 26.644

zurick, liegt aber weiterhin auf einem hohen
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Niveau. Hinzu kamen 20.395 Beschwerden

iber Beldstigungen durch Anrufversuche.?

Schriftliche Beschwerden 2010-2011

__ Beschwerden

2010 20Mm

Inhaltlich verteilen sich die schriftlichen
Beschwerden und Anfragen auf folgende

Bereiche:

Schriftliche Beschwerden und Anfragen 2011

33,4%
'€

58,7% \\\ 6.3%
0.9%
07%

. Rufnummern-Spam Predictive Dialer

. PreisangabeverstéRe . Auskunftsverlangen

Sonstige Beschwerden

Invielen unter Rufnummern-Spam erfassten Fallen liegen auch Preis-
angabeverstoRe vor; diese wurden nicht zusatzlich unter der Kategorie
der PreisangabeverstoRe erfasst.
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Im Jahr 2011 hat die Bundesnetzagentur
insgesamt 2.163 Verwaltungsverfahren
eingeleitet, um Rufnummernmissbrauch zu

bekampfen.

Nach § 67 TKGist die Bundesnetzagentur
befugt, bei gesicherter Kenntnis einer miss-
briauchlichen Nutzung von Nummern
einzuschreiten, um insbesondere auch
praventiv weiteren Missbrauch zu verhindern.
Sie kann dabei Anordnungen und andere
geeignete MafBnahmen treffen, um die
Einhaltung gesetzlicher Vorschriften und
dervon ihr erteilten Bedingungen tiber die
Zuteilung von Nummern sicherzustellen.
Dazu ordnet die Bundesnetzagentur z. B. die
Abschaltung von Rufnummern an bzw.
entzieht missbréuchlich genutzte Rufnum-
mern. Im Berichtszeitraum hat die Bundesnetz-
agentur bei insgesamt 846 Rufnummern
derartige Abschaltungsanordnungen erlassen.
Dies entspricht einer Steigerung von tiber

36 Prozentim Vergleich zum Vorjahr.

Bei einer rechtswidrigen Nummernnutzung
kann die Bundesnetzagentur zudem gegen-
uber allen Rechnungserstellern ein sog.
Fakturierungs- und Inkassierungsverbot
aussprechen. Das Fakturierungsverbot hat
zur Folge, dass betroffenen Verbrauchern
bestimmte Betrdge nicht mehr in Rechnung
gestellt werden diirfen. Falls Verbraucher
bereits derartige Rechnungen erhalten haben,
greift das Verbot der Inkassierung. Die For-
derungen diirfen dann nicht mehr eingezogen

werden.

2 ImJahr2010 wurden die Beschwerden zu sog. Predictive Dialern noch im Rahmen der unerlaubten Telefonwerbung erfasst, ohne sie besonders
auszuweisen. Aus Griinden hoherer Transparenz und um dem hohen Beschwerdeaufkommen gerecht zu werden, wurden diese Beschwerden fur

das Jahr2011 getrennt erfasst und werden erstmals gesondert aufgefiihrt.
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Die Bundesnetzagentur hat im Jahr 2011
insgesamt zu 22 Rufnummern sowie zu

60 Produkt-IDs bzw. Artikel-/Leistungs-
nummern Rechnungslegungs- und Inkassie-
rungsverbote erlassen. Zudem wurde praventiv
allen deutschen Netzbetreibern untersagt,
vier auffdlligen Unternehmen sowie deren
etwaigen Rechtsnachfolgern zu erméglichen,
Forderungen, die bereits Gegenstand fritherer
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote
waren, mittels neuer Produkt-IDs bzw. Artikel-
Leistungsnummern abzurechnen. Die Unter-
sagung erstreckte sich auch auf andere
Unternehmen, sofern diese derartige Forde-
rungen ibernommen hatten. Im Berichtszeit-
raum hat die Bundesnetzagentur gegeniiber
einem Unternehmen, das gegen erlassene
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote
verstoBen hatte, ein Bu3geld in H6he von
260.000 Euro verhangt.

Um Verbraucher vor Rufnummernmissbrauch
zu schiitzen, kann die Bundesnetzagentur
dariiber hinaus missbrauchliche Geschéfts-
modelle untersagen. Im Jahr 2011 hat die
Bundesnetzagentur vier Mal derartige

Geschaftsmodelle untersagt.

Klagen gegen MaBBnahmen der Bundesnetz-
agentur im Bereich Rufnummernmissbrauch
sind auch im Jahr 2011 von den Verwaltungs-
gerichten durchgédngig zugunsten der Bundes-

netzagentur entschieden worden.

Rufnummernmissbrauch durch fehlerhafte
Preisangaben

Die Beschwerden zu VerstdBen gegen Preis-
angabevorschriften bezogen sich auch im
Jahr 2011 meist auf fehlende bzw. fehlerhafte
Preisangaben bei (0)900er-, (0)137er- oder

(0)180er-Rufnummern, hdufig im Zusammen-

hang mit deren Bewerbung auf Internetseiten,

in Printmedien oder im Fernsehen.

Es hat sich gezeigt, dass gerade bei der
Bewerbung von (0)180er-Rufnummern teil-
weise immer noch Unkenntnis tiber die im Jahr
2010 eingefiihrten neuen gesetzlichen Pflichten
zur Preisangabe bei diesen sog. Service-
Dienste-Rufnummern besteht. Oft wird die
Angabe der preislichen Obergrenze fiir Anrufe
aus dem Mobilfunknetz immer noch unvoll-
standig, fehlerhaft oder nicht den gesetzlichen
Regelungen entsprechend vorgenommen. Die
Bundesnetzagentur hat deshalb in einer Viel-
zahlvon Féllen erstmals auffallig gewordene
Unternehmen abgemahnt und tiber die gesetz-
lichen Preisangabepfilichten informiert. Je nach
Schwere der VerstoBe ordnete die Bundesnetz-
agentur aber auch die Abschaltung betroffener
Rufnummern an und leitete Ordnungswidrig-

keitenverfahren ein.

Bekampfung von Rufnummern-Spam

Bei dem groBten Teil der bei der Bundesnetz-
agentur eingehenden Beschwerden im Bereich
Rufnummernmissbrauch handelt es sich nach
wie vor um Félle von Rufnummern-Spam.
Hierunter fallen Telefon-, Fax- und E-Mail-
Spam. Betrug die Gesamtzahl der 2010
eingegangenen Beschwerden zu Rufnummern-
Spam noch insgesamt 55.778, so fiel diese im
Berichtszeitraum auf 35.829. Dies entspricht

einem Riickgang von uiber 35 Prozent.
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Schriftliche Beschwerden zu
Rufnummern-Spam 2010-2011

_ Beschwerden

2010 2011

Aufteilung der Beschwerden 2011

73,2% / 22,2%

( 4,6%

Rufnummern-Spam gesamt 35.829

. Spam lber Telefax
Telefon-Spam

™ e-mail-Spam

Im Bereich des Telefon-Spam setzte sich

der bereits im Vorjahr begonnene Trend des
massiven Riickgangs der Beschwerdezahlen
fort. Waren hierzu im Jahr 2010 noch tber
38.000 Beschwerden bei der Bundesnetz-
agentur eingegangen, so reduzierte sich die
Zahlim Jahr 2011 auf lediglich 7.940. Dabei
erwiesen sich insbesondere der parallele Erlass

von Abschaltungsanordnungen und Fakturie-
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rungs- und Inkassierungsverboten fiir
rechtswidrig genutzte Rufnummern als

wirkungsvoll.

Bereitsim Jahr 2010 waren die Beschwerde-
zahlen im Bereich Fax-Spam zum Teil deutlich
angestiegen. Dieser Anstieg hat sich im Jahr
2011 noch einmal verstarkt. Insgesamt erhdhte
sich das Beschwerdeaufkommen im Vergleich
zum Vorjahr um ca. 65 Prozent. Mit 26.229
Beschwerden hatte der Bereich Fax-Spam im
Jahr 2011 einen Anteil von rund 73 Prozent am
Beschwerdeaufkommen zum Rufnummern-
Spam und loste damit die noch im Vorjahr
dominierende Kategorie des Telefon-Spam

als Beschwerdeschwerpunkt ab.

Die zum Fax-Spam eingegangenen Beschwerden
betrafen iiberwiegend geografische oder
ausldndische Rufnummern. Der Beschwerde-
anstiegist nicht zuletzt darauf zuriickzu-
fihren, dass das Oberverwaltungsgericht fiir
das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) im
August 2010 in einer Entscheidung die Recht-
maéBigkeit der Abschaltung von geografischen
Rufnummern im Bereich Fax-Spam unter
bestimmten Voraussetzungen infrage

gestellt hat.

Aufgrund der hohen Beschwerdezahlen ging
die Bundesnetzagentur im Jahresverlauf 2011
jedoch wieder mit zahlreichen Abschaltungs-
anordnungen der beworbenen nationalen
Rufnummern sowie mit Geschédftsmodell-
untersagungen an die beteiligten Versender
der Faxe gegen derartigen Spam vor. In besonders
extremen Féllen, in denen Rufnummerninhaber
bereits mehrfach wegen Fax-Spam aufféllig
geworden waren, ordnete die Bundesnetzagentur
im Jahr 2011 auch die Abschaltung von Stamm-

nummern von Nebenstellenanlagen an.
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Dadurch wurde die Nutzung einer Vielzahl von
Rufnummern zur Versendung von Spam-Faxen

unterbunden.

Durch das Vorgehen der Bundesnetzagentur ist
esin der zweiten Jahreshélfte 2011 im Bereich
des Fax-Spam zu einem deutlichen Riickgang
des Beschwerdeaufkommens (35 Prozent

gegentuiber dem ersten Halbjahr) gekommen.

Predictive Dialer

Beschwerden tiber sog. Predictive Dialer
betreffen in der Regel Beldstigungen durch
zahlreiche Anrufversuche bei den Verbrauchern.
Unter diese Kategorie fallen im Jahr 2011 ins-
gesamt 20.395 Beschwerden. Dabei handelt es
sich um Beschwerden, in denen Verbraucher
schildern, regelméaBig, Giber einen langeren
Zeitraum hinweg Anrufe von einer Rufnummer
erhalten zu haben. Nach der Entgegennahme
des Anrufs meldete sich auf Anruferseite nie-
mand oder es wurde sofort aufgelegt. Teilweise
endeten die Anrufversuche auch nach mehr-
maligem Klingeln. Ein Gespriach mit dem An-
rufer kam regelméBig nicht zustande. Die
betroffenen Verbraucher empfanden diese

Anrufe als extrem beldstigend.

Bei den geschilderten Anrufen handelt es
sich in der Regel um Anrufversuche von
Callcentern, die zur Anwahl von Gespréchs-
teilnehmern ein computergestiitztes Anwéahl-
programm, den Predictive Dialer, einsetzen.
Diese Programme werden insbesondere zur
Arbeits- und Auslastungsoptimierung beim
systematischen Anruf von Rufnummern
eingesetzt. Dabei werden regelméBig mehr
Anschlisse potenzieller Gesprachsteilnehmer
angewahlt, als tatsdchlich Mitarbeiter des
Callcenters zur Beantwortung zur Verfigung

stehen. Sobald der erste der Angerufenen das

Gesprach entgegennimmt, werden die anderen
laufenden Anrufe abgebrochen. Die vom Ver-
bindungsabbruch betroffenen Rufnummern
werden zu einem spéteren Zeitpunkt erneut
angewahlt. Beim Einsatz eines Predictive
Dialer soll grundsétzlich kein Riickruf der im
Telefondisplay angezeigten Rufnummer
provoziert werden, sondern tatsidchlich ein
Telefongesprach mit einem Mitarbeiter eines

Callcenters aufgebaut werden.

Weder ist der Einsatz eines solchen Predictive
Dialer gesetzlich untersagt, noch gibt es gesetz-
liche Vorgaben zum Anrufverhalten von Call-
centern. ,,Aggressiv“ konfigurierte Predictive
Dialer kénnen jedoch bereits aufgrund der
Anzahl und der Umsténde der Anrufversuche
(Uhrzeit, Anwahlintervalle etc.) zu einer
unangemessenen Beldstigung der Angerufenen
fiihren. Die Bundesnetzagentur vertritt die
Auffassung, dass die Anrufversuche, ohne dass
es auf den mutmaBslichen Inhalt des beabsich-
tigten Gespréchs ankédme, insbesondere einen
VerstoB3 gegen § 7 Abs.1Satz1des Gesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)
darstellen, sofern darin eine unzumutbare
Beldstigung besteht. Ob ein konkretes Anwéahl-
verhalten eine unzumutbare Beldstigung
darstellt, muss im Einzelfall geprift werden.
Die Bewertung, ob eine unzumutbare Beldsti-
gung vorliegt oder nicht, ist in rechtlicher wie
tatsdchlicher Hinsicht komplex. Eine unzumut-
bare Beldstigung kann u. U. auch dann gegeben
sein, wenn der Angerufene zuvor wirksam in
Telefonwerbung eingewilligt hat. Sofern das
Anrufverhalten eines Callcenters zu einer
unzumutbaren Beldstigung der Verbraucher
fiihrt, kann die Bundesnetzagentur nach
entsprechender Einzelfallpriifung ein Ver-
waltungsverfahren einleiten und verbraucher-

schiitzende MaBnahmen erlassen, z. B. die
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Abschaltung der betroffenen Rufnummer

anordnen.

Nach Abschluss erster Verwaltungsverfahren
inden Jahren 2009 und 2010 hat die Bundes-
netzagentur wiederholt mit Branchenver-
tretern und Verbdnden den Einsatz und die
Konfiguration von automatischen Anwahl-
hilfen in Callcentern besprochen, um die
Verbraucher vor derartigen Beldstigungen zu
schiitzen. Die Branche hat die Gesprache zum
Anlass genommen, selbst Regeln zum Einsatz
dieser Anwahlhilfen aufzustellen und deren
Umsetzung zu kontrollieren. Dabei werden z. B.
umfangreiche Konfigurationsdaten definiert.
Zudem sind die Unternehmen u. a. aufgefordert,
lediglich innerhalb bestimmter Uhrzeiten
anzurufen. Die Bundesnetzagentur beobachtet
laufend, inwiefern die Selbstregulierung des
Markts zu einem spiirbaren Riickgang der

Beldstigungen und der Beschwerden fiihrt.

Aufgrund der Komplexitdt der rechtlichen
Bewertung der Beschwerden wurden betroffene
Verbraucher im Jahr 2011 nochmals besonders
uber die zugrunde liegende Thematik aufge-
klart. Zudem wurde ein Fragebogen entwickelt,
mit dem weitere, fiir die Bewertung des Sach-
verhalts erforderliche Informationen abgefragt
werden konnen. In diesem Zusammenhang
wurden im Berichtsjahr tiber 8.000 Verbraucher
nochmals angeschrieben und um weitere
ausfiihrliche Informationen zum konkreten

Ablauf der Anrufversuche gebeten.

Die so gewonnenen Informationen fiithrten
dazu, dass Ermittlungen zu 33 Rufnummern
eingeleitet und entsprechende Verwaltungs-
verfahren gegen Zuteilungsnehmer und
Rufnummernnutzer eroffnet wurden. Darauf-

hin wurden zahlreiche Rufnummern durch die
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Zuteilungsnehmer selbst deaktiviert oder an
die Bundesnetzagentur zuriickgegeben. Teil-
weise erfolgten Abmahnungen, einige Verfah-

rendauern noch an.

Ausgewdhlte Verfahren

Vorgehen gegen auslandische Rufnummern
auf Spam-Faxen

Die Bundesnetzagentur istim Jahr 2011 in
einem Musterverfahren gegen die Zusendung
von als ,Swiss Money Report“ bezeichneten
Spam-Faxen vorgegangen. Beim ,,Swiss Money
Report“ handelt es sich um einen Fax-News-
letter mit Borseninformationen, der teilweise
mehrmals wochentlich versandt wurde. Inhalt
der Werbefaxe war stets eine Kaufempfehlung
fiir eine bestimmte Aktie. Als Kontaktruf-
nummern waren stets ausldndische Rufnum-
mern angegeben. Die Zusendung der Faxe
erfolgte hdufig zur Nachtzeit, so dass insbe-
sondere Verbraucher, die nur eine Leitung fiir
Telefon und Faxgeradt nutzen, durch das Klin-

geln massiv beldstigt wurden.

Im Rahmen des Verfahrens wurden erstmals
alle deutschen Netzbetreiber aufgefordert,
soweit es ihnen technisch mdglich ist, ein-
gehende Verbindungen sowie die Erreichbar-
keitvon insgesamt sechs auf den Faxen ange-
gebenen ausldndischen Rufnummern zu
unterbinden. Die Mehrheit der Netzbetreiber
hat daraufhin sowohl die eingehenden Verbin-
dungen von den benannten ausldndischen
Rufnummern als auch deren Erreichbarkeit

unterbunden.

Vor Erlass dieser neuartigen MaBnahme hatte
die Bundesnetzagentur eine Untersuchung
durchgefiihrt, ob eine solche Anordnung tiber-
haupt technisch umsetzbar ist. Aufgrund der

dabei gewonnenen Erkenntnisse konnte die
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Bundesnetzagentur dann die netzseitige
Sperrung von Auslandsrufnummern anordnen.
Hierdurch wurden Verbraucher erstmals vor
der massiven Beldstigung durch derartige
Werbefaxe mit Auslandsbezug unmittelbar

geschiutzt.

Im Vorfeld unternommene Versuche, in
Zusammenarbeit mit verschiedenen auslan-
dischen Regulierungsbehoérden die Urheber
der Faxsendungen zu ermitteln und die
massenhafte Versendung der unverlangten
Werbefaxe zu unterbinden, waren erfolglos
geblieben. Auch die Riicksendung eines Fax
sowie die Versendung einer E-Mail an die
angegebene Kontaktadresse mit der Angabe,
keine weiteren Faxe erhalten zu wollen, hatte
nach Angaben der betroffenen Verbraucher

keinen Erfolg gebracht. Der Fax-Newsletter

wurde weiterhin in hoher Stiickzahl zugesandt.

Die Problematik des Falls lag darin, dass die
Vorschriften des TKG der Bundesnetzagentur
in erster Linie nur ein Einschreiten bei rechts-
widrig genutzten nationalen Rufnummern
ermoglichen. Hier kann die Bundesnetzagentur
u. a. gegeniiber dem Netzbetreiber, in dessen
Netz diese Rufnummer geschaltet ist, die
Abschaltung der Rufnummer anordnen.
Gegentuber ausldandischen Netzbetreibern ist

dies jedoch nicht méglich.

Bundesverfassungsgericht entscheidet
iiber 11861

Die Bundesnetzagentur hatte im Dezember
2010 die Abschaltung der Auskunftsdienste-
rufnummer 11861 wegen Verst68en gegen die
Preisansagepflicht vor einer Weitervermitt-
lung gemas § 66b Abs. 3 TKG sowie gegen die
Preisangabepflicht geméB § 66a TKG ange-

ordnet. Zu der Anordnung war es nach zahl-

reichen Beschwerden von Verbrauchern und
umfangreichen Ermittlungen durch die

Bundesnetzagentur gekommen.

Gegen den Abschaltungsbescheid legte der
betroffene Betreiber des Auskunftsdienstes
Widerspruch ein. Er beantragte zudem im
Rahmen eines Eilverfahrens die Anordnung
der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs. Dieser Antrag wurde sowohl durch
Beschluss des VG Koln als auch der Nachfolge-
instanz, des OVG NRW, in den wesentlichen

Punkten zuriickgewiesen.

Hiergegen wandte sich der Auskunftsdienste-
betreiber mit einer Verfassungsbeschwerde an
das Bundesverfassungsgericht und beantragte
den Erlass einer einstweiligen Anordnung. Das
Gericht lehnte mit Beschluss vom 24. August
2011 den Antrag ab und nahm die Verfassungs-

beschwerde nicht zur Entscheidung an.

Die Bundesnetzagentur wies anschliefend den
Widerspruch in den tiberwiegenden Punkten
zurtick. Eine Hauptsacheentscheidung des
VG Kéln iiber die nunmehr eingelegte Anfech-
tungsklage des Auskunftsdienstebetreibers

gegen den Widerspruchsbescheid steht noch aus.

Vorgehen gegen unerlaubt beworbene
Gewinnspieleintrags- und sonstige Dienste
Die Bundesnetzagentur hat in den Monaten
Dezember 2010 bis Februar 2011 verschiedene
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote
fiur bestimmte Forderungen verhéngt, die
durch die telomax GmbH fiir Drittfirmen
geltend gemacht worden waren. Bei diesen
Drittfirmen handelte es sich um Gewinn-
spieleintragsdienste, die z. B. unter dem Namen
~win-finder.com”“ und ,,gluecksfinder.net”

auftraten. Vorausgegangen waren unerlaubte
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Werbeanrufe, in denen angeblich Vertrédge
uber die Teilnahme an den Gewinnspielein-
tragsdiensten mit entsprechenden Kosten fiir

die Betroffenen zustande gekommen waren.

Abgerechnet wurden die Forderungen im
Zusammenhang mit diesen Eintragsdiensten
uber die Telefonrechnungen der betroffenen
Verbraucher mittels sog. Produkt-IDs bzw.
Artikel-[Leistungsnummern. Insgesamt ver-
fiigte die Bundesnetzagentur im genannten
Zeitraum Rechnungslegungs- und Inkassie-
rungsverbote zu 54 Produkt-IDs bzw. Artikel-/
Leistungsnummern, wobei Verbote zu 45
dieser Produkt-IDs bzw. Artikel-/Leistungs-
nummern priaventiv verhdngt wurden, um
eine Abrechnung iiber diese von vornherein zu
unterbinden. So konnte die Abrechnung eines

mehrfachen Millionenbetrags gestoppt werden.

Gegen die Rechnungslegungs- und Inkassie-
rungsverbote aus den Monaten Dezember 2010
und Januar 2011 zu zwei der Produkt-IDs
bzw. Artikel-/Leistungsnummern hatten die
telomax GmbH und ein betroffener Dritt-
anbieter einen Eilantrag beim VG Koéln gestellt.
Sowohl das VG Kéln als auch, in zweiter Instanz,
das OVG NRW bestéatigten die entsprechenden
Bescheide der Bundesnetzagentur und lehnten
die Antriage auf Anordnung der aufschiebenden

Wirkung des Widerspruchs ab.

Im Laufe des Jahres 2011 traten noch weitere
Unternehmen mit §hnlichen Geschaftsmodellen
in Erscheinung. Die Bundesnetzagentur
erhieltzahlreiche Beschwerden betroffener
Verbraucher. Aufgrund dieser Beschwerden
verhdngte sie im August 2011 ein Verbot der
Rechnungslegung und Inkassierung fur
Forderungen tiber einen telefonischen

Auskunfts- und Recherchedienst fiir Senioren
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(-Senioren Info Service®). Diese Forderungen
wurden auch auf den Telefonrechnungen der
betroffenen Verbraucher mittels einer Produkt-
ID geltend gemacht. Zuvor war dieser Dienst
rechtswidrig telefonisch mittels einer Band-

ansage beworben worden.

Im November 2011 ergingen dariiber hinaus
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote
zu finf Produkt-IDs, unter denen ein Gewinn-
spieleintragsdienst abgerechnet wurde.
Vorausgegangen waren auch hier unverlangte
Werbeanrufe bei den betroffenen Verbrauchern,
indenen ihnen von Callcenter-Mitarbeitern ein
Gratis-Tankgutschein angeboten worden war,
fir dessen Aktivierung sie eine (0)800er-Ruf-
nummer zuriickrufen sollten. Bei Riickruf
ertdnte eine Bandansage, die den Anrufer
aufforderte, per Tastendruck den Gutschein zu
aktivieren, wobei zugleich die Anmeldung fir
einen kostenpflichtigen Gewinnspieleintrags-

dienst erfolgte.

Die beschriebenen Geschiftsmodelle wurden
von der Polizei zum Anlass genommen,
umfangreiche Ermittlungen wegen des
Verdachts auf bandenmaBigen und gewerbs-
maéfBigen Betrug einzuleiten. Im Rahmen
dieses Verfahrens wurden Anfang 2012
insgesamt 64 Durchsuchungsbeschliisse voll-
streckt sowie acht Personen festgenommen
und dem Haftrichter vorgefiihrt. An diesen
Durchsuchungen waren 1.000 Polizeibeamte

und zehn Staatsanwalte beteiligt.

Ordnungswidrigkeitenverfahren und
Abgaben nach § 67 Abs. 3 TKG

Im Berichtszeitraum hat die Bundesnetz-
agentur wegen der Verletzung von Preis-
angabe- und Preisansagepflichten vier

BuBgeldverfahren eingeleitet. Betroffen



VERBRAUCHERSCHUTZ UND VERBRAUCHERSERVICE | BESONDERE AUFSICHT 33

waren zwei Rufnummern des (0)900er-,
eine des (0)180er- sowie eine des (0)137er-Ruf-
nummernbereichs. Es wurden zwei BuB3geld-
bescheide erlassen, die aber noch nicht

rechtskraftig sind.

Nationale und internationale Zusammen-
arbeit im Bereich Rufnummernmissbrauchs-
bekampfung

Auf nationaler Ebene fand auch im Jahr 2011 ein
umfangreicher Informations- und Meinungs-
austausch in zahlreichen Gesprachen mit
Vertretern unterschiedlicher Verbédnde und
Gremien statt. Die Evaluierung und Novellie-
rung des TKG loste zahlreiche Riickfragen aus.
Auch die gute Zusammenarbeit mit den
Verbraucherzentralen wurde im Jahr 2011

fortgefiihrt.

Die Bundesnetzagentur arbeitet in inter-
nationalen Gremien wie dem Electronic
Communications Committee (ECC), dem
Contact Network of Spam Authorities (CNSA)
und dem International Audiotex Regulators
Network (IARN) mit anderen Regulierungs-
behorden eng zusammen. Hierbei erfolgt ein
regelmaBiger Austausch tiber Missbrauchs-
methoden, iiber international rechtswidrig
handelnde Unternehmen und Strategien der
Missbrauchsbekdmpfung. Daneben wird in
einzelnen Verwaltungsverfahren bei Sachver-
halten mit Auslandsbezug durch die Bundes-
netzagentur regelmaBig gepriift, ob und
inwieweit auslandische Behoérden und Organi-
sationen helfen kénnen. Insbesondere im
Bereich Fax-Spam wurde im Jahr 2011 die
bilaterale Zusammenarbeit mit verschiedenen

européaischen Regulierungsbehérden wegen

des Problems der gestiegenen rechtswidrigen

Nutzung von Auslandsrufnummern intensiviert.

Unerlaubte Telefonwerbung und die Unter-
driickung der Rufnummernanzeige bei Werbe-
anrufen stellen seit dem 4. August 2009
Ordnungswidrigkeiten dar. Im Jahr 2011
erreichten die Bundesnetzagentur hierzu
30.231schriftliche Verbraucherbeschwerden.?
Im Vergleich zum Vorjahr (2010: 43.505; ohne
Predictive Dialer) ergibt sich ein deutlicher
Beschwerdertickgang. Zurtiickzufiihren ist der
Riickgang auf die von der Bundesnetzagentur
verhdngten hohen Bu3gelder und die damit

einhergehende Marktsensibilisierung.

Fallkonstellationen, in denen Verbraucher
unverlangte Anrufe erhielten, in denen ihnen
in einer Bandansage ein Gewinn versprochen
wurde, Werbeanrufe unter Verwendung einer
Bandansage sowie Beschwerden zu Predictive
Dialern sind in diesen Zahlen nicht enthalten.
In derartigen Féllen liegt eine Beschwerde
wegen rechtswidriger Rufnummernnutzung
unter Versto3 gegen § 7 Abs.1und Abs. 2Nr. 3
UWG vor, die mit MaBnahmen zur Bekdmpfung
von Rufnummernmissbrauch, z. B. Abmah-
nungen, Abschaltung der Rufnummern,
verfolgt wurde. Gegenstand von Bu3geldver-
fahren wegen unerlaubter Telefonwerbung,
sog. Cold Calls, sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 21i. V. m.
§ 20 UWG hingegen nur Anrufe natiirlicher

Personen.

3 Beschwerden zu Predictive Dialern werden fir das Jahr 2011im Rahmen der Zahlen zum Rufnummernmissbrauch erfasst.
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Ordnungswidrigkeitenverfahren

Nachdem bereits in den Jahren 2009 und 2010
zahlreiche Ermittlungen eingeleitet und erste
BuBgeldverfahren gefihrt worden waren,
konnte die Zahl der BuB3geldverfahren nach
erfolgreichem Abschluss besonders umfang-
reicher Ermittlungen im Jahr 2011 erheblich
gesteigert werden. Insgesamt wurden im Jahr
2011in 64 Verfahren Bu3gelder in einer Gesamt-
héhe von tiber 8.400.000 Euro verhdngt. Betroffen
waren neben den beteiligten Callcentern
auftraggebende Unternehmen, insbesondere
aus den Bereichen Medien, Telekommuni-
kation, Lebensmittel, Versicherungen und

Finanzen.

Allein gegen ein Unternehmen sind im Rahmen
eines GroBverfahrens GeldbuB3en in Héhe von
insgesamt1.420.000 Euro verhdngt worden.
Das Unternehmen hatte Auftrdge an eine Viel-
zahl von Callcentern vergeben. Gegen zehn
Callcenter, die direkt von dem Unternehmen
beauftragt oder unterbeauftragt waren, ergingen
zusatzlich BuBgeldbescheide in einer Gesamt-
hohe von 1.164.000 Euro. Das Unternehmen
ubermittelte an die Callcenter hunderttausende
Datensétze von Verbrauchern. So hatte es fur
eine ca. vier Monate laufende Werbekampagne
an eines der Callcenter alleine 370.000 Daten-
satze geliefert. Keine der im Zuge von Anhérun-
gen des Unternehmens oder der beauftragten
Callcenter vorgelegten Einwilligungen der
Verbraucher war rechtswirksam. Das Unter-
nehmen hatte diese zum grof3en Teil bei einem
Datenhéndler eingekauft. Es handelte sich um
unzulédssige Generaleinwilligungen, die zudem

bis zu zehn Jahre alt waren.

Auchin anderen Verfahren ist deutlich geworden,
dass die Vorlage wirksamer Einwilligungen der

Angerufenen in die Werbeanrufe fiir die
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Betroffenen ein Problem darstellt. Sowohl die
Adressdaten der Angerufenen als auch deren
vermeintliche Einwilligungen werden sehr
hiufig von Datenhéndlern bezogen. Die in
diesen Fillen vorgelegten Einwilligungen in
die Telefonwerbung geniigten in der Regel
nichtden Anforderungen des Gesetzes sowie
der Rechtsprechung. Insofern hat die Bundes-
netzagentur sie auch nicht als rechtswirksam

erachtet.

Die Wirksamkeit der Einwilligungen scheitert
héufig am Erfordernis der Ausdriicklichkeit der
Einwilligung. Diese erfordert u. a., dass die
Einwilligungen der angerufenen Verbraucher
konkret fiir die Bewerbung des jeweiligen
Produkts, der jeweiligen Dienstleistung und/
oder des jeweiligen Unternehmens erteilt
wurden. Pauschale Einwilligungen in Werbe-
anrufe fur eine Vielzahl an Produkten und
Dienstleistungen sowie fiir Unternehmen aus
unterschiedlichen Branchen, wie sie hdufig von
Datenhdndlern zusammen mit Adressdaten
verkauft werden, reichen aus Sicht der Bundes-

netzagentur nicht aus.

Im weit iberwiegenden Teil aller Verfahren
ist Einspruch bei der Bundesnetzagentur
eingelegt worden. Gibt diese dem Einspruch
nicht statt, wird das Bu3geldverfahren iiber
die Staatsanwaltschaft an das zusténdige
Amtsgericht abgegeben. Die dann folgende
Hauptverhandlung bringt eine erhebliche
Verldngerung der Verfahrensdauer mit sich.
Im Jahr 2011 sind 17 Verfahren rechtskréftig

abgeschlossen worden.

Strafrechtlich relevante Telefonanrufe
Eine Vielzahl der im Bereich der unerlaubten
Telefonwerbung eingegangenen Beschwerden

betraf erneut strafrechtlich relevante Sach-
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verhalte, fiir deren Verfolgung ausschlieBlich
die Strafverfolgungsbehoérden zustandig sind.
Hierbei handelte es sich insbesondere um
sog. Phishing-Anrufe. Bei Phishing-Anrufen
wird versucht, unter Vorspiegelung falscher
Tatsachen die Kontodaten der Angerufenen in
Erfahrung zu bringen, um Abbuchungen
vornehmen zu kdénnen. Dies geschieht haufig,
indem den Angerufenen in den Gesprachen
unterstellt wird, sie hitten Gewinnspiel-
abonnements abgeschlossen und es miissten,
um einen vermeintlichen Vertrag kiindigen zu

konnen, ihre Kontodaten abgeglichen werden.

In solchen Féllen, in denen auch der Verdacht
von Straftaten gegeben ist, sind die jeweiligen
Strafverfolgungsbehoérden vorrangig zustandig.
Entsprechende Ermittlungsergebnisse werden
von der Bundesnetzagentur an die zustdndigen
Staatsanwaltschaften abgegeben. Im Jahr 2011
wurden 79 Vorgdnge und Ermittlungen,
denen ca. 8.500 Anzeigen von Verbrauchern

zugrunde lagen, entsprechend weitergeleitet.

Die Bundesnetzagentur hat betroffenen
Verbrauchern zudem regelmaéBig eindringlich
empfohlen, sorgféltig mit persénlichen Daten
(Rufnummern und sonstigen Kontaktdaten,
aber insbesondere auch Kontoverbindungs-
daten) umzugehen. Diese sollten nur im
Bedarfsfall an seridse Vertragspartner bzw.
Firmen weitergegeben werden. Auch Konto-
bewegungen sollten sorgféltig beobachtet und
gepriift werden. Liegen Anhaltspunkte fiir ein
strafbares Verhalten vor, sollten Betroffene die

Polizei oder Staatsanwaltschaft informieren.

Telefonanrufe ,,im Namen der
Bundesnetzagentur*
Seit Anfang 2011 gingen bei der Bundes-

netzagentur vermehrt Beschwerden von
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Verbrauchern iiber unverlangte Anrufe ein, in
denen sich der Anrufer fdlschlicherweise als
Mitarbeiter der Bundesnetzagentur vorgestellt
hatte. Wahrend dieser angeblich im Auftrag
der Bundesnetzagentur gefithrten Anrufe
wurden Zeitschriftenabonnements oder die
kostenpflichtige Léschung persénlicher Daten
der Verbraucher fiir angeblich abgeschlossene

Gewinnspiele angeboten.

Die Bundesnetzagentur hat deshalb im
Berichtszeitraum darauf hingewiesen, dass
sie selbst keine Werbeanrufe bei Verbrauchern
durchfihrt und auch keinen Dritten damit
beauftragt. Mit der Nennung der Bundesnetz-
agentur als Auftraggeber sollte offenbar der
Anschein von Seriositat erweckt werden. Dabei
stellen derartige Anrufe regelméaBig straf-
rechtlich relevante Sachverhalte dar. Oftmals
handelt es sich um eine Form von Phishing-
Anrufen. Die Bundesnetzagentur hat wegen

dieser Anrufe Strafanzeige erstattet.

Einen wichtigen Beitrag zum Verbraucher-
schutz leistet der Prif- und Messdienst (PMD)
der Bundesnetzagentur. Die Sicherstellung
einer effizienten und stérungsfreien Nutzung
des Frequenzspektrums sowie der elektro-
magnetischen Umweltvertréaglichkeit (EMVU)
ist eine bundesweite Schwerpunktaufgabe des
PMD. Um diese Aufgabe wahrnehmen zu
kénnen, verfigt der PMD tiber modernste
stationdre und mobile Messtechnik und ist an
vielen Stellen in der Bundesrepublik prasent.
Unter den vielfdltigen und umfangreichen
Priif- und Messaktivitdten sind die Beseitigung
funktechnischer Stérungen, die Prifung von
Frequenznutzungen, die Marktaufsicht,

Messungen zur EMVU und die Ermittlung von
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Frequenznutzungen ohne Zuteilung hervor-
zuheben. Ein Teil dieser Aufgaben ist nur noch
im Rahmen internationaler Zusammenarbeit

sinnvoll zu bewéltigen.

Storungsbearbeitung

Die Aufkldrung von elektromagnetischen und
funktechnischen Stérungen (Stérungsbear-
beitung) ist nach wie vor eine Schwerpunkt-
aufgabe des PMD. Dies umfasst insbesondere
auch sicherheitsrelevante Funkdienste und
-anwendungen der Luftfahrt, der Behérden
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben
(BOS) oder anderer offentlicher Bedarfstréager.
Zur Ermittlung inldndischer als auch auslan-
discher Stérquellen kommen abhdngig vom
jeweiligen Stoérungsfall neben stationdren
Mess- und Peilstationen auch universell
ausgestattete Funkmessfahrzeuge sowie

verschiedene Spezialfahrzeuge zum Einsatz.

Insgesamt waren im Jahr 2011 ca. 7.000 Auf3en-
diensteinsétze fiir die Stérungsbearbeitung
erforderlich. Einen besonderen Schwerpunkt
bildete die Stérungsbearbeitung bei sicherheits-
relevanten Funkdiensten, allein im Bereich des
Flugfunks wurden weit tiber 300 Stérungen
bearbeitet. Letztere werden vom PMD mit
hochster Prioritdt behandelt. Nur ein verhalt-
nisméaBig geringer Anteil betraf elektromagne-
tische Unvertrédglichkeiten an sonstigen
elektrischen/elektronischen Anlagen/Geréten,
z. B. Stérungen durch defekte Heizungs-

steuerungen.

In Ballungsraumen meldeten Betreiber von
UMTS-Netzen im Jahr 2011 héufig, dass ihre
Basisstationen durch andere Frequenz-
nutzungen beeintréachtigt werden und
dadurch die Qualitdatsparameter ihrer Netze

nicht eingehalten werden kénnen. Dieses
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Problem hatin den letzten Jahren zugenommen.
Messtechnische Untersuchungen des PMD
haben ergeben, dass sowohl Satellitenempfangs-
anlagen mitunzureichender Ddmpfung der
Storstrahlung als auch DECT-Telefone, die durch
einen Gerdtedefektim Empfangsbereich UMTS
senden, als Stoérquelle auftreten. Die Verursacher

miissen die Fehlerquellen beseitigen.

Bei ausgewdhlten Veranstaltungen war der
PMD auch 2011 vor Ort und konnte so im
Storungsfall noch vor oder wahrend der Veran-
staltung die Ursache der Stérung ermitteln.
Damit hat der PMD dazu beigetragen, dass
wichtige Ereignisse storungsfrei in Bild und
Ton tibertragen werden konnten. Von beson-
derer Relevanz ist bei solchen Veranstaltungen
auch, dass die betreffenden Organisations- und
Sicherheitsorgane ohne Funkstérungen

kommunizieren kénnen.

Zur Bearbeitung von Funkstérungen bei
Satellitenfunkdiensten verfiigt die Bundesnetz-
agentur Uiber eine spezielle Messstelle fiir Welt-
raumfunkdienste. Dem Verbraucher kommt
dies z.B. als Nutzer von Satellitenheimempfangs-
anlagen oder von GPS-Empfédngern zugute.
Dariiber hinaus tibernimmt die Messstelle
zahlreiche Aufgaben zur stérungsfreien und
effizienten Nutzung von Kommunikations- und

Rundfunksatellitensystemen.

Marktiiberwachung nach EMVG und FTEG
Die Bundesnetzagentur fihrt Prifungen von
elektrischen Gerdten am Markt durch. Grund-
lage hierfiir sind die européische Richtlinie
2004/108/EG uber die elektromagnetische
Vertraglichkeit von Betriebsmitteln (EMV-RL)
sowie die européische Richtlinie 1999/5/EG
uber Funkanlagen und Telekommunikations-
endeinrichtungen (R&TTE-RL). Diese beiden
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Richtlinien sind durch das EMVG und das
FTEG in nationales Recht umgesetzt worden.
Im Rahmen der Marktiiberwachung tiberpriift
die Bundesnetzagentur die grundlegenden
Anforderungen an die Geréte. Dabei geht sie
anhand von Stichproben und durch Priifen der
Unterlagen oder, wenn dies nétig ist, durch
Laborpriifungen vor. Die Grundsétze der Risiko-

bewertung werden hierbei berticksichtigt.

Als zustdndige Marktiiberwachungsbehoérde
wurde die Bundesnetzagentur von den Zoll-
behérden tiber 2.821 Sendungen informiert
(eine Sendung kann aus einer Vielzahl von
Produkten bestehen), bei denen der Verdacht
bestand, dass enthaltene Produkte gegen die
gesetzlichen Regelungen verstof3en. In 80 Prozent
dieser Fille wurde eine dauerhafte Aussetzung
der Freigabe der jeweiligen Produkte zum
freien Warenverkehr auf dem Gemeinschafts-
marktbeim Zoll erwirkt. Diese Produkte
konnen somit nicht in der vorliegenden Form

in Verkehr gebracht werden.

Der Vertrieb von Waren verlagert sich immer
mehr ins Internet. Daher gewinnt auch die
Marktiberwachung hier zunehmend an
Bedeutung. Die Bundesnetzagentur hat mitt-
lerweile mit allen namhaften Internetplatt-
formen Absprachen getroffen, damitillegale
Angebote innerhalb kurzer Frist von den Platt-
formbetreibern aus dem Angebot entfernt
werden und damit die Gefahr des Inverkehr-

bringens beseitigt ist.

Im Rahmen der Marktiiberwachung im Internet
ermittelte die Bundesnetzagentur in Zusammen-
arbeit mit verschiedenen Internetplattformen
im Jahr 2011 insgesamt 109 Anbieter nicht kon-
former Produkte, wovon 88 aus EU-Mitglied-

staaten und 21 aus Drittstaaten stammten. Im

Zuge dieser Zusammenarbeit konnte eine
Gesamtzahl von 214 Angeboten mit insgesamt
10.205 nicht konformen Produkten gesperrt

werden.

In den weiteren Bereichen der Marktuber-
wachung wurden 2.579 Serien/Einzelgeréte
administrativund/oder messtechnisch tiber-
priift. Diese Anzahl teilt sich auf in 1.771 Geréte,
die unter die EMV-RL fallen, und 808 Gerite,
die nach R&TTE-RL zu Giberpriifen waren.
Hinsichtlich der CE-Kennzeichnung sowie
weiterer administrativer Anforderungen
wurden bei 277 Gerdten Mangel nach der
EMV-RL und bei 430 Gerdten Mdngel nach der
R&TTE-RL festgestellt.

768 Serien und 297 Einzelgerdte wurden labor-
technisch tiberpriift. Hierbei waren 259 Serien
und 66 Einzelgerdte auffillig. Damit entsprachen
34 Prozent der im Labor Giberpriiften Serien
bzw. 22 Prozent der Einzelgeradte nicht den
vorgeschriebenen Anforderungen. Prifungs-
schwerpunkte waren Funksteckdosen und

funkgesteuerte Spielzeuge.

Im Verlauf des Jahres 2011 wurden im Rahmen
von FolgemafBnahmen zu auffilligen Produkten
insgesamt 620 markteinschrdnkende Ma8-
nahmen vorgenommen (267 Vertriebsverbote

sowie 353 Festsetzungsschreiben).

Im Rahmen eines Verwaltungsabkommens mit
dem Umweltbundesamt (UBA) tiberpriift die
Bundesnetzagentur zudem die Kennzeichnung
gemadB Richtlinie 2002/96/EG iiber Elektro- und
Elektronik-Altgeréte (,Elektroschrott-Richt-
linie®). Im Jahr 2011 wurden 360 Prifungen
durchgefiihrt.



38

Funkanlagen, die auf Frequenzen betrieben
werden, deren Nutzung nicht gemeinschafts-
weit harmonisiertist, sind auf Grundlage des
FTEG mindestens vier Wochen vor dem beab-
sichtigten Inverkehrbringen den einzelstaat-
lichen Behérden der Mitgliedstaaten, die fiir
das Frequenzmanagement zustandig sind,
anzuzeigen. Die Bundesnetzagentur gibt den
Inverkehrbringern Hinweise zur Art der fir
den Betrieb der Funkanlagen erforderlichen
Frequenzzuteilung (Allgemeinzuteilung oder
Einzelzuteilung) und weist ggf. auch auf
bestehende Einschrdnkungen der Frequenz-
nutzung in Deutschland hin. Die Zahl der
bei der Bundesnetzagentur bearbeiteten
Mitteilungen lag im Jahr 2011 durchschnittlich
bei100 pro Monat.

Die Bundesnetzagentur wirkt auf européischer
Ebene tiber das Gremium ADCO R&TTE an der
Risikobewertung von Produkten mit. Im Jahr
2011 beteiligte sich die Bundesnetzagentur an
einer einjdhrigen Testphase eines in diesem
Gremium entwickelten Risikobewertungsver-
fahrens fiir die Begleitung von gemeinsamen
Marktiiberwachungskampagnen. Fir die
Bewertung von Risiken eines Produkts/einer
Produktgruppe wird derzeit ein geeignetes

Verfahren entwickelt.

Elektromagnetische Umweltvertraglichkeit
Die Anzahl der Aufrufe des Internetportals der
Bundesnetzagentur fiir elektromagnetische
Felder (EMF) war auch im Jahr 2011 ungemindert
hoch. Dabei wurden héufig die in der Nachbar-
schaft durchgefiihrten Neuinstallationen oder
die Verdnderungen eines bestehenden Funk-
anlagenstandorts mit Hilfe der sog. EMF-
Datenbank mitverfolgt und tiber die hierfiir
eingerichtete E-Mail-Adresse hinterfragt. Diese

Transparenz konnte vielfach Missverstdndnisse
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und Fehlinformationen vermeiden und
trug dadurch zur Versachlichung der EMF-

Diskussion bei.

Im besonderen Interesse stand auch im Jahr
2011 das automatische Messsystem zur Erfassung
der ortlichen Immissionen von Funkanlagen.
Mit diesem vollautomatischen Messsystem
lassen sich rund um die Uhr die Feldstdrken
von Funkanlagen erfassen und die resultie-
rende Grenzwertausschopfung kann auf den
Internetseiten der Bundesnetzagentur abge-
lesen werden. Die insgesamt 14 Systeme wurden
auf Wunsch von Gemeinden oder Landes-
umweltministerien aufgestellt, um Fragen zum
zeitlichen Verlauf der Grenzwertausschopfung

beantworten zu kénnen.

Neuinstallationen oder Anderungen von stand-
ortbescheinigungspflichtigen Funkanlagen
bendétigen zum Betrieb eine Standortbeschei-
nigung der Bundesnetzagentur als Nachweis
der Einhaltung der Grenzwerte zum Schutz von
Personen in elektromagnetischen Feldern. Zu
diesen Funkanlagen gehoren u. a. Anlagen des
digitalen Polizeifunks oder der neuen Mobil-
funktechnik LTE. Im Jahr 2011 erteilte die
Bundesnetzagentur insgesamt 18.352 Stand-

ortbescheinigungen.

Das Standortverfahren kann seit Frithjahr 2010
elektronisch durchgefiihrt werden. Auch die
In-und AuBBerbetriebnahme einer Funkanlage
kann der Bundesnetzagentur auf diesem Wege
mitgeteilt werden. Das Online-Verfahren steht
grundsétzlich jedem Anlagenbetreiber offen.
Bislang nutzen zwei Mobilfunknetzbetreiber
das Verfahren. Online wurden bereits mehr als

15.000 Standortbescheinigungen erteilt.
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Weitere Informationen kénnen auf den EMF-
Internetseiten der Bundesnetzagentur abgeru-

fen werden (http://femf.bundesnetzagentur.dej).

Die Bundesnetzagentur hat auch im Jahr 2011
die Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Regelungen tiberwacht. Die im TKG, im PostG
sowie in der PDSV enthaltenen Regelungen
sollen das Post- und Fernmeldegeheimnis im
Verhaéltnis der Diensteanbieter zu ihren

Kunden und Nutzern absichern.

Da derzeit keine Regelungen zu einer Vorrats-
datenspeicherung existieren, richtet sich die
Speicherung der Verkehrsdaten in der Tele-
kommunikation zurzeit nach den betrieblichen
Erfordernissen der Netzbetreiber und der
Diensteanbieter. Dies fithrt zu einer recht
unterschiedlichen Praxis hinsichtlich des
Umfangs und der Dauer der Datenspeicherung
bei den Unternehmen. Die Bundesnetzagentur
priftin dem Zusammenhang die Einhaltung
derrechtlichen Grenzen durch die Unternehmen.
Gleichzeitig hat sie gemeinsam mit dem
Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz
und die Informationsfreiheit begonnen, einen
Leitfaden mit einer Empfehlung fir die Unter-

nehmen zu erarbeiten.

Im Bereich Sicherheit der Telekommunikation
sind von den Betreibern von Telekommuni-
kationsanlagen, mit denen Dienste fiir die
Offentlichkeit erbracht werden, technische
SchutzmaBnahmen geméB § 109 TKG einzu-
richten; die Gefahrdungslage und die Schutz-
mafnahmen sind von den Unternehmen in
einem Sicherheitskonzept zu beschreiben. Im

Jahr 2011 wurden 23 neue und 34 tiberarbeitete

bzw. angepasste Sicherheitskonzepte vorgelegt,
die auf die Einhaltung der Vorgaben tiberpriift
wurden bzw. zum Teil noch gepriift werden.
Dariiber hinaus erfolgten 35 Kontrollen in
Geschéfts-/Betriebsrdumen von Dienste-
anbietern, bei denen die Umsetzung der
Sicherheitskonzepte und die Beachtung von
datenschutzrechtlichen Vorschriften stich-

probenweise tiberpriift wurden.

Auch im Bereich der Postdienste wurden im
Berichtszeitraum sowohl anlassunabhéngige
als auch anlassbezogene Kontrollen in Bezug
auf das Postgeheimnis und den Datenschutz
durchgefihrt. Hier wurden im Jahr 2011
bundesweit insgesamt 805 Priifberichte
erstellt. 350 Priifberichte gab es zu anlass-
bezogenen Kontrollen, von denen 19 wegen
rein datenschutzrechtlicher Sachverhalte

durchgefiihrt worden waren.

Wie in den Vorjahren wurde auch im Jahr 2011
die gute Zusammenarbeit mit dem Bundes-
beauftragten fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit in den Bereichen Tele-
kommunikations- und Postdatenschutz fort-
gesetzt. Dadurch konnte eine regelmégige und
effiziente Abstimmung bei grundsatzlichen

Datenschutzfragen erreicht werden.
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Schlichtung
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Im Berichtsjahrist eine Vielzahl von Antragen bei den Schlichtungsstellen der

Bundesnetzagentur eingegangen. Hieraus lasst sich der Bedarf der Endkunden

an einer effizienten Konfliktlésung durch einen neutralen Dritten erkennen.

Aufgabe der Schlichtungsstellen ist es, in den
Bereichen Telekommunikation und Post indivi-
duelle Streitigkeiten zwischen den Nutzern von
Telekommunikations- oder Postdienstleistungen
und ihren jeweiligen Anbietern beizulegen.
Die Schlichtungsstellen werden nur auf Antrag
tatig. Ein zuldssiger Antrag liegt vor, wenn der
Antragsteller die Verletzung eigener Rechte,
die ihm aufgrund des TKG bzw. der Postdienst-
leistungsverordnung (PDLV) zustehen, geltend
macht. Zudem darf kein Gerichtsverfahren
oder anderes Schlichtungsverfahren mit
demselben Streitgegenstand rechtshéngig
sein oder gewesen sein. Des Weiteren muss der
Antragsteller zuvor den Versuch einer Streit-
beilegung mit dem Dienstleister unternommen
haben. Das Schlichtungsverfahren ist grund-
sdtzlich kostenpflichtig. Die Hohe der Gebiihr
betrdgt mindestens 25 Euro und richtet sich

nach dem Wert des Streitgegenstands.

Beide Parteien nehmen freiwillig am Schlich-
tungsverfahren teil. Sofern eine Partei die
Bereitschaft verweigert, an dem Verfahren
mitzuwirken, muss das Verfahren abgeschlossen
werden. Die Schlichtungsstellen horen die
Beteiligten mit dem Ziel einer giitlichen

Einigung an. Auf diese Weise vermeiden sie

gerichtliche Auseinandersetzungen und bieten
den Endkunden eine effiziente Moglichkeit,
ihre Rechte durchzusetzen. Das Ergebnis der
Schlichtung hdngt wesentlich davon ab,
inwieweit beide Seiten zur Aufklarung des
Sachverhalts beitragen und bereit sind, durch

eine Einigung eine Losung herbeizufiihren.

TELEKOMMUNIKATION

Im Jahr 2011 wurden 678 Schlichtungsverfahren
beantragt. Damit wurde die Schlichtungsstelle
in gleichbleibend hoher Intensitdtin Anspruch
genommen. Hinzu kamen 217 sonstige Hilfe-

ersuchen an die Schlichtungsstelle.

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt

699 Verfahren - zum Teil aus dem Vorjahr -
abgeschlossen, davon ca. neun Prozent
aufgrund von Antragsriicknahmen. Etwas
mehr als die Hélfte der Verfahren (51,9 Prozent)
musste die Schlichtungsstelle ablehnen, da die
vorgetragenen Streitigkeiten nicht die Voraus-
setzungen fiir die Durchfithrung eines Schlich-
tungsverfahrens erfiillten (iberwiegend keine
Verletzung von Rechten nach dem TKG).
Insbesondere betraf dies Fragen zur Vertrags-

begriindung, -kiindigung und -erfiillung. Mit
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der TKG-Novelle wird der Schlichtungsumfang
erweitert, so dass eine Vielzahl der zurzeit

abgelehnten Félle zukiinftig im Rahmen eines

Schlichtungsverfahrens behandelt werden kann.

Letztlich konnte die Schlichtungsstelle 276
Verfahren einleiten. In 95 Verfahren lehnten
die Antragsgegner jedoch eine Teilnahme am
Schlichtungsverfahren ab bzw. lieBen die
Schlichtung aufgrund der Ricknahme ihrer
Zustimmung zum Verfahren scheitern. Die
Schlichtungsstelle konnte in den verbleibenden
181Schlichtungsverfahren aktivzwischen den
Parteien vermitteln. Ankniipfend an die
guten Ergebnisse der Vorjahre erreichte sie in
94 Prozent dieser Streitfédlle eine Einigung
zwischen den Parteien. Nurin einzelnen Féllen
mussten erdffnete Verfahren aufgrund einer
Antragsriicknahme wéahrend des Verfahrens

beendet werden.

Ergebnisse der eingeleiteten
Verfahren 2011

34%

4%

62%

. gutliche Einigung

Verfahrensausstieg/
Teilnahmeverweigerung Antragsgegner

Verfahrensausstieg Antragsteller

a1

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Verfahren
lagen insbesondere bei Rechnungsbeanstan-
dungen und Problemen bei der Rufnummern-
mitnahme im Zuge des Anbieterwechsels. Der
uberwiegende Teil der Rechnungsbeanstan-
dungen entfiel auf den Bereich der mobilen
Datendienste. Durch die Nutzung von Smart-
phones, deren Funktionen vielfach auf einer
Internetverbindung basieren, waren die hdufig
vor Erwerb des neuen Endgerits vereinbarten
Tarife ungeeignet, so dass in kurzer Zeit sehr

hohe Kosten anfielen.

Nach wie vor ist auch die Rufnummernmit-
nahme fiir den Endkunden ein wesentliches
Verbraucherrecht. In 33 Prozent der eingelei-
teten Schlichtungsverfahren wurden Probleme
in diesemn Bereich aufgezeigt. Der iiberwiegende
Anteil der Schlichtungsantrdge bezog sich hier-
beimit 70 Prozent auf den Festnetzbereich. Die
anstehende TKG-Novelle wird hier Regelungen
bringen, die eine Versorgungsunterbrechung

kiinftig weitestgehend ausschlieen soll.

Im Jahr 2011 wurden im Postbereich 22 Antrége
gestelltund 13 Schlichtungsverfahren eingeleitet.
Davon sind fiinf Verfahren erfolgreich abge-
schlossen worden. Fiinf Félle sind gescheitert,
weil zwischen den Parteien keine Einigung
erzielt werden konnte. Drei Verfahren sind noch
nicht abgeschlossen. Weil die Voraussetzungen
fir die Einleitung eines Schlichtungsverfahrens
nicht gegeben waren, mussten acht Schlich-
tungsantrage abgelehnt werden. Ein Antrag

wurde zuriickgezogen.
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Telekommunikation

Die Einrichtung des BEREC-B(ros in Riga sowie die intensive Zusammenarbeit der

Bundesnetzagenturim Gremium der Europdischen Regulierungsstellen (BEREC)

bzw. in den IRG-Arbeitsgruppen kennzeichneten das Jahr 2011. So konnten u. a.

wesentliche Fortschritte im Bereich der Netze der nachsten Generation, der

Netzneutralitat und des International Roamings erzielt werden.

REGULIERERGRUPPEN: BEREC/BEREC-BURO

Viele Entscheidungen der Bundesnetzagentur
auf nationaler Ebene beruhen heutzutage
direkt oder indirekt auf europédischen Vorgaben
und Vereinbarungen. Entsprechende Bedeutung
hat daher die intensive Beteiligung in den euro-
pdischen Regulierergruppen gewonnen. Diese
enge Zusammenarbeit findet im Telekommuni-
kationsbereich insbesondere im Rahmen der
Independent Regulators Group (IRG) und seit
2010 im Body of European Regulators for

Electronic Communications (BEREC) statt.

BEREC besteht aus einem Regulierungsrat mit
den Vertretern der nationalen Regulierungs-
behoérden (NRB) und einem davon getrennten,
administrativ unterstiitzenden Sekretariat
(Office), das der Kontrolle eines Verwaltungs-
ausschusses aus Vertretern der NRB sowie
einem Vertreter der Europdischen Kommission
unterliegt. BEREC erarbeitet und entwickelt

Regulierungspraktiken wie gemeinsame

' vgl. BoR (11) 43.

Herangehensweisen, Methodologien oder
Leitlinien zur konsistenten Anwendung des
EU-Rechtsrahmens durch die NRB. Des
Weiteren nimmt BEREC Stellung zu geplanten
MaBnahmen der Europédischen Kommission
und erarbeitet Berichte zu sektorrelevanten
Themen. Am 14. Oktober 2011 hat das BEREC-
Biiro offiziell seine Tatigkeit in Riga
aufgenommen. Im Laufe des Jahres 2012
soll die vorgesehene Zahl von insgesamt

28 Mitarbeitern erreicht werden.

NETZE DER NACHSTEN GENERATION -
PROJEKTE

Bericht ,,BEREC Report on the Implemen-
tation of the NGA Recommendation*

Der im Oktober 2011 veroffentlichte Bericht
,BEREC Report on the Implementation of the
NGA Recommendation“!stellt den aktuellen
Stand der Umsetzung der NGA-Empfehlung der
Europédischen Kommission vom 20. September

2010 in den Mitgliedstaaten dar. Seit ihrem
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Inkrafttreten waren in 13 bzw. zehn Mitglied-
staaten Notifizierungen auf den Markten 4
bzw. 52 erfolgt. Der Bericht hat die Erkenntnis
bestéatigt, dass die Mitgliedstaaten unter-
schiedliche Strategien beim Ausbau von NGA-
Netzen verfolgen, etwa im Hinblick auf das
Ausmaf der Nutzung eigener Infrastrukturen
bzw. der Nutzung aktiver bzw. passiver
Vorleistungsprodukte. Unterschiede in den
nationalen Besonderheiten erfordern auf den
jeweiligen nationalen Markt zugeschnittene
AusbaumaBnahmen. Da sich die Regulierung
von NGA-Netzen noch in einem frithen
Stadium befindet, gibt es bislang wenig
Erfahrungen zu den jeweiligen Auswirkungen

auf Investitionsanreize und Wettbewerb.

BEREC konnte erste vorldufige Schlussfolge-
rungen ziehen. So ist etwa der entbiindelte
Zugang zum Glasfaseranschluss in Fiber-to-
the-Home (FTTH)-Netzen in zehn Mitglied-
staaten (so auch in Deutschland) und der
Zugang zum Abschluss-Segment in diesen
Netzen in fiinf Ladndern auferlegt. Weitere fiinf

Lander sehen beide Verpflichtungen parallel vor.

Die Regulierung betrachtlicher Marktmachtist
aufgrund der unterschiedlichen Strategien
bzw. nationaler Besonderheiten komplexer
geworden. Hinzu kommt, dass der NGA-Ausbau
durch groBe Unsicherheiten in Bezug auf die
Nachfrage, Zahlungsbereitschaft, realisierbare
Umsatzerlése sowie die NGA-Marktdurch-
dringung gekennzeichnet ist. Gleichzeitig
werden die lokalen Marktgegebenheiten
heterogener. Dies zeigt sich darin, dass die
ehemaligen Monopolisten (,Incumbents®) in

den meisten Landern keine einheitliche Infra-

2 vgl. Mérkteempfehlung (2007/879/EG).
3 Vgl.BoR (11) 06.
4 Vgl.ERG (09) 17b.

struktur aufbauen bzw. zunehmend lokale
Glasfasernetze von Gemeinden oder Versorgern
eine Rolle spielen. Diese zunehmende Frag-
mentierung bzw. Heterogenitat wirft die Frage
auf, ob zukiinftig lokale Monopole entstehen

und wie die Regulierer hierauf ggf. reagieren.

Nach Ansicht von BEREC impliziert eine
Umsetzung der NGA-Empfehlung nicht, dass
alle MaBnahmen in allen Mitgliedstaaten
anzuwenden sind. Vielmehr werden geeignete
Kombinationen gefunden, um die identifi-
zierten Wettbewerbsprobleme zu beseitigen.
Insofern ist es aus Sicht von BEREC noch zu

friih, um eine Best Practice festzulegen.

Bericht ,,Next Generation Access -
Collection of Factual Information and

New Issues of NGA Roll-out*

Der im Februar 2011 vorgelegte Bericht ,Next
Generation Access - Collection of Factual Infor-
mation and New Issues of NGA Roll-out*? stellt
eine Aktualisierung der Landerstudien aus
dem Jahr 2009* dar. Ziel war es u. a., aktuelle
Entwicklungen zum Ausbau von NGA-Netzen
von Incumbents und Wettbewerbern zu identi-
fizieren und den Status des Breitbandausbaus
vor dem Hintergrund der Digitalen Agenda der

Européaischen Kommission zu beleuchten.

Die meisten Lander haben nationale Initiativen
und Maf3nahmen zur Férderung von Breitband
der ndchsten Generation ergriffen, die
konkrete Zielsetzungen enthalten. In Deutsch-
land ist beispielsweise ein Versorgungsgrad
von 75 Prozent der Bevolkerung mit einer Band-
breite von mindestens 50 Mbit/s bis zum Jahr

2014 vorgesehen. In vielen Ldndern liegt der
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Zielzeitraum fir die Realisierung von Hoch-
geschwindigkeitsinternet zwischen 2015 und
2020. Dafur stehen offentliche Gelder zur
ErschlieBung insbesondere ldndlicher Gebiete
zur Verfiigung. Dariiber hinaus haben neben
Deutschland weitere Mitgliedstaaten Experten-
gruppen einberufen, um die Entwicklung von
NGA-Netzen voranzutreiben und praktische
Herausforderungen (z. B. zur Interoperabilitét

von Vorleistungsprodukten) zu bewdltigen.

Die Unterschiede zwischen den Landern beim
Stand des NGA-Ausbaus sind auf Unterschiede
bei Faktoren wie etwa Ausma@f des Infrastruktur-
wettbewerbs, Kosten (Bevilkerungsdichte,
Topologie) oder Ausbaustrategien der Anbieter
zuriickzufiihren. Eine abschlieBende Umset-
zungsbeurteilung konnte jedoch noch nicht
erfolgen, da die nationalen Breitbandplédne
zumeist erst 2009 bzw. 2010 ins Leben gerufen
wurden und die NGA-Ziele mittelfristiger Natur

(invielen Ladndern bis etwa 2015) sind.

Waéhrend sich die Lander einerseits ehrgeizige
Ausbau- und Bandbreitenziele gesetzt haben,
war andererseits zu beobachten, dass in fast
allen Mitgliedstaaten die tatsdchliche Nach-
frage nach Hochgeschwindigkeits-Breitband-
diensten deutlich hinter der bereits erreichten
ErschlieBung mit NGA-Netzen zuriickblieb.
Dies diirfte u. a. sowohl auf eine nur begrenzte
Zahlungsbereitschaft fiir solche Anschliisse als
auch darauf zurtickzufiihren sein, dass es
bislang kaum Anwendungen gibt, die Band-
breiten von 50 oder sogar 100 Mbit/s voraus-

setzen.

5 Vgl.BoR (11) 05.
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Zum Thema Open Access hat BEREC im Februar
2011 einen Bericht veroffentlicht®, der sich vor
allem mit Open-Access-Verpilichtungen
befasst, die aus den , Leitlinien der Gemein-
schaft fiir die Anwendung der Vorschriften
uber staatliche Beihilfen im Zusammenhang
mit dem schnellen Breitbandausbau® der
Européaischen Kommission vom 17. September
2009 resultieren. Auf dieser Basis werden
Verpflichtungen beschrieben und anderen
Formen der Zugangsgewdhrung gegentiber-
gestellt, darunter insbesondere dem ,.klassischen®
regulierten Zugang auf Basis des europdischen

Rechtsrahmens.

In den meisten Mitgliedstaaten entscheiden die
jeweiligen Behorden, die die Beihilfe gewéhren,
auch tiber die im Einzelfall aufzuerlegenden
Zugangsverpflichtungen. Die Beihilfeleitlinien
sehenvor, dass im Falle von NGA-Netzen die
Mitgliedstaaten bei der Festlegung der
Bedingungen fiir den Netzzugang auf der
Vorleistungsebene die NRB konsultieren sollen.
Allerdings existiertin vielen Ladndern keine
Rechtsgrundlage, die es den NRB erlaubt,
diesbeztiglich die Zugangsbedingungen fest-
zulegen. Daher bestehen zwischen den
Mitgliedstaaten Unterschiede dahingehend,

ob bzw. in welchem AusmaB die NRB bei
Fragen staatlicher Beihilfe involviert sind. Der
Bericht prasentiert Fallstudien zu Frankreich
und Spanien hinsichtlich der Rolle der NRB im

Kontext staatlicher Beihilfe.

Verpflichtungen, die sich aus der Gewdhrung
von Beihilfe ergeben, existieren unabhédngig
von Verpflichtungen, die aufgrund betracht-

licher Marktmacht auferlegt werden. Wenn als



INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT | TELEKOMMUNIKATION

Gegenleistung fiir die Gewdhrung staatlicher
Beihilfe ein offener Zugang angeordnet wird,
fuhrt dies insbesondere nicht dazu, dass die
Befugnisse der NRB zur Auferlegung von

Zugangsverpilichtungen auf Basis des euro-

pdischen Rechtsrahmens eingeschrankt werden.

SchlieBlich werden andere Formen des Open
Access dargestellt: Zugangsverpflichtungen
alskartellrechtliche Auflage werden vor
dem Hintergrund des Kartellverbots im euro-
pdischen Recht untersucht,® das auch fir
regulierte Sektoren Anwendung findet. Frei-
willige Formen des offenen Zugangs diver-
gieren je nachdem, ob das den Zugang
gewdhrende Unternehmen betrachtliche
Marktmacht besitzt, ob es vertikal integriert
ist oder nicht. Auch die Anreize zum frei-
willigen Angebot eines offenen Zugangs

werden durch diese Faktoren beeinflusst.

BEREC-Antwort zum Fragebogen der
Europdischen Kommission zur Revision
von Beihilfeleitlinien

Aufsetzend auf den Open-Access-Report hat
BEREC im Oktober 2011 seine Antwort auf den
Fragebogen der Europdischen Kommission im
Zusammenhang mit der anstehenden Revision
der Beihilfeleitlinien veréffentlicht.” BEREC
unterstreicht darin die grundséatzliche
Bedeutung der Leitlinien fiir eine erhéhte
Rechtssicherheit sowie die Vermeidung von
Wettbewerbsverzerrungen. Die Leitlinien
werden in der Antwort auch vor dem Hinter-
grund technologischer Entwicklungen und

einer stagnierenden Nachfrage bewertet.

Die Frage einer Ausdehnung der NGA-For-

derung auch auf drahtlose Zugangstechno-

6 Vgl. Art.101des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union.

7 Vgl. BoR (11) 42.
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logien wird in Bezug gesetzt zum Grundsatz
der Technologieneutralitét einerseits und

der Kohdrenz zwischen Leitlinien und NGA-
Empfehlung andererseits. Dabei werden
Aspekte benannt, die bei einer entsprechenden
Ausweitung zwingend Beachtung finden
missten. Im Ergebnis wird eine Ausweitung
zum gegenwadrtigen Zeitpunkt nicht als

notwendig erachtet.

Zum Umfang von Zugangsverpflichtungen
fiir NGA-Netze werden in der Antwort auch die
Vor-und Nachteile eines VerhdltnisméaBigkeits-
ansatzes diskutiert. Dabei sind insbesondere
die Anforderungen herausgestellt worden,
denen eine solche VerhaltnismaéaBigkeits-
prifung geniigen muss (einzelfallbezogene
Marktanalyse, Beschreibung méglicher
Zugangsprodukte, Moglichkeiten von Leit-
linien, Erfahrung und Expertise der zugangs-
verpflichtenden Stelle). Dabei diirfen
Zugangsverpflichtungen im beihilferecht-
lichen Kontext jedenfalls nicht hinter den
Pflichten zuriickbleiben, denen der Markt-

beherrscher unterliegt.

Einen weiteren Schwerpunkt setzt das Dokument
bei der Rolle der Regulierungsbehoérden im
Prozess der Breitbandférderung. Wahrend
diese ihre Sachkenntnis mit Bezug auf
Zugangs- und Entgeltregulierung gewinn-
bringend in die Beihilfevergabe einbringen
koénnten, konne eine solche Einbindung auch
verschiedenen rechtlichen und praktischen
Problemen begegnen. Besonderes Gewicht
komme dabei der fehlenden rechtlichen

Grundlage zu.
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Im Vorfeld der anstehenden Reform der
Roaming-Verordnung zum 1. Juli 2012 leitete
die Europdischen Kommission bereits im
Dezember 2010 eine EU-weite Konsultation
zum Funktionieren der EU-Roamingvor-
schriften ein. Diese bildete das Fundament
fiir die Uberpriifung der geltenden Roaming-
vorschriften, die die Europédische Kommission
bis Ende Juni 2011 abschlieBen musste. BEREC
hat auf Basis der Erkenntnisse der Vorjahre im
Februar 2011 eine Stellungnahme abgegeben,
um seine Erfahrungen bei dieser Weiter-

entwicklung einzubringen.

Am 6. Juli 2011 schlieBlich veroffentlichte die
Europdische Kommission ihren Vorschlag?® fiir
eine gednderte Roaming-Verordnung. Sie soll
demnach zum 1. Juli 2012 in Kraft treten und
mit einer Geltungsdauer bis zum 30. Juni 2022
langfristig angelegt sein. Als neue Kernpunkte
beinhaltet der Entwurf zwei strukturelle
Losungsanséitze: die Einfithrung einer
allgemeinen Zugangsverpflichtung auf
Vorleistungsebene fiir virtuelle Mobilfunk-
netzbetreiber (Mobile Virtual Network
Operators, MVNOSs) und Reseller sowie das
Konzept einer Trennung des Angebotes von
Roamingleistungen und anderen Leistungen
(Decoupling). Der bisherige Ansatz eines
Gleitpfads von regulierten Preisobergrenzen
soll beibehalten werden und zusétzlich ein
neues ,Safeguard-Cap“ bei Datendiensten auf
der Endkundenebene eingefiihrt werden.
BEREC veroffentlichte im August 2011 seine
Position zu diesen Vorschldgen und duf3erte
sich insbesondere zu den neuen strukturellen

Losungsansdtzen. Das Gremium befiirwortet

8 Vgl.Vorschlag der Europaischen Kommission (COM (2011) 402).
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darin die Einfithrung einer allgemeinen
Zugangsverpflichtung. Es miisse durch eine
Differenzierung zwischen Full MVNOs, MVNOs
sowie Resellern ohne eigenes Netz bei der Preis-
gestaltung allerdings darauf geachtet werden,
die unterschiedlichen Kostenstrukturen zu
berticksichtigen. AuBerdem diirfe dem Markt
keine spezielle technische Vorgehensweise
vorgegeben werden; vielmehr sollten die
Marktteilnehmer - und somit hauptséachlich
die Mobilfunkunternehmen - von sich aus eine
technische Losung erarbeiten, wobei BEREC

Leitlinien verfassen wiirde.

Die Verhandlungen im Européischen Parla-
ment (EP) sowie im Rat wurden unter polni-
scher Prasidentschaft aufgenommen und
werden unter dem dénischen Vorsitz mit dem
Ziel, die Reform in erster Lesung bis Mitte 2012

abzuschlieBen, fortgesetzt.

BEREC hat sich Ende 2011 mit ausfiihrlichen
Stellungnahmen zu den im Oktober 2011
eingeleiteten Kommissionskonsultationen im
Bereich der telekommunikativen Neuerungen
geduBert. Die Hauptthemen dieser Konsul-
tationen waren zum einen die Ermoéglichung
eines diskriminierungsfreien Zugangs alter-
nativer Betreiber zu den Diensten und der
Infrastruktur der marktbeherrschenden Tele-
kommunikationsbetreiber. Zum anderen
wurden die Kostenrechnungsmethoden unter-
sucht, nach denen die NRB die Preise berech-
nen, die fiir die Zugangsprodukte, den Zugang
zur TAL oder fiir den Bitstromzugang auf
Vorleistungsebene zu zahlen sind. Der

Entscheidungsprozess der Europdischen
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Kommission soll im Frithjahr 2012 ggf. mit der

Vorlage von zwei Empfehlungen enden.

Die BEREC-Antwort gibt u. a. einen Uberblick
uber die wichtigsten Prinzipien, die bei der
Wahl des passenden Kostenrechnungsansatzes
herangezogen werden sollten. Des Weiteren
hat BEREC eine Entscheidungsmatrix erar-
beitet, die als analytischer Rahmen fir die
Wahl einer Kostenrechnungsmethode dienen
kann. Inhaltlich knipft die Antwort an die
Vorlduferpapiere (insbesondere den Bericht
zum Regulatory Accounting in Practice 2011)
an und betont die Flexibilitdt der NRB, aus
dem gesamten Instrumentarium die geeig-

nete Methode auswéahlen zu kénnen.

Beim Thema ,Nichtdiskriminierung“ hat sich
BEREC dafiir ausgesprochen, dass ein vertikal
integrierter Betreiber mit betrachtlicher
Marktmacht anderen Unternehmen, die
gleichartige Dienste erbringen, Dienste und
Informationen zu den gleichen Bedingungen
und mit der gleichen Qualitét bereitstellt wie
fiir seine eigenen Produkte oder die seiner
Tochter- bzw. Partnerunternehmen. Voraus-
setzung hierfiir ist, dass objektive Griinde keine
Ausnahme von diesem Prinzip rechtfertigen.
Um dieses Prinzip zu realisieren, wurde, falls
gerechtfertigt, insbesondere die Verfiigbarkeit
des Vorleistungsprodukts im Vorfeld eines
darauf basierenden Endkundenproduktes
thematisiert. Weitere Punkte waren die Vor-
gabe von Wechselprozessen auf Vorleistungs-
ebene, der Zugriff auf gleichwertige Infor-
mationssysteme sowie Servicevereinbarungen,
Servicegarantien und die sog. Key-Performance-
Indikatoren (KPI).

BEREC konkretisierte ferner seine Arbeitsweise
zur Rolle in den sog. Artikel-7/7a-Notifizierungs-
verfahren und verabschiedete auf dieser Basis
zwei Stellungnahmen. Ende 2011 erhob die
Européaische Kommission erstmals seit Ablauf
der Umsetzungsirist des neuen EU-Rechts-
rahmens im Bereich Telekommunikation ernst-
hafte Zweifel an der EU-Rechtskonformitédt
zwei geplanter Regulierungsmafnahmen
der polnischen NRB (UKE). Nach den neuen
Bestimmungen wird BEREC in dieses Verfahren
eingebunden und um Stellungnahme ersucht.
In beiden Féllen unterstiitzte BEREC grundsitz-

lich die Zweifel der Europdischen Kommission.
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Vor dem Hintergrund ihrer langjdhrigen nationalen Erfahrung in der Postregulierung

setzt sich die Bundesnetzagentur fiir eine verstarkte Zusammenarbeit auf europaischer

und internationaler Ebene ein und bringt ihr Wissen in verschiedene Projekte und Work-

shops ein.

WELTPOSTVEREIN

Sowohl die Sitzungen des Rats fiir Postbetrieb
im April 2011 als auch diejenigen des Ver-
waltungsrats im November 2011 standen
vorwiegend im Zeichen der Vorbereitung des
25. Weltpostkongresses, der 2012 in Doha
(Katar) stattfinden wird. Die Entwicklung
postalisch genutzter physischer und elektro-
nischer Netze, eine verbesserte Interopera-
bilitét dieser Netze, bessere Fachkenntnisse
und eine nachhaltige Entwicklung sollen
wesentliche strategische Ziele sein, iber deren
Umsetzung der Weltpostkongress entscheiden

wird.

Wie bereits in den beiden vergangenen Jahren
fand im Rahmen des Verwaltungsrats ein
Forum fir Postregulierung statt, das den
Mitgliedslandern einen Meinungsaustausch
speziell iiber aktuelle requlatorische Aspekte
im Postbereich ermdoglichte. Themen waren
hauptsichlich Rolle und Bedeutung der
Regulierung im Zeitalter der Liberalisierung
und der elektronischen Substitution sowie die

Definition einer sektorspezifischen Regulie-

rung fir eine nachhaltige Entwicklung des

Postsektors.

Wéhrend der Sitzung der Projektgruppe
,Universaldienst® im Rahmen der vom BMWi
geleiteten Kommission1,,Regulierungsfragen®
hat die Bundesnetzagentur das deutsche
Universaldienstmodell vorgestellt. Der Ansatz,
nach dem der Postuniversaldienst nicht von
einem benannten Betreiber, sondern von allen
am Markt befindlichen Akteuren erbracht

wird, stief3 auf reges Interesse.

REGULIERUNGSGREMIEN UND EXPERTEN-
GRUPPEN

CERP/CEPT/CEN

Das Europdische Komitee fiir Regulierung im
Postbereich (CERP) ist als Komitee der Euro-
péischen Konferenz fiir Post und Telekommuni-
kation (CEPT) fiir die regulierungspolitischen
Aspekte im Postbereich zusténdig. Mitglieder
in der CEPT (und damit auch in CERP) sind
48 europdische Lander. Deutschland wird
durch das BMWi vertreten, die Bundesnetz-
agentur nimmt in Absprache mitdem BMWi

Aufgaben - teilweise auch selbststdndig — wahr.



INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT | POST

Seit Mai 2008 stellt die Bundesnetzagentur den
Vorsitzenden des CERP, der 2011 in seinem Amt
bestdtigt wurde, und leitet somit auch das

Sekretariat.

Im Fokus der CERP-Aufgaben steht die Heran-
fiihrung der neuen EU-Mitgliedstaaten an die
vollumféngliche Realisierung des EU-Binnen-
markts. Auch die Zusammenarbeit mit der
Européaischen Kommission und dem Weltpost-
verein sind vorrangige Aufgaben von CERP.
Beider 44. Plenarsitzung in Dublin im Mai 2011
wurden die Vorsitzenden der neu eingerichteten
Arbeitsgruppen Politik und Weltpostverein
sowie die stellvertretenden Vorsitzenden des
CERP gewadhlt. Die 45. Plenarsitzung fand im
Oktober 2011in Montreux statt.

Die Arbeitsgruppe Politik hat einen Frage-
bogen erarbeitet, mit dem alle CERP-Mitglieder
aufgefordert werden, die bestehenden
Regelungen der Post-Richtlinie kritisch zu
kommentieren, um so Anhaltspunkte fiir
zukiinftige Regelungen zu erhalten. Erste
Ergebnisse werden Ende 2012 vorliegen. Die
Arbeitsgruppe Weltpostverein konzentrierte
sichinihrer Arbeit auf die Vorbereitung des
2012 stattfindenden Weltpostkongresses.
Hierzu wurde eine besondere Unter-
arbeitsgruppe eingerichtet, die eingehende
Vorschldge auswertet und zu den regulatorisch
relevanten Bereichen européische Positionen
ausarbeiten wird. CERP nimmt als Interessen-
vertreter der Mitgliedsldnder im Postbereich
regelméafBig an den Tagungen des Richtlinien-

ausschusses der Europdischen Kommission teil.

Die CEPT hat als Dachverband neben CERP
noch zwei weitere Komitees, das Electronic
Communications Committee (ECC), ebenfalls

unter dem Vorsitz der Bundesnetzagentur, und
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das Committee for ITU Policy (Com-ITU), unter
dem Vorsitz von Schweden. Seit der im Frithjahr
2009 vollzogenen Neustrukturierung der CEPT
bilden die Vorsitzenden der drei Komitees
gemeinsam die Présidentschaft. Im Dezember
2011 fand eine CEPT-Vollversammlung in
Kopenhagen statt, bei der die Erfahrungen der
letzten zwei Jahre dargestellt wurden und die

neue Struktur bestatigt wurde.

Die CEPT nimmt als ,Engerer Verein®“ des
Weltpostvereins an den Tagungen des Post-
verwaltungsrats und des Rats fiir Postbetrieb
teil und engagiert sich bei der Férderung von
anderen Mitgliedslandern. Zusammen mit dem
Internationalen Biiro des Weltpostvereins hat
CERPverstarkt Anstrengungen unternomien,
die ,Philosophie® und die Grundgedanken der
Liberalisierung und der Regulierung in den
Mitgliedsldndern zu erkldaren und der jeweiligen
nationalen Situation anzupassen bzw. zu
implementieren. Zur Einleitung einer
umfassenden Postreform fanden dazu im
August 2011 ein Projekt in Swasiland und im
November 2011 ein von der Bundesnetzagentur
in Bonn ausgerichteter regulatorischer Work-
shop statt. An Letzterem nahmen 23 Vertreter

aus verschiedenen afrikanischen Ladndern teil.

Das Europdische Komitee fiir Normung (CEN)
erarbeitet in seinem Technischen Komitee 331
(TC331), an dem auch ein Vertreter der Bundes-
netzagentur regelmapig teilnimmt, Standards
fiur den Postbereich. Mit der Aufnahme der
Turkei zum 1. Januar 2012 gibt es nun 32 Mit-
glieder. CEN/TC 331 besteht aus fiinf Arbeits-
gruppen: Messung der Dienstqualitét, Hybride
Sendungen, Automatische Erkennung von
Sendungen und Anschriften, Physikalische
Merkmale und Vordrucke zur Verbesserung

der Interoperabilitidt postalischer Netzwerke
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und der Dienstqualitit sowie Offnungen von

Briefkasten.

CEN/TC 331 arbeitet eng mit der Européischen
Kommission und dem Weltpostverein bei der
Entwicklung von Standards zusammen. Auch
im Jahr 2011 lag der Schwerpunkt seiner Tatig-
keiten auf der Umsetzung des Normungs-
mandats M 428 der Europédischen Kommission
vom 9. Oktober 2008. Im Rahmen dieses
Mandats lancierte die Europdische Kommission
elf neue Projekte, davon neun im Bereich der
Dienstqualitét; je ein Projektist fiir hybride
Sendungen sowie fiir die automatische
Erkennung von Sendungen und Anschriften

vorgesehen.

Ausregulatorischer Sicht sind die Revision des
EN 13850 (Standard zur Brieflaufzeitmessung)
und die Weiterentwicklung des EN 13850 fiir

ein Mehrbetreiberumfeld und die Messungen

fur Teilleistungen besonders wichtig.

Ausschuss nach Art. 21 Postdiensterichtlinie
Dieser Ausschuss, der die Kommission bei
ihrer Arbeit unterstiitzt, tagt zweimal jahrlich.
Deutschland wird darin durch das BMWi
vertreten, die Bundesnetzagentur nimmt eben-
falls teil. Der Ausschuss sowie zusétzlich
eingerichtete Arbeitsgruppen haben sich 2011
speziell mit der Umsetzung der Dritten
Postdiensterichtlinie (2008/6/EG) sowie der
Vorbereitung zum 2012 stattfindenden Welt-
postkongress befasst. Dariiber hinaus wurden
in drei Workshops die Ergebnisse von zwei
Studien, die im Auftrag der Kommission erstellt
worden waren, prasentiert. Dabei wurde zum
einen eine Methode der besseren Messung von
Verbraucherpraferenzen im Postbereich unter-
suchtund zum anderen eine Studie zu grenz-

uberschreitenden Paketdiensten innerhalb der
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Gemeinschaft durchgefiihrt. Die Bundesnetz-
agentur hatim Ausschuss insbesondere ihre
Erfahrungen mit der seit 2008 vollstédndigen

Marktoffnung eingebracht.

ERGP

Am 24. November 2011 hat die 2. Plenarsitzung
der 2010 mit einer Entscheidung der Euro-
paischen Kommission nach dem Vorbild der
fritheren Gremien ERG (Telekommunikation)
und ERGEG (Energie) gegriindeten Gruppe
der europédischen Regulierungsbehérden fiir
Postdienste (ERGP) in Paris stattgefunden. Im
Rahmen der Veranstaltung fanden die Wahlen
zu den Fihrungspositionen in diesem
Gremium statt. Demnach hat fiir das Jahr 2012
Goran Marby von der schwedischen NRB PTS
den Vorsitz von der bisherigen Vorsitzenden
Joelle Toledano von der franzdsischen Regu-
lierungsbehérde ARCEP tibernommen. Dabei
wird er von den Vizevorsitzenden Marie-Laure
Denis (ARCEP) und Luc Hindryckx (BIPT, bel-

gische Regulierungsbehdrde) unterstitzt.

Daneben hat die ERGP den Présidenten der
jeweiligen NRB der EU-Mitgliedstaaten aus
ihren finf Arbeitsgruppen erste Berichte zur
Abstimmung vorgelegt. Im Bereich Kosten-
rechnung/Preisregulierung sowie Kosten des
Universaldienstes/Umsatzsteuerbefreiung
erfolgte die Annahme in Form von Berichten,
die der Offentlichkeit bereits zur Konsultation
vorlagen. Dariiber hinaus wurden auch zwei
offentliche Berichte aus der Arbeitsgruppe
Verbraucherangelegenheiten und Markt-
beobachtung angenommen, wahrend die
Berichte aus den iibrigen Arbeitsgruppen als
interne Dokumente, an denen weitergearbeitet
wird, verabschiedet wurden. Die Bundesnetz-
agentur leitet die Arbeitsgruppe ,Zugangs-

regulierung®.
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Des Weiteren wurde das Arbeitsprogramm fiir
das Jahr 2012 festgelegt. Der Schwerpunkt soll
auf den Themen Kostenrechnung/Preisregu-
lierung, Kosten Universaldienst/Umsatzsteuer-
befreiung, Verbraucherangelegenheiten und
Marktbeobachtung, grenziberschreitende
Produkte und Dienstleistungen sowie Fragen

der Zugangsregulierung liegen.
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Elektrizitit und Gas

Mit der Einrichtung der Agentur fir die Zusammenarbeit der Energie-Regulierungs-

behdrden (ACER) und der Umsetzung des Dritten Energiepakets in nationales Recht

stehen die Instrumente fir die Vollendung des Energiebinnenmarkts bis 2014 bereit.

Die Bundesnetzagentur unterstiitzt intensiv die Kooperation der nationalen Regu-

lierungsbehdrden im Rahmen von ACER sowie den auch kinftig fortbestehenden

Reguliererverband Council of European Energy Regulators (CEER).

ACER

Mitdem vollstdndigen Inkrafttreten des Dritten
Energiebinnenmarktpakets am 3. Marz 2011 hat
ACER die operative Tatigkeit in Ljubljana offiziell
aufgenommen. Durch ihre Beteiligung im
zentralen Regulierungsrat der Agentur und in
seinen Arbeitsgruppen vertritt die Bundesnetz-
agentur nachdriicklich die Interessen der
deutschen Energieregulierung und kann somit
ein dem deutschen Energiemarkt addquates

Gewicht auf européaischer Ebene sicherstellen.

Die 2003 gegriindete Gruppe der europdischen
Regulierungsbehdorden fir Elektrizitdt und
Erdgas (ERGEG) wurde nach Ubernahme ihrer
Funktionen als offizielles Beratungsgremium
der Kommission durch ACER im Juli 2011 von
der Kommission aufgeldst. Im Rahmen von
ERGEG hatten die Regulierungsbehérden in
Absprache mit der Europédischen Kommission
beschlossen, die fast zweijahrige Ubergangs-
periode zwischen der Verabschiedung des

Dritten Energiebinnenmarktpakets im Jahr

2009 und seinem vollstdndigen Inkrafttreten
im Jahr 2011 fiir vorbereitende Arbeiten zu
nutzen, um einen raschen Start der Agentur
vorzubereiten und so zu agieren, als hétte die

Agentur ihre Arbeit bereits aufgenommen.

Dieses Vorgehen ermdglichte es der Agentur,
bereits am 3. Mé&rz 2011 zwei von ERGEG erar-
beitete Rahmen-Leitlinien fiir Regeln zum Netz-
anschluss (Strom) sowie zur Kapazititsvergabe
(Gas) zur offentlichen Konsultation zu veroffent-
lichen. Die Rahmen-Leitlinien von ACER bilden
die Grundlage fiir die Entwicklung von Netz-
kodizes durch die Netzbetreiberverbdnde
ENTSO-Eund ENTSOG. Die Kommission kann
Netzkodizes im Komitologieverfahren ver-
rechtlichen. Aufbauend auf den bisherigen
Erfahrungen unterzogen die Regulierer die
internen Verfahren zur Erarbeitung von
Rahmen-Leitlinien einer Uberpriifung und
richteten entsprechende Empfehlungen an

ACER und die Kommission.
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Die Energieregulierungsbehérden richten
ihre Kooperation in ACER vollstandig auf das
von den Staats- und Regierungschefs im Euro-
pdischen Rat am 4. Februar 2011 gesetzte Ziel
der Vollendung des Energiebinnenmarkts bis
2014 aus. Dazu haben sie mit der Kommission
und den Netzbetreiberverbdnden einen Drei-
Jahres-Plan beschlossen, in dem die zeitliche
Abfolge der einzelnen Rahmen-Leitlinien und

Netzkodizes definiert wird.

Die Agentur verabschiedete im vergangenen
Jahr drei weitere Rahmen-Leitlinien zu Regeln
der Kapazitédtsvergabe und zum Engpass-
management (Strom), zum Systembetrieb
(Strom) sowie zur Bilanzierung (Gas). Daneben
gaben die Energieregulierungsbehérden

im Jahr 2011 formelle Stellungnahmen zu
dem gemeinschaftsweiten Zehn-Jahres-Netz-
entwicklungsplan von ENTSOG und zu Statuten
sowie Geschaftsordnungen von ENTSO-E und
ENTSOG ab. Die Agentur iibernahm 2011 zudem
von ERGEG die Zustédndigkeit fiir die Regional-
initiativen. Diese werden auch kiinftig eine
wichtige Rolle bei der weiteren Integration der
Energiemadrkte spielen. Im April 2011 forderte
die Kommission die Regulierungsbehérden
auf, aufregionaler Ebene Arbeitspldne im
Hinblick auf das Ziel 2014 zu erarbeiten. Die
Bundesnetzagentur hat dabei die Federfithrung
fiir die ,Cross-regional Roadmap on Market
Coupling® ibernommen. Im Dezember 2011
wurde dieser Fahrplan durch das Florenz-

Forum gebilligt.

Im Rahmen der Verordnung 1227/2011/EU iiber
die Integritdt und die Transparenz des Energie-
groBhandels (REMIT) vom 25. Oktober 2011

haben sowohl ACER als auch die NRB fiir die

Umsetzung neue Aufgaben, insbesondere beim

Markt-Monitoring, ibernommen. Die NRB
unterstiitzen ACER bei der Identifizierung
derjenigen Aufgaben, die sich aus den unmittel-
bar relevanten Bestimmungen wie den Verboten
desInsiderhandels und der Marktmanipulation
sowie entsprechenden Verotffentlichungs-

pilichten ergeben.

Die Bundesnetzagentur ist seit 2005 Mitglied
imunabhédngigen Verband der europdischen
Energieregulierungsbehérden (CEER). Der
CEER wird auch nach Grindung der Agentur
fortgefithrt und widmet sich verstarkt
denjenigen Themen, die nichtin der Zustandig-
keit von ACER liegen. Dies betrifft u. a. den
Verbraucherschutz, regulatorische Aspekte
der Endkundenmaérkte, die Férderung erneuer-
barer Energien sowie die internationale
Zusammenarbeit. Daneben untersttitzt der

CEER in vieler Hinsicht die Arbeit der Agentur.

Der CEER fiihrte im ersten Halbjahr 2011 einen
intensiven Austausch mit der Kommission tiber
regulatorische Aspekte des am 19. Oktober 2011
vorgestellten Energie-Infrastrukturpakets.
In einer Reihe von Workshops diskutierten
Regulierer und Kommissionsvertreter das
AusmaB der bis 2020 erforderlichen Investitionen,
die Finanzierbarkeit von Projekten der Uber-
tragungs- und Fernleitungsnetzbetreiber, die
Rolle innovativer Finanzierungsmechanismen
und konkrete Vorschldge zur Beschleunigung
von Planungs- und Genehmigungsverfahren.
Dartiber hinaus beteiligte sich der CEER an
einer Konsultation der Generaldirektion Wirt-
schaft und Finanzen der Kommission zum
Thema Project Bonds. Im CEER wurde unter

Vorsitz der Bundesnetzagentur eine ver-
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gleichende Ubersicht iiber die Investitions-
bedingungen im Rahmen der nationalen

Entgeltregulierungssysteme erstellt.

Dielangjéhrige vorbereitende Arbeit der Energie-
regulierungsbehérden im Rahmen des CEER
und der Financial Services Working Group fiir
die Verbesserung von Transparenz und Inte-
gritat des Energiehandels wurde 2011 durch die
Verleihung des ,Energy Transparency Award“
der Florence School of Regulation gewtirdigt.
Der CEER widmete sich auBerdem der
Bekdmpfung des Mehrwertsteuer-Betrugsim
Energiehandel und veroéffentlichte zusammen
mitacht Branchenverbanden von Energiewirt-
schaft und Héndlern eine gemeinsame Stellung-
nahme, in der eine Reihe vorbeugender

MaBnahmen vorgeschlagen wurden.

Infolge der Entscheidung der Bundesregierung
vom Mérz 2011, die sieben dienstéltesten Kern-
kraftwerke sowie das Kernkraftwerk Kriimmel
vom Netz zu nehmen, richtete der CEER eine
Arbeitsgruppe ein, in der die energiewirtschaft-
lichen Konsequenzen dieses Moratoriums und
des endgiiltigen Ausstiegs auf européischer
Ebene untersucht wurden. Bereits zum fiinften
Mal erarbeitete der CEER einen Benchmarking-
Bericht zur Versorgungsqualitét im Strom-
bereich. Ein im Jahr 2011 veréffentlichter
CEER-Bericht tiber nationale FérdermafBnahmen
zugunsten erneuerbarer Energien legte die
Grundlage fur eine kiinftige Untersuchung der
Konsequenzen nicht harmonisierter Forder-
mafBnahmen. Ein weiterer Bericht diskutierte
regulatorische Herausforderungen fiir die

Entwicklung der Elektromobilitét.

Der CEER veroffentlichte im Dezember 2011
sein endgiiltiges ,,Gas Target Model® mit

Empfehlungen zur Schaffung eines einheitlichen
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europdischen Gasmarkts, zur Verbindung
funktionierender GroBhandelsmaérkte sowie
zur Versorgungssicherheit und zur Gewahr-
leistung notwendiger Investitionen in die
Infrastruktur. Der CEER begleitete weiterhin
den Kommissionsentwurf fiir Leitlinien zum
Engpassmanagement (Gas), der auf noch unter
ERGEG verabschiedeten Empfehlungen der
Regulierer beruht und in der Folge ein Komi-

tologieverfahren durchlaufen wird.

Im Zusammenhang mit Verbraucherschutz
und Endkundenmaérkten identifizierte der
CEER die regulatorischen Anforderungen

an intelligente Messeinrichtungen und
sprach Empfehlungen zum Umgang mit
LaststeuerungsmafBnahmen/-angeboten im
Endkundenmarkt aus. Des Weiteren definierte
der Verband zusammen mit der Generaldirektion
Gesundheit und Verbraucher der Europdischen
Kommission Anforderungen an eine Schlich-

tungsstelle im Energiebereich.

Die CEER-Mitglieder informierten sich gegen-

seitig tiber den Stand der Umsetzung des Dritten
Energiebinnenmarktpaketsin nationales Recht
und Uber den Fortschritt der Zertifizierung von

Ubertragungs- und Fernleitungsnetzbetreibern.

Im Rahmen der International Strategy Group
(ISG) wurde der Dialog mit strategisch wichtigen
Partnern fortgesetzt, und die internationalen
Positionen des CEER wurden koordiniert. Dies
galtletztlich insbesondere einer Starkung der
Rolle der europédischen Regulierer auf internatio-
naler Ebene. Besonderes Augenmerk wurde auf
die Weiterentwicklungen im Hinblick auf die
europdische EnergieauBBenpolitik gelegt, hier
ubernahm die ISG aktive Mitgestaltungsfunk-
tion. Ferner galt es, gemeinsame regulatorische

Praktiken durch den Erfahrungsaustausch
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und die Erarbeitung von Best Practices weiter-
zuentwickeln. Beispielhaft hierfiir sind die
Diskussionen mit dem russischen Regulierer
(Federal Tariff Service, FTS) sowie die Zusammen-
arbeit mit den Staaten der Eastern Partnership
Platform der Kommission. Des Weiteren
erfolgte ein enger bilateraler Austausch mit
anderen Reguliererzusammenschliissen bzw.
Regulierungsbehorden (AFUR, ARIAE, NARUC,
MEDREG, FERC).
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Eisenbahnen
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Das Jahr 2011 war durch die Einrichtung des Netzwerks unabhéngiger Regulierer im

Eisenbahnbereich (IRG-Rail) gepragt, dessen Vorsitz im Grindungsjahr durch den

Prasidenten der Bundesnetzagentur wahrgenommen wurde. Die IRG-Rail konnte

erfolgreich ihre Tatigkeit aufnehmen und erste Positionspapiere zu wichtigen Themen

veroffentlichen. Dazu gehérten etwa die Vorschlage der Europdischen Kommission

zur Uberarbeitung des europdischen Rechtsrahmens und die 2010 in Kraft getretene

EU-Verordnung zur Schaffung eines europdischen Schienennetzes fir einen wett-

bewerbsfahigen Guterverkehr und zum Market Monitoring.

REGULIERERGRUPPE IRG-RAIL

Im Jahr 2010 hatte die Bundesnetzagentur
gemeinsam mit den NRB aus GroBbritannien,
den Niederlanden, Osterreich und der Schweiz
eine Initiative zur verstarkten Zusammenarbeit
der unabhéngigen Regulierungsbehdrden im
Eisenbahnsektor ins Leben gerufen. Mit der
feierlichen Unterzeichnung eines ,Memo-
randum of Understanding® wurde dann am
9.Juni2011in Den Haag die Independent Regu-
lators’ Group - Rail (IRG-Rail)° gegriindet und
als erster Vorsitzender Matthias Kurth gewahlt.
In der IRG-Rail tauschen unabhéngige Eisen-
bahnregulierungsbehdrden aus mittlerweile
17 Landern ihre Erfahrungen aus und besprechen
gemeinsame Probleme. Auf diese Weise sollen

Best Practices und gemeinsame Ansitze

¢ Vgl.www.irg-rail.eu.
° vgl. IRG-Rail (11) 3.
™ Vgl. IRG-Rail (1) 4.
" Vgl. IRG-Rail (11) 5.

entwickelt werden, um eine starke und

konsistente Regulierung in Europa zu sichern.

Das erste Arbeitsprogramm?® der IRG-Rail
gestaltet die Arbeit bis Ende 2012; auf seiner
Basis decken fiinf Arbeitsgruppen folgende
Themenschwerpunkte ab: Recast des Ersten
Eisenbahnpakets, Rail Freight Regulation,
Market Monitoring, Economic Equilibrium und
Charges. Die Arbeitsgruppen haben bereits im
ersten Jahr des Bestehens der IRG-Rail mehrere
Positionspapiere vertffentlicht. So konnte
schon am 9. Juni 2011 ein Positionspapier" zu den
Kommissionsvorschldgen zur Uberarbeitung des
Ersten Eisenbahnpakets und am 6. September
2011 eine kritische Position* zur Diskussion um
einen europédischen Regulierer im Eisenbahn-

bereich verabschiedet werden, die von der
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Recast-Arbeitsgruppe unter Leitung der

Bundesnetzagentur erarbeitet wurde.

Am 28. und 29. November 2011 empfing die
Bundesnetzagentur die Prdsidenten und
Experten der Mitglieder zur zweiten Plenar-
sitzung in Bonn. Die Delegierten verabschie-
deten dabei ein weiteres Positionspapier' zur
Uberarbeitung des Ersten Eisenbahnpakets,
eine zeitnahe Reaktion auf die erste Lesung des
EPvom 16. November 2011. Die IRG-Rail unter-
sttitzt darin die Legislativvorschldge zur Starkung
der unabhéngigen Eisenbahnregulierungs-
behorden, um eine effektive und faire Regulie-
rung sicherzustellen. Eine Verlagerung von
Zustdndigkeiten oder eine europdische Regulie-
rungsbehorde jedoch wiirden dieses Ziel
konterkarieren, da eine solche europdische
Einrichtung nicht so effizient und marktnah
wie eine NRB arbeiten kann. Die IRG-Rail
duBerte auch Bedenken hinsichtlich einiger
Vorschldge, die die praktische Regulierungs-
arbeit beeintrachtigen wiirden, so etwa
unflexible Fristen fiir die Beschlussfassung
oder Notifizierungsprozesse zur Uberpriifung
nationaler Entscheidungen durch die Euro-
pédische Kommission. Letztere konnten nicht
nur mit nationalen Gerichtsverfahren in
Konflikt treten, sondern auch das Konzept

starker und unabhédngiger NRB untergraben.

Die Delegierten verabschiedeten ferner

ein Positionspapier zur EU-Verordnung

Nr. 913/2010. Mit dieser Verordnung werden
neun grenziibergreifende Korridore fiir den
europdischen Schienengiiterverkehr geschaffen
und organisatorische Regelungen zu deren

Einrichtung getroffen. Unter dem Vorsitz der

© vgl. IRG-Rail (11) 6.
“ vVgl. IRG-Rail (11) 7.
5 Vgl. IRG-Rail (11) 8.
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Bundesnetzagentur wurde in der entsprechen-
den IRG-Rail-Arbeitsgruppe die Verordnung
zundchst juristisch analysiert und die Aufgaben
und Arbeitsbereiche der NRB wurden heraus-
gestellt. Das Dokument hélt als erstes Ergebnis
die gemeinsamen Positionen der NRB in Bezug
auf die Einrichtung der Korridore sowie zum
Aufbau der notwendigen administrativen
Strukturen fest. Mittelfristiges Ziel ist die
Erstellung eines Handbuchs mit gemeinsamen
Regulierungsansétzen. Die Vollversammlung
der IRG-Rail verabschiedete auBerdem eine
gemeinsame Liste®® qualitativer und quantitativer
Indikatoren zur leichteren Vergleichbarkeit der
jeweiligen nationalen Monitoringverfahren.
Als Endergebnis soll ein gemeinsamer Bericht
verfasst werden, der die nationalen Ergebnisse

gegeniiberstellt.

Die International Group for Improving the
Quality of Rail Transport in the North-South
Corridor (IQ-C) setzte ihre korridorspezifische
Diskussion auch 2011 unter Mitwirkung der
NRB Belgiens, Deutschlands, Italiens, der
Niederlande und der Schweiz fort. Wegen des
Korridorbezugs der in Osterreich ansissigen
Organisation Rail Net Europe wurden auch
Vertreter der dortigen NRB als Beobachter
beteiligt.

Ein Themenschwerpunktlag auf der Vermeidung
diskriminierenden Verhaltens im Zusammen-
hang mitder vorab vereinbarten und festgelegten
Trasse fiir den internationalen Verkehr. Die IQ-C
hat dabei wichtige Aspekte identifiziert, die im

Handbuch der Europdischen Kommission zur
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Schienengiiterverkehrsverordnung nicht
berticksichtigt wurden. Daneben konzentrierte
sich die Gruppe auf die Beobachtung der Wett-
bewerbs- und Marktentwicklungen auf dem
Korridor A sowie auf die Zuteilung von Kapazi-
taten. Arbeitsschwerpunkte der NRB sind u. a.
die Erarbeitung von Empfehlungen fiir die
Verbesserung bei der Kapazitdtszuteilung
sowie die Vorgehensweise bei Beschwerden zu

Kapazitatsengpassen.

Die Europédische Kommission hat am

20. September 2010 dem EP einen Vorschlag zur
Verbesserung der Schienenverkehrsdienste fir
Fahrgdste und Guiterverkehrskunden vorgelegt.
Damit soll mehr Wettbewerb auf dem Schienen-
verkehrsmarkt geschaffen, die Befugnisse der
NRB sollen gestédrkt und die Rahmenbedingungen

fiir Investitionen verbessert werden.

Diese Zielrichtung der Europédischen Kommission
ist zu unterstiitzen. Die Vorschlége adressieren
die Schliisselprobleme des européaischen Eisen-
bahnmarktes der vergangenen Jahre und
enthalten eine Reihe sinnvoller und notwendiger
Anderungen, die fiir Verbesserungen im
Personen- und Giiterverkehr auf nationaler und

grenziiberschreitender Ebene sorgen kdénnen.

Ganz wesentliche Aspekte sind dabei die Starkung
der Unabhdngigkeit, der Befugnisse und der
Funktionen der NRB. Auch die Forderung nach
verstarkter Kooperation der NRB ist sinnvoll
und richtig. Sie bildet u. a. den Hintergrund fiir
die Griindung der IRG-Rail. Die Entwicklung
von Best Practices und gemeinsamen Ansdtzen
istunerldsslich, um eine konsistente Regulierung

in allen Mitgliedsldandern sicherzustellen. Dabei
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missen den NRB aber immer hinreichende Flexi-
bilitdt sowie Spielraum verbleiben, das Instrumen-
tarium den nationalen Gegebenheiten oder
Problemen anzupassen. In diesem Zusammen-
hang wird eine européische Regulierungs-
behorde weder fiir sinnvoll noch fiir notwendig
erachtet. Die Einrichtung einer solchen Instanz
istihrer Natur nach immer mit der Erhohung
von Biirokratie sowie weiterer Zentralisierung
verbunden. Sie widerspricht dem bisherigen
Ansatz des Recast, die notwendige Koordinie-
rung und Konsistenz im grenziiberschreitenden
Schienenverkehr durch gestdrkte unabhédngige
nationale Regulierer und deren Zusammen-
arbeit sicherzustellen, bzw. unterlguft diesen

Ansatz.

Die Bundesnetzagentur analysierte den
bisherigen Verhandlungsstand im Rat und die
Anderungsvorschlédge des EP und brachte ihre
Position in die relevanten Gremien sowie
insbesondere in die IRG-Rail-Arbeitsgruppe
Recast ein. Auf der Basis der Position des Rates
und des EP werden die weiteren Beratungen in
beiden Gremien mit dem erklérten Ziel, das
Paket bereits Mitte 2012 zu verabschieden, fort-

gesetzt.
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Internationale Projekte

Die Partnerschaft mit anderen Regulierungsbehérden sowie der enge Erfahrungsaus-

tausch auf europadischer und internationaler Ebene verstarken das gegenseitige Ver-

standnis und verdeutlichen dariiber hinaus, dass die Behorde weltweit ein bedeutender

Gesprachspartner ist.

INTERNATIONALE KOOPERATION UND
STUDIENBESUCHE

Im Postbereich engagiert sich die Bundesnetz-
agentur in einer verstdrkten Zusammenarbeit
mit afrikanischen Postregulierern im Rahmen
des Integrated Postal Reform and Development
Plan (IPDP).

Die Bundesnetzagentur empfing im Jahr 2011
erneut eine Vielzahl internationaler Besuchs-
delegationen. Vertreter von Regulierungs-
behorden, z. B. aus Algerien, China, Indien,
Indonesien, Japan, Korea, dem Libanon, Russ-
land und der Tiirkei, haben sich zudem bei
der Bundesnetzagentur iiber die Struktur
der Behorde, die Zusammenarbeit mit dem
Bundeskartellamt sowie tiber spezifische Regu-

lierungsansétze in allen Sektoren informiert.

Das vorwiegende Interesse der internationalen
Géste im Energiebereich galt Fragen zu erneuer-
baren Energien. Die Bundesnetzagentur
informierte in diesem Zusammenhang tiber
Herausforderungen der Netz- und Marktinte-

gration der erneuerbaren Energien. Weiterhin

war die Anreizregulierung erneut ein

wichtiges Thema.

Im Bereich Telekommunikation ging esim Jahr
2011vor allem um Fragestellungen, die mit der
Foérderung des Breitbandausbaus und allgemein

mit NGN/NGA zusammenhéngen.

PROJEKTE IM EUROPAISCHEN KONTEXT

Das Instrument Twinning wird von der EU
finanziert und férdert Partnerschaften
zwischen Behorden aus den EU-Mitglied-
staaten und 6ffentlichen Verwaltungen in
aktuellen und potenziellen zukiinftigen
Beitrittskandidatenstaaten sowie Landern der
europdischen Nachbarschaft. Ziel von Twinning-
Projekten ist der Aufbau von 6ffentlichen
Strukturen im Einklang mit européaischer
Verwaltungspraxis. Die Unterstiitzung der
Partner- und Nachbarldnder der EU beim
Verwaltungsaufbau erfolgt in einem Partner-
schaftsprozess zwischen 6ffentlichen Verwal-
tungen aus den EU-Mitgliedstaaten und den

Behorden im Partnerland.
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Im Jahr 2011 hat die Bundesnetzagentur gemein-
sam mit der italienischen Regulierungsbehorde
AGCOM das 2008 begonnene Twinning-Projekt
mit der dgyptischen Regulierungsbehorde fir
Telekommunikation erfolgreich zum Ab-
schluss gebracht. Schwerpunkte waren die
Verbesserung des rechtlichen Rahmens fiir
die sektorspezifische Regulierung des Tele-
kommunikationsmarkts sowie die Durchfiih-
rung einzelner Projekte insbesondere im

Bereich der Markt- und Frequenzregulierung.

Ferner hat die Bundesnetzagenturim Jahr 2011
ein Twinning-Projekt mit dem israelischen
Kommunikationsministerium aufgenommen.
Als Juniorpartner der Bundesnetzagentur sind
die AGCOM und die spanische Regulierungs-
behorde CMT an dem Projekt beteiligt. Der
Schwerpunkt liegt hierbei auf der Zugangs-

und Entgeltregulierung fiir NGA.

Neben Twinning wurden im Jahr 2011
verschiedene Projekte zur Heranfiihrung von
Staaten an die Europédische Union im Rahmen
von TAIEX-Projekten durchgefiihrt. Dabei
werden von der Europdischen Kommission
Lander im Hinblick auf die Angleichung,
Um- und Durchsetzung der EU-Gesetzgebung
unterstiitzt. Diese Projekte dauern in der Regel
drei bis fiinf Tage und haben einen eng
umrissenen Themenschwerpunkt. In diesem
Rahmen hat die Bundesnetzagentur sowohl
Mitarbeiter zu Expertenmissionen entsandt als
auch Studienbesuche in Deutschland durch-
gefiihrt. Die hiervon begiinstigten Lander
waren Armenien sowie die Lander des west-

lichen Balkans.
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Marktentwicklung

Stabiler Wettbewerbsanteil der alternativen Anbieter — Zuwachse vor allem in der Kabel-
TV-Branche - Telefonie im Festnetz vermehrt Giber VoIP - Internetnutzung zunehmend

mobil mit wachsendem Datenvolumen - anhaltender Trend zu Biindelangeboten

TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTE INSGESAMT Jahr wieder ein Riickgang zu verzeichnen, das

Absinken hat sich aber deutlich verlangsamt.
AuBenumsatzerlése Im Jahr 2009 betrug der Riickgang drei Prozent,
Die AuBBenumsatzerldse auf dem Telekommu- im Jahr 2010 zwei Prozent und im Jahr 2011 noch
nikationsmarkt erreichten im Jahr 2011 rund gutein Prozent.

58,4 Mrd. Euro. Damit war im vergangenen

AuRBenumsatzerlése auf dem Telekommunikationsmarkt 1998-2011
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Die alternativen Anbieter konnten im Jahr 2011
leicht steigende Umsatzerlose erzielen. Zu der

zunehmend positiven Entwicklung trugen in

AuRenumsatzerlése nach Segmenten 2009-2011

inMrd. € 2009

67

erster Linie die Mobilfunkunternehmen und die

Kabelnetzbetreiber bei.

2010 20T1e

AuBenumsatzerlose im Festnetz 27,78
mit Endkundenleistungen 21,18
mit Vorleistungen 5,79
sonstige AuRenumsatzerlose 0,81

AuBenumsatzerlose auf Basis der Kabel-

fernsehinfrastruktur 3,55
mit Endkundenleistungen 3,35
mit Vorleistungen 0,20
sonstige AuBenumsatzerlose ~0,00
AuBenumsatzerlése im Mobilfunk 25,38
mit Endkundenleistungen (ohne Endgerate) 17,67
mit Vorleistungen 4,51
mit Endgeréten 1,70
sonstige AuBRenumsatzerldse 1,50
sonstige AuBenumsatzerlose 3,70

100% 26,30 100 % 24,32 100%
76% 19,83 75% 18,54 76%
21% 5,75 22% 5,12 21%

3% 0,72 3% 0,66 3%

100% 3,79 100% 3,95 100%

94% 3,58 94 % 3,73 94 %
6% 0,21 6% 0,22 6%
0% ~0,00 0% ~0,00 0%

100%* 25,84 100% 26,36 100%
70% 17,85 69% 18,50 70%
18% 4,39 17% 3,43 13%

7% 2,39 9% 3,43 13%
6% 1,21 5% 1,00 4%
3,22 3,74

* Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab

76 Prozent der AuBenumsatzerlse im Festnetz
entfielen 2011 auf Endkundenleistungen. Hierzu
gehoren AuBenumsatzerlose, die mit Leistungen
fur private, gewerbliche und 6ffentliche Endver-
braucher erzielt werden. Uber 20 Prozent der
Auflenumsatzerlgse entfielen auf Vorleistungen
fir konzernexterne Festnetz-, Kabel- und Mobil-
funkanbieter sowie Service-Provider. Hierunter
fallen Vorleistungsprodukte fiir Sprachverkehr/
Telefonie, Breitband/Internet sowie Infrastruktur-

leistungen.

Im Mobilfunk wurden 70 Prozent der Au3en-
umsatzerlose mit Endkundenleistungen erzielt.
In dieser GroBe sind im Gegensatz zum Festnetz
und zur Kabel-TV-Infrastruktur keine AuSenum-
satzerlose mit Endgerdten beriicksichtigt. Der
Umsatzanteil mit Endgeraten im Mobilfunk weist
steigende Wachstumsraten auf. Grund hierfiirist
die erfolgreiche Smartphone-Vermarktung der
Mobilfunknetzbetreiber. Der Anteil der AuB3en-
umsatzerldse mit Vorleistungen sank von 17 Pro-
zentim Jahr 2010 auf 13 Prozentim Jahr 2011. Zu
dieser Entwicklung haben die riickldufigen Ter-

minierungsentgelte beigetragen.
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Bei den AuBenumsatzerlésen auf Basis der Kabel-
TV-Infrastruktur entfiel mit 94 Prozent der
weitaus iberwiegende Anteil auf Endkunden-

leistungen.
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Sachinvestitionen

Die Investitionen in Sachanlagen auf dem Tele-
kommunikationsmarkt erreichten im Jahr 2011
6,0 Mrd. Euro nach 5,9 Mrd. Euro im Jahr 2010.
2011investierten die alternativen Anbieter wie
auch die Deutsche Telekom AG (DT AG) 3,0 Mrd.

Euro.

Investitionen in Sachanlagen auf dem Telekommunikationsmarkt 1998-2011

Mrd. €
12

9,9

0

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Gesamt Il oTAG

*

aktualisierte Werte

Nach einem Hoch im Jahr 2008 mit 0,88 Mrd.
Euro blieben die Investitionen in die Kabel-TV-
Infrastruktur 2009, 2010 und 2011 stabil bei rund
0,7 Mrd. Euro.

Beschéftigung
Zum Ende des Jahres 2011 waren 176.000 Mitarbei-
ter bei den Unternehmen auf dem Telekommuni-

kationsmarkt in Deutschland beschéftigt. Die

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Wettbewerber (einschlielich Kabelnetzbetreibern)

Anzahl der Beschéftigten war damit etwas gerin-
ger alsim Vorjahr (176.900 Mitarbeiter). Die alter-
nativen Anbieter erhohten ihre Mitarbeiterzahl
um 1,3 Prozent. Bei der DT AG wurde der Personal-

abbau im Jahr 2011 weiter fortgesetzt.
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Beschaftigte auf dem Telekommunikationsmarkt 1998-2011
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Zugéange zur Sprachkommunikation

Die Festnetzkommunikation tiber klassische
Telefonanschliisse (Analog[/ISDN) einerseits
sowie liber entbiindelte DSL-Anschliisse! (VoIP)
und Kabel-TV-Netze andererseits hat sich in
den vergangenen Jahren gegensatzlich ent-
wickelt. Der klassische Telefonanschluss wird
seltener, wéhrend die Telefonie tiber DSL und
TV-Kabel zunimmt. In den kommenden Jahren
wird dartiber hinaus die Telefonie tiber Glasfaser-
zugange an Bedeutung gewinnen. Insgesamt
verringert sich die Nachfrage nach Zugédngen
zur Sprachkommunikation in den Festnetzen
leicht.

' Beientbiindelten DSL-Anschlissen ist die Bereitstellung und der Betrieb des DSL-Anschlusses nicht an einen herkémmlichen Analog- oder

ISDN-Telefonanschluss gebunden.

160.000
148.900
131.700
53,7008 573008 54 300888 56.100 55700‘5640I
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Zugange zur Sprachkommunikation 2005-2011

Mio. Telefonanschlisse/-zugange
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Die haufigsten Anschliisse in den Festnetzen
sind nach wie vor Analoganschliisse. Ihre Zahl
ging 2011 um ca. sechs Prozent auf schatzungs-
weise 17,5 Mio. zurtick. Gleichzeitig reduzierte
sich der Bestand an ISDN-Basisanschliissen im
vergangenen Jahr auf etwa 11,0 Mio. Die Gesamt-
zahl der ISDN-Primérmultiplexanschliisse (ISDN-
PMx)?verminderte sich ebenfalls. Sprachzugédnge
uber entbiindelte und fiir VoIP genutzte DSL-
Anschlisse (Komplettanschliisse) sowie die Tele-

fonie iber Kabel-TV-Netze konnten dagegen

2 Die Angaben zu den ISDN-PMx-Anschliissen beruhen auf Schatzungen.

VolIP iiber entbiindelte DSL

38,4 38,5

38,0

287
57
4,9 :
25 3.9
1.5
23 2,9 3,6
2008 2009* 2010 207e

Kabel-TV-Netz

Zuwdchse erzielen. Im Jahr 2011 stieg der Gesamt-
bestand an VoIP Uiber entbiindelte DSL auf schét-
zungsweise 5,7 Mio. (plus 17 Prozent) sowie die

Zahl der fur Telefongesprache genutzten Kabel-
TV-Anschliisse auf rund 3,6 Mio. (plus 24 Prozent).
Entsprechend wurden Anschliisse des klassischen
Festnetzes durch die alternativen Technologien
ersetzt. Der Gesamtzahl der 6ffentlichen Tele-
fonstellen lag Ende 2011 bei rund 66.000 Miinz-

und Kartentelefonen.
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Telefonanschliisse/-zugdange und Wettbewerberanteile in Festnetzen 2009-2011

2009
Gesamt-
bestand Wettbewerberanteil
Mio. Mio. %
Analoganschlisse 20,01 1,71 8,5
ISDN-Basisanschlisse 12,15 4,20 34,6
ISDN-PMx-Anschliisse 0,106 0,0294 27,7
offentliche
Telefonstellen 0,084 0,0017 2,0
Sprachzugdnge tber
Kabel-TV-Netze 2,30 2,30 100,0
Sprachzugénge tiber
entbiindelte und fur
VolP genutzte
DSL-Anschlisse 3,85 3,80 98,7
Summe Anschliisse/
38,50 12,04 31,3

Zugange

*

aktualisierte Werte

In den Festnetzen der Wettbewerber der DT AG
war Ende 2011 ein Bestand von schdtzungsweise
14,4 Mio. Telefonanschliissen/-zugdngen zu ver-
zeichnen. Mitrund 1,0 Mio. Anschliissen ist der
Anstieg schwécher als in den Vorjahren. Die Zahl
der Analog- und ISDN-PMx-Anschliisse der alter-
nativen Teilnehmernetzbetreiber nahm kaum
noch zu, die der ISDN-Basisanschliisse ging
zuriick. Dagegen sind VoIP iiber entbiindelte
DSL-Anschliisse und die Kabel-TV-Telefonie bei

Gesamt-
bestand

Mio.

18,67

11,63

0,103

0,070

2,90

4,86

38,23

71
2010 2011e
Gesamt-
Wettbewerberanteil bestand Wettbewerberanteil
Mio. % Mio. Mio. %
1,72 9,2 17,53 1,73 9,9
3,94 33,9 11,00 3,58 32,5
0,0296 28,7 0,099 0,0298 30,1
0,0015 2,1 0,066 0,0014 2,1
2,90 100,0 3,60 3,60 100,0
4,77 98,1 5,68 5,45 96,0
13,36 34,9 37,98 14,39 37,9

Angabeninkl. Eigenbedarf

den alternativen Teilnehmernetzbetreibern
insbesondere von 2008 auf 2009 dynamisch
gewachsen (um gut 50 Prozent). Die Steigerungs-
raten haben sich 2010 abgeflacht (etwa 26 Pro-
zent). Ende 2011 lag die Steigerungsrate fur die
VoIP-Zugénge mit ca. 14 Prozent jedoch deutlich
unter jener der Sprachzugéange tiber die Kabel-
TV-Infrastruktur. Hier war ein Wachstum

von schiatzungsweise 24 Prozent zu verzeichnen.
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Telefonanschliisse/-zugdnge der alternativen Teilnehmernetzbetreiber 2005-2011
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In den Festnetzen der Wettbewerber der DT AG
ubertrafim Jahr 2011 VoIP iber entbiindelte DSL
mit einem Anteil an den Telefonanschliissen/
-zugédngen von ca. 38 Prozent erstmals den Anteil
der klassischen Analog- und ISDN-Telefonan-
schlisse mit rund 37 Prozent. Gleichzeitig lag
der Anteil von VoIP tiber entbiindelte DSL noch
deutlich tiber dem Anteil der tiber Kabel-TV-Netze
realisierten Sprachzugénge, die aber eine hohere
Wachstumsrate verzeichneten. Fiir die alterna-
tiven Teilnehmernetzbetreiber hat die klassische
Telefonie iiber Analog-/ISDN-Anschliisse gegen-
uiber der VoIP- und Kabeltelefonie innerhalb

weniger Jahre an Bedeutung verloren.

Etwa 150 alternative Teilnehmernetzbetreiber
boten Ende 2011 Telefonanschliisse/-zugange

an. Dabei hatten Verbraucher die Wahl zwischen

. Analoganschlisse (inkl. 8Tel)

analogen Anschliissen, ISDN-Anschliissen,
Sprachzugéangen iiber entbiindelte und fiir
VoIP genutzte DSL-Anschliisse oder Sprach-
zugangen iiber Kabel-TV- und Glasfasernetze.
Die Anschliisse/Zugénge der alternativen
Anbieter wurden auf der Grundlage der Vertrége
uber den Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung (TAL) der DT AG, auf Basis der Vorleis-
tungsprodukte ,,Stand-Alone-ATM/IP-Bitstrom*
und ,,Stand-Alone-Resale” der DT AG, basierend
auf eigener TAL oder auf Vorleistungsprodukten
alternativer Carrier (Bitstrom oder Resale)

betrieben.
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Verteilung der Telefonanschliisse/-zugdange der alternativen Teilnehmernetzbetreiber

nach Technologien 2006-2011
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Breitbandanschliisse

Der Grofteil der Breitbandanschliisse in Fest-
netzen basiert in Deutschland auf Kupferleitungen
(DSL) und der Kabel-TV-Infrastruktur. Daneben
zahlen Glasfaser, Satellit, Stromleitungen sowie
funkbasierte Infrastrukturen zu den weiteren

verwendeten Anschlusstechnologien.

Zum Jahresende 2011 waren in Deutschland
rund 27,3 Mio. Breitbandanschlusse in Betrieb.
Mitinsgesamt 23,4 Mio. Anschliissen und einem
Anteil von 86 Prozent ist DSL weiterhin die domi-

nierende Anschlusstechnologie. Auf simtliche

alternativen Technologien entfielen insgesamt
etwa 3,8 Mio. Anschlisse. Die Masse dieser

Anschliisse (ca. 3,6 Mio.) wurde von Kabelnetz-
betreibernrealisiert. Reine Glasfaseranschliisse
haben bisher in Deutschland kaum Verbreitung

gefunden.
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Breitbandanschliisse in Festnetzen 2001-2011

Mio.
30
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. DSL . BWA, Festverbindungen, FTTB/FTTH, HFC-Kabelnetze, Powerline, Satellit
Bis zum Ende des Jahres 2011 konnten die Wett- vonrund 55 Prozent an der Gesamtzahl der Breit-
bewerber der DT AG einen Vermarktungsanteil bandanschliisse erreichen.

Anteile an den Breitbandanschliissen in Festnetzen 2001-2011
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Im europdischen Kontext ist die Entwicklung des
deutschen Breitbandmarkts trotz der abflachen-
den Wachstumsdynamik nach wie vor bemer-
kenswert. So zeigen Statistiken der Européischen

Kommission, dass Deutschland im ersten Halb-

75

jahr 2011 eine Breitbandpenetration (bezogen

auf die Bevolkerung) von 32,7 Prozent iiber feste
Infrastrukturen erreicht hat. Damit lag Deutsch-
land weiterhin deutlich tiber dem Durchschnitts-

wert aller Mitgliedstaaten von 27,2 Prozent.

Breitbanddurchdringung in Europa iiber feste Infrastrukturen Q2/2011
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Quelle: Europaische Kommission (COCOM 11-24)

In Deutschland wiesen Ende 2011 mehr als zwei
Drittel der an Endkunden vermarkteten Breit-
bandanschliisse eine Bandbreite (Downstream)
von weniger als 10 Mbit/s auf. Obwohl dariiber
hinaus zunehmend Geschwindigkeiten von
mindestens 16 Mbit/s oder gar iiber 100 Mbit/s
von den Telekommunikationsunternehmen

vermarktet werden, zeigt sich weiterhin eine

deutliche Diskrepanz zwischen dem Angebot
an hohen Bitraten und der tatséchlich nachge-
fragten Bandbreite. So nutzt derzeit nur etwa ein
Drittel der Breitbandkunden im Festnetz eine
Bandbreite von mehr als 10 Mbit/s, wahrend

uber zwei Drittel der Haushalte tiber eine Nenn-

bitrate von mehr als 16 Mbit/s verfiigen kénnten.
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Verteilung der vermarkteten Bandbreiten bei Breitbandanschliissen im Jahr 2011

7.8%, 0.4%
12,0%

23,0%
X

. 105%

46,3%

Nach einer Studie von Cullen International®ist
diese Diskrepanz gegenwartig in fast allen euro-

paischen Landern zu beobachten.

DSL-Anschliisse
Zum Ende des Jahres 2011 waren rund 23,4 Mio.

DSL-Anschliisse geschaltet. Davon entfielen

DSL-Anschliisse 2001-2011
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B groRer144Kbitfs bis unter 2 Mbit/s
genau 2 Mbit/s

[ aber2 Mbit/s bis unter 10 Mbit/s
10 Mbit/s bis unter 30 Mbit/s

M 30 Mbit/s bis unter 100 Mbit/s

B 100 Mbit/s und mehr

ca.12,3Mio. Anschliisse direkt auf die DT AG. Dem-
gegentiber wurden insgesamt etwa 11,2 Mio.
DSL-Anschliisse von Wettbewerbern an End-
kunden vermarktet. An der Gesamtzahl der
DSL-Anschliisse erreichte die VDSL-Technologie
(DT AG und Wettbewerber) Ende 2011 einen

Anteil von etwa drei Prozent.

23,4

2006 2007 2008 2009 2010 2011*

Bitstrom DTAG

. Wettbewerber (TAL, Vorleistungen alternativer Carrier [Bitstrom, Resale], Eigenrealisierung)

* Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab

3 Cullen International, August 2011
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Der Wiederverkauf von DSL-Anschlissen der
DT AG durch alternative Anbieter (Resale

DT AG) hatim Jahr 2011 wieder leicht an Bedeutung
gewonnen. Zudem kommen infrastrukturinten-
sivere Vorleistungsprodukte zur Anwendung,
die im Gegensatz zum Resale nicht nur die bloBe
Uberlassung des DSL-Anschlusses umfassen,
sondern auch die Zufiihrung des Datenverkehrs
(z.B.Bitstrom). Neben der DT AG werden derartige
Vorleistungsprodukte auch von alternativen
Carriern angeboten. Auf den Bitstromangeboten
der DT AG basierten Ende 2011 rund 0,7 Mio. der
von Wettbewerbern an Endkunden vermark-
teten DSL-Anschlusse.

Auf Basis des Zugangs zur entbiindelten TAL der

DT AG stellen alternative Netzbetreiber neben

Anteile an den DSL-Anschliissen 2001-2011
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ihren eigenen Endkundenprodukten auch
zunehmend anderen Wettbewerbsunternehmen
spezielle Vorleistungsprodukte zur Verfiigung.
Dieses Geschéftsfeld hatin den letzten Jahren
stark an Bedeutung gewonnen. Vor allem sog.
Komplettanschliisse werden oftmals iiber der-
artige Geschéaftsmodelle realisiert. Bei diesen
Anschlissen wird neben dem Zugang zum
Internet auch die Telefonie ausschlieBlich
IP-basiert (VoIP) iber DSL abgewickelt, wodurch
ein klassischer Telefonanschluss nicht mehr
erforderlich ist. Zum Jahresende 2011 gab es
insgesamt etwa 5,7 Mio. Komplettanschliisse
der DT AG und ihrer Wettbewerber auf Basis

entbiindelter DSL-Anschliisse.

51,4 50,6 51,3 51,7 52,3
49,2 48,6 49,4 48,7 48,3 47,7
2006 2007 2008 2009 2010 2011

Wettbewerber (inkl. Bitstrom/Resale)
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Breitbandanschliisse iiber die Kabel-TV-
Infrastruktur

Die Internetanschliisse der Kabelnetzbetreiber
sind eine Alternative zum klassischen Festnetz.
Ende 2011 hatten sich rund 3,6 Mio. Kunden fiir
diese Anschlusstechnologie entschieden. Die
Kabelnetzbetreiber erzielten damit einen Markt-
anteil von 13 Prozent an den insgesamt 27,3 Mio.
Breitbandanschliissen. Uber 80 Prozent der Breit-
bandkunden der Kabel-TV-Anbieter nutzten
einen Internetzugang ab 10 Mbit/s. Preislich
konkurrenzfédhig und immer hdufiger mit dem
Ubertragungsstandard DOCSIS 3.0 aufgeriistet
bieten die Internetanschliisse der Kabel-TV-

Anbieter oftmals hohere maximal mdgliche
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Ubertragungsgeschwindigkeiten als die Inter-
netzugange der DSL-Anbieter. Die Kabelnetz-
betreiber planen, Ende 2012 ca. 24 Mio. Haus-
halten einen Zugang mit bis zu 100 Mbit/s iber
ihre modernisierten, aus Glasfaser- und Koaxial-
leitungen bestehenden Netze (HFC-Netze) bereit-
zustellen. Noch hohere Bandbreiten sind tiber
diese Infrastruktur zukiinftig flexibel realisierbar,
da die Glasfaser stufenweise und abhédngig von
der Nachfrage immer ndher an die Hauser her-
angefihrt werden kann. Noch einen Schritt
weiter gehen einige Kabelnetzbetreiber, die
heute schon ihren Kunden Glasfaseranschliisse

bis ins Haus zur Verfiigung stellen.

Internetzugédnge der Kabelnetzbetreiber 2001-2011

Mio.

4
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: o e wm N
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Powerline

Internetzugange konnen auch durch Powerline
realisiert werden. Hierbei werden die stromfiih-
renden Leitungen der Energieversorger zum
Datentransport genutzt. Diese nur an wenigen
Standorten lokal verfiigbare Zugangsmoglich-
keit wurde zum Jahresende 2011 von weniger als
5.000 Kunden genutzt.

3,6
2,9
2,3
1,6
1,0
0,49
N

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Satellit

Ende 2011 nutzten 35.000 Kunden beirund zehn
Anbietern bidirektionale Zugangsmaoglichkeiten
fiir das Internet tiber Satellit. Diese nahezu orts-
unabhéingige Anschlussmdoglichkeit kann einen
relativ kleinen, aber wichtigen Beitrag bei der
lickenlosen Breitbandversorgung Deutschlands

leisten.* Zwar sind die Anschaffungskosten wie

4 Nach Aussage der Satellitenbetreiber hatten Ende 2010 gleichzeitig 250.000 Kunden Internet via Satellit nutzen kénnen.
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auch die monatlichen Tarife solcher Dienste in
den letzten Jahren immer mehr gesunken, den-
nochistder Zugang tiber DSL oder Kabel-TV-Netze
immer noch preisguinstiger. Die Attraktivitat
der Zugangsmaoglichkeit wurde durch den Ein-
satz einer neuen Satellitentechnologie, die hohere
Bandbreiten ermdoglicht, im Jahr 2011 deutlich
gesteigert. Die hierbei angewandte Multibeam-
Technik bietet den Vorteil, mit nur einem Satel-
liten Signale in mehreren sog. Spotbeams regio-
nal gezielt zur Erde senden zu kénnen. Durch
die damit verbundene Moglichkeit, Frequenzen
mehrfach auszunutzen, sind jetzt Bandbreiten von
bis zu zehn Mbit/s im Download und vier Mbit/s
im Upload pro Kunde erreichbar. In einer weiteren,

demndchstverfiigbaren Ausbaustufe sind fur

Verkehrsvolumen Breitband 2005-2011

Mrd. GB

2,2

2005 2006 2007 2008

Gesamtvolumen Breitband

Vor allem datenintensive Anwendungen wie
Fernsehen (IPTV) oder Videoabrufe fihrten zur
Steigerung der Verkehrsmengen. Dagegen ver-
liert die Nutzung des Internets auf Basis von

Schmalbandanschliissen (Analog/ISDN) weiter
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professionelle Anwendungen sogar bis zu
50 Mbit/s im Download und 20 Mbit/s im

Upload vorgesehen.

Internetverkehr auf Basis von Festnetz-
anschlissen

Breitbandverkehrsvolumen

Trotz zunehmender Sattigung des Breitband-
anschlussmarkts steigt die iiber Breitbandan-
schlisse abgewickelte Verkehrsmenge (inkl.
IPTV und VoIP) weiterhin stetig an. Bis Ende
2011 wurden schidtzungsweise insgesamt rund
3,7 Mrd. GB tiber Breitbandanschliisse in Fest-
netzen generiert. Dies entspricht einem durch-
schnittlich genutzten Datenvolumen von knapp

zwOlf GB pro Monat und Breitbandanschluss.

3,7
32

2,7

2009 2010 2011e

. durchschnittliches Datenvolumen pro Anschluss und Monat

erheblich an Bedeutung. So entfielen im Jahr
2010 nur noch rund drei Mrd. Minuten auf Ein-

wahlverbindungen in das Internet.
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Voice over IP

VoIP ist eine Technologie, die es ermdglicht,
einen Telefondienst auf Basis einer IP-basierten
Infrastruktur zu realisieren und somit die her-
kémmliche Telefontechnologie (Analog/ISDN)
zu ersetzen. Grundsatzlich ist ein Breitband-
anschluss Voraussetzung fir die Nutzung der
IP-basierten Telefonie. Dabei sollten die Verbin-
dungen tiber die IP-Infrastruktur bestimmte
Qualitatsanforderungen (z. B. Echtzeit) gewdahr-

leisten.

Derzeit sind vor allem die Angebote der DSL-
Anbieter und Kabelnetzbetreiber auf soqg.
Komplettangebote ausgerichtet. Ein klassischer
Telefonanschluss ist nicht Bestandteil derartiger

Angebote. So wird neben dem Zugang zum
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Internet auch die Telefonie ausschlieBlich IP-
basiert abgewickelt. Ende 2011 nutzten schét-
zungsweise rund 9,3 Mio. Kunden Komplett-
anschlisse via TV-Kabel und entbiindelte
DSL-Anschlisse.

Daneben besteht fiir DSL-Kunden, deren DSL-
Anschluss noch mit einem herkdémmlichen Tele-
fonanschluss gekoppelt ist, die Moglichkeit der
fallweisen VoIP-Nutzung. Hierzu ist in der Regel
ein spezieller Tarif bei einem VoIP-Anbieter erfor-
derlich.

IP-basierte Telefonie auf Basis von Glasfaseran-
schliissen und sonstigen breitbandigen Zugangs-
technologien konnte bisher noch keine bedeu-

tenden Anteile erreichen.

IP-basierte Gesprachsminuten in Festnetzen 2005-2011
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Samtliche VoIP-Nutzer generierten im Jahr 2011
ein in Minuten gemessenes Gesprachsvolumen®
von etwa 45 Mrd. Minuten. Davon entfielen rund
27 Prozent der Minuten auf Telefoniekunden

der Kabelnetzbetreiber. Mit einem Anteil von
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VolPviaKabel-TV-Netze

weit iiber 90 Prozent an den Gesprachsminuten
wird das Segment der [P-basierten Minuten der-
zeit eindeutig von den Wettbewerbern der DT AG

bestimmt.

5 Das Gesprachsvolumen umfasst Inlandsverbindungen, Verbindungen in auslandische Fest- und Mobilfunknetze sowie Verbindungen in nationale Mobil-
funknetze. Minuten, die im Rahmen einer zumeist kostenlosen VolP-Software (z. B. Skype) abgewickelt wurden, sind in der Datenbasis nicht enthalten.
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Gesprachsminuten in Festnetzen
Das Gesamtvolumen der abgehenden Gespréchs-
minuten® iiber klassische Telefonnetze sowie

IP-basierte Netze istin den letzten Jahren riick-
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ladufig und belief sich im Jahr 2011 auf etwas

mehr als 191 Mrd. Minuten. Davon entfielen

etwa 92 Mrd. Minuten auf die Wettbewerber
der DT AG.

Abgehende Gesprachsminuten in Festnetzen 2005-2011
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Der Grund fiir die riickldufige Tendenz bei den
Gesprachsminuten ist eine Verlagerung der
Verkehrsmengen von den Festnetzen zu den
Mobilfunknetzen sowie ggf. eine verstarkte
Nutzung von Diensten wie beispielsweise Skype.
Die Substitutionseffekte durch den Mobilfunk
sind im internationalen Vergleich noch relativ
gering, da im Festnetz Pauschaltarife (Flatrate)
fiir Gesprachsminuten im Rahmen von Biindel-
produkten intensiv genutzt werden. Mittlerweile
verfiigen bereits mehr als die Halfte der Festnetz-
kunden tiber Biindelprodukte, die neben dem

Telefon- bzw. Breitbandanschluss typischerweise

% In-und Auslandsverbindungen sowie Verbindungen in nationale Mobilfunknetze

191,2

2009* 2010 201le

. DTAG . Wettbewerber (inkl. Kabelnetzbetreiber)

jeweils eine Flatrate fiir die Internetnutzung und

Telefonie beinhalten.

In Festnetzen werden Telefongesprache zuneh-
mend tiber DSL- oder Kabel-TV-Netze abgewickelt.
Insbesondere beim Neukundengeschéft der Wett-
bewerber verlieren klassische Analog- oder ISDN-
Anschlisse an Bedeutung. Es erfolgt eine Ver-
schiebung der Verkehrsmengen vom klassischen
Telefonnetz zu IP-basierten Netzen. Im Jahr 2010
wurden bereits 40 Mrd. Gesprachsminuten der
Festnetz-Wettbewerber tiber IP-basierte Netze

abgewickelt.
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Anteile der Vermittlungstechnologien am Gesprachsvolumen in Festnetzen 2005-2011
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Am Gesamtvolumen der Gesprachsminuten in IP-basierten Minuten zu rechnen, da neben den
Festnetzen erreichte das IP-basierte Volumen alternativen Anbietern auch die DT AG im Neu-
im Jahr 2011 einen Anteil von 23 Prozent. In den kundengeschéft verstiarkt IP-basierte Telefon-
ndchsten Jahren ist mit starken Zuwéachsen der anschliisse vermarktet.

Anteile der alternativen Anbieter am Gesprachsvolumen nach Verbindungssegmenten
2005-2011
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Das tiber Wettbewerber der DT AGim Rahmen
von Call-by-Call oder Preselection indirekt
gefiihrte Gesprachsvolumen ist weiterhin stark
rucklaufig. Wahrend im Jahr 2005 noch rund
62 Mrd. Minuten auf Basis von Call-by-Call bzw.
Preselection abgewickelt wurden, reduzierte
sich diese Zahl auf ca. 10 Mrd. Minuten im Jahr
2011. Mit einem Anteil von etwa 60 Prozent an
den indirekt gefiihrten Gesprachsminuten tiber-
steigt die Verkehrsmenge tiber Preselection seit
mehreren Jahren das iiber Call-by-Call gefiihrte

Sprachvolumen.

In den Segmenten Inlandsverbindungen sowie
Verbindungen vom Festnetz in nationale Mobil-
funknetze konnten die alternativen Anbieter
ihre Anteile am Verkehrsaufkommen behaupten.
Knapp die Halfte der abgewickelten Gesprachs-
minuten in diesen beiden Segmenten entfallt
auf Wettbewerber der DT AG.

Beiden Verbindungen in ausldndische Fest-
und Mobilfunknetze konnte die DT AG Anteile
zuriickgewinnen. Bei einer Interpretation der
Zahlen muss beriicksichtigt werden, dass
bestimmte Verkehre nichtin der Datenbasis
enthalten sind. Hierzu zdhlen Verkehre, die
auf Basis einer zumeist kostenlosen VoIP-Soft-
ware iiber eine Peer-to-Peer-Internetverbindung
abgewickelt werden. Auf solche Angebote’ diirfte
eine nicht unerhebliche Verkehrsmenge im

Segment der Auslandsverbindungen entfallen.

Anschlussvorleistungen

Fiir die Realisierung von Telefon- und Breitband-
anschliissen nutzen die Wettbewerber der DT AG
neben selbst verlegten Anschlussleitungen oder
funkbasierten Losungen tiberwiegend bereits

verlegte TAL der DT AG. Diese in der Regel aus
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Kupfer bestehenden Leitungen kdénnen von alter-
nativen Anbietern im Rahmen von vertraglichen
Vereinbarungen als Vorleistungsprodukt von

der DT AG gemietet werden.

Das Vorleistungsangebot der DT AG umfasst eine
Vielzahl unterschiedlicher Produktvarianten der
TAL. Der GroBteil der Anmietungen entféllt auf
die entbiindelte hochbitratige Kupferdoppelader.
Diese nutzen alternative Anbieter insbesondere
fur die Bereitstellung von DSL-Anschliissen an
Endkunden. Zudem basieren vermehrt eigene
Vorleistungsangebote alternativer Carrier, wie

beispielsweise Bitstrom, auf der TAL.

Bis Ende 2011 waren rund 9,7 Mio. TAL von Wett-
bewerbern der DT AG angemietet. Damit hat sich
die Nachfrage nach zusitzlichen Anschlusslei-

tungen gegeniiber dem Vorjahr halbiert.

Insgesamt ist seit dem Jahr 2009 eine deutliche
Verlangsamung des Nachfragewachstums fest-
zustellen. Die Abflachung des Wachstums ist
u.a.darin begrindet, dass Gebiete mit giinstigen
Skalenertriagen bereits von Wettbewerbern der
DT AG erschlossen sind. Eine weitere ErschlieBung
der Fldche ist dann aus Sicht der Unternehmen
wenig bzw. iberhaupt nicht profitabel. Im Friith-
jahr 2011 waren bereits rund 3.900 Hauptverteiler
der DT AG durch Wettbewerber erschlossen. Ein
weiterer Grund fiir die Abschwéchung des Wachs-
tumsist die zunehmende Sattigung des Breitband-
anschlussmarkts und die damit verbundene
Reduzierung der zusétzlichen Nachfrage nach

hochbitratigen Anschlussleitungen.

7 Hierzu zdhlt beispielsweise der Anbieter Skype. Da diese Verkehre nicht von der Datenerhebung der Bundesnetzagentur erfasst werden kdnnen, lasst sich

dieser Effekt nicht exakt quantifizieren.
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TAL-Anmietungen 1998-2011

Mio.
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. TAL-Anmietungen . Wachstum absolut

MOBILFUNK

Teilnehmer
In denvergangenen Jahren ist die Teilnehmer-
zahl deutlich langsamer gestiegen als in den

Jahren zuvor. Der Zuwachs betrug von Ende

2005
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2008 bis Ende 2011 knapp sieben Mio. SIM-Karten,
verglichen mit einem Wachstum von knapp
28 Mio. Karten zwischen 2005 und 2008. Im
letzten Jahr stieg die Teilnehmerzahl wieder

deutlich an.

Teilnehmer und Penetration in deutschen Mobilfunknetzen 2001-2011
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Quelle: Veroffentlichungen der Netzbetreiber, Statistisches Bundesamt

* Ein Nutzer kann mehrere Vertragsverhaltnisse unterhalten.
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Eswird deutlich, dass der Teil der Bevolkerung,
der an der Nutzung des Mobilfunks interessiert
ist, inzwischen mit mindestens einem Mobil-
telefon versorgt ist.® Seit 2010 fiihrte zudem
u. a. die Telekom Deutschland GmbH eine konse-
quente Zahlweise der Prepaidteilnehmer ein
und buchte inaktive Prepaidkunden aus. Auf
der anderen Seite sorgte die zunehmende Ver-
breitung von Zweitgeréten, wie Surf-Sticks und
Tablet-PCs, fiir eine weiterhin steigende Teil-

nehmerzahl.

Auch die steigende Anzahl von SIM-Karten zur
automatisierten Datenkommunikation zwischen
Gerdten (Machine-to-Machine oder M2M) bietet
Potenzial fiir weiteres Wachstum. Im Jahr 2010
war die Anzahl mit1,6 Mio. M2M-Karten noch

relativ gering.

Der Anteil der Prepaidkarten blieb in den ver-
gangenen Jahren relativ konstant. Er betrug
Ende 2011 ca. 56 Prozent.

Die Teilnehmer-Marktanteile der sog. E-Netz-
betreiber erhdhen sich weiterhin stetig. E-Plus
und Telefénica konnten mehr neue Kunden
gewinnen als die sog. D-Netzbetreiber Telekom
und Vodafone D2. Auch der leichte Riickgang
der Anteile der klassischen Service-Provider,
deren Kunden grof3tenteils die D-Netze nutzen,

kommt den E-Netzbetreibern zugute.
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Seit September 2011 bieten alle Netzbetreiber
die Moglichkeit an, im Mobilfunk Giber eine
Festnetznummer erreichbar zu sein. Zuvor war
die Anzahl der Teilnehmer, die von einer Fest-
netznummer Gebrauch machen, riickléufig.
Waéhrend Ende 2009 noch 7,5 Mio. Mobilfunk-
teilnehmer eine Festnetznummer nutzten, waren
es Ende 2010 etwa 6,9 Mio. Zum Ende des
ersten Quartals 2011 sank die Zahl auf 6,5 Mio.

Teilnehmer.

Verbindungsminuten

Waéhrend der Telefonverkehr im Festnetz zuriick-
geht, nimmt er im Mobilfunk weiter zu. Im Jahr
2010 betrug das abgehende Sprachverkehrs-
volumen mehr als 102 Mrd. Minuten. Es erhéhte
sichim Jahr 2011 um ca. fiinf Prozent auf 107 Mrd.
Minuten. Insofern istim Telefonieverhalten eine
Substitution des Festnetzes durch den Mobil-
funk zu beobachten, wenn auch in geringem
MaBe.*

Dasim Mobilfunk ankommende Sprachverkehrs-
volumen erhohte sich im Jahr 2011 um knapp finf

Prozent auf 86 Mrd. Minuten.

8 Laut BITKOM besitzen 83 Prozent der Deutschen ein Mobiltelefon (Presseinformation vom 2. August 2011).
¢ Allerdings besitzen nur zwolf Prozent der Haushalte in Deutschland ausschlieBlich einen Mobilfunkanschluss, 16 Prozent hingegen besitzen ausschlieRlich
einen Festnetzanschluss (Eurobarometer Spezial 362/ E-Communications Haushaltsumfrage 2011).
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Sprachverkehrsvolumen im Mobilfunk 2004-2011
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Kurznachrichten Kurznachrichten teilweise ersetzen. Noch ist das
Im Jahr 2011 wurden erstmals mehr Smartphones Wachstum des SMS-Versands ungebrochen. Im
als sonstige Mobiltelefone verkauft." Smart- Jahr 2011 wurden ca. 55 Mrd. SMS versandt. Das
phones vereinfachen die mobile Nutzung des entspricht einer Steigerung von mehr als 30 Pro-
Internets wesentlich. Die E-Mail-Nutzung oder zentim Vergleich zum Vorjahr. Die hohe Steige-
andere Dienste, die iiber die Datenverbindung rung beruht groBtenteils auf der intensiven
realisiert werden, konnten dadurch mittelfristig Nutzung von Pauschaltarifen.

Versendete Kurznachrichten per SMS 2005-2011

2005
2006
2007

2008

2009* 34,1

2010 41,5

2011e 55
[ [ [ [ [ [ |
0 10 20 30 40 50 60

Mrd.

*

aktualisierter Wert

© Quelle: Consumer Electronics Marktindex Deutschland
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Mobiles Breitband lasst. 2011 wurde die Schwelle von 100 Mio. GB
Der Datenverkehr im Mobilfunk nimmt weiter wohl noch nicht ganz erreicht.

zu, wobei dasrelative Wachstum langsam nach-

Datenvolumen im Mobilfunk in Deutschland 2005-2011
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Im Jahr 2011 hat sich die Anzahl der regelmasi- funktechnik der vierten Generation (4G) spielt
gen" Nutzer von 3G-Diensten nochmals stark hier noch keine signifikante Rolle.

erhoht. Die Nutzung von LTE bzw. der Mobil-

Anzahl der regelm@Rigen UMTS-Nutzer 2005-2011
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Dassich die Anzahl der Nutzer und das erzeugte
Datenvolumen stetig erh6éhen, muss die Infra-
struktur entsprechend aufgerustet werden. Gab
eszum Ende des Jahres 2009 noch knapp 107.000
Funk-Basisstationen, waren es zum Ende des
ersten Quartals 2011 knapp 126.000. Der Anteil
der Basisstationen, die UMTS-fahig sind, blieb
indiesem Zeitraum mit ca. 38 Prozent relativ
konstant. Die UMTS-Netzabdeckung, bezogen
auf die Bevolkerung, wurde dadurch bei allen
Netzbetreibern erhoht. Wahrend sie im Jahr
2009 zwischen 62 Prozent und 82 Prozent
betrug, stieg sie zum Ende des ersten Quartals
2011 auf 70 Prozent bis 84 Prozent. Die geogra-
fische UMTS-Netzabdeckung betrug im Jahr
2009 zwischen 19 Prozent und 49 Prozent und
erhohte sich auf 23 Prozent bis 53 Prozent im

ersten Quartal 2011.

Im Mai 2010 wurden u. a. die Frequenzen der sog.
Digitalen Dividende versteigert. Diese und andere
Frequenzbereiche werden von den Netzbetreibern
genutzt, um LTE in Stddten und auf dem Land
anzubieten. Inzwischen sind die Versorgungs-
verpflichtungen in sieben Bundesldndern erfiillt,
sodass LTE dort auch im 800-MHz-Bereich in den
Stadten angeboten werden darf. Ende 2011 waren
bereits etwa 3.000 Basisstationen fiir den LTE-

Betrieb geeignet.

Rund 58,5 Mio. Personen ab zehn Jahren hatten
nach einer Befragung des Statistischen Bundes-
amts vom Frihjahr 2011 das Internet innerhalb

der letzten drei Monate zu Hause, am Arbeits-

platz oder anderswo genutzt.

Die ARD/ZDF-Onlinestudie 2011 kam bei der
Bevolkerungsgruppe ab 14 Jahren nach einer

Befragung im Friithjahr 2011 auf 51,7 Mio.
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zumindest gelegentliche Internetnutzer. Eine
ebensolche Befragung des (N)Onliner Atlas 2011
wies 52,7 Mio. Nutzer aus. Laut ARD/ZDF-Online-
studie wurden 2,7 Mio. mehr Nutzer gegeniber
dem Vorjahr verzeichnet, wobei der Zuwachs
nahezu ausschlieBlich aus dem Alterssegment ab
40 Jahre resultierte. Die Nutzungsdauer des Inter-
nets betragt nach dieser Untersuchung durch-
schnittlich téglich 137 Minuten. Sie ist gegeniiber
denbeiden Vorjahren in etwa konstant geblieben.
Weiterhin wurde ein Anstieg der Bewegtbild-
nutzung registriert, und zwar parallel zum
~ublichen® Fernsehen. Rund 20 Mio. Onlinenut-
zer sahen sich Anfang 2011 wéchentlich Bewegt-
bilder im Internet an, drei Mio. mehr als im
Vorjahr. Beachtlich ist auch die Nutzung des
Internets fiir Radiosendungen. 14 Mio. Menschen
horen gelegentlich, 2,5 Mio. taglich Radio live

im Internet.

Ein zunehmender Teil der Internetnutzung lauft
mittlerweile Giiber den Mobilfunk. Im Jahr 2011
wurde das Internet laut der ARD/ZDF-Online-
studie durch 10,3 Mio. Personen im Alter von 14 bis
69 Jahren tiber Mobilfunk genutzt, davon 8,3 Mio.
mittels Handy, Smartphone und Organizer sowie
eine Million mittels Tablet-PC. Die ACTA 2011

(Allensbacher Computer- und Technik-Analyse)

kommt zu §hnlichen Ergebnissen.

Von den knapp 38 Mio. Fernsehhaushalten Mitte
2011 empfingen nach Marktzahlen der Société
Européenne des Satellites (SES) 47,5 Prozent ihr
Programim tiber einen Kabelanschluss (hierzu
zéhlen auch Haushalte an Satellitengemein-
schaftsanlagen ohne eigenen Sat-Receiver).
45,4 Prozent sahen ihr Programm tiber einzel-
ne Satellitenspiegel und 4,5 Prozent nutzen DVB-T.

Das tiber die DSL-Leitung verbreitete Internet-
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fernsehen (IPTV)wéhlten 2,7 Prozent der Fernseh-
zuschauer als Empfangsweg. Bei Betrachtung

Uber die letzten Jahre zeigt sich eine fortgesetzte

steigende Tendenz der beiden Empfangsmoglich-
keiten Satellit und Internetfernsehen, wiahrend
die Nutzung tiber Kabel weiter zuriickgeht. Auch
das terrestrische Fernsehen DVB-T verliert Markt-

anteile.

Infrastrukturelle Anbindung von
TV-Haushalten 2011

45,4%

2,7%

47,5%

. Kabel
Satellit
Quelle: SES/ASTRA
Terrestrik

IPTV

Der TV-Empfang steht ganzim Zeichen der Digi-
talisierung. Wéahrend zur Jahresmitte 2011 tiber
Kabel rund 43 Prozent digital ferngesehen
haben, haben sich beim Satellitenempfang
85 Prozent fiir diesen Empfangsweg entschieden.
Die Vereinbarung der Landesmedienanstalten
mit den Programmanbietern, die analoge Satelli-
tenausstrahlung Ende April 2012 einzustellen,
wird dazu fiithren, dass die Digitalisierungs-
quote beim Empfang tiber Satellit dann bei
100 Prozent liegt. Im Unterschied zur Satelliten-
verbreitung wird in Kabelnetzen Digital- wie
auch Analogempfang nebeneinander noch

uber einen ldngeren Zeitraum moglich sein.
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Kennzahlen 2009 2010 2011e
Umsatzerlose (Mrd. €) 60,4 59,2 58,4
Investitionen (Mrd. €) 6,1* 5,9 6,0
Beschaftigte 184.200* 176.900 176.000
Telefonanschliisse/-zugdnge (Mio.) 38,5" 38,2 38,0
—Analog/ISDN (inkl. 6Tel) 32,3* 30,4 28,7
-Sprachzugdnge tiber Kabel-TV-Netze 2,3 2,9 3,6
-Sprachzugénge iiber entbiindelte DSL-Anschlisse (VolP) 3,9* 4,9 5,7
Breitbandanschliisse insgesamt (Mio.) 25,0 26,2 27,3
Penetrationsrate Breitband (bezogen auf Haushalte) 62,2% 65,3% 67,7%
-DSL 22,4 23,0 23,4**
>DTAG 11,5 11,9 12,3
>Wettbewerber 10,9 11,1 11,2

davon *TAL, Vorleistungen alternativer Carrier,

Eigenrealisierung 8,7 9,1 &2

*Bitstrom (DT AG) 0,8 0,8 0,7

* Resale (DT AG) 1,4 1,2 1,3
-Kabelnetzbetreiber (Wettbewerber) 2,3 2,9 3,6
TAL-Vermietung der DT AG (Mio.) 9,1 9,5 9,7
Mobilfunkteilnehmer (Mio. Vertragsverhaltnisse) 108,3 108,9 114,1
Penetrationsrate Mobilfunk (bezogen auf Einwohner) 132,3% 133,1% 139,6%
Wettbewerberanteile 2009 2010 2011e
Umsatzerlose 54% 54% 55%
Investitionen 52% 53% 50%
Telefonanschlisse[-zugange 31%* 35% 38%
Breitbandanschlisse 54% 54% 55%
DSL (inkl. Bitstrom/Resale) 49 % 48 % 48%

*

aktualisierte Werte

** Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab
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Entscheidungen der

Beschlusskammern

Frequenzverteilungsuntersuchung abgeschlossen — Bedarfsermittlung in den GSM-

Frequenzbdndern eingeleitet — Regulierungsverfigung fir den Zugang zur TAL bekannt

gegeben - Mustervertrag fiir den Zugang zur TAL an einem Schaltverteiler vorgegeben -

neue Zusammenschaltungsentgelte genehmigt

BESCHLUSSKAMMER 1

Frequenzverteilungsuntersuchung

Die Prasidentenkammer der Bundesnetzagentur
hatim Jahr 2011 entschieden (BK 1-11/001), dass
die Frequenzzuteilungen im 900-MHz-Band
unverdndert bleiben. Eine Umverteilung bis zum
Ende der Laufzeit am 31. Dezember 2016 ist nicht
erforderlich. Die durchgefiihrte Frequenzver-
teilungsuntersuchung beruht auf europarecht-
lichen Vorgaben. MaBgeblich war insbesondere
Art.1Abs. 2 der Richtlinie 87/372/EWG in der
Fassung der Richtlinie 2009/114/EG (gednderte
GSM-Richtlinie). Bei der Umsetzung der gednder-
ten GSM-Richtlinie war zu untersuchen, ob auf-
grund der bestehenden Zuteilung des 900-MHz-
Bands an die Mobilfunknetzbetreiber Wett-

bewerbsverzerrungen wahrscheinlich sind.

Die vier Mobilfunkunternehmen Telekom
Deutschland GmbH, Vodafone D2 GmbH, E-Plus
Mobilfunk GmbH & Co. KG und Telefénica
Germany GmbH & Co. OHG waren Beteiligte
des Verfahrens zur Frequenzverteilungsunter-

suchung. Der Entscheidung vorausgegangen

waren die Veroffentlichung eines von der Tech-
nischen Universitdt Wien erstellten Gutachtens
zur Frequenzverteilung sowie eine 6ffentliche
Sitzung der Prasidentenkammer am 4. April
2011. AnschlieBend hatte die Présidentenkammer
am 6. Juli 2011 einen Konsultationsentwurf der
Entscheidung 6ffentlich zur Anhérung gestellt.
Die abschlieBende Entscheidung wurde am

21. November 2011 getroffen.

In ihrer Entscheidung kam die Prasidenten-
kammer nach umfangreichen Priifungen zu
dem Schluss, dass Wettbewerbsverzerrungen
aufgrund der bestehenden Frequenzausstattung
nicht wahrscheinlich sind. Die Frequenzvertei-
lung im Mobilfunk ist das Ergebnis von offenen,
objektiven, transparenten und diskriminierungs-
freien Vergabeverfahren. Im Gegensatz zu
anderen europdischen Ldndern verfiigen in
Deutschland zudem alle Netzbetreiber tiber
Frequenzen, die sowohl eine kostengtinstige
Grundversorgung in der Fldche als auch eine
dierapide ansteigende Nachfrage nach breit-
bandigem Datenverkehr in Ballungsrdumen

deckende Kapazititsversorgung ermaoglichen.
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Ferner konnte nicht festgestellt werden, dass ein
Mobilfunknetzbetreiber bei der Erbringung

breitbandiger Dienste Kosten- und Effizienz-
nachteile gegeniiber anderen Wettbewerbern

erleidet.

Bedarfsermittlung in den
GSM-Frequenzbédndern

Derzeit sind die Frequenzen in den Bereichen
900 MHz und 1.800 MHz aufgrund der GSM-
Lizenzen noch bis zum 31. Dezember 2016
befristet zugeteilt. Ab dem 1. Januar 2017 sind
diese Frequenzen zur Nutzung fiir den draht-

losen Netzzugang verfiigbar.

Um allen Marktteilnehmern frithzeitig Planungs-
und Investitionssicherheit zu gewdhren, hat die
Prasidentenkammer parallel zur Frequenzvertei-
lungsuntersuchung ein Verfahren zur Klarung
der Nutzung der besonders wertvollen 900- und
1.800-MHz-Frequenzen nach 2016 eingeleitet.
Hierzu hatte die Prasidentenkammer zundchst
Eckpunkte fiir ein férmliches Bedarfsermitt-
lungsverfahren zur Anhérung gestellt. Damit
erhielten alle Interessenten die Moglichkeit, sich
frihzeitig auf eine Teilnahme am angekindig-

ten Bedarfsermittlungsverfahren vorzubereiten.

Nach Auswertung der eingegangenen Stellung-
nahmen hat die Prdsidentenkammer am

21. November 2011 ein Verfahren zur Ermittlung
des Frequenzbedarfs in den Bereichen 900 MHz
und 1.800 MHz fiir den drahtlosen Netzzugang
zum Angebot von Telekommunikationsdiensten
ab dem 1. Januar 2017 eingeleitet (BK1-11/003).
Alle interessierten Unternehmen waren aufge-
fordert, bis zum 16. Januar 2012 ihre prognosti-
zierten Bedarfe an Frequenznutzungsrechten
in diesen Bereichen ab dem 1. Januar 2017

darzulegen.
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Zugangsregulierung Mietleitungen

Die Entgelte fiir den Zugang zu Abschlussseg-
menten von Mietleitungen der DT AG auf der
Vorleistungsebene werden derzeit bei Uber-
tragungsraten von 2 Mbit/s bis 622 Mbit/s regu-
liert. Das Unternehmen hat diesbeziiglich im
August 2011 einen fristgerechten Entgeltantrag
gestellt. Die Entgelte sind zuerst national und
dann EU-weit zu notifizieren. Die Genehmigung
der Entgelte erging deshalb vorlaufig fiir den
Zeitraum ab dem 1. November 2011 bis zum Wirk-
samwerden einer nach Abschluss des Konsul-
tations- und Konsolidierungsverfahrens erge-
henden Entscheidung. Es ist beabsichtigt, die
Entgelte in einer abschlieBenden Entscheidung
bis zum 31. Oktober 2013 zu genehmigen, sofern
sich aus dem Konsultations- und Konsolidie-
rungsverfahren keine Erkenntnisse ergeben,

die eine andere Entscheidung erfordern.

Aufgrund der Ende 2011 zugegangenen Markt-
analyse fiir Abschlusssegmente von Mietlei-
tungen ist der Erlass einer neuen Regulierungs-

verfiigung im Jahr 2012 beabsichtigt.

Verfahren nach § 126 TKG

Der DT AG und den mit ihr verbundenen Unter-
nehmen, insbesondere der Congstar GmbH,
wurden mit Regulierungsverfiigung BK2c
09/002 vom 25. Januar 2010 u. a. auferlegt,
Call-by-Call und Preselection zu ermdglichen.
Nachdem die Verpflichtung an von der Congstar
GmbH vertriebenen Festnetzanschliissen durch
die DT AG nicht fristgerecht umgesetzt worden
war, hat die Beschlusskammer zur vollumfang-
lichen Durchsetzung der Verpflichtung gegen-
uber der DT AG ein Verfahren gemas § 126 TKG

eingeleitet.



TELEKOMMUNIKATION | ENTSCHEIDUNGEN DER BESCHLUSSKAMMERN 93

Die DT AG hat daraufhin in einem ersten Schritt
die erforderlichen Investitionen getatigt, um
die notwendigen technischen Voraussetzungen
fir die Ermoglichung von Call-by-Call und
Preselection zu schaffen. Um die tatsdchliche
Nutzbarkeit von Call-by-Call und Preselection
fir Kunden der Congstar GmbH zu gewédhr-
leisten, steht die Beschlusskammer im Rahmen
deslaufenden Verfahrens in fortlaufendem
Kontakt zur DT AG.

Streitbeilegungsverfahren nach § 133 TKG
Im Bereich der Streitbeilegungsverfahren nach
§ 133 TKG wandte sich die Mobile Extension
GmbH mit dem Antrag an die Beschlusskammer,
die Telefénica Germany GmbH & Co. OHG zu
verpilichten, den in dem Netz der Antragstellerin
zu terminierenden TK-Verkehr kiinftig mit der
richtigen CLI (Calling Line Identification bzw.
Rufnummer) und ohne Stérung oder Verfal-
schung der DTMF-Wahltone (Dual-tone multi-
frequency bzw. Doppeltonmehrfrequenz) zu
ibergeben. Dariiber hinaus sollten Anrufe

weder gesperrt noch gedrosselt werden.

Dem Antrag konnte nicht entsprochen wer-
den, weil die Unternehmen zwar die vollstan-
dige Ubermittlung der national signifikanten
Rufnummer gemanB § 66j TKG sicherstellen
miissen, sich aus dieser Verpflichtung aber

kein subjektives Recht des Mitbewerbers her-

leiten lasst. Die Norm ist also nicht drittschiitzend.

Dem Antragsteller wurde durch Beschluss mit-
geteilt, dass das Verfahren nach § 133 TKG kein
objektives Beanstandungsverfahren ist und der
Antrag demzufolge als unzuléssig abzulehnen
war. Die Bundesnetzagentur hat die Beschwerde
jedoch zum Anlass genommen, zu priifen, ob
hier ein Einschreiten von Amts wegen geboten
ist, um erforderlichenfalls entsprechende

Verpilichtungen aus dem TKG durchzusetzen.

Mobilfunkterminierungsentgelte endgiiltig
genehmigt

Am 24. Februar 2011 gab die Bundesnetzagentur
die endgiiltigen Entgeltgenehmigungen fiir

die Anrufzustellung in die Mobilfunknetze der
vier deutschen Mobilfunknetzbetreiber, die

sog. Mobilfunkterminierung, bekannt.

Danach gelten riickwirkend seit dem 1. Dezem-
ber 2010 folgende Mobilfunkterminierungs-

entgelte:

Telekom Deutschland GmbH 3,38 ct/min
Vodafone D2 GmbH 3,36 ct/min
Telefénica O2 Germany GmbH & Co. OHG 3,39 ct/min
E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 3,36 ct/min

Die Mobilfunkterminierungsentgelte waren
Ende November 2010 zunédchst nur vorlaufig
genehmigt worden, weil erstmals vor einer
endgiltigen Entscheidung zunéchst noch ein
nationales Konsultationsverfahren durchgefiihrt
und anschlieend eine Stellungnahme der

EU-Kommission abgewartet werden musste.

Die Entgelte sind bis zum 30. November 2012
befristet.

Regulierungsverfiigung fir den Zugang
zur TAL

Mit Beschluss vom 21. Marz 2011 gab die Bundes-
netzagentur der Telekom Deutschland GmbH
eine erneuerte Regulierungsverfiigung fiir den
Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung (TAL),
der sog. letzten Meile, bekannt. Danach bleibt
das Unternehmen zur Zugangsgewdahrung zur
klassischen Kupfer-TAL, zur Kollokation, zur

Zugangsgewahrung zu Multifunktionsgeh&usen
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und seinen Kabelleerrohren, zur Nichtdiskrimi-
nierung und zur Vorlage der abgeschlossenen
TAL-Vertriage bei der Bundesnetzagentur
verpflichtet. Die Entgelte fiir die Gewdhrung des
Zugangs zur Kupfer-TAL muss sich das Unterneh-
men auch weiterhin von der Bundesnetzagentur
nach dem MafBstab der Kosten der effizienten

Leistungsbereitstellung (KeL) genehmigenlassen.

Dartiber hinaus wurde der Telekom Deutsch-
land GmbH auferlegt, ihren Konkurrenten auch
einen diskriminierungsfreien Zugang zu ihrer
neu verlegten reinen Glasfaser-TAL zu gewéhren.
Die Entgelte hierfiir unterliegen nach der neuen
Regulierungsverfiigung allerdings zunéchst
der Ex-post-Kontrolle nach dem Missbrauchs-
mafstab des § 28 TKG. Nach Einschétzung der
Bundesnetzagentur stellt die Ex-post-Entgelt-
kontrolle ein angemessenes Mittel dar, um die
in § 2 Abs. 2 TKG genannten Regulierungsziele
—-zu denen u. a. sowohl die Gewédhrleistung
chancengleichen Wettbewerbs als auch die
Forderung von Investitionen zdhlen - mit Blick
auf diereine Glasfaser-TAL zu erreichen. Bereits
im Rahmen des § 381i. V.m. § 28 TKG sieht sich
die Telekom Deutschland GmbH einer effektiven
Entgeltregulierung gegentiber, mit der auch
Uberschreitungen der KeL vermieden werden.
Denn anders als auf anderen Méarkten sind die
MaBgaben des § 28 Abs.1TKG geeignet, spiirbare
KeL-Uberschreitungen zu verhindern. Hierzu
tragen insbesondere Priifungen von Preis-Kosten-
Scheren und Kosten-Kosten-Scheren bei. Insoweit
miissen sich auch die Bereitstellungs- und Uber-
lassungsentgelte der Glasfaser-TAL in die Kette der
jeweils verlangten Vorleistungs- und Endkunden-

entgelte einpassen.

Die Spielrdume, die fir die Festsetzung der
Entgelte bestehen, sind in Anbetracht der
Vorgaben des § 28 TKG begrenzt. Aufgrund
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regulatorischer Festlegungen bzw. marktlicher
Prozesse sind die anderen (Vorleistungs- und
Endkunden-)Entgelte auf der Wertschépfungs-
kette eng an einem effizienten Kostenniveau
ausgerichtet. So stehen der Beschlusskammer
mit dem KeL-regulierten Kupfer-TAL-Entgelt
einerseits, den Entgelten fiir Bitstrom-Produkte
und Endkundenentgelten fiir auf der Glasfaser-
TAL aufsetzende Anschlisse andererseits
geeignete Anhaltspunkte zur Verfligung, von
denen ausgehend tiefgreifende Priifungen
erfolgen kénnen. Hier ist insbesondere zu
beriicksichtigen, dass aus Endkundensicht
Glasfaser- und Kupferanschliisse fiir den hier
betrachteten Zeitraum austauschbar sind.
Anschlusse, die auf Kupferbasis bereitgestellt
werden, haben also eine disziplinierende Wir-

kung auf die Bepreisung der Glasfaseranschliisse.

Anzeigen fiir Bitstromentgelte gepriift

Mit Schreiben vom 29. April 2011 zeigte die
Telekom Deutschland GmbH der Bundesnetz-
agentur an, dass sie ab dem 1. Juli 2011 die Ein-
fiihrung neuer Entgelte fiir die Gewdhrung
des Bitstromzugangs plant. Nach der Priifung
durch die Beschlusskammer ergaben sich keine
Anhaltspunkte fur eine offenkundige Miss-
brauchlichkeit der Entgelte. Die Beschluss-
kammer hatte zudem die Telekom Deutschland
GmbH im Vorfeld der Entgeltanzeige aufge-
fordert, die geplanten MafBnahmen relevanten
Nachfragern vorab anzukiindigen. Im Rahmen
der Frist von zwei Wochen waren der Beschluss-
kammer keinerlei Beschwerden und Hinweise
von Wettbewerbern zu den beabsichtigten Ent-
geltmaBnahmen zugetragen worden. Die
Beschlusskammer teilte der Telekom Deutsch-
land GmbH das Ergebnis der Offenkundigkeits-
prufung am 13. Mai 2011 mit.
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Mit einer weiteren Entgeltanzeige vom

31. August 2011 teilte die Telekom Deutschland
GmbH der Beschlusskammer mit, dass sie die
Einfihrung einer neuen VDSL-Bitstrom-Vari-
ante ,,IP-BSA-VDSL16“ zum 1. November 2011
und damit neuer Entgelte ab diesem Zeitpunkt
fiir die Gewdhrung dieses Bitstromzugangs
beabsichtigte. Im Rahmen der durchgefithrten
Offenkundigkeitspriifung ergaben sich eben-
falls keine Anhaltspunkte fir eine Missbrauch-

lichkeit der angezeigten Entgelte.

Mustervertrag fiir den Zugang zur TAL an
einem Schaltverteiler

Im Mai 2011 gab die Bundesnetzagentur der
Telekom Deutschland GmbH einen Musterver-
trag (sog. Standardangebot) fiir den Zugang
zur TAL an einem Schaltverteiler vor. Das Stan-
dardangebot legt die konkreten Bedingungen
und wechselseitigen Pflichten fest, zu denen die
Wettbewerber kiinftig den Zugang zu einem
neu auf dem Hauptkabel der Telekom Deutsch-
land GmbH zu errichtenden Schaltverteiler
erhalten konnen. Es versetzt Wettbewerber in
die Lage, konkrete Schaltverteiler-Zugangsver-
trdge mit der Telekom Deutschland GmbH
abschliefen zu kénnen, ohne hierfiir zundchst
zeitaufwendig verhandeln oder im Streitfall
sogar die Bundesnetzagentur anrufen zu
miissen. Das Standardangebot vereinfacht
daher die ErschlieBung bisher breitbandig

nicht oder nur unterversorgter Regionen.

Das Standardangebot enthélt klare Regelungen,
unter welchen Voraussetzungen die Telekom
Deutschland GmbH einen Schaltverteiler fiir
einen Wettbewerber neu aufbauen muss. In
diesem Zusammenhang sind auch die tech-
nischen oder sonstigen Griinde fir die Ableh-
nung der Errichtung von Schaltverteilern

genauer definiert worden. Gerade hieriiber

war es in der Vergangenheit immer wieder zu
Differenzen zwischen der Telekom Deutschland
GmbH und Nachfragern gekommen. Zudem
wurden die Informations- und Bereitstellungs-
fristen gestrafft sowie Vertragsstrafen, beispiels-
weise flir den Fall der Nichteinhaltung von

Fristen, in den Mustervertrag aufgenommen.

Die Telekom Deutschland GmbH darf das von
der Bundesnetzagentur vorgegebene Standard-
angebot bis Ende Mai 2013 nicht von sich aus

andern.

Neue Entgelte fiir die Anmietung der TAL
Fir die Anmietung der TAL veroffentlichte
die Bundesnetzagentur am 17. Juni 2011 neue
Entgelte. Danach ist die Telekom Deutschland
GmbH verpflichtet, ihren Wettbewerbern die
TALrickwirkend ab dem 1. April 2011 fiir
monatlich 10,08 Euro zu tiberlassen. Das Unter-
nehmen hatte Mitte Januar eine Erhéhung auf
12,90 Euro bei der Bundesnetzagentur bean-
tragt. Fir den Zugang zur TAL an einem Kabel-
verzweiger (KVz) darf die Telekom Deutschland
GmbH nach dieser Entscheidung 7,17 Euro

verlangen.

Fur die Ermittlung der mafBgeblichen KeL griff
die Beschlusskammer neben Kostennachweisen
der Telekom Deutschland GmbH, wie in den
vergangenen Genehmigungsrunden, auf das
Kostenmodell des Wissenschaftlichen Instituts
fur Infrastruktur und Kommunikationsdienste
(WIK) sowie auf aktuelle Wiederbeschaffungs-
werte fiir die Errichtung eines effizienten
Anschlussnetzes zurtick. Dabei wurde an dem
bereits seit tiber zehn Jahren praktizierten
und bewédhrten Ansatz festgehalten, die
Entgelte auf der Basis aktueller Wiederbe-
schaffungskosten zu ermitteln. Hierdurch

werden am besten Anreize fiir Investitionen
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in moderne Netze gesetzt. Die Genehmigung
der neuen Entgelte ist bis zum 30. Juni 2013
befristet.

Dartiber hinaus wurden zum 1. April 2011 neue
Entgelte fiir den Zugang zur TAL an einem sog.
Schaltverteiler bekannt gegeben. Das monat-
liche Uberlassungsentgelt fiir den TAL-Zugang
an einem Schaltverteiler betragt ab diesem
Zeitpunkt 8,01 Euro. Zudem bestimmt die Ent-
scheidung Pauschalentgelte der wesentlichen
Komponenten und Montageleistungen bei der

Errichtung eines Schaltverteilers.

Im Rahmen der Entgeltpriifung konnten zusitz-
liche Erkenntnisse aus der erfreulichen Zunahme
von Schaltverteilerbereitstellungen seit der letz-
ten Entgeltentscheidung gewonnen werden.
Diese wurden bei der Festlegung der Entgelte
berticksichtigt. Die Entgelte machen den Zugang
zur TAL an Schaltverteilern fir Wettbewerber
der Telekom und damit auch die ErschlieBung

sog. weiBer Flecken noch attraktiver.

Neue Zusammenschaltungsentgelte
genehmigt

Die Bundesnetzagentur genehmigte am
20. September 2011 der Telekom Deutschland
GmbH neue Zusammenschaltungsentgelte
(sog. Durchleitungsentgelte) riickwirkend ab
dem 1. Juli 2011. Fir die Entgeltbestimmung
wurde auf eine europdische Vergleichsmarkt-

betrachtung zurtickgegriffen.

Die Telekom Deutschland GmbH darf fiir die
bei der ,Zufiihrung® und ,, Terminierung® von
Verbindungen erforderliche Durchleitung
durch ihr Netz von ihren Wettbewerbern in der
wichtigsten Tarifzone I (Verbindungsiibergabe
auf der untersten Netzebene) an Werktagen von
9 Uhr bis 18 Uhr (Haupttarif) 0,45 ct/min ver-
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langen. In der ibrigen Zeit, an Samstagen, Sonn-
tagen und bundeseinheitlichen Feiertagen
(Nebentarif) darf das Unternehmen 0,32 ct/min

erheben.

In den Tarifzonen Il und I1I sind nur noch die
Durchleitungsentgelte fiir die insbesondere bei
Call-by-Call- und Preselection-Gesprachen
erforderliche Zufiihrung von Verbindungen
aus dem Netz der Telekom Deutschland GmbH
zu den Netzen der Wettbewerber genehmi-
gungspfilichtig. Falls solche Verbindungen auf
einer hoheren Netzebene iibergeben und daher
mehr Netzelemente der Telekom Deutschland
GmbH genutzt werden (Tarifzone II), betragen
die Entgelte im Haupt- und Nebentarif 0,69 ct/min
bzw. 0,46 ct/min. Bei einer Durchleitung auf
der hochsten Netzebene (Tarifzone III) diirfen
von der Telekom Deutschland GmbH in Zukunft
1,04 ct/min im Haupttarif und 0,69 ct/min im

Nebentarif berechnet werden.

Neben diesen Basisentgelten fiir die Terminie-
rungs- und die Zufithrungsleistung sind in der
Entscheidung auch die daraus abgeleiteten Ent-
gelte fiir ,optionale und zusétzliche Leistungen®
genehmigt worden. Diese umfassen u. a. Zufiih-
rungen zu Mehrwertdiensten, den Transit
zwischen verschiedenen Netzen oder die Zufiih-

rung von schmalbandigem Internetverkehr.

Neue Entgelte fiir Leistungen im Zusammen-
hang mit Interconnectionanschliissen
Gegenstand des Beschlusses vom 30. November
2011 waren vorrangig die Tarife fiir die Bereit-
stellung und Uberlassung der sog. Intrabuilding-
Abschnitte im Rahmen von Interconnection-
anschlissen (ICAs), die die am Zusammen-
schaltungspunkt der Netze erforderliche
Vermittlungs- und Ubertragungstechnik

umfassen. Im Vergleich zu den bislang geneh-
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migten Tarifen wiesen die Bereitstellungsent-
gelte fiir ICAs Customer Sited und Physical
Co-location ganz geringfiigige Steigerungen
aufund waren damit vergleichsweise stabil.
Dies war dadurch begriindet, dass der Bereit-
stellung der ICAs nunmehr tiber viele Jahre
eingespielte und in mehreren Verfahren tiber-
priifte Prozesse zugrunde lagen und weitere
Effizienzsteigerungen - auch angesichts der
zuruckgehenden Bedeutung der PSTN-ICAs -
der Beschlusskammer derzeit nicht ersichtlich

warern.

Fiir die Uberlassungsentgelte ergaben sich
demgegeniiber zum Teil deutliche Senkungen.
Sieresultierten aus gebotenen Anpassungen
der Kapazititen an die gesunkene Nachfrage
im Rahmen der Festlegung der Investitions-
werte und aus effizienzorientierten Kosten-
senkungen einzelner iiber die Kapitalkosten

hinausgehender Kalkulationsbestandteile.

Die Genehmigung wurde bis zum 30. November
2013 befristet.

Neue Entgelte fiir die Bereitstellung und
Uberlassung von ICAs- und TAL-Kollokations-
leistungen

Gegenstand der Beschliisse vom 30. November
2011 waren insbesondere die Preise fiir die
Planung, die Projektierung, die Bereitstellung,
die Uberlassung und den Riickbau von Kolloka-
tionsrdumen - sowie erstmals auch dem KVz-
Zufihrungskabel -, die dort ggf. benotigten
technischen Einrichtungen (wie Raumlufttech-
nik, Niederspannungsversorgung und Verbin-
dungskabel) sowie die anfallenden Neben-
kosten. Da die Hohe der Raummieten durch die
von der Telekom Deutschland GmbH vorgeleg-
ten Kostennachweise nicht nachvollziehbar

war, wurde zu deren Bestimmung wie in der

Vergangenheit auf den IVD-Immobilienspiegel
in der Fassung 2011/2012 zuriickgegriffen. Die
Marktentwicklung der als VergleichsmafBstab
gewadhlten Mieten fiihrte dabei gegeniiber den
bislang genehmigten Tarifen in einigen Fallen
zu Reduzierungen, teilweise aber auch zu

Erhéhungen.

Die Entgelte wurden bis zum 30. November
2013 befristet.
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Weitere Entscheidungen

Intensive Diskussion zum Thema Netzneutralitdat - NGA-Forum veréffentlicht Leistungs-

beschreibung eines Ebene-2-Bitstromzugangsprodukts - Flexibilisierung bestehender

Frequenznutzungsrechte - Infrastrukturatlas startet in Phase 2

NETZNEUTRALITAT

Das Thema Netzneutralitdt wurde auch 2011
in Deutschland und auf europédischer Ebene
intensiv diskutiert. Die Bundesnetzagentur hat
sich stark an der Diskussion beteiligt. Inhalt-
lich riickten im Jahr 2011 bei der Debatte um
die Netzneutralitdt verstarkt die Aspekte Trans-
parenz, Quality of Service und das Verhdltnis
von Best-Effort-Diensten zu moéglichen Trans-
portklassen mit definierter Qualititin den
Mittelpunkt.

Mit der umfassenden Nutzung der IP-Netze
nicht nur fiir Internet, sondern auch fiir weitere
Dienste, die teilweise hohe Anforderungen an
die Qualitat des Netztransportes stellen, sehen
einige Netzbetreiber die Einfilhrung von Trans-
portklassen als ein Mittel, um Dienste mit einer
definierten Qualitét zu Gibertragen und dariiber
hinaus von ihnen vermutete Kapazitatsengpasse
zu vermeiden. Ergdnzend wird von ihnen z. T.
gefordert, dass die Inhalteanbieter einen finan-
ziellen Beitrag leisten sollen, um die Kosten des

notwendigen Netzausbaus finanzieren zu kénnen.

Grundsaétzlich kann die Einfiihrung von Trans-

portklassen durchaus wohlfahrtssteigernd

sein, wenn hierdurch Wahlmaoglichkeiten fiir
Endkunden geschaffen werden. Wesentlich ist
jedoch, dass die Nutzer nicht nur entscheiden
konnen, welche Dienste und Anwendungen sie
nutzen wollen, sondern auch in welcher Quali-
tat. Andererseits darf es nicht zu wettbewerbs-
behindernden Diskriminierungen kommen,
bei denen die verschiedenen Nutzer ein und
derselben Transportklasse unterschiedlich

behandelt werden.

Sollten die Netzbetreiber derartige Transport-
klassen einfiihren, darf dies dartiber hinaus
nicht zu Lasten des Best-Effort-Internets gehen.
Dieses muss in Zukunft im Hinblick sowohl auf
die voraussichtlich weiter steigende Zahl der
Breitbandanschliisse als auch auf die Zunahme
des je Anschluss genutzten Datenvolumens

dynamisch weiterentwickelt werden.

Der europdische Rechtsrahmen bietet mit
(erweiterten) Transparenzverpflichtungen
sowie der moglichen Einfithrung einer Mindest-
qualitét ein breitgefdchertes Instrumentarium
an, das flankierend zum Wettbewerb zur
Sicherung der Netzneutralitit beitrdgt. Beide
Aspekte wurden im Jahr 2011 auch im Rahmen

von BEREC-Berichten aufgegriffen. In den
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Berichten wird beschrieben, wortiber Kunden
transparent informiert werden sollten (z. B.
Produktumfang oder -beschrénkungen) und
wie und in welcher Form diese Transparenz
realisiert werden kann. Zudem wird ein Rahmen
fiir Quality of Service im Kontext der Netzneutra-
litat skizziert, der verschiedene, fiir Quality of
Service relevante Konzepte (z. B. Verkehrsma-
nagement) untersucht und moégliche Methoden
prasentiert, wie sich Implementierungen von

Quality of Service in IP-Netzen beurteilen lassen.

Im Mai 2010 wurde das NGA-Forum bei der
Bundesnetzagentur gegriindet, um den Dialog
zwischen der Bundesnetzagentur, den Netzbe-
treibern, Herstellern, Ldndern und Kommunen
zu férdern. Dabei sollen konkrete Themen
diskutiert werden, die fiir den Rollout von hoch-
leistungsfdahigen Breitbandnetzen eine Rolle

spielen.

Die kiinftige Markt- und Wettbewerbslandschaft
bei Next Generation Access (NGA) wird durch
eine heterogener werdende Multi-Carrier-
Umgebung mit mehreren Technologien charak-
terisiert sein. Der NGA-Rollout wird in Deutsch-
land nicht nur durch ein einzelnes Unternehmen
vorangetrieben. Vielmehr leisten auch lokale
Glasfasernetze von Gemeinden und anderen
Gebietskorperschaften sowie Energieversorgern
einen wichtigen Beitrag. Diese Vielfalt der
Geschéftsmodelle und die Vielzahl der Akteure
fiihren zu einer gréBeren Zahl an potenziellen
Anbietern bzw. Nachfragern auf der Vorleis-

tungsebene.

Da der Aufbau von NGA-Netzen somit die Koor-
dination zahlreicher Akteure der TK-Branche

verlangt, stellt die Interoperabilitédt einen
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zentralen Baustein fiir den Erfolg von offenen
Netzzugéngen (Open Access) dar. Darum sind
Open Access und Interoperabilitét ein zentraler
Fokus des NGA-Forums.

Es besteht vor allem Konsens, dass fiir Open
Access eine Standardisierung von Schnittstellen
und Prozessen erforderlich ist, um netziiber-
greifende Dienste realisieren zu konnen. In einem
im Mai 2011 veroffentlichten Grundsatzdoku-
ment (,Technische und operationelle Aspekte
des Zugangs zu Glasfasernetzen und anderen
NGA-Netzen“) werden in der Art eines Kompen-
diums, neben den grundsétzlichen Zusammen-
hdngen von Netzsegmenten, moglichen Netz-
zugangen und Vorleistungsprodukten, die
technischen Moglichkeiten des Ausbaus von
NGA-Strukturen beschrieben. Architekturen
und Technologien werden neutral dargestellt
und verglichen, absehbare mittelfristige Ent-

wicklungen werden ebenfalls betrachtet.

In einer im Oktober 2011 ver6ffentlichten Leis-
tungsbeschreibung eines Ebene-2-Bitstrom-
zugangsprodukts (L2-BSA) werden dariber
hinaus die Rahmenspezifikation und die Prozess-
definitionen des Grundsatzdokuments auf-
gegriffen und als Vorlage einer konkreten
Beschreibung fiir ein L2-BSA-Vorleistungspro-
dukt verwendet. Sie definiert im Detail die
technischen und operationellen Schnittstellen,
die zur Interoperation erforderlichen wesent-
lichen Geschéftsprozesse sowie die Anforde-
rungen an die hierfiir notwendigen tech-

nischen Schnittstellen.

Beim Thema Interoperabilitdt wurde damit ein
entscheidender Durchbruch fiir Planungs-
sicherheit und zusétzliche Investitionen in
neue Breitbandnetze erreicht. Mit der Verab-

schiedung der beiden Dokumente hat das
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NGA-Forum einen wesentlichen Beitrag zur
Umsetzung der Breitbandstrategie der Bundes-
regierung geleistet. Das Ergebnis wurde
durch einen intensiven sowie von Sachlich-
keit und Kompromissbereitschaft gepragten
Konsens zahlreicher Akteure der TK-Branche
erreicht. Zum ersten Mal besteht daher die
Hoffnung, dass der fiir Deutschland wichtige
Zukunftsmarkt der Breitbandkommunikation
durch freiwillige Kooperationsprinzipien ge-

staltet werden kann.

Zum Betrieb von Telekommunikationsnetzen

und zum Angebot von Telekommunikations-
diensten werden diverse Nummernressourcen
bendétigt. Die Bundesnetzagentur stellt sicher,
dassim liberalisierten Telekommunikations-
markt alle benétigten Ressourcen diskriminie-

rungsfrei, rechtzeitig und in ausreichender

Zuteilung von Blécken mit

Jahr 1.000 Ortsnetzrufnummern

2008 11.995
2009 15.445
2010 27.195
2011 35.135

Fir die bedeutendsten Diensterufnummern

ergaben sich im selben Zeitraum folgende

Entwicklungen:

Nummern- Zuteilungen
Dienst bereich im Jahr 2008
Entgeltfreie
Telefondienste (0)800 16.105
Service-Dienste (0)180 9.564
Premium-Dienste (0)900 5.819
Personliche
Rufnummern (0)700 1.774

Zuteilungen
im Jahr 2009
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Menge zur Verfiigung stehen. Sie legt zudem
fir jede Nummernart fest, zu welchem Zweck
und unter welchen sonstigen Bedingungen sie
zu nutzen ist, und teilt Nummern in Blocken
oder einzeln Anbietern und Endkunden zu. Da
sich der Telekommunikationsmarkt technisch
und beziiglich der Geschéftsmodelle stdndig
dynamisch weiterentwickelt, pruft die Bundes-
netzagentur regelmaBig, ob bestehende Rege-
lungen angepasst werden miissen oder neue
Nummernressourcen zu schaffen bzw. Nutzungs-
bedingungen anzupassen sind, um den Wett-
bewerb, die technologische Entwicklung und

den Schutz der Verbraucherinteressen zu férdern.

Zuteilungen 2011

Im Bereich der Ortsnetzrufnummern und Natio-
nalen Teilnehmerrufnummern (Nummernbe-

reich (0)32) haben sich die Zuteilungen bis zum

Jahr 2011 wie folgt entwickelt:

Zuteilung von Blécken mit
1.000 Ortsnetzrufnummern
insgesamt

Anzahl der Zuteilungsnehmer
zum Jahresende

160.198 88
175.643 103
202.838 110
237.973 102
Insgesamt
Zuteilungen Zuteilungen vergebene
im Jahr 2010 im Jahr 2011 Rufnummern
9.512 8.699 13.579 192.078
13.561 6.662 16.908 147.289
6.737 4.756 2.206 87.831

2.042 915 2.191 101.463
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Einheitliche Behérdenrufnummer 115

Uber die dem Bundesministerium des Innern
(BMI) zugeteilte Rufnummer 115 konnen
Verwaltungsstellen in Deutschland erreicht
werden. Einfache, wiederkehrend auftretende
Anliegen werden im Erstkontakt erledigt, kom-
plexere Fragen in einem Verbund aus Service-
Centern der verschiedenen Verwaltungs-
ebenen an die zustdndigen Stellen weitergelei-
tet. Der Endkundenpreis fiir eine Verbindung

wird durch den Anbieter des Anrufers festgelegt.

Im Rahmen des Pilotbetriebs kam es zu Verbrau-
cherbeschwerden, weil vom Anrufer nicht ein
Service-Center in einem bestimmten Ortsnetz
angewdahlt werden konnte und die von den
Anbietern verlangten Preise als zu hoch empfun-
den wurden. Aufgrund dessen wurden geén-
derte Nutzungsbedingungen analog den Rege-

lungen zu Ortsnetzrufnummern ausgearbeitet.

Thema

Zuteilung von Rufnummern
Zuteilungsgebihren
Sonstige Themen

Summe

Untersuchung der Wettbewerbssituation
im deutschen Mobilfunk

Die Bundesnetzagentur hat nach umfangreichen
Untersuchungen und auf Grundlage eines
wissenschaftlichen Gutachtens der Technischen
Universitdt Wien mit 6konomisch-frequenz-
technischem Schwerpunkt festgestellt, dass die
vier im deutschen Markt tatigen Mobilfunknetz-
betreiber tiber wettbewerbsfdahige Frequenzaus-

stattungen verfiigen. Sie konnen entsprechend
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Das Voranstellen einer Ortsnetzkennzahl soll
ermoglicht werden und der Endkundenpreis
fir einen Anruf soll kiinftig dem Preis fiir einen
Anruf einer Teilnehmerrufnummer desselben
Ortsnetzbereichs entsprechen. Die neuen Rege-
lungen diirfen ab dem 1. Januar 2012 umgesetzt
werden; spatestens ab dem 1. Méarz 2012 miissen
sie angewendet werden. Die TK-Unternehmen
haben zwei Monate Zeit, alle erforderlichen

Anpassungen vorzunehmen.

Auskiinfte zur Nummernverwaltung

Im Jahr 2011 wurden am Standort der Bundes-
netzagentur in Fulda 24.355 Anfragen an die
Nummernverwaltung bearbeitet. Diese betrafen
zum grofiten Teil die Zuteilung von Rufnummern.
In der Regel ging es dabei um Ortsnetzruf-
nummern und Mehrwertdienstenummern.

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten Anfragen

zu Nummerngebihren.
Anzahl der Anfragen 2010 Anzahl der Anfragen 2011
16.729 21.124
572 553
1.452 2.678
18.753 24.355

ihren Geschéaftsmodellen leistungsfahige breit-
bandige funkgestiitzte Infrastrukturen betreiben.
Wettbewerbsverzerrungen konnten weder bei
einerisolierten Betrachtung des 900-MHz-Bands
noch bei einer Betrachtung sdmtlicher den
Beteiligten fiir drahtlose Netzzugdnge zum
Angebot von Telekommunikationsdiensten
zugeteilten Frequenzen festgestellt werden.
Aus diesem Grund hat die Bundesnetzagentur
entschieden, dass die Frequenzzuteilungen im
900-MHz-Band weiterhin bestehen und bis zum

Ende der Laufzeit am 31. Dezember 2016 nicht
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- wie zwei Mobilfunknetzbetreiber beantragt
hatten - umzuverteilen sind, um etwaige Wett-
bewerbsverzerrungen infolge der Flexibilisie-

rung zu beheben.

Weitere Nutzung der GSM-Frequenzen

ab 2017

Die Bundesnetzagentur hat ein Bedarfsermitt-
lungsverfahren eingeleitet, um den betroffenen
Unternehmen rechtzeitig vor dem Ablauf der
GSM-Frequenznutzungsrechte Klarheit tiber
die weitere Nutzung der Frequenzen ab 2017 zu
verschaffen. Ziel der Bedarfsermittlungist es,
einen moglichen Bedarfstiberhang als Grund-
lage fiir die Prognose, ob mit einer die verfiig-
baren Frequenzen iibersteigenden Anzahl von
Antrégen zu rechnen ist, festzustellen. Die
Bedarfe konnten der Bundesnetzagentur bis

zum 16. Januar 2012 gemeldet werden.

Flexibilisierung bestehender Frequenz-
nutzungsrechte

Aufgrund der Flexibilisierungsentscheidung
vom 12. Oktober 2009 (BK1a-09/001) konnten
bereits im Jahr 2010 die Frequenzzuteilungen in
den Bereichen 450 MHz,1,8 GHz, 2 GHz, 2,6 GHz
sowie 3,5 GHz auf Antrag der Frequenzzutei-
lungsinhaber flexibilisiert werden. Im Jahr 2011
konnte nun auch fiir Zuteilungen im Bereich
900 MHz antragsgemas die Beschrdnkung auf
den GSM-Standard aufgehoben werden.

Bereits Mitte Dezember 2010 war der E-Plus
Mobilfunk GmbH & Co. KG zunéchst die flexible
Nutzung der 900-MHz-Frequenzen an konkret
beantragten Standorten eingerdaumt worden,
so dass im Jahr 2011 bereits Festsetzungen an
diesen Standorten zur technologieneutralen
Nutzung der Frequenzen erfolgen konnten.
Nach Abschluss der Frequenzverteilungsunter-
suchung (BK1-11/001) im Dezember 2011 wurde
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schlieBllich auch dem Antrag des Unternehmens
auf eine bundesweite Flexibilisierung der
900-MHz-Frequenzen stattgegeben. Dadurch
konnen die Frequenzen im sog. GSM-Kernband
im gesamten Bundesgebiet mit breitbandigen
Funktechnologien wie UMTS/HSPA oder LTE
durch das Unternehmen genutzt und Verbrau-
cherin der Fldche mit mobilen breitbandigen
Internetzugangen versorgt werden. Die Flexi-
bilisierung tradgt damit zur Verwirklichung der

Ziele der Breitbandstrategie bei.

Frequenzversteigerung 2010

Die Bundesnetzagentur hat im Frithjahr 2010
Frequenzen aus den Bereichen bei 800 MHz,
1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz fiir ca. 4,4 Mrd. Euro
versteigert. Seither haben die erfolgreichen
Bieter, die vier bundesweiten Mobilfunknetz-
betreiber, auch im Lichte der sehr stark ange-
stiegenen mobilen Breitbandnachfrage ihre

Netze kontinuierlich ausgebaut.

Den Netzbetreibern Telefénica Germany GmbH
& Co. KG, Telekom Deutschland GmbH und
Vodafone D2 GmbH obliegt hierbei fiir die
Frequenzen im Bereich 800 MHz eine Versor-
gungsverpflichtung in den sog. weiB3en Flecken,
die die freiziigige Nutzbarkeit der Frequenzen
zunachst einschrédnkt. Die Unternehmen sind
danach verpflichtet, in 13 Bundeslédndern stufen-
weise die Stddte und Gemeinden der einzelnen
Prioritdtsstufen mit Breitbandanschliissen zu
versorgen. Vorrangig sind Stadte und Gemein-
den mit weniger als 5.000 Einwohnern (Priori-
tétsstufe 1) mit mobilemn Breitband zu versorgen.
In den folgenden Stufen werden dann auch
groBere Stadte erschlossen. Nach der Erfiillung
dieser Versorgungsverpflichtung kénnen die
Zuteilungsinhaber die 800-MHz-Frequenzen in

dem jeweiligen Bundesland frei nutzen.
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Die Mobilfunknetzbetreiber haben ihren bereits
kurz nach der Frequenzzuteilung begonnenen
Netzausbau im Jahr 2011 kontinuierlich fort-
gesetzt. Die Bundesnetzagentur hat entspre-
chende Berichte der Netzbetreiber zum Stand
der Versorgung in den einzelnen Bundeslédndern
unter Berticksichtigung der Daten aus dem
Breitbandatlas sorgféltig ausgewertet und
durch Stichprobenmessungen die von den Netz-
betreibern dargelegten Angaben geprtift. Bei
der Beurteilung, ob die Versorgungsauflage
erfulltist, wird auch die Versorgung durch
andere Anbieter oder Technologien mit gleich-
bzw. hoherwertigen Breitbandlésungen ange-

rechnet.

Bereits im August 2011 wurde die Versorgungs-
auflage zunachst in Nordrhein-Westfalen und
im September in Baden-Wiirttemberg, Bayern,
Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland
erfullt. Zum Jahresende kam Schleswig-Holstein
als siebtes von 13 Bundesldndern hinzu. Damit
sind bereits zu einem frithen Zeitpunkt gerade
in landlichen Rdumen innovative breitbandige
mobile Netzzugdnge zur Versorgung der Ver-
braucher realisiert worden. Ferner konnte
uber die auferlegte Versorgungsverpflichtung
hinaus ein weiter gehender Netzausbau in
bisher mit Breitband unterversorgten bzw.
unversorgten Stddten und Gemeinden fest-

gestellt werden.

Auch die Flexibilisierung der Nutzungsrechte
tragt dazu bei, dass die Mobilfunknetzbetreiber
groBfléchigin ihre Netze investieren. Um den
volkswirtschaftlichen Erfolg und eine effiziente
Frequenznutzung flaichendeckend, insbeson-
dere auch in den Grenzregionen, zu férdern,
wurden im vergangenen Jahr durch die Bundes-
netzagentur entsprechende Koordinierungs-

vereinbarungen mit Ddnemark, Frankreich,
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Liechtenstein, den Niederlanden, Osterreich,

Polen, Schweiz und Tschechien abgeschlossen.

Die Nutzung der 800-MHz-Frequenzen erfordert
weiterhin eine zusédtzliche Koordinierung mit
Rundfunknutzungen unterhalb 790 MHz. Die
Bundesnetzagentur priift auf der Grundlage
eines fortentwickelten IT-gestiitzten Verfahrens
jeden Antrag der Mobilfunknetzbetreiber auf
Festsetzung der standortbezogenen Frequenz-
nutzungsparameter im Hinblick darauf, dass
der DVB-T-Empfang hinreichend geschiitzt ist.
Mit dieser Vorgehensweise konnte erreicht
werden, dass Stérungen des Rundfunks weitest-
gehend ausgeschlossen sind und damit dem
offentlichen Interesse an einem stérungsfreien

Rundfunkempfang Rechnung getragen wird.

Europadische und internationale Harmoni-
sierung und Vorbereitung der Weltfunk-
konferenz 2012

Die Frequenzverwaltung der Bundesnetzagentur
arbeitet aktivin den entsprechenden Gremien
der Europdischen Konferenz der Verwaltungen
fur Post und Telekommunikation (CEPT) an der
Harmonisierung der Frequenznutzungen in
Europa mit. Der Ausschuss fiir Elektronische
Kommunikation (ECC) der CEPT ist u. a. fur Funk-
und Frequenzfragen innerhalb der 48 euro-
péaischen Lander zustandig. Die Leitung und das
Sekretariat des ECC werden von der Bundesnetz-

agentur wahrgenommen.

Im Jahr 2011 sind u. a. folgende Schwerpunkt-
themen behandelt worden: die zukiinftige
Reorganisation des sog. L-Bands im Frequenz-
bereich 1.452-1.492 MHz, Spektrum fir breit-
bandige Anwendungen fiir Bevolkerungs- und
Katastrophenschutz (PPDR) unterhalb und
oberhalb1GHz, die Anpassung der Bandplédne
fiir den Frequenzbereich 3.400-3.800 MHz an
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die Erfordernisse der internationalen mobilen
Telekommunikationssysteme (IMT), die Regula-
rien fir spezifische Ultra-Wideband-Anwen-
dungen (UWB) sowie die mogliche Widmung
zusatzlichen Spektrums fiir drahtlose Mikro-
fone und Aufnahme in den Anhang 10 der ERC-
Empfehlung 70-03.

Zur Férderung europapolitischer Ziele wirkte
die Bundesnetzagentur in den Gremien der
Europédischen Kommission des Radio Spectrum
Committee (RSC, Frequenzausschuss) und der
Radio Spectrum Policy Group (RSPG, Gruppe
fur Frequenzpolitik) mit. Die RSPG berét die
Europdische Kommission aus politischer Sicht
zu aktuellen Frequenzthemen und die RSPG-
Stellungnahmen sollen bei den EU-Aktivitdten
weitestgehend berticksichtigt werden. Im Jahr
2011 wurden Stellungnahmen zum frequenz-
politischen Programm der EU, zu kognitiven
Technologien und zur Weltfunkkonferenz 2012
(WRG12) verabschiedet. Zusétzlich wurden u. a.
Berichte zur Verbesserung der Breitbandver-
sorgung, zur gemeinsamen Nutzung von Fre-
quenzbereichen und zur Zukunft des Rund-
funkdienstes angenommen. Im RSC wurden
Beschliisse zu den 900/1.800-MHz-Frequenz-
bandern (Spektrum fir elektronische Kommu-
nikationsdienste), zum 24-GHz-Band (Spektrum
fur Kfz-Kurzstreckenradare) und zur Anpassung
der Entscheidung zu Funkanwendungen gerin-

ger Reichweite (SRD) endgiiltig angenommen.

Im Jahr 20111ag ein besonderes Augenmerk auf
dem Abschluss der vorbereitenden Studien fiir
die WRC-12. Die WRC-12 wird als einzig zustén-
diges Gremium relevante Anderungen der
Vollzugsordnung fiir den Funkdienst festlegen
und hierdurch wesentliche Entscheidungen
fiir die globale Spektrumsnutzung treffen. Die

Abstimmung der nationalen Positionen zu den
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einzelnen Tagungsordnungspunkten der
WRC-12 wurde in der Nationalen Gruppe zur
Vorbereitung der WRC-12 unter der Federfiih-
rung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Technologie durchgefiihrt, wobei die
detaillierte Sacharbeit zur Erarbeitung der
Positionen in den von der Bundesnetzagentur

geleiteten drei Arbeitskreisen geleistet wurde.

Frequenznutzungsplan

Gemal § 54 TKG ist die Bundesnetzagentur
auf der Grundlage des Frequenzbereichszu-
weisungsplans (FreqBZP) und nach dem in der
Frequenznutzungsplanaufstellungsverord-
nung (FregNPAV) festgelegten Verfahren mit
der Aufstellung des Frequenznutzungsplans
betraut. Im Jahr 2011 wurde der Frequenznut-
zungsplan (Stand: April 2008) aktualisiert. Damit
wurden internationale Beschliisse der ITU, CEPT
und EU bzw. der danach novellierten Frequenz-
bereichszuweisungsplanverordnung aufgrund
dringenden nationalen Planungsbedarfs sowie
Anregungen Dritter berticksichtigt. Der aktuali-
sierte Frequenznutzungsplan wurde im August
2011 veroffentlicht.

Versuchsfunk

Auf der Grundlage von § 58 TKG wurdenim Jahr
2011 ca. 800 Frequenzzuteilungen zur Entwick-
lung und Erprobung neuer Technologien sowie
im Rahmen von Forschungsprojekten erteilt.
Bei Frequenzzuteilungen fiir innovative Funk-
dienste sind Abweichungen von den Vorgaben
des FregBZP und des Frequenznutzungsplans
zuléssig. Die in den Pldnen eingetragenen
Funkdienste und Frequenznutzungen diirfen
jedoch nicht beeintrachtigt werden. Schwer-
punkte der Neuentwicklungen waren im Jahr
2011 die Weiterentwicklung von LTE Basissta-
tionen, insbesondere in den Frequenzbereichen
800 MHz,1,8 GHz und 2,6 GHz, GSM-Software-
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entwicklungen und Telemetrie-Systeme im
Bereich 5,15 GHz.

Biindelfunk

Der Bedarf an und die Nachfrage nach Zutei-
lungen von Frequenzen fiir den schmalbandigen
Biindelfunk, der iiberwiegend fiir die betriebs-
interne Kommunikation genutzt wird, ist weiter-
hin ungebrochen. Da die Frequenzzuteilungen
bislang nur bis zum 31. Dezember 2015 befris-
tet worden waren, hat die Bundesnetzagentur
im Jahr 2011 entschieden, dass zukiinftig Antrage
auf erstmalige Zuteilung fiir analoge Biindel-
funkfrequenzen bis zum 31. Dezember 2020
und fur digitale Bindelfunkfrequenzen bis
zum 31. Dezember 2025 befristet werden. Fur
die sog. Altzuteilungen des schmalbandigen
Biindelfunks, die bis zum 31. Dezember 2015
befristet sind, kann eine Verldngerung bis zu

diesen Zeitpunkten beantragt werden.

Das Hauptinteresse der Antragsteller liegt auf
Frequenzen zum Einsatz von TETRA-Techno-
logie. Als Nutzergruppen sind vorwiegend
groB3e Verkehrsbetriebe, Energieversorger,
Grof3betriebe wie Chemie, Raffinerien, Pharma-
betriebe, Automobilhersteller, Flughdfen und

offentliche Einrichtungen zu verzeichnen.

Satellitenfunk

Im Jahr 2011 wurden durch die Bundesnetz-
agentur vier Satellitensysteme bei der ITU
neu angemeldet. Insgesamt wurden 305 Koor-
dinierungsersuchen deutscher Satellitenbe-
treiber fiir Hunderte von Frequenzbelegungen
im Orbit bei der ITU eingereicht. Daraus erge-
ben sich bilaterale Verhandlungen mit anderen
Staaten und deren Satellitenbetreibern, um
einen storungsfreien Betrieb aller Satelliten-

systeme zu gewdahrleisten.
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Kurzzeitzuteilungen

Die Bundesnetzagentur hatim Jahr 2011 ins-
gesamt 1.439 Kurzzeitzuteilungen ausgespro-
chen. Hierbei handelte es sich um insgesamt
8.439 Frequenznutzungen aus den unter-
schiedlichsten Frequenzbereichen zwischen
40 MHz und 22 GHz. Die Zuteilungen wurden
bei1.036 Veranstaltungen genutzt. Der groBte
Anteil an Kurzzeitzuteilungen wurde fir
Motorsportveranstaltungen (z. B. Formel 1
und DTM) und die FIFA-Frauenfufball-Welt-
meisterschaft 2011 ausgesprochen. Um eine
storungsfreie und effiziente Frequenznutzung
sicherzustellen, war die Bundesnetzagentur
bei 97 Veranstaltungen mit Mitarbeitern und

Messfahrzeugen vor Ort.

Allgemeinzuteilungen

GemadB § 55 Abs. 2 TKG stellt die Allgemeinzutei-
lung den Regelfall dar. Allgemeinzuteilungen
oder wesentliche Anpassungen erfolgten 2011
beispielsweise fiir Multiple Gigabit WAS/RLAN
Systems (MGWS), medizinische Funkanwen-
dungen, Ground Probing Radar (GPR), CB-Funk

und fiir die drahtlose Anbindung von Hérhilfen.

Professioneller Mobilfunk

Im Berichtszeitraum setzte sich beim professio-
nellen Mobilfunk der Trend zur Digitalisierung
und Zunahme von Dateniibertragungen fort.
Kernstiick des nichtéffentlichen Mobilfunks ist
der Betriebsfunk. Dieser dient der innerbetrieb-
lichen Kommunikation im industriell-gewerb-
lichen Bereich, z. B. von Verkehrs- oder Transport-
unternehmen oder im Bereich der Verwaltung.
Weitere bedeutsame Bereiche sind z. B. der
Durchsage- und Reportagefunk (drahtlose
Mikrofone, drahtlose Kameras) oder der Daten-
und Fernwirkfunk (Fernsteuerungen von
Maschinen, Datenfernabfragen, Verkehrsleit-

systeme, Alarmanlagen). Im Jahr 2011 wurden



106

im professionellen Mobilfunk 7.642 Vorgénge

bearbeitet.

Amateurfunkdienst

Im Jahr 2011 wurden 62 Amateurfunkpriifungen
durchgefiihrt und 731 Amateurfunkzeugnisse
erteilt. Des Weiteren wurden 1.331 Amateurfunk-

zulassungen und weitere Rufzeichen zugeteilt.

Punkt-zu-Punkt-Richtfunk

Die Bundesnetzagentur teilt gemaB § 55 TKG
die Frequenzen fiir das Betreiben von Richt-
funkanlagen wettbewerbsneutral und unter
dem Gesichtspunkt einer effizienten und
storungsfreien Frequenznutzung antrags-
gebunden zu. Fur Richtfunkanwendungen
stehen verschiedene Frequenzbereiche ober-
halb 4 GHz zur Verfiigung. Neben den Mobil-
funkbetreibern werden die Richtfunkbereiche
durch eine grof3e Anzahl von anderen Betrei-
bern, z. B. auch die Bundesanstalt fiir den Digi-
talfunk der Behorden und Organisationen mit

Sicherheitsaufgaben, genutzt.

Derzeit gibt es ca.1.000 Zuteilungsinhaber fiir
Richtfunknutzungen in Deutschland. Auf-
grund der stetig zunehmenden Anzahl von
Richtfunkstrecken wird der Aufwand fir die
Interferenzanalyse zur Sicherstellung einer
stérungsfreien Frequenznutzung immer
groBer. Insgesamt werden gegenwartig ca.
105.000 aktive Frequenzzuteilungen des Punkt-
zu-Punkt-Richtfunks durch die Bundesnetz-

agentur verwaltet.

Im Jahr 2011 sind bei der Bundesnetzagentur
insgesamt 28.584 Antrédge auf Frequenzzutei-
lung im Richtfunk eingegangen. Dies ist ein
Anstieg um ca. 30 Prozent gegeniiber dem
Jahr 2010. Ein vergleichbarer Anstieg war

bereits vom Jahr 2009 zum Jahr 2010 zu ver-
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zeichnen. Zuriickzufiihren ist der Anstieg auf
die vermehrte Anbindung von Mobilfunkanla-

genim Rahmen des LTE-Ausbaus.

Mit den Mobilfunkbetreibern wurde Mitte 2011
uber Mdoglichkeiten zur Beschleunigung der
Antragsbearbeitung gesprochen. Neben der
Priorisierung von Antragen durch die Mobil-
funkbetreiber wurden dabei weitere konkrete
MaBnahmen identifiziert (z. B. Verfahrens-
weisen bei Nichtverfiigbarkeit der beantragten
Frequenz), die dazu gefiihrt haben, dass zeit-
aufwendige Nachfragen zu Antrdgen bei den
Betreibern reduziert wurden. So konnten deut-
lich mehr Antrdge und diese in kiirzerer Zeit
bearbeitet werden. Im Jahr 2011 wurden ins-
gesamt 20.390 Frequenzzuteilungen (Neuzu-
teilungen und technische Anderungen) und
damit4.631Frequenzzuteilungen mehr als im

Vorjahr ausgesprochen.

Die Bundesnetzagentur wird auch an Planungs-
und Genehmigungsverfahren im Rahmen des
Bau- und des Immissionsschutzrechts beteiligt,
u. a. als Tréger offentlicher Belange. Im Rah-
men dieser Beteiligung werden Stellungnahmen
zur Frage der Beeintrachtigung von Richtfunk-
strecken im Zusammenhang mit der geplanten
Errichtung von Windkraftanlagen bzw. anderen
hoheren Bauwerken (Antennenmaste und
Tirme, Schornsteine, Hochhéuser) erarbeitet.
Die Bundesnetzagentur hatim Jahr 2011 insge-
samt 950 Beteiligungsverfahren bzw. Amtshilfe-

und Auskunftsersuchen bearbeitet.
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Elektromagnetische Vertraglichkeit (EMV)
und Normung

Das CENELEC (European Committee for Electro-
nical Standardization) stellte im Jahr 2011 den
Entwurf einer europdischen harmonisierten
EMV-Produktnorm fiir PLC-Produkte (Power-
line Communication) fiir Home-Networking
bereit. Dieser wird den Forderungen der
Bundesnetzagentur nahezu in vollern Umfang
gerecht und stellt einen weitestgehend st6-
rungsfreien Funkempfang im Kurzwellenbe-
reich sicher. Ermoglicht wurde dies durch ver-
bindliche Anforderungen an ein adaptives
Power-Management des Sendepegels der PLC-
Produkte im Kabel und an eine zusdtzliche,
autonom wirkende kognitive Absenkung
dieses Sendepegels auf Frequenzen, die lokal

mit Funk-Nutzsignalen belegt sind.

In Bezug auf die Spannungsqualitidt und Ver-
sorgungssicherheit in europédischen Smart
Grids trug die Bundesnetzagentur zur Aktuali-
sierung der Europédischen Norm (EN) 50160 bei,
die als Mafstab fiir die Regulierung der EMV
im Energiebereich angesehen wird. Die Neu-
ausgabe der Norm wurde im Herbst 2011 ange-

nominen.

Smart Meter und Smart Grid

Smart Meter und Smart Grid erfordern das
Zusammenwirken der Infrastrukturdoméanen
Energieversorgung und Telekommunikation.
Dabei wird der Beitrag der Telekommunikation
zunehmend wichtiger, da die Komponenten
der Energieinfrastruktur kommunikations-

féhig sein missen.
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Der Schutz der Daten der Energiemarktteil-
nehmer, die Sicherheit der Kommunikation
zur Abwicklung der Geschéaftsprozesse und
die Sicherheit des Betriebs der Energie- und
Telekommunikationsstrukturen haben im
letzten Jahr in der 6ffentlichen Diskussion an
Bedeutung gewonnen. Die Bundesnetzagentur
forcierte daher, gemeinsam mit dem Bundes-
amt fur Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI) und der Physikalisch-Technischen Bundes-
anstalt (PTB), die Fortentwicklung der Sicher-
heits- und DatenschutzmafBnahmen und die

Umsetzung in technische Richtlinien.

Intellectual Property Rights

Ende 2010 hat die Europédische Kommission in
den tiberarbeiteten Horizontalleitlinien Krite-
rien fiir bestimmte Formen der Zusammen-
arbeit von Unternehmen auf einer Marktstufe
aufgestellt. Der Zusammenarbeit in Standardi-
sierungsorganisationen ist ein eigenes Kapitel
der Leitlinie gewidmet. Die Bundesnetzagentur
richtetihre Mitarbeit in den Standardisierungs-
organisationen inhaltlich an diesen Leitlinien
aus. Dies gilt insbesondere fiir ihre Mitarbeit in
der jeweiligen IPR-Gruppe der ITU, des ETSI
und des Digital-Video-Broadcasting-Konsor-
tiums (DVB), um bei der Ausgestaltung der fir
die Standardisierungsorganisation geltenden
IPR-Richtlinien fiir einen chancengleichen
Wettbewerb zu sorgen und eine Férderung
nachhaltiger wettbewerbsorientierter Mérkte

sicherzustellen.

Zu den Themenschwerpunkten beider ITU und
ETSI gehorte im Jahr 2011 vornehmlich die
Uberarbeitung der Software Copyright Guide-
lines bzw. deren Einbindung in die bestehen-
den Richtlinien. Einen breiten Raum bei DVB
nahm die Uberarbeitung des Memorandum of

Understanding ein. Im Bereich der IPR-Regeln
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betraf dies besonders die Vorgaben zu ,Transfer

of essential IPRs“und ,,Disputes among Members".

Funkschnittstellenbeschreibungen

Die Bundesnetzagentur hatim Jahr 2011 elf
Schnittstellenbeschreibungen (SSB) fiir den
Bereich Funk erarbeitet bzw. aktualisiert.
SSB werden auf Grundlage des § 4 FTEG fir
Funkanlagen bereitgestellt, die in Frequenz-
bdndern betrieben werden, deren Nutzung
nicht gemeinschaftsweit harmonisiertist. Sie
enthalten alle Angaben, die erforderlich sind,
damit die Hersteller die jeweiligen Priifungen
in Bezug auf die fiir Funkanlagen geltenden
grundlegenden Anforderungen nach eigener

Wahl durchfiihren kénnen.

Notifizierungsverfahren im TK-Bereich

Das Notifizierungsverfahren wird geméas3 dem
europaweiten Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften
(Richtlinie 98/34/EG) durchgefiihrt. Demnach
sind die Mitgliedstaaten der Européischen Union
verpfilichtet, der Europdischen Kommission und
den anderen Mitgliedstaaten alle Entwiirfe
technischer Vorschriften (z. B. SSB) in Bezug
auf Produkte und Dienste der Informations-
gesellschaft mitzuteilen, bevor sie im inner-
staatlichen Recht angenommen werden. Ziel ist
es, diese Entwiirfe dahingehend zu priifen, ob
sie der weiteren Entwicklung des européischen
Binnenmarkts férderlich sind bzw. Handels-
hemmnisse darstellen konnten. Im Jahr 2011
legten die anderen Mitgliedstaaten mehr als 370
Entwiirfe technischer Vorschriften aus dem
Telekommunikations- und Funkbereich mit
einem Gesamtseitenumfang von iiber 3.100
Seiten zur Notifizierung vor, die von der Bundes-

netzagentur geprift wurden.
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EMV von Kabelfernsehnetzen und Rund-
funkempfdangern

Die Nutzung des ehemaligen Rundfunk-
frequenzbereichs von 790 MHz bis 862 MHz
durch den Mobilfunk hat Auswirkungen auf
die elektromagnetische Vertraglichkeit von
Kabelfernsehnetzen sowie Rundfunkempfan-
gern und Mobilfunkanlagen. Die storungs-
freie Nutzung der Rundfunk- und Mobil-

funkdienste ist dabei sicherzustellen.

Auf europdischer Ebene hat CENELEC einen
Normentwurf ,Ton- und Fernseh-Rundfunk-
empfanger und verwandte Geréte der Unter-
haltungselektronik; Storfestigkeitseigen-
schaften - Grenzwerte und Priifverfahren®
sowie einen Normentwurf ,Kabelnetze fir
Fernsehsignale, Tonsignale und interaktive
Dienste; Teil 2: Elektromagnetische Vertrag-

lichkeit von Gerdten® erarbeitet.

Auf nationaler Ebene hat der die Bundesnetz-
agentur beratende Ausschuss fiir Technische
Regulierung in der Telekommunikation (ATRT)
seine ,Untersuchung der EMV-Szenarien Kabel/
Funk durch Mobilfunkanwendungen im Fre-
quenzbereich 470-862 MHz" abgeschlossen. Im
ATRT sind Vertreter der Gerdtehersteller, der
Mobilfunkbetreiber, der TV-Kabelnetzbetreiber
und der Rundfunkanbieter vertreten. Der
Abschlussbericht enthélt eine Reihe von Vor-
schlédgen, die zur Optimierung der Vertréaglich-

keitssituation fiihren sollen.

Breitbandfunkanwendungen im ISM-Band
Die Arbeiten an der Revision der Norm ETSI EN
300 328 wurden weitestgehend abgeschlossen.
Der Anwendungsbereich, der bisher ausschlief3-
lich die Nutzung des lizenzfreien und weltweit
verfiigbaren ISM-Bands (2,4 GHz) fiir RLANs

mit einer maximalen Sendeleistung von
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100 mW beriicksichtigte, wurde auf andere
Anwendungen erweitert. Die Erweiterung des
Anwendungsbereichs wurde von der Euro-
paischen Kommission mit der Bedingung
verbunden, dass entsprechende Geréte jeweils
mit automatischen Spektrumszugangsmecha-
nismen ausgestattet sein missen, die die
gleichberechtigte und effiziente Nutzung des
Frequenzbands gewdhrleisten. Im Berichtszeit-
raum wurden mogliche Mechanismen inner-
halb von ETSI eruiert und unter Mitarbeit der
Bundesnetzagentur in die Norm ETSI EN

300 328 aufgenommen.

Technische Richtlinie Notrufverbindungen

In Fortsetzung der Umsetzung der Vorgaben
von § 108 Abs. 3 TKG und der Verordnung tiber
Notrufverbindungen (NotrufV 2009) konnte
die Technische Richtlinie Notrufverbindungen

(TR Notruf) nach Auswertung der 6ffentlichen

Anhorung im Juni 2011 verdffentlicht werden.

Die EU-weite Notifizierung veranlasste keine

weiteren Anderungen.

Die TR Notruf enthélt Vorgaben zur Beschrei-
bung der Einzugsgebiete von Notrufabfrage-
stellen und bringt die Umstellung von der orts-
netzbezogenen auf die gemeindebezogene
Notruflenkung auf den Weg. Sie beschreibt die
technischen Eigenschaften von Notrufan-
schliissen in ISDN-Technik und enthélt Rege-
lungen zur Ermittlung, Ubertragung und
Formatierung von Standortdaten sowie zu den
Anforderungen an Notrufverbindungen in
traditionellen, leitungsvermittelnden Netzen.
Auch die Umleitung von Notrufen bei Ausfall

einer Notrufleitstelle wurde spezifiziert.

Angaben zum Standort eines Anrufers, gleich-
gultig obihm ein Notfall widerfahrt oder er

den Notfall eines anderen meldet, wird aus
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Sicht des Datenschutzes sowohl beim Zugang
als auch bei der Ubermittlung ein hoher Wert zu-
gemessen. Hier konnte eine Lésung gefunden
werden, die einerseits die Billigung des BfDI
fand, andererseits die Standortangaben gleich

zu Beginn einer Notrufverbindung bereitstellt.

Hervorzuheben ist au3erdem, dass die Mobil-
funknetzbetreiber nach einer Umsetzungsfrist
von 18 Monaten bei Notrufen aus Mobilfunk-
netzen den Notrufleitstellen den Standort des
Anrufers mindestens mit der Genauigkeit der
Mobilfunkzelle, in der sich der Anrufer aufhélt,
bekannt geben miissen. Auch die Anbieter von
Telefondiensten, die paketvermittelnde Uber-
tragungs- und Vermittlungstechnik nutzen
-s0g. VoIP-Anbieter —, haben ihren Kunden Not-
rufe in der festgelegten Weise zu ermoglichen.
Bundesweite Erhebungen bei den Notrufleit-
stellen zeigen, dass Notrufe von VoIP-Kunden
nichtimmer die ¢rtlich zustandige Leitstelle

erreichen.

Auf Initiative der Bundesnetzagentur und nach
Abstimmung im zustédndigen Ausschuss er-
teilte die Europdische Kommission im Mai 2011
das Standardisierungsmandat M/493 zur Ent-
wicklung von notwendigen Standards im Bereich
der Standortdatenermittlung und -tibertragung,
weil die vorhandenen internationalen Konzepte
und Spezifikationen nicht in ausreichendem
MaBe die vorhandenen Anbieterstrukturen und
dierechtlichen Rahmenbedingungen berick-
sichtigen. ETSI hat die Studien im Oktober 2011

unter Beteiligung von CEN aufgenommen.

Verbindungspreisberechnung und
Abrechnungsgenauigkeit

Die TK-Anbieter sind gemaéaB § 45g TKG ver-
pflichtet, der Bundesnetzagentur jéhrlich die

ordnungsgemadfBe Funktionsfdhigkeit der
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Abrechnungssysteme nachzuweisen. Dies
geschieht seit dem Jahr 2000 fir zeit- und
entfernungsabhéngig tarifierte Verbindungs-
dienstleistungen - inzwischen bei tiber 240

Anbietern.

Wéhrend traditionelle, leitungsvermittelte
Verbindungsdienstleistungen héufig zeitab-
hdngig und im Auslandsverkehr auch entfer-
nungsabhdngig abgerechnet werden, bietet
sich bei paketvermittelten Telekommunikati-
onsdiensten die volumenabhédngige Abrech-
nung an. Dabei wird das tatsdchlich tiber-
mittelte Datenvolumen erhoben und dem
Endkunden in Rechnung gestellt. Auch bei
sog. unechten Flatrate-Angeboten wird das in
Anspruch genommene Volumen erfasst, um
bei Erreichen der vertraglich festgelegten
Schwelle reduzierende Einfliisse ausiben oder
schwellwertiberschreitendes Volumen detail-

liert in Rechnung stellen zu kénnen.

Die fiir die Verbindungspreisberechnung 6ffent-
lich bestellten und vereidigten Sachverstan-
digen haben im Friihjahr 2011 begonnen, die
Abrechnungssysteme bei Anbietern, die Verbin-
dungsdienstleistungen volumenabhéngig tari-
fieren, zu begutachten. Einige Gutachten liegen

inzwischen vor.

Im Bereich der Frequenzregulierung werden
Entscheidungen durch den Priif- und Mess-
dienst (PMD) auf vielfaltige Weise vorbereitet
und untersttitzt. Messungen dienen allgemein
und im Einzelfall der Sicherstellung einer st6-
rungsfreien und effizienten Frequenznutzung
und unterstiitzen wesentliche Entscheidungen
zur Frequenzregulierung. Die Kenntnis der

tatsachlichen Frequenznutzungen und ihrer
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technischen Merkmale bildet die Grundlage fiir
die weitere Entwicklung im Bereich des Frequenz-

spektrums.

Schutz der Sicherheitsfunkdienste

Um die stérungsireie Nutzung von Frequenzen
im Bereich des Flugfunks zu erméglichen,
waren entsprechend ausgeristete Messfahr-
zeuge ganzjahrig im Einsatz. Wahrend der
Fahrt durch Stralen in Ballungsrdumen wur-
den Standorte (Koordinaten) von Kabelanlagen
registriert, aus denen ungewollt Signale abge-
strahlt werden, die unter Umsténden Stérungen
des Flugfunks und anderer Sicherheitsfunk-
dienste (Rettungsdienste, Polizei) im Frequenz-
bereich 118-174 MHz hervorrufen. Die Kabelnetz-
betreiber wurden iber die gewonnenen Ergeb-
nisse informiert; diese fiihrten dann in eigener
Regie die detaillierte Suche auch in den Gebau-
den nach undichten bzw. fehlerhaften Stellen
im Kabelnetz durch und beseitigten diese. Im
Rahmen der Messungen des Prif- und Mess-
dienstes konnten 2011 mehr als 10.000 Leck-

stellen ermittelt werden.

LTE-Aussendungen im 800-MHz-Band

Die im Zusammenhang mit der ,,Digitalen Divi-
dende* ausgesprochenen Frequenzzuteilungen
fir die Frequenzblocke um 800 MHz enthalten
eine Frequenznutzungsbestimmung mit Versor-
gungsverpflichtungen. Diese umfassen u. a.
eine mehrstufige Ausbauverpflichtung in den
von den Bundesldndern benannten Stadten und

Gemeinden, den sog. wei3en Flecken.

Uber den aktuellen Stand des Ausbaus miissen
die Netzbetreiber der Bundesnetzagentur vier-
teljahrlich berichten. Im Rahmen der Uber-
prifung der Berichterstattung hat der PMD der
Bundesnetzagentur im Jahr 2011 den Empfang

von Aussendungen im Frequenzbereich 800 MHz
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in ausgesuchten Teilgemeinden (weif3e Flecken)
untersucht. Dabei wurden in den Bundesléndern
Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Schleswig-Holstein in insgesamt 87 Teilgemein-
den 125 empfangbare Aussendungen dokumen-
tiert. Der in diesen Teilgemeinden angezeigte
Ausbau konnte dadurch in allen Féllen messtech-

nisch bestatigt werden.

Storungen im digitalen Bahnfunk GSM-R
Seit der Inbetriebnahme des erweiterten GSM-
Mobilfunkfrequenzbands sind die Betriebs-
frequenzen des 6ffentlichen Mobilfunks und
die des digitalen Bahnfunks (GSM-R) enger
zusammengeriickt. In der Folge traten vermehrt
Storungen im Bahnfunk auf. Allein im letzten
Jahr wurden der Bundesnetzagentur 37 Stor-
stellen gemeldet (82 im Jahr 2010).

Priifung von Frequenznutzungen

Der PMD hatauch im Jahr 2011 ca. 6.000 Frequenz-
zuteilungen in verschiedenen Funkanwendun-
gen auf Einhaltung der Frequenzzuteilungs-
bestimmungen tiberpriift. Im Rahmen dieser
Uberpriifungen soll ein repriasentativer Quer-
schnitt tiber alle Funkdienste erfasst werden.
Neben den traditionellen nichtéffentlichen
Mobilfunkdiensten (z. B. Betriebsfunk) wurden
offentliche Mobilfunknetze (GSM/UMTS), Rund-
funkzuteilungen, Richtfunkzuteilungen und

Seefunkzuteilungen tiberpriift.

Schutz des Amateurfunks gegen Stérer

aus dem Ausland

Um den Schutz der teilweise exklusivdem Ama-
teurfunk zugewiesenen Frequenzbénder zu
gewdhrleisten, wurden im Jahr 2011 ca. 20
Stéorungsmeldungen an auslandische Verwal-
tungen versandt, auf deren Territorium sto-

rende Sender festgestellt worden waren. In

einigen Fallen konnte eine Abschaltung bzw.
auch Instandsetzung fehlerhaft arbeitender
Sender im Interesse der Funkamateure erreicht

werden.

Internationale Zusammenarbeit

Da Funkwellen nicht an Ldndergrenzen halt-
machen, ist die Arbeit des PMD auch interna-
tional ausgerichtet. Die Zusammenarbeit mit
anderen Funkmessdiensten umfasst die Bear-
beitung von grenziiberschreitenden Stérungen,
die Entwicklung von Messverfahren und die
Abstimmung von organisatorischen und be-
trieblichen Ansétzen. Vielfdltige Kontakte
bestehen auf bilateraler Ebene mit den Funk-
messdiensten der Nachbarldnder der Bundes-

republik.

Im Rahmen der internationalen Zusammen-
arbeit werden aber auch Messungen fir die
International Telecommunication Union (ITU)
durchgefiihrt. Die Messungen bzw. Beobach-
tungen des Kurzwellenbandes werden sowohl
in der Bundesnetzagentur fiir weitere Planungen
und als Grundlage fiir Frequenzzuteilungen
verwendet als auch nach einer internationalen
Vereinbarung der ITU in Genf zur Verfigung
gestellt und dort veroffentlicht. Im Rahmen
einer internationalen Messkampagne betei-
ligte sich der Messdienst der Bundesnetzagentur
an Messungen auf Frequenzen von Short Range
Devices. Die Messungen lassen Riickschliisse
auf die aktuelle Belegung dieses Bereiches
sowie die Notwendigkeit von Anderungen bei
der Zuweisung von Frequenzen an die einzelnen

Anwendungen zu.

Dariber hinaus nehmen Vertreter der Bundes-
netzagentur in Gremien zum Thema ,radio
monitoring“ auf europdischer Ebene in der

CEPT und international im Rahmen der ITU teil.
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Im Jahr 2011 konnte insbesondere durch inten-
sive Mitarbeit der Bundesnetzagentur das ITU
Handbook Spectrum Monitoring tiberarbeitet
werden. Dieses Handbuch dient den Funkmess-
diensten als Nachschlagewerk fiir die Bereiche
Organisation, Messverfahren, Messtechnik und

BeschaffungsmaBnahmen.
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Automatisiertes Auskunftsverfahren

nach § 112 TKG

Sicherheitsbehorden erhalten tiber die Bundes-
netzagentur zur Erfiillung ihres gesetzlichen
Auftrags von den Telekommunikationsunter-
nehmen aus deren Kundendateien Auskiinfte
uber Namen und Anschriften der Inhaber von
Rufnummern. Rund 250 bei der Bundesnetz-
agentur registrierte Behérden konnen zurzeit
bei140 Telekommunikationsunternehmen
entsprechende Bestandsdaten abrufen. Die
Anzahl der Anfragen blieb im Vergleich zum

Vorjahr auf gleichem Niveau.

Auskunftsersuchen von Sicherheitsbehérden und Abfragen bei den

TK-Diensteanbietern
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Technische Umsetzung von Uberwachungs-
mafRnahmen und Erteilung von Auskiinften
nach § 110 TKG

Mitihren Aufgaben bei der technischen Umset-
zung von UberwachungsmaBnahmen leistet die
Bundesnetzagentur einen wichtigen Beitrag zur
Gewdhrleistung der 6ffentlichen Sicherheit. Ins-
besondere die Technische Richtlinie (TR) nach
§ 110 Abs. 3 TKG ist eine wesentliche Grundlage
fiir die Gestaltung der Uberwachungstechnik
durch die beteiligten TK-Unternehmen, Her-
steller und Sicherheitsbehorden. Die Richtlinie
wird bei Bedarf an neue Telekommunikations-

technologien angepasst.

Am 1. April 2011 ist das neue PTSG vom 24. Médrz
2011in Kraft getreten. Das alte PTSG vom

14. September 1994 und die auf seiner Basis
erlassenen Rechtsverordnungen sind gleich-
zeitig auBer Kraft getreten. Die Bundesnetz-
agentur hat bereits mit 23.500 Schreiben die
Telekommunikationsbevorrechtigten, -unter-
nehmen und Behorden tiber die neuen Bestim-
mungen und die Ubergangsvorschriften infor-

miert.

Qualifizierte elektronische Signatur

Die Bundesnetzagentur ist die zustandige
Behorde nach dem SigG. Sie hat durch ihre
Arbeitim Rahmen der Aufsicht tiber die Zerti-
fizierungsdiensteanbieter (ZDA) auch im Jahr
2011 dazu beigetragen, dass vorhandene
sichere Strukturen in diesem Bereich noch
weiter optimiert wurden. In ihrer Funktion als
nationale Wurzelzertifizierungsstelle hat die
Bundesnetzagentur die von den akkreditierten
ZDA furihre Tatigkeit benoétigten qualifizierten
Zertifikate ausgestellt und héilt sie 6ffentlich in

ihrem Verzeichnisdienst nachpriifbar.
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Im Jahr 2011 haben sich Anzahl und Umfang der
Beratungsleistungen fir Wirtschaft, Behor-

den und Biirger zur qualifizierten elektronischen
Signatur auf nationaler und internationaler
Ebene gegeniiber dem Vorjahr weiter erhéht.
Diesist u. a. auf GroBprojekte des Bundes wie
den (elektronischen) Personalausweis und das
elektronische Abfallnachweisverfahren zurtick-
zufiuhren. Insbesondere das elektronische
Abfallnachweisverfahren fiihrte zu einer

spiirbar positiven Resonanz.

Auch auf EU-Ebene ist das Interesse, die qualifi-
zierte elektronische Signatur in die jeweiligen
nationalen Anwendungen zu integrieren und
diese ldndertibergreifend zu nutzen, erheblich
gestiegen. Aufgrund dessen wurde in den inter-
nationalen Gremien und Foren im Jahr 2011
verstarkt darauf hingearbeitet, dass die Infor-
mationen der Mitgliedstaaten zur nationalen
Umsetzung der Signaturrichtlinie weiter auf-
bereitet und zusammengefasst wurden. Die
Tatigkeit der Bundesnetzagentur beschrankt
sich dabei nicht nur auf die Mitarbeit in den
Gremien und Foren. Sie stellt vielmehr auch
eines der drei Vorstandsmitglieder des Forum
of European Supervisory Authorities for Elec-
tronic Signatures (FESA). Parallel dazu wurde
im Rahmen der technischen Neustandardisie-
rung damit begonnen, alle bestehenden euro-
pédischen Standards zu Giberarbeiten und diese
zum Zweck der Interoperabilitat der Produkte
fur qualifizierte elektronische Signaturen neu

zu gestalten.

Die vertrauenswiirdige Liste der Bundesrepu-
blik Deutschland (Trusted List, TL), eine Samm-
lung von Informationen zu den ZDA, wurde
weiter fortgeschrieben. Diese Liste sowie die
Listen aller Mitgliedstaaten der EU sind ein

wichtiger Beitrag auf dem Weg zu einer lander-
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ubergreifenden Priifbarkeit qualifizierter

elektronischer Signaturen.

Auf nationaler Ebene wurde die Zusammenar-
beit mit Gremien wie dem CAST e. V., einem
Kompetenzzentrum fiir IT-Sicherheitin Darm-
stadt, erfolgreich fortgesetzt. Dazu gehért auch
der jahrlich stattfindende CAST-Workshop zum
Thema Public-Key-Infrastrukturen, der von der
Bundesnetzagentur mitorganisiert und mode-
riert wird. Ebenso fanden im Jahr 2011 die von
der Bundesnetzagentur geleiteten regelméfBigen
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft anerkann-
ter Prif- und Bestédtigungsstellen (AGAB) statt,
die den Priif- und Bestdtigungsstellen wieder
eine Plattform zur Kommunikation, Koordinie-

rung und Weiterentwicklung ihrer Arbeit boten.

Die Bundesnetzagentur publizierte im Jahr 2011
aufgrund ihrer gesetzlichen Verpflichtungen
weiterhin Bestatigungen fiir Produkte fiir quali-
fizierte elektronische Signaturen, Hersteller-
erkldrungen, die den Anforderungen des Signa-
turgesetzes und der Rechtsverordnung ent-
sprechen, sowie die geeigneten Algorithmen
und zugehorigen Parameter fur qualifizierte

elektronische Signaturen.

Die Bundesnetzagentur fiihrt seit Dezember 2009
einen bundesweiten Infrastrukturatlas. Der Infra-
strukturatlasist ein Geoinformationssystem (GIS)
und enthélt Daten tiber in Deutschland vorhan-
dene Infrastruktur, die beim Aufbau von Breit-
bandnetzen grundsitzlich mitgenutzt werden
konnte. Dies sind u. a. Glasfaserleitungen, Leer-
rohre, HVt, KVz, Sendemasten, Antennenstand-

orte sowie andere geeignete Infrastruktur.
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Die Daten stammen von Infrastrukturinhabern,
die sich freiwillig am Aufbau des Infrastruktur-
atlas beteiligt haben, sowie von 6ffentlichen
Gebietskorperschaften. Die Daten konnen von
Gebietskorperschaften, Telekommunikations-
unternehmen und Planungsbiiros, die an Breit-
bandausbauprojekten beteiligt sind, genutzt

werden.

Der Infrastrukturatlas ist ein leistungsfahiges
Planungstool fiir den Breitbandausbau und
ermoglicht die Synergienutzung bei der gemein-
samen Verlegung und Nutzung von Infrastruk-
tur. Dadurch kénnen die Kosten des Breitband-
ausbaus gesenkt werden, was auch in diinner
besiedelten Regionen einen Ausbau wirtschaft-

licher macht.

Der Infrastrukturatlas setzt eine Manahme
der Breitbandstrategie der Bundesregierung
um und wird in einem mehrstufigen Verfahren
eingefihrt. In der Phase 1 konnten Vertreter
der Ldnder, der (Land-)Kreise sowie der kreis-
freien Stddte als Abfrageberechtigte einen
Antrag auf Nutzung des Infrastrukturatlas bei
der Bundesnetzagentur stellen. Kreisangeho-
rige Kommunen, Telekommunikationsunter-
nehmen sowie Planungsbiiros waren Nutzungs-
berechtigte des Infrastrukturatlas. Sie konnten
sich iiber den regional zustdndigen Abfragebe-
rechtigten ebenfalls an die Bundesnetzagentur

wenden.

Am 4. Oktober 2011 wurde die Phase 2 des Infra-
strukturatlas bei der Bundesnetzagentur eroff-
net. Die wesentliche Anderung besteht darin,
dass nun auch Daten tiber die geografische Lage
der Infrastrukturen an die Berechtigten heraus-
gegeben werden kénnen. Hierzu werden den
berechtigten Nutzern Kartenausschnitte in

elektronischer Form zur Verfiigung gestellt.
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Neben der Kontaktaufnahme erméglicht der
Infrastrukturatlas somit in der zweiten Phase
auch eine erste Grobplanung im Rahmen des
jeweiligen Breitbandausbauprojekts. Details der
Mitnutzung sowie die exakte Lage der Infra-
struktur kénnen dann ggf. Gegenstand weiterer
Verhandlungen zwischen Infrastrukturinhaber
und Antragsteller sein. Zudem steht nun neben
den bisherigen Abfrageberechtigten auch kreis-
angehorigen Kommunen die Méglichkeit offen,
direkt als Abfrageberechtigte bei der Bundes-
netzagentur einen Antrag auf Auskunft aus dem

Infrastrukturatlas zu stellen.

Der Eintrittin die Phase 2 gewdhrleistet weiter-
hin erhohte Sicherheitsmafnahmen, darunter
einen verschliisselten Versand der Informationen
sowie die Verwendung von digitalen Wasser-
zeichen auf den erstellten Karten zur Riickver-
folgung von Dokumenten. Die Umsetzung der
Verbesserungen bedurfte einer Anderung des
Verfahrens. Zwischen der Bundesnetzagentur
und dem jeweiligen Abfrage- und Nutzungsbe-
rechtigten ist jeweils vor der Erteilung der Aus-

kunftein einmaliger Vertrag zu schlieBen.

Die Einfithrung der Phase 2 ist bislang bei den
Beteiligten auf positive Resonanz gesto3en.
Auskiinfte aus dem Infrastrukturatlas werden
auf der Datenbasis von rund 250 freiwillig teil-
nehmenden Infrastrukturinhabern erteilt
(Stand: Januar 2012). Es wurden bisher insgesamt
mehr als 100 Vertrige iiber die Nutzung des
bundesweiten Infrastrukturatlas mit Abfrage-
berechtigten sowie Nutzungsberechtigten
geschlossen. Seit Beginn der Phase 2 wurden
bis zum 31. Dezember 2011 insgesamt 30
Antrédge auf Nutzung des Infrastrukturatlas
gestellt und bearbeitet. Die 2011 beauskunfteten
Gebiete repréasentieren eine Flache von rund
neun Prozent der Gesamtflache der Bundes-

republik, auf der ca. 6,1 Mio. Einwohner leben.
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Gerichtliche Verfahren

Der Schwerpunkt der gerichtlichen Auseinandersetzungen lag auch im Jahr 2011

auf Streitigkeiten, die den Bereich der Frequenzregulierung betrafen. Zugleich sind im

Bereich der Marktregulierung einige héchstrichterliche Entscheidungen ergangen, die

wichtige regulatorische Fragestellungen zum behdérdlichen Beurteilungsspielraum bei

der Marktdefinition und Marktanalyse, zum Beurteilungsspielraum bei der Ermittlung

des Investitionswertes im Rahmen von Entgeltgenehmigungsentscheidungen fiir den

Zugang zur TAL sowie zur Méglichkeit einer riickwirkenden Auferlegung von Regulierungs-

verpflichtungen rechtskraftig geklart haben.

Insgesamt wurden im Jahr 2011 im Telekommu-
nikationsbereich 80 Hauptsacheklagen und
18 Eilverfahren gegen Entscheidungen der
Bundesnetzagentur vor den Verwaltungsge-
richten anh&ngig gemacht. Entschieden wur-
den 123 Hauptsacheverfahren und 23 Eilver-
fahren, wobei diese Entscheidungen teilweise
auch in den Vorjahren anhéngig gemachte
Verfahren betrafen. Die Bundesnetzagentur
obsiegte in 98 Hauptsacheverfahren und in

22 Eilverfahren.

WIDERRUF EINER UMTS-MOBILFUNKLIZENZ
UND EINES FREQUENZZUTEILUNGS-
BESCHEIDS

Mit Urteil vom 17. August 2011 (Az. 6 C 9.10) hat
das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) eine
Klage gegen den Widerruf einer im Jahr 2000
ersteigerten UMTS-Mobilfunklizenz und eines
Frequenzzuteilungsbescheids sowie auf Riick-

zahlung des entrichteten Versteigerungser-

l6ses zuriickgewiesen. Es hat damit die Urteile
der Vorinstanzen (VG Koln, Urteil vom 25. April
2007; Az. 21K 3675/05/0VG NRW, Urteil vom
30.Juni2009; Az.13 A 2069/07) bestétigt.

Die Klédgerin hatte im Jahr 2000 an einem Ver-
steigerungsverfahren von Lizenzen fiir UMTS/
IMT-2000 teilgenommen und den Zuschlag fir
die Erteilung einer bundesweiten Mobilfunk-
lizenz mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezember
2020 und einer Ausstattung von zwei Frequenz-
blocken zum Preis von ca. 8,4 Mrd. Euro erhalten.
Gemaédf den der Lizenzurkunde beigefiigten
Frequenznutzungsbedingungen war die Kla-
gerin verpflichtet, einen Versorgungsgrad der
Bevolkerung von mindestens 25 Prozent bis
zum 31. Dezember 2003 und von mindestens
50 Prozent bis zum 31. Dezember 2005 zu errei-
chen. In der Lizenz war ein Widerruf fiir den
Fall der Nichterfiillung der Verpflichtungen

vorgesehen.
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In der Folgezeit stellte die Kldgerin ihre Tatigkeit
als Anbieterin von Mobilfunkdienstleistungen
ein und entlieB den gréBten Teil ihrer Beleg-
schaft. Bei Messungen der Bundesnetzagentur
im Jahr 2004 konnten keine Sendeaktivititen in
dem Frequenzspektrum, das dem Unternehmen
zugeteilt worden war, festgestellt werden. Darauf-
hin wurden die Lizenzrechte des Unternehmens
und der ihm erteilte Frequenzzuteilungsbescheid
widerrufen. Eine Riickzahlung des Versteige-

rungserloses erfolgte nicht.

Das BVerwG hat die RechtméaBigkeit des Wider-
rufsder Lizenz und der Frequenzzuteilung we-
gen Nichterfiillung der daraus resultierenden
Verpflichtungen bestétigt. Aus den der Lizenz-
urkunde beigefiigten Frequenznutzungsbe-
dingungen ergibt sich, dass die seinerzeit nur
in beschrankter Anzahl zur Verfiigung stehen-
den Frequenzen fiir den UMTS-Mobilfunk effi-
zient genutzt und die Voraussetzungen fur die
Aufnahme von Mobilfunkdiensten baldmé6g-
lichstin Abhdngigkeit von den notwendigen
technischen Voraussetzungen durch die Lizenz-

nehmer geschaffen werden sollten.

Das BVerwG hat weiter entschieden, dass kein

Anspruch auf Rickzahlung des entrichteten

Zuschlagspreises besteht. Mit dem Zuschlags-

preis wird nicht der wahrend der gesamten Li-
zenzlaufzeit konkret fortbestehende Nutzungs-
vorteil abgegolten, sondern vielmehr die durch
die Zuweisung abstrakt eréffnete und bei pflicht-
gemafBem Verhalten erzielbare Nutzungsmog-
lichkeit. Verantwortet der Lizenznehmer durch
sein eigenes Verhalten den vorzeitigen Entzug
der Lizenz, fiihrt dieser Verlust als solcher nicht

zu einer Stérung der Aquivalenzbeziehung.
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Das BVerwG hat mit Urteil vom 26. Januar 2011
(Az. 6 C2.10) eine Drittanfechtungsklage auf
Aufhebung ergangener Frequenzverlagerungs-
bescheide vom 3. Februar 2006 abgewiesen.
Mit den Bescheiden waren den E-Netzbetreibern
GSM-Frequenzen im 900-MHz-Bereich gegen
Verzicht auf die bestehende Nutzung bestimm-
ter Funkfrequenzen im Spektrum von 1.800 MHz
in Umsetzung des GSM-Konzepts — ohne Eroff-
nung eines Vergabeverfahrens - zugewiesen
worden. Damit bestétigte das BVerwG im
Ergebnis die vorausgegangenen Entscheidungen
des OVG NRW vom 26. Mai 2009 (Az. 13 A 424/08)
und des VG Ko6ln vom 30. November 2007
(Az.11K 5392/06).

Das Gericht stellte fest, dass eine Vergabe eines
Frequenzspektrumsim Wege der Frequenz-
verlagerung im Rahmen desin § 55 Abs. 9 Satz1
TKG eingerdumten Ermessens zuléssig ist. Sie
bedarf einer vorherigen Beschlusskammerent-
scheidung nach § 132 Abs. 1 TKG.

Mit der Drittanfechtungsklage kann die Aufhe-
bung einer im Wege der Frequenzverlagerung
erfolgten Frequenzzuteilung nur verlangt wer-
den, wenn der Drittanfechtende im maBgebli-
chen Beurteilungszeitpunkt (letzte Verwaltungs-
entscheidung) die Zuteilungsvoraussetzungen in
seiner Person erfiillt. Eine Absichtserkldarung, bei
Durchfiithrung eines Vergabeverfahrens eine
Bewerbung fur diese Frequenzen anzustreben,

reicht hierfiir nicht aus.

Die Kldgerin hat mittlerweile eine Verfassungs-
beschwerde anhédngig gemacht, die beim
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) unter dem
Aktenzeichen 1BvR 1100/11 gefiithrt wird.



Mit der Prasidentenkammerentscheidung vom
12. Oktober 2009 wurde das Verfahren zur Ver-

gabevon Frequenzen in den Bereichen 800 MHz
(sog. Digitale Dividende), 1,8 GHz, 2,0 GHz und
2,6 GHz eingeleitet. Gegen diese Entscheidung

sind einige Unternehmen erstinstanzlich sowohl
im Eil-als auch im Hauptsacheverfahren bislang

erfolglos vorgegangen.

Die Prasidentenkammerentscheidung war im
Jahr 2011 auch Gegenstand zahlreicher Entschei-
dungen des BVerwG. Zum Teil konnte das Ge-
richt noch keine abschlieBende Entscheidung
treffen, da es an erforderlichen Feststellungen
durch die Ausgangsinstanz fehlte, und zum
Teil hat es bereits die Rechtmé&Bigkeit der Pra-

sidentenkammerentscheidung bestatigt.

Entscheidungen des BVerwG

Mit Urteil vom 23. Mérz 2011 (Az. 6 C 6.10) hob
das BVerwG aufgrund der Revision einer Mobil-
funknetzbetreiberin eine erstinstanzliche
Entscheidung des VG K61ln vom 17. Médrz 2010
(Az.21K7769/09) auf und verwies die Sache zur
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
an das VG Kéln zurtick. Das Verfahren ist dort

unter dem Aktenzeichen 21K 3150/11 anhéingig.

Das BVerwG vermochte auf der Grundlage der
bisher vom VG Kéln getroffenen Feststellungen
noch nicht abschlieBend zu entscheiden, ob die

Voraussetzungen gegeben sind, die das Gesetz

an den Erlass einer Vergabeanordnung kntipft.

Dies giltinsbesondere fiir die Frage, ob die erfor-

derliche Frequenzknappheit vorliegt.

Das VG Koéln muss nun priifen, ob die bis in das

Jahr 2005 zurtickreichenden Bedarfsmeldungen
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stabil sind und inwieweit das neu hinzugekom-
mene Spektrum unterhalb von 1GHz (Digitale
Dividende) Auswirkungen auf den angenomme-
nen Bedarfsiiberhang hinsichtlich der Frequen-
zen oberhalb von 1 GHz hat. Dabei darf das
Gericht auch auf spétere Erkenntnisse, etwa tiber
den tatsdchlichen Verlauf und die Ergebnisse
des Versteigerungsverfahrens, zuriickgreifen,
soweit sie den Riickschluss auf einen bereits im
Zeitpunkt des Erlasses der Vergabeanordnung

bestehenden Bedarfsiiberhang zulassen.

NichtabschlieBend beurteilt wurde vom BVerwG
auch die Frage, ob das Versteigerungsverfahren
geeignetist, um die Regulierungsziele zu errei-
chen. AlsrechtmdBig, um das Regulierungsziel
des chancengleichen Wettbewerbs sicherzu-
stellen, sah das Gericht jedoch die im Rahmen
der Versteigerungsregeln angeordnete Bietrechts-
beschrdnkung an. Die Bewertungen der Bundes-
netzagentur lassen nach Ansicht des BVerwG
ein schlissiges Handlungskonzept erkennen,
das der effizienten Frequenznutzung den Vor-
rang gegeniiber kollidierenden anderen

Belangen einrdumt.

Invier weiteren Entscheidungen vormn 22. Juni 2011
(Az.6C3.10,6 C5.10,6 C40.10 und 6 C41.10) hat
das BVerwG seine Rechtsprechung aus dem Urteil

vom 23. Mérz 2011 bestétigt und weiter vertieft.

Die Kldgerin in diesen Verfahren betreibt auf
der Grundlage von Frequenznutzungsrechten,
die ab dem Jahr 1999 zugeteilt worden waren,
ein eigenes Funknetz. Die insgesamt 36 regio-
nalen Zuteilungen im Bereich 2,6 GHz berech-
tigen sie zum Betrieb von Punkt-zu-Mehrpunkt-
Richtfunkanlagen im festen Funkdienst. Die
Kldgerin nutzt nur einige wenige dieser Zutei-
lungen. In den tbrigen Regionen werden die

Frequenzen nicht genutzt. Die Zuteilungen
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waren bis zum 31. Dezember 2007 befristet,
diirfen von der Klégerin aber ibergangsweise
—auf Basis eines gerichtlichen Vergleichs - noch

weiter genutzt werden.

Das BVerwG fiihrte u. a. aus, dass eine Aufhe-
bung der Priasidentenkammerentscheidung
ausschlieBlich fiir einen Frequenzbereich (hier
2,6 GHz) oder gar fiir die der Kldgerin aus diesem
Frequenzbereich seinerzeit zugeteilten Einzel-
frequenzen ebenso wenig in Betracht kommt
wie eine isolierte Aufhebung des betreffenden

Teils einer Vergabeanordnung.

Der Anordnung eines Vergabeverfahrens muss
zudem kein férmliches Bedarfsermittlungsver-
fahren mit 6ffentlicher Aufforderung, innerhalb
einer angemessenen Frist Bedarfsmeldungen
in Bezug auf die fraglichen Frequenzen einzu-
reichen, vorausgehen. Dieses sieht das Gesetz
nichtvor. Eine Nichtbeteiligte am Beschluss-
kammerverfahren kann sich auch nicht auf die
Nichtdurchfithrung einer miindlichen Ver-
handlung vor Erlass einer Vergabeanordnung
berufen. Ob dem Erlass einer Vergabeanordnung
eine miindliche Verhandlung nach § 135 Abs. 3

TKG vorausgehen muss, lie3 das Gericht offen.

Die Verfahren gegen die Anordnung der Verfah-
rensverbindung und Anordnung des Vergabe-
verfahrens (Az. 6 C 3.10) und gegen die Anord-
nung des Versteigerungsverfahrens (Az.6 C5.10)
wurden an die Ausgangsinstanz (VG Koln) zur
weiteren Kldrung zuriickverwiesen. Sie sind
dortunter den Aktenzeichen 21K 4413/11 und
21K 4414/11 anhédngig.

Die Klagen gegen die Vergabebedingungen
(Az.6 C40.10) und gegen die Versteigerungs-
regeln (Az. 6 C41.10) wurden abgewiesen. Das

BVerwG erkannte der Bundesnetzagentur
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sowohl bei der Festlegung der Vergabebedin-
gungen als auch bei der Festlegung der Versteige-
rungsregeln einen gerichtlich nur eingeschrankt
uberpriifbaren Beurteilungsspielraum zu, den

sierechtmé&Big ausgetibt hat.

Entscheidungen des VG Kéln

Mit Urteilen vom 9. Februar 2011 (Az. 21K 8146/09,
21K 8147/09 und 21K 8148/09) hat das VG Koln

die Klagen von Rundfunkanstalten gegen die
Modalitéten der Vergabe von Funkfrequenzen
im Bereich von 790-862 MHz (sog. 800-MHz-

Band) an Mobilfunkunternehmen in der Prési-
dentenkammerentscheidung vom 12. Oktober

2009 abgewiesen.

Die Kldgerinnen befiirchteten, dass es durch
die vorgesehene Nutzung der Frequenzen in
dem Bereich 790-862 MHz fiir den Mobilfunk
—-insbesondere durch den Einsatz der fiir die
schnelle Funkanbindung an das Internet vorge-
sehenen LTE-Technologie — zu Storungen des
digitalen Rundfunkempfangs kommen wiirde -
sowohl durch die Nutzung der Endgeréte als
auch der Basisstationen. Vor diesem Hintergrund
verlangten sie, dass die Bundesnetzagentur vor
der Vergabe von Frequenzen fiir Mobilfunk-
dienste das gegebene Storpotenzial sorgfaltig
ermittelt und durch eine entsprechende Aus-
gestaltung der Frequenznutzungsbestimmungen
die zu erwartenden Folgekonflikte 16st und ver-
bindliche Vorgaben fiir die Bewéltigung der

auftretenden Interferenzproblematiken macht.

Das Gericht fiihrte aus, dass die angefochtenen
Teile der Allgemeinverfiigung die Kldgerinnen
als Nichtadressatinnen und Nichtteilnehme-
rinnen an dem Vergabeverfahren jedenfalls
nicht oder nicht unmittelbar in ihren Rechten
verletzen. Dies gilt nach den Feststellungen des

Gerichts auch fiir die Frequenznutzungsbe-
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stimmungen fiir den 800-MHz-Bereich. Die von
den Kldgerinnen befiirchteten Storungen des
Rundfunkempfangs treten - wenn iiberhaupt -
noch nicht mit derim Rahmen von § 61 Abs. 4
Nr. 4 TKG erfolgenden Festlegung der Frequenz-
nutzungsbestimmungen auf, sondern erst nach
Durchfiihrung des Vergabeverfahrens mit der

Zuteilung der Frequenzen und ihrer Nutzung.

Die Frequenznutzungsbestimmungen haben
auch nichtrechtlich die Wirkung einer unter
dem Vorbehalt des Zuschlags stehenden Zusiche-
rung der spéteren Frequenzzuteilung unter
eben diesen Bedingungen, da diese Bestim-
mungen ausdricklich nur vorldufige Bestim-
mungen fir den 800-MHz-Frequenzbereich
sind und insofern der Bindungswille der Behorde
fehlt. Zudem istin der Allgemeinverfiigung der
Vorbehalt der nachtriglichen Anderung der

Frequenznutzungsbestimmungen enthalten.

Die Kldgerinnen werden auch nichtin einem
auch sie schiitzenden subjektiven Recht auf
fehlerfreie Abwagung ihrer Belange in einem
Planungsprozess verletzt. Ein planungsrecht-
lich fundiertes Recht auf gerechte Abwédgung
gibtesim Rahmen des § 61 Abs. 4 TKG nicht.
Diein der Allgemeinverfiigung getroffenen
Entscheidungen werden nicht in einem férmli-
chen Planfeststellungsverfahren getroffen. Sie
sind keine eigenstédndigen planerischen Ent-
scheidungen hinsichtlich des Schutzes konfli-
gierender Frequenznutzungen, in deren Rah-
men Drittbetroffenen ein subjektives Recht auf

gerechte Abwédgung ihrer Belange zukommt.

Die Kldgerinnen kénnen sich auch nicht auf
eine unmittelbare Verletzung in ihrer Rund-
funkfreiheit berufen. Die befiirchteten Beein-
trachtigungen sind aufgrund ihrer Qualitit

oder ihres Umfangs nicht geeignet, die freie
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individuelle und 6ffentliche Meinungsbildung,
der die Rundfunkfreiheit dient, zu gefdhrden.
Aufgrund sich beeintrachtigender Frequenz-
nutzungen kann es zwar voribergehend zu
Empfangsstérungen kommen, diese kénnen
aber durch entsprechende technische Ma8-
nahmen vermieden oder zumindest deutlich

gelindert werden.

Die Kldgerinnen verfolgen ihr Klagebegehren
mit der Revision gegen das Urteil im Verfahren
21K 8146/09 weiter. Die Revision wird beim
BVerwG unter dem Aktenzeichen 6 C13.11 gefiihrt.

Das VG Koéln hat mit Urteil vom 14. September 2011
(21K 8149/09) zudem eine Klage einer Rundfunk-
sendernetzbetreiberin abgewiesen. Diese hatte
sich ebenfalls gegen die Vergabe der Frequenzen
aus dem Bereich 790-862 MHz gewehrt, weil sie
zum einen in diesem Bereich noch tiber Frequenz-
zuteilungen verfiigt und zum anderen Stérungen
des Rundfunksenderbetriebs durch die zukinf-

tige Nutzung befiirchtete.

In seiner Entscheidung stellte das Gericht fest,
dass die Bundesnetzagentur das 800-MHz-Band
in das Vergabeverfahren einbeziehen durfte.
In dieim Rahmen des § 55 Abs. 9 TKG zu treffen-
de Prognoseentscheidung und in die anschlie-
Bende Vergabe darf die Behérde nicht nur die
im Prognosezeitpunkt tatsdchlich fiir eine
Zuteilung zur Verfiigung stehenden Frequenzen
einbeziehen. Sie muss auch solche Frequenzen
berticksichtigen, die absehbar fur die spédtere
Zuteilung zur Verfiigung stehen werden, auch
wenn sie zum Zeitpunkt der Anordnung des
Vergabeverfahrens noch mit Frequenznutzungs-
rechten belegt sind. Das gilt nicht nur fir Fre-
quenzen, die aufgrund auslaufender Befristun-
gen der Nutzungsrechte wieder verfiigbar sein

werden, sondern auch fiir solche, die mit hoher
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Wahrscheinlichkeit aufgrund anderer Umsténde,
etwa zu erwartender Riickgaben oder beabsich-
tigter Widerrufe, fiir eine Neuvergabe zur Ver-

figung stehen werden.

Zudem verneinte das Gericht einen Anspruch
auf Gewahrleistung einer in jeder Hinsicht von
Storungen freien Frequenznutzung gegeniiber
spéter hinzutretenden Frequenznutzungen. Im
Wege der Abwagung besteht nach Ansicht des
VG Kéln lediglich ein Anspruch auf Abwehr

unzumutbarer Beeintrachtigungen.

Die Entscheidung der Bundesnetzagentur, die
Frequenzen im 800-MHz-Bereich schon vor ei-
ner abschlieBenden Kldrung der Storszenarien
unter der Festlegung nur vorldufiger Frequenz-
nutzungsbestimmungen zur Vergabe zu stellen,
istermessensfehlerfrei. In der Situation einer
zwar grundsétzlich gegebenen Vertréaglichkeit
der unterschiedlichen Frequenznutzungen,
aber bestehenden Moglichkeit des Auftretens
von storenden Interferenzen bei der spdteren
Nutzung, steht es im Ermessen der Behorde, die
Vergabe der in Rede stehenden Frequenzen unter
dem Vorbehalt einer nachtriglichen Anderung

der Nutzungsbestimmungen durchzufiihren.

Gegen die Entscheidung hat die Kldgerin Revision
eingelegt. Diese ist beim BVerwG unter dem

Aktenzeichen 6 C 36.11 anhéngig.

Mit Urteilen vom 7. Dezember 2011 (Az. 21K
8194/09 und 21K 8195/09) hat das VG Koln da-
riber hinaus die Klagen zweier Kabelnetzbe-
treiber gegen die Préasidentenkammerentschei-
dung abgewiesen. Die Kabelnetzbetreiber
befiirchteten, dass die vorgesehene Nutzung
der Frequenzen im Bereich 790-862 MHz fiir
den Mobilfunk zu Stérungen ihrer kabelge-

stiitzten Anwendungen, insbesondere zu Inter-
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ferenzen mit den von ihren Kunden genutzten
Kabelmodems und Set-Top-Boxen fiihren wiirde.
Sie verlangten deshalb die Aufhebung der All-
gemeinverfiigung bzw. die Verpflichtung der
Bundesnetzagentur, die Allgemeinverfiigung
fir den Frequenzbereich 790-862 MHz durch
Nebenbestimmungen oder in anderer geeigne-
ter Weise so zu ergédnzen, dass die befiirchteten
unannehmbaren Stérungen ausgeschlossen sind,
soweit die Netze eine bestimmte Storfestigkeit

aufweisen.

Das Gericht stellte diesbeziiglich wie in seinen
Urteilen vom 9. Februar 2011 fest, dass die Klédge-
rinnen durch die in der Allgemeinverfigung
fiir den Frequenzbereich 800 MHz festgelegten
- ausdricklich vorldufigen - Frequenznutzungs-
bestimmungen nicht unmittelbar in ihren
Rechten betroffen sind. Die befiirchteten Sto-
rungen der technischen Infrastruktur treten
—-wenn Uiberhaupt-noch nicht mitder im Rahmen
des § 61 Abs. 4 Nr. 4 TKG erfolgenden Festlequng
der Frequenznutzungsbestimmungen, sondern
erst mit der Zuteilung der Frequenzen im Sinne
des § 55 TKG und mit ihrer Nutzung auf. Fir
den Fall, dass die von den Klédgerinnen befiirch-
teten Storungen eintreten, ist es ihnen nach
Ansicht des Gerichts unbenommen, bei der
Beklagten das behordliche Einschreiten gegen
die Verursacher der Stérung zu verlangen und
die nachtrigliche Anderung der fiir diese
geltenden Frequenznutzungsbestimmungen

zu beantragen.

Diese Entscheidungen sind noch nicht rechts-

kraftig.



122

Mit Urteilen vom 4. April 2011 (Az. 21K 568/08
und 21K 1408/08) hat das VG K6ln den Klagen
der DT AG gegen die Bescheide BK 2c-07/004
vom 21. Januar 2008 und BK 2b-08/004 vom
20. Februar 2008 stattgegeben. Inhaltlich ging
esin denKlageverfahren insbesondere um die
Auslegung des § 28 Abs. 2 TKG, die Frage der
Nachbildbarkeit eines Biindelprodukts und des
dabei anzulegenden Prifungsmafstabs sowie
um den Begriff des effizienten Wettbewerbers
im Sinne des § 28 Abs. 2 Nr. 3 TKG.

Die Bundesnetzagentur hatte gegentiber der
Kldgerin festgestellt, dass die auf Grundlage eines
Rahmenvertrags vereinbarten Entgelte fiir die
mit dem Vertrag angebotenen Biindelprodukte
im Sinne des § 28 Abs. 2 Nr. 3 TKG missbrauchlich
sind, weil effiziente Wettbewerber nichtin der
Lage seien, die Biindelprodukte zu vergleich-
baren Konditionen nachzubilden. Hinsichtlich
der von dem Unternehmen daraufhin vorge-
legten neuen Entgelte war mit Bescheid vom
20. Februar 2008 (BK 2b-08/004) festgestellt
worden, dass diese die festgestellten VersttBe
gegen § 28 TKG abstellten.

Das Gericht fiithrte zur Begriindung seiner Ent-
scheidungen aus, dass die Bundesnetzagentur
bei der Priifung der Nachbildbarkeit des bean-
standeten Biindelprodukts im Sinne des § 28
Abs. 2 Nr. 3 TKG weder ausreichend dem
Umstand Rechnung getragen hat, dass Wettbe-
werber der Kligerin imstande sind, Leistungs-
bestandteile des Biindelangebots selbst zu
erstellen, noch hat sie die mit der Biindelung in
der Regel erzielbaren Kosteneinsparungen
hinreichend berticksichtigt. Nach Ansicht des

Gerichts sind fiir die selbst realisierten Bestand-
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teile des Biindelangebots Gemeinkostenzu-
schlédge nichtin Ansatz zu bringen; insoweit ist
es sachgerecht, den Mafstab des § 28 Abs. 2
Nr. 1TKG anzuwenden. Dabei muss die fir effi-
ziente Wettbewerber in Ansatz zu bringende
angemessene Verzinsung des eingesetzten
Kapitals nicht mit derjenigen identisch sein, die
gegentiber dem marktbeherrschenden Unter-
nehmen im Rahmen der Genehmigung von
(Vorleistungs-)Entgelten Berticksichtigung
gefunden hat. Soweit effiziente Wettbewerber
fiir die Realisierung des Angebots des Produkt-
biindels auf einen vollstdndigen oder teilwei-
sen Bezug von Vorleistungen angewiesen sind,
ist nach Auffassung des Gerichts im Rahmen
der Nachbildbarkeitsprifung des § 28 Abs. 2
Nr. 3 TKG ferner zu beriicksichtigen, dass der
Vorleistungsbezug nicht allein vom marktbe-
herrschenden Unternehmen moglich ist,
sondern auch von anderen Wettbewerbern zu
Preisen erfolgen kann, die moglicherweise
gunstiger sind als diejenigen des marktmach-

tigen Unternehmens.

Wie das Gericht dariiber hinaus dargelegt hat,
muss bei der Priifung des § 28 Abs. 2 Nr. 3 TKG
bertcksichtigt werden, dass die Biindelung
von Produkten auf Seiten des Anbieters regel-
méBig zu Synergieeffekten bzw. Verbundvor-
teilen bei Erstellung, Vertrieb und Kundenbe-
treuung fihrt. Den bei der Priifung des § 28
Abs. 2 Nr. 3 TKG bestehenden Ungewissheiten
und Unwégbarkeiten ist durch einen pauschalen
Zu- oder Abschlag zu begegnen. Vorliegend
héalt das Gericht einen Sicherheitsabschlag zu-
gunsten der Kldgerin von zehn Prozent auf die
ermittelten Kosten der effizienten Wettbewer-
ber fiir angemessen. Dieser Sicherheitsabschlag
fihrtnach Ansicht des Gerichts dazu, dass die

in den Bescheiden festgestellte Kostenunter-
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deckung nicht mehrbesteht. Die Entscheidungen

sind rechtskraftig.

Mit inhaltlich identischen Beschliissen vom
8. April 2011 (Az. BVerwG 6 B 48.10 bis 54.10 und
60.10) hat das BVerwG die Nichtzulassungs-
beschwerden alternativer Wettbewerber
zuriickgewiesen. Streitgegenstdndlich waren
erstinstanzlich die jeweiligen Regulierungs-
verfiigungen BK 3d-08-055 u. a. vom 7. September
2009 zu Markt Nr. 3 (Anrufzustellung im Fest-
netz) der Markteempfehlung 2007/879/EG, auf
dem die Kldger und Beschwerdefiihrer iiber
betrachtliche Marktmacht verfiigen. Die Unter-
nehmen hatten fiir sich selbst die Auferlegung
einer Zugangsverpflichtung nach § 21 Abs. 3
TKG begehrt. Das VG Koln lehnte die Verpflich-

tungsklagen ab und lieB3 die Revision nicht zu.

Gegen diese Entscheidungen des VG Kéln gingen
die Unternehmen mit Beschwerden gegen die
Nichtzulassung der Revision vor. Sie wollten vor
dem BVerwG die Frage geklart wissen, ob § 21
Abs. 3 TKG auch gegeniiber dem Betreiber eines
offentlichen Telefonnetzes, der iber betracht-
liche Marktmacht verfiigt, subjektiv-rechtliche
Schutzwirkung entfaltet. Dariiber hinaus ging
esum die Frage, ob die Auferlegung einer Ver-
pflichtung zur Zusammenschaltung einschlieB3-
lich der Verpflichtung zur Erbringung von
Zusammenschaltungsleistungen sowie Kollo-
kation nach § 21 Abs. 3 Nr. 2 und Nr. 4 TKG ein
zugleich belastender und begiinstigender Ver-
waltungsaktist, der einen Anspruch auf Aufer-

legung dieser Zugangsverpflichtungen fiir alle
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beteiligten Parteien der Zusammenschaltung

gewdahren kann.

Das BVerwG stellte im Wesentlichen fest, dass
sich weder dem Wortlaut noch dem Zweck des
§ 21 TKG ein Anspruch eines marktmaéchtigen
Unternehmens darauf entnehmen lésst, dass
ihm selbst eine Zugangsverpflichtung, insbe-
sondere eine Pflicht zur Zusammenschaltung
und zur Gewahrung von Kollokation, auferlegt
wird. Schutzbedirftig sind nach Ansicht des
Gerichts Wettbewerbsunternehmen und End-
verbraucher, nicht aber das marktméchtige
Unternehmen selbst. Die rechtlich erheblichen
Interessen des regulierten Unternehmens
erstrecken und beschranken sich demgegenuber
darauf, dass die ihm auferlegten Verpflichtungen
ihrerseits die Grenze der VerhéaltnisméaBigkeit

nicht iiberschreiten.

Das VG Ké6ln hat in mehreren Urteilen vom
13. April 2011 (Az. 21K 3061/07 u. a.) Klagen von
Wettbewerbern gegen die der DT AG auferlegte
TAL-Regulierungsverfiigung vom 27. Juni 2007
abgewiesen, soweit die Klagen nicht bereits un-
zulassig und/oder in der miindlichen Verhand-
lung zuriickgenommen worden waren. Die
Klager begehrten im Rahmen der Regulierungs-
verfiigung die Auferlegung weiterer Verpflich-
tungen gegeniiber dem marktméachtigen Unter-
nehmen, u. a. die Gewdhrung des Zugangs zum
Teilnehmeranschluss, auch wenn dafiir ein
Kapazitétsausbau erforderlich sein sollte oder
vorhandene Kupferkabelverbindungen durch
Glasfaserverbindungen ersetzt werden missten.
Dartiber hinaus forderten sie, die Verpflichtung
zur getrennten Rechnungsfiihrung fiir die Tatig-

keiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung
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des Zugangs zur TAL sowie die Verpflichtung
zur Veroffentlichung eines Standardangebots
firden Zugang zur unbeschalteten Glasfaser

aufzuerlegen.

Das Gericht hat in seiner Entscheidung unter
Fortfiihrung der bisherigen Rechtsprechung
betont, dass der Bundesnetzagentur ein umfas-
sender Auswahl- und Ausgestaltungsspielraum
hinsichtlich der Frage zusteht, welche Regulie-
rungsverpflichtungen in welcher Kombination
dem marktméchtigen Unternehmen auferlegt
werden. Die gerichtliche Kontrolle der getroffe-
nenregulatorischen Entscheidung ist auf die
Uberpriifung von Abwigungsfehlern beschriankt,
fur die das VG Koln aber keine Anhaltspunkte
zu erkennen vermochte. Die Revision ist in
keinem der Verfahren zugelassen worden.

Die Entscheidungen sind rechtskraftig.

In seinem Urteil vom 5. Mai 2011 (Rs. C-543/09)
-ein Vorabentscheidungsersuchen des BVerwG
betreffend - hat der Europdische Gerichtshof
(EuGH) festgestellt, dass Rechtsakte des Unions-
rechts der Regelungin § 47 TKG nicht entgegen-
stehen. Auf der Grundlage von § 47 TKG hatte
die Bundesnetzagentur die DT AG verpflichtet,
an einen Anbieter von Teilnehmerverzeich-
nissen die Daten der eigenen Teilnehmer sowie
dem Unternehmen vorliegende Teilnehmer-
daten von dritten Telefondiensteanbietern (sog.
Carrierdaten) weiterzugeben. Im sich anschlie-
Benden verwaltungsgerichtlichen Verfahren
machte das Telekommunikationsunternehmen
alsKlédgerin insbesondere geltend, die auf Carrier-
daten erstreckte Weitergabepflicht versto3e
gegen Bestimmungen der Universaldienstricht-
linie (URL).
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Der EuGH betonte in seinem Urteil, dass Art. 25
Abs. 2 URL keine Vollharmonisierung der Ver-
pflichtung zur Datenweitergabe enthalt. Somit
sind die Mitgliedstaaten berechtigt, eine tiber
diein dieser Regelung enthaltenen Vorgaben
hinausgehende Pflicht zur Weitergabe von Fremd-
daten einzufiihren. Zudem greift die Regelung
in § 47 TKG nach Ansicht des EuGH nicht richt-
linienwidrig in die in Art.16 Rahmenrichtlinie
und Art. 17 URL vorgesehenen Befugnisse der

Bundesnetzagentur ein.

Mit Urteilen vom 25. Mai 2011 (Az. 21K 4637/03,
21K 4996/03, 21K 4997/03, 21K 4999/03, 21K
5000/03, 21K 5001/03, 21 K 5002/03) hat das
VG Ko6ln den gegentiber den jeweiligen Klégern
ergangenen Entgeltgenehmigungsbescheid
vom 30. Juni 2003 zu den TAL-Einmalentgelten
(BK 4a-03-023 | E 30.04.03) aufgehoben. Das
VG Ko6ln hat die Rechtswidrigkeit des Bescheids
damit begriindet, dass die Bundesnetzagentur
von einem nicht zutreffend festgestellten
Sachverhalt hinsichtlich der Stundensétze und
Gemeinkostenzuschldge ausgegangen ist. Das
Gericht hat in allen Urteilen die Revisionen
jeweils mit dem Argument abgelehnt, dass die
Rechtssache ausgelaufenes Recht betrifft und
diesihrer grundsétzlichen Bedeutung entge-

gensteht. Die Entscheidungen sind rechtskréftig.

Mit Urteilen vom 23. November 2011 hat das
BVerwG die Revisionen der Bundesnetzagentur
und der DT AG (Az. 6 C11.-13.10) gegen die
vorausgegangenen Urteile des VG K6ln vom
27.August 2009 (Az.1K 3427/01,1K 3479/01 und
1K 3481/01) zuriickgewiesen. Streitgegenstand-

lich waren die monatlichen Uberlassungsent-
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gelte fiir den Zugang zur TAL, die die Bundes-
netzagentur mit Bescheid vom 30. Marz 2001 ab
dem 1. April 2001 fiir 16 Zugangsvarianten (u. a.
fiir zwei Glasfaservarianten) befristet bis zum
31. Médrz 2003 genehmigt hatte.

Das BVerwG hat entschieden, dass die streitige
Genehmigung der monatlichen Uberlassungs-
entgelte nicht deshalb rechtswidrig ist, weil die
Regulierungsbehorde den Investitionswert
ausschlieBlich anhand von aktuellen Wieder-
beschaffungspreisen, also nach dem Tageswert-
prinzip, und nicht auch nach historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet
hat. Vielmehr kann der Wert des Anlagever-
mogens nach Ansicht des Gerichts auf unter-
schiedliche Weise berechnet werden: auf Basis
der historischen Kosten, vermindert um die
seither vorgenommenen Abschreibungen, auf
Basis von Wiederbeschaffungskosten in Form
von Netto- oder Bruttowiederbeschaffungs-
kosten, auf Basis eines tatsdchlich vorhandenen
Netzes oder auf Basis eines Netzes gleicher Funk-
tion, wie es zum Bewertungszeitpunkt nach
dem Stand der Technik effizient aufgebaut
wiirde. Nach den Ausfiithrungen des BVerwG
finden sich im Unionsrecht keine bindenden
Vorgaben dahingehend, dass die Regulierungs-
behorde beide Berechnungsmethoden zu kom-
binieren oder die historische Betrachtungsweise
fir bereits tatsdchlich entstandene Anschaffungs-
und Herstellungskosten, die voraussichtlichen
Kosten dagegen fur die langfristige Entwick-
lung und Verbesserung der Infrastruktur heran-

zuziehen hat.

Das Gericht beruft sich fiir die Feststellung,
dass keine dieser Methoden als die allein zuléssige
gelten kann, auf die Entscheidung des EuGH
vommn 24. April 2008 (Rs. C55/06), der die Vorgaben

fir den vorliegend relevanten Art. 3 Abs. 3 der
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Verordnung (EG) Nr. 2887/2000 (TAL-Verordnung)
verbindlich festgelegt hat. Nach Art. 3 Abs. 3 der
TAL-Verordnung unterliegt die Festlegung der
Preise dem Gebot der Kostenorientierung. Dem
Urteil des EuGH ldsst sich nach Meinung des
BVerwG auch nicht entnehmen, dass unter dem
Wiederbeschaffungswert nur der Nettowieder-

beschaffungswert verstanden werden darf.

Die Genehmigung der monatlichen Uberlassungs-
entgelte in allen Zugangsvarianten sah das
BVerwG allein deshalb als rechtswidrig an, weil
die Bundesnetzagentur den ihr eingerdumten
Beurteilungsspielraum bezogen auf das Merk-
mal der Kostenorientierung in Art. 3 Abs. 3 der
TAL-Verordnung fehlerhaft ausgefillt hatte. Der
bestehende Beurteilungsspielraum weist im
Hinblick auf die unionsrechtlich vorgegebene
Abwégung widerstreitender Regulierungsziele
eine besondere Ndhe zum Regulierungser-
messen auf. Die Bundesnetzagentur hatte nach
Ansichtdes Gerichts die mit ,historische Kosten“
bzw. ,voraussichtliche Kosten“ bezeichneten
Methoden in ihre Abwagung einflieBen lassen
miissen und die KeL nicht allein aus dem Blick-
winkel des analytischen Kostenmodells beur-
teilen diirfen. Es hétte eine methodische Ausein-
andersetzung mit historischen Kosten im Sinne
einer Bewertung der Vor- und Nachteile der einen
und der anderen Berechnungsweise fiir die
Erreichung der Regulierungsziele erfolgen miis-
sen.Im Anschluss daran wére unter Bewertung
der unterschiedlichen Belange im Einzelnen
die Darlegung erforderlich gewesen, dass und
warum nach Ansicht der Behdrde im Ergebnis
Uberwiegendes dafiir spricht, den Investitions-
wert auf der Basis einer Bruttowiederbeschaf-

fung von Tagesneupreisen zu berechnen.

Nach Auffassung des BVerwG ist es unerheblich,

ob derartige Uberlegungen der angegriffenen
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Entgeltgenehmigung unausgesprochen
zugrunde gelegen haben, da die effiziente
gerichtliche Kontrolle eines Gestaltungsspiel-
raums grundsatzlich auf diejenigen Erwdgungen
beschranktist, die die Behorde zur Begrindung

ihrer Entscheidung dargelegt hat.

Das VG Koln hat den Klagen mehrerer Wettbe-
werber gegen die Genehmigung der monatlichen
TAL-Uberlassungsentgelte 2003 (Beschluss vom
29. April 2003; BK 4a-03-010/E 19.02.03) stattge-
geben und in den Urteilen vom 7. Dezember 2011
(Az.21K 3259/03, 21 K 3434/03, 21K 3374/03,
21K 3327/03) den Beschluss aufgehoben. Die
Entgelte waren auf Grundlage der mangel-
haften Kostenunterlagen des marktméchtigen
Unternehmens teilgenehmigt worden. Die Netz-
infrastrukturkosten wurden auf der Grundlage
eines analytischen Kostenmodells (,WIK-Modell),
die neben den Infrastrukturkosten relevanten
Kostenbestandteile (Betriebs-, Miet- und Gemein-
kosten sowie Kosten von Produktmanagement,
Entstorung und Fakturierung) wurden anhand
von Kostenunterlagen des marktméchtigen
Unternehmens bestimmt. Weiter wurden in die
Bewertung die Ergebnisse eines internationalen
Tarifvergleichs einbezogen, der die Ergebnisse

bestdtigte.

Das Gericht setzt sich in seinen Entscheidungen
ausschlieBlich mit den Miet-, Betriebs- und
Gemeinkosten auseinander. Es entschied, dass
die im streitgegenstandlichen Beschluss dazu
getroffenen Feststellungen mangels zutreffend
festgestellten Sachverhalts - im Rahmen des
zuerkannten Beurteilungsspielraums bei der
Priifung, ob die Entgelte dem Erfordernis der
Kostenorientierung entsprechen - beurteilungs-
fehlerhaft sind. Nach Ansicht des Gerichts hat
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sich die Bundesnetzagentur nicht hinreichend
mit der von der Fachabteilung im Priifbericht
getibten Kritik an den vorn marktmaéchtigen
Unternehmen vorgelegten Kostenunterlagen
zu Berechnungen der Miet- und Betriebskosten
auseinandergesetzt. Gleiches gilt nach Auf-
fassung des Gerichts auch fiir die berticksich-
tigungsfdhigen Gemeinkosten. Die Entschei-

dungen sind rechtskraftig.

Das VG Koln hat mit den Beschliissen 1L 797/11,
1L793/11,21L 335/11 und 21 L 478/11im Dezember
2011 invier Eilverfahren die jeweiligen Antrdage
dervier in Deutschland tatigen Mobilfunknetz-
betreiber (Antragstellerinnen) gemés § 35
Abs.5TKGi. V.m. § 123 Abs.1VwGO auf ein héhe-

res als das jeweils genehmigte Entgelt abgelehnt.

In allen Entscheidungen fiihrte das Gericht aus,
dass das Vorgehen der Bundesnetzagentur, die
Kosten fiir den Erwerb der UMTS-Lizenz auf der
Basis vorausschauender Kosten in Ansatz zu
bringen -auch im Hinblick auf die Entscheidung
des BVerwG vom 23. November 2011 (TAL-Uber-
lassungsentgelte 2001) -, nicht zu beanstanden
ist. Auch die von den Antragstellerinnen gleicher-
mafen vorgetragene Kritik an der Heranziehung
der Auktionsergebnisse der LTE-Frequenzen fiir
die Ermittlung der Wiederbeschaffungswerte
fihrt nach Meinung des Gerichts nicht dazu,
dass stattdessen die historischen UMTS-Kosten
anzusetzen sind. Hinsichtlich der Ermittlung
der Kapitalverzinsung stellte das Gericht fest,
dass der Bundesnetzagentur ein Beurteilungs-
spielraum beztiglich der Auswahl der Methodik
der Ermittlung der angemessenen Verzinsung

des eingesetzten Kapitals zusteht.
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In Bezug auf die von zwei Antragstellerinnen
versuchte Geltendmachung von Kapitalbindungs-
kosten fiir die UMTS-Lizenz vom Zeitpunkt ihrer
Beschaffung im August 2000 bis zu deren kom-
merzieller Nutzbarkeitim Mai 2005 hat das Ge-
richtdie Argumentation der Bundesnetzagentur
gestiitzt, dass dieser Zeitabschnitt durch eine
verkiirzte 6konomische Nutzungsdauer mit
darausresultierenden hoheren berticksichti-
gungsfahigen Kapitalkosten bereits explizit
beriicksichtigt worden ist. Es hat ferner festge-
stellt, dass das entsprechende ,,Brachliege-Risiko*
der Lizenzen fiir die ersten Jahre nach dem Lizenz-
bezug letztlich ein unternehmerisches Risiko
darstellt, das grundsétzlich tiber den Kalkula-

tionszinssatz abzudecken ist.

Auch durch die von mehreren Antragstellerinnen
geriigten Méngel zum elektronischen Kosten-
nachweis (keine Ermdchtigungsgrundlage,
methodische Fehler beim Wechsel zwischen
unterschiedlichen EffizienzmaBstdben) ist nach
Ansicht des Gerichts ein hoherer Entgeltgenehmi-

gungsanspruch nicht glaubhaft gemacht worden.

Mit den Beschliissen 1 BvR 1932 bis 1935/08 vom
8.bzw. 21. Dezember 2011 hat das BVer{G die
Verfassungsbeschwerden von vier Mobilfunk-
netzbetreibern gegen die Regulierungsver-
fugungen fiir den Bereich Mobilfunkterminie-
rung (BK 4c06-001-004/R vom 29. August 2006)
und die dazu ergangenen Urteile des VG K6In
(Az.1K 3918/06 vom 8. Médrz 2007) und des
BVerwG (Az.6 C16.07 vom 2. April 2008) nicht

zur Entscheidung angenommen.
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Die Beschwerdefiihrer riigten mit ihrer Ver-
fassungsbeschwerde, dass die vom BVerwG
angelegten MaBstédbe der gerichtlichen Kontrolle,
insbesondere bei der Marktdefinition und Markt-
analyse nach § 10 und § 11 TKG (gerichtlich nur
eingeschrankt tiberprifbarer Beurteilungs-
spielraum), sowie die Uberpriifung der Regu-
lierungsverfiigung im konkreten Fall nicht der
verfassungsgerichtlichen Garantie effektiven
Rechtsschutzes gentigten. Ferner beanstan-
deten sie einen unverhéltnismaéfBigen Eingriff
inihr Grundrecht auf die Berufsausiibungsfrei-
heitnach Art. 12 Abs.1GG.

Nach Auffassung des BVerfG lésst sich eine Ver-
letzung der geriigten Rechte aus Art.19 Abs. 4
Satz1und Art.12 Abs.1GG nicht feststellen. Unter
Bezugnahme auf seine bisherige Rechtsprechung
zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen
an einen wirksamen Rechtsschutz aus Art. 19
Abs. 4 Satz1GG, insbesondere im Hinblick auf die
Zulédssigkeit und die verfassungsrechtlichen
Grenzen behordlicher Letztentscheidungs-
rechte, hat das Gericht dargelegt, dass die
Annahme eines Marktdefinition und -analyse
insgesamt umfassenden Beurteilungsspielraums
der Bundesnetzagentur durch das BVerwG
gemessen am Ma@Bstab der Rechtsschutzgarantie

verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist.

Fiir die Reduzierung der gerichtlichen Kon-
trolldichte durch den Gesetzgeber bestehen
tragfahige Sachgriinde. So enthalten die Tat-
bestandsmerkmale des § 10 Abs. 2 Satz1 TKG
(zur Bestimmung der Regulierungsbediirftig-
keit durchzufiihrender sog. Drei-Kriterien-
Test) und des § 11 Abs. 1 TKG (Marktanalyse)
wertende, prognostische und von 6konomischen
Einschatzungen abhdngige Elemente, die eine
Annahme als ,richtig® oder ,,falsch® nicht

beziiglich aller Einzelheiten zulassen. Die
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erkennbaren Schwierigkeiten einer gerichtlichen
Vollkontrolle dieser Tatbestandsmerkmale
durfte der Gesetzgeber daher nach Ansicht
des BVerfG zum Anlass nehmen, der Bundes-
netzagentur einen entsprechenden Beurtei-

lungsspielraum einzurdumen.

Das BVerfG hat ferner entschieden, dass die
vom BVerwG zur Uberpriifung des behérdlichen
Beurteilungsspielraums aufgestellten Kriterien
(Einhaltung der gtiltigen Verfahrensbestimmun-
gen, richtiges Verstandnis des anzuwendenden
Gesetzesbegriffs, vollstdndige und zutreffende
Ermittlung des erheblichen Sachverhalts, Ein-
haltung allgemeinguiltiger Wertungsma@stébe,
keine Verletzung des Willkiirverbots) den Fach-
gerichten gentigend Moglichkeiten, aber in
diesemn Rahmen auch die Pflicht zu einer substan-
ziellen Kontrolle des behordlichen Handelns

belassen.

Hinsichtlich des Grundrechts der Berufsaus-
ubungsireiheit der Beschwerdefiihrer stellte
das Gericht fest, dass in dieses durch die Aufer-
legung der Regulierungsverpflichtungen zwar
eingegriffen wird, der Eingriff jedoch gerecht-
fertigtist. Denn die Regulierung der Telekommu-
nikationsmarkte verfolgtinsbesondere mit dem
Schutz der Verbraucherinteressen und der Sicher-
stellung chancengleichen Wettbewerbs gewich-
tige Gemeinwohlziele und erweist sich im Falle
der vorliegend angegriffenen Regulierungs-

verfligung als verhaltnismagig.

Mit Urteil vom 14. Dezember 2011 (Az. 6 C 36.10)
hat das BVerwG ausdriicklich die Moglichkeit

einer riicckwirkenden Auferlegung von Regulie-
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rungsverpflichtungen bestétigt, namentlich in
Fallen, in denen die bereits zuvor auferlegte
Verpflichtung aus formalen Griinden oder wegen
Ermessensfehlern aufgehoben worden war. Der
Entscheidung lag die Klage der DT AG zugrunde,
mit der diese den Beschluss BK 3d-09-009 vom
3.Juni 2009 angefochten hatte, durch den die
Bundesnetzagentur die ihr gegeniiber ergangene
Regulierungsverfiigung fir den Bereich IP-Bit-
strom-Zugang (BK 4a-06-039 vom 13. September
2006) rickwirkend um die Genehmigungspflicht
fir Entgelte sowie die Verpflichtung zur Veréffent-

lichung eines Standardangebots ergénzt hatte.

Das BVerwG fihrte aus, dass dem marktmaéchti-
gen Unternehmen eine Genehmigungspflicht
rickwirkend auferlegt werden kann, wenn die
Voraussetzungen hierfiir schon in der Vergangen-
heit vorgelegen haben, die riickwirkend ange-
ordnete Genehmigungspflicht fir die Vergan-
genheitihre Rechtsfolgen noch entfalten kann
und einer Riickwirkung Griinde des Vertrauens-
schutzes nicht entgegenstehen. Diese Anforde-
rungen sah das Gericht fiir die Auferlegqung der

Entgeltgenehmigungspflicht als gegeben an.

Ferner entschied das Gericht, dass die Bundes-
netzagentur bei der riicckwirkenden Auferlegqung
einer Regulierungspflicht fiir einen zurticklie-
genden Zeitraum im Rahmen ihres Regulierungs-
ermessens nach der Erkenntnislage im Zeitpunkt
ihrer Entscheidung die Sachlage fiir den zurick-
liegenden Zeitraum festzustellen und zu bewerten
hat. Fiir den vorliegenden Fall, dass die Regulie-
rungsverfiigung eine bereits erlassene erste
Regulierungsverfiigung (erneut) ergénzt, darf
die Bundesnetzagentur allerdings keine
Erkenntnisse ausblenden, die seit dem Erlass der
ersten Regulierungsverfiigung zutage getreten
sind. Die Tatsache, dass die Entgeltgenehmi-

gungspilicht riickwirkend auf den Zeitpunkt
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des Erlasses der Regulierungsverfiigung auf-
erlegt werden kann, fihrt nach Feststellung
des BVerwG fiir sich allein nicht dazu, dass die
RechtmaéBigkeit der riickwirkend auferlegten
Genehmigungspflicht ausschlieBlich nach MaB-
gabe der Erkenntnislage im Zeitpunkt des
Erlasses der urspriinglichen Regulierungsver-

fligung zu beurteilen wére.

Da die mit der streitgegenstdandlichen erganzen-
den Regulierungsverfiigung vom 3. Juni 2009
erneut angeordnete Entgeltgenehmigungs-
pflicht nicht nur einen in der Vergangenheit
abgeschlossenen Zeitraum betrifft, sondern
zugleich in die Zukunft wirkt, findet sich nach
Ansicht des Gerichts in dem riickwirkenden
Charakter der Regulierungsverpflichtung keine
Rechtfertigung dafiir, ausschlieBlich an die
Sachlage im Zeitpunkt der urspriinglichen
Regulierungsverfiigung anzukniipfen und
spatere Marktdaten von vornherein ohne Riick-
sicht darauf zu ignorieren, ob eine Entgeltregu-
lierung im Sinne einer Pflicht zur vorherigen
Genehmigung nach dem MaBstab der KeL
erforderlich ist oder ob eine reine Missbrauchs-

kontrolle ausreicht.
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Bei der Wiederauferlegung der Standardange-
botsverpflichtung bezweifelt das Gericht, dass
diese Verpflichtung tiiberhaupt riickwirkend
auferlegt werden bzw. ob diese Anordnung
nachtraglich noch ihre steuernde Wirkung
entfalten kann. Es sei nicht erkennbar, welche
rechtliche Wirkung es noch haben kann, einem
von der Klégerin in der Vergangenheit bereits
veroffentlichten Standardangebot die zwischen-
zeitlich entfallene rechtliche Grundlage nach-
tréglich wiederzuverschaffen. Letzten Endes
lasst das BVerwG die Frage allerdings offen und
verweist auch diesbeziiglich auf die seines
Erachtens erforderliche Beriicksichtigung von

Verdnderungen der Sachlage.
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Marktentwicklung

Die Postmarkte haben zuletzt vom Wachstum der Gesamtwirtschaft profitiert.

Die Sendungsmengen und Umsétze sind insgesamt gestiegen. Insbesondere der Paket-

markt hat sich dynamisch entwickelt und bietet Verbrauchern zahlreiche Angebotsalter-

nativen. Der Briefmarkt ist weitgehend stabil, die Nachfrage nach Lizenzen ist riicklaufig.

ENTWICKLUNG AUF DEN POSTMARKTEN
WEITERHIN POSITIV

Die Entwicklung der Postmérkte hatim Jahr
2010 von dem insgesamt positiven Konjunktur-
verlauf profitiert. Die Sendungsmengen und
Umsétze haben sich stabilisiert oder konnten in
Einzelbereichen sogar tiber die Vorjahreswerte
hinaus ansteigen. Zahlen fiir das erste Halbjahr
2011 deuten tendenziell eine Verfestigung

dieser Entwicklung an.

Beiden nichtlizenzpflichtigen Postdienstleis-
tungen war nach dem konjunkturbedingt
schwierigen Jahr 2009 wieder eine positive
Marktentwicklung festzustellen. Der hier exis-
tierende Wettbewerb hat zu einer breiten
Angebotsvielfalt von qualitativ hochwertigen
Postdienstleistungen beigetragen. Der Markt
fiir Paketdienstleistungen hat sich zuletzt
besonders dynamisch entwickelt. Die zwei-
stelligen Zuwachsraten durch den Versand-
handel iiber das Internet haben zu einem
starken Anstieg der Zahl der beférderten
Pakete gefiihrt. Somit bleibt der Paketmarkt
der Wachstumsgarant fiir die gesamte Post-

branche.

Aus Sicht der Verbraucher sind die positiven
Wirkungen des Wettbewerbs im Paketmarkt
bereits deutlich erkennbar: So sind seit Jahren
flichendeckende Alternativangebote zu dem
der Deutschen Post (DHL) nutzbar. Hierzu hat
insbesondere die bundesweite Verfiigbarkeit
von weiteren Annahmestellen beigetragen,
die in kurzer Entfernung fiir die Verbraucher
erreichbar sind. Die Entwicklung bei der Befor-
derung von Paketen und Waren zeigt beispiel-
haft, wie durch vielfédltige Angebote in einem
wachsenden Segment zugleich Impulse fur
eine weitere Entwicklung des Wettbewerbs

ausgehen konnen.

Auf dem Markt fiir Briefdienstleistungen haben
sich die Wettbewerbsverhéltnisse bisher noch
nicht grundlegend verbessern kénnen. Der
Marktanteil der Wettbewerber der Deutschen
Post AG (DP AG) ist entgegen dem insgesamt
stagnierenden Markttrend erfreulicherweise
leicht auf gut zehn Prozent gestiegen. Ange-
sichts eines im Vergleich zu Paketdienstleistun-
gen weniger dynamischen Marktumfelds
dominierten hier nach wie vor strukturelle
Faktoren. Insbesondere fiir Privat- und gewerb-

liche Kleinversender bieten die Marktverhalt-
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nisse bei Briefdienstleistungen noch ein
erhebliches Entwicklungspotenzial in Rich-
tung weiterer Angebote durch Wettbewerber,

auch im Rahmen von Kooperationen.

Auf der Anbieterseite hielt die seit Jahren fest-
zustellende Konsolidierung im Briefmarkt
weiter an. Zudem schlossen sich Wettbewerber
verstarkt zu Kooperationen zusammen, um
insbesondere eine flichendeckende Versorgung

zu organisieren und ihre Interessen zu biindeln.

Weitere Moglichkeiten werden sich im Brief-
markt beispielsweise durch die starkere
Nachfrage nach hybrid abgewickelten Brief-
dienstleistungen ergeben. Entsprechende
Angebote wurden hierzu im Laufe der letzten

Jahre auch fiir Einzelversender entwickelt.

Mit dem De-Mail-Gesetz vom 28. April 2011
wurde zudem die gesetzliche Grundlage fir
denrechtssicheren rein elektronisch beforder-
ten Brief geschaffen. Entsprechende Angebote
sind bereits am Markt bzw. deren Einfiihrung
steht bevor. Hierdurch kénnen sich Wachstums-
impulse fiir den Briefmarkt ergeben und neue
Wettbewerber (wie z. B. Portalanbieter) in den
Markt treten. Auch durch verbesserte gesetzli-
che Rahmenbedingungen wére der Wettbe-
werb noch zu starken, beispielsweise durch
eine Scharfung des regulatorischen Instru-

mentariums.

Dartiber hinaus sind im internationalen
Umfeld Wachstumspotenziale fiir deutsche
Postdienstleister moglich. So wurden aufgrund
der Vorgabe der Dritten EU-Postdienstericht-
linie 2008/6/EG seit dem 1. Januar 2011 in
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nahezu allen alten EU-Mitgliedstaaten die
Maérkte vollstdndig geodffnet, in weiteren
Mitgliedstaaten werden die Restmonopole der
dortigen Postunternehmen fiir Briefdienstleis-
tungen endgiiltig spétestens 2013 fallen. Die
reale Umsetzung in den anderen Mitglied-

staaten wird aufmerksam verfolgt.

Insgesamt gilt es, die wettbewerbsférdernde
Regulierung weiter fortzufiithren, damit die
Marktchancen in einem sich wandelnden Brief-
markt weiter verbessert werden, die Verbrau-
cher eine gute Auswahl haben und von
effizient erbrachten Briefdienstleistungen zu

gunstigen Konditionen profitieren kénnen.

Insgesamt wurde im deutschen Postmarkt
im Jahr 2010 ein Umsatz von 27,8 Mrd. Euro
erzielt. Hiervon entfallen auf die nichtlizenz-
pflichtigen Postdienstleistungen einschlief3-
lich postnaher Beférderungsdienstleistungen
18,8 Mrd. Euro und auf den lizenzpflichtigen
Briefbereich 9 Mrd. Euro.

Der deutsche Postmarkt 2010

18,8 Mrd. €;
68%

Gesamtumsatz: 27,8 Mrd. €

. nicht lizenzpflichtige Postdienstleistungen
und postnahe Beférderungsdienstleistungen bis 20 kg

lizenzpflichtiger Briefbereich bis1.000 g
Umsétze der Deutsche-Post-Gruppe im Briefbereich bis 1.000 g

Umsatze der Wettbewerberim Briefbereich bis1.000 g

Quelle: MRU 2011, Bundesnetzagentur
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Nicht lizenzpflichtige Postdienstleistungen
und postnahe Beférderungsdienst-
leistungen

Im Bereich der nichtlizenzpflichtigen Post-
dienstleistungen und postnahen Beférde-
rungsdienstleistungen - Pakete und Waren bis
20 kg; Buicher, Kataloge (einschlieBlich Werbe-
prospekte), Zeitungen und Zeitschriften,
unadressierte Werbesendungen, Briefsendun-
gen iiber 1.000 g - betrug der Umsatz im Jahr
2010 insgesamt 18,8 Mrd. Euro. In den Vorjah-

ren lag der Gesamtumsatz (ohne Presse-Grosso)

noch beirund16,4 Mrd. Euro (2009) bzw. 17,4 Mrd.

Euro (2008). Wenn sich die Umsétze des ersten
Halbjahres 2011 in Hohe von 9,7 Mrd. Euroim
zweiten Halbjahr linear weiterentwickelt
haben, so wird sich der Aufwaértstrend bei den
Umsétzen auch im Jahr 2011 unverédndert fort-

gesetzt haben.

Umsétze 2010 bei nicht lizenzpflichtigen
Postdienstleistungen und postnahen
Beforderungsdienstleistungen

0,2 Mrd. €
3,5 Mrd. € 1%

18% \ /

15,2 Mrd. €
81%

Gesamtumsatz: 18,8 Mrd. €

. Pakete und Waren bis 20 kg

Biicher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und
Zeitschriften, unadressierte Werbesendungen

Briefsendungen iiber 1.000 g

Rundungsdifferenzen
Quelle: MRU 2011

BUNDESNETZAGENTUR | JAHRESBERICHT 2011

Umsétze nach einzelnen Segmenten
2009-201

20 7Mrd.€
15,2
15 - 14,4
10 |
78
5
3,5
17 1,9
0,3 0,2 01
[ 1 L L,
2009 2010 1. Halbjahr 201

. Pakete und Waren bis 20 kg

Biicher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und
Zeitschriften, unadressierte Werbesendungen

Briefsendungen iiber1.000 g

* ohnePresse-Grosso
Quelle: MRU 201

Der Bereich der Pakete und Waren bis 20 kg
machte im Jahr 2010 mit knapp 81 Prozent des
Umsatzes den mit Abstand groBten Teil des
Markts fiir nicht lizenzpflichtige Postdienstleis-
tungen und postnahe Beférderungsdienstleis-
tungen aus. Biicher, Kataloge (einschliefllich
Werbeprospekte), Zeitungen und Zeitschriften
sowie unadressierte Werbesendungen stehen
firrund 18 Prozent der Umsétze. Briefe tiber
1.000 g haben mit einem Prozent nur eine

geringe Bedeutung.
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Davon ausgehend, dass die Umsétze des ersten
Halbjahres 2011 linear auf das Gesamtjahr proji-
ziert werden kénnen, ergabe sich dann fiir
Pakete und Waren bis 20 kg gegentiber dem
Jahr 2010 ein Wachstum von ca. drei Prozent
und im Bereich der Biicher, Kataloge
(einschlieBlich Werbeprospekte), Zeitungen
und Zeitschriften sowie unadressierten Werbe-
sendungen eine Steigerung von etwa neun

Prozent.

Die umsatzstiarksten Anbieter im Bereich der
nichtlizenzpflichtigen Postdienstleistungen
und postnahen Beférderungsdienstleistungen
sind Firmen, die iberwiegend Paketdienstleis-
tungen anbieten. Im Jahr 2010 betrug der
Anteil der drei gro3ten Unternehmen in
diesem Bereich knapp ein Drittel (29 Prozent)
des Gesamtumsatzes. Nach einer Erhebung des
Fraunhofer-Instituts 2011 im Auftrag der DVV
Media Group des Deutschen Verkehrs-Verlags,
Markte und Unternehmen im Logistik-Markt-
segment KEP (Kurier-, Express- und Paket-
dienste), handelt es sich dabei im Jahr 2011 um
die Deutsche Post DHL, United Parcel Service
Deutschland (UPS) und Dynamic Parcel Distri-
bution (DPD).
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Hinsichtlich der Sendungsmengen im Markt

der nichtlizenzpflichtigen Postdienstleistun-

gen und postnahen Beférderungsdienstleis-

tungen ergibt sich fiir das Jahr 2010 folgendes
Bild:

Sendungsmengen nach einzelnen

Segmenten 2010

30

25

20

Mrd. Sendungen

25,2

2,0

- 0,1

. Pakete und Waren bis 20 kg

Biicher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und Zeit-
schriften, unadressierte Werbesendungen

Briefsendungen iiber1.000 g

Quelle: MRU 201

2010 wurden im deutschen Markt fir nicht

lizenzpflichtige Postdienstleistungen und

postnahe Beférderungsdienstleistungen insge-

samt 27,3 Mrd. Sendungen beférdert, im ersten
Halbjahr 2011 waren es 14,3 Mrd. Sendungen.

Der Anteil der beforderten Biicher, Kataloge

(einschlieBlich Werbeprospekte), Zeitungen
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und Zeitschriften sowie unadressierten Werbe-
sendungen machte mit ca. 92 Prozent den
groBten Bereich im Markt der nichtlizenz-
pilichtigen Postdienstleistungen und post-
nahen Beforderungsdienstleistungen aus. Das
entspricht 25,2 Mrd. beférderten Sendungen im
Jahr 2010 (inkl. Presse-Grosso). Im ersten Halb-
jahr 2011 sind in diesem Segment 13,3 Mrd.

Sendungen befordert worden.

In den zweitgréBten Bereich fallen Pakete und
Waren bis 20 kg. Dieser Bereich steht mit gut
sieben Prozent fiir den Rest des Markts. Er
umfasste 2,0 Mrd. Sendungen im Jahr 2010, im
Jahr 2009 waren es 1,9 Mrd. Sendungen. Der
Vergleich der Beférderungsmengen ergibt
somit eine Steigerung um ca. fiinf Prozent. Das

geringste Sendungsaufkommen im nicht
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lizenzpflichtigen und postnahen Bereich lag
im Jahr 2010 mit 0,1 Mrd. Sendungen bei den
Briefsendungen iiber 1.000 g.

Lizenzpflichtiger Briefmarkt

Seit der vollstdndigen Liberalisierung des
Briefmarkts am 1. Januar 2008 stellt sich die
Entwicklung der Sendungsmengen bis 1.000 g
im Markt wie folgt dar: Hauptséachlich infolge
der Wirtschaftskrise kam es zu einem Ruck-
gang der Sendungsmengen von 17,4 Mrd. im
Jahr 2008 iber 16,3 Mrd. Sendungen im Jahr
2009 auf nahezu konstante 16,4 Mrd. Sendun-
genim Jahr 2010. Im selben Zeitraum sank der
Umsatzvon 9,6 Mrd. Euro im Jahr 2008 tiber
9,2 Mrd. Euro im Jahr 2009 auf 9,0 Mrd. Euroim
Jahr 2010.

Umsédtze und Sendungsmengen im lizenzpflichtigen Bereich 1998-2010

200 ~Mrd. €/Mrd. Sendungen

17,5 — 16,6 16,5 16,5 16,6

15,5
15,0

15,0 —

10,3
o8 100 102 102 g

10,0 —

7,5 —

5,0 —

2,5 —

0,0 —

1998 1999 2000 2001 2002 2003

. Umsatz Sendungsmengen

*

aktualisierte Werte

17,7 174
17.0 16,9 17,3 v

16,3 16,4

10,0 9,9 10,1 10,1 o6

9,2 9,0
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Im Gegensatz zum Markttrend stieg der
Umsatz der Wettbewerber der Deutsche-Post-
Gruppe von gut 0,8 Mrd. Euro im Jahr 2008 auf
uber 0,9 Mrd. Euro im Jahr 2010 an. Von den
ca.10,9 Mrd. Teilleistungssendungen, die die
DP AGim Jahr 2010 beférderte, wurden gut
1,6 Mrd. Sendungen von den Wettbewerbern
eingeliefert. Dabei ist die Zahl der durch die
Wettbewerber eingelieferten Teilleistungssen-
dungen seit 2008 deutlich gestiegen. Sie betrug
inden Jahren 2008 und 2009 erst etwa 1,2 Mrd.

Sendungen.

Im Teilleistungsbereich einschliefBlich Vorleis-
tungen hatte die Deutsche-Post-Gruppe im
Jahr 2010 einen Umsatz in Héhe von ca. 4,8 Mrd.
Euro zu verzeichnen. Die von den Wettbewer-
bern erbrachten Vorleistungen in diesem
Segment betrugen in den Jahren 2008 bis 2010

jeweils ca. 0,1 Mrd. Euro.

Die von der Deutsche-Post-Gruppe beférderten

Sendungen, bestehend aus vollstdndig erbrach-
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ten Inlandsbriefen einschlieBlich Postzustel-
lungsauftrdgen sowie ankommenden und
abgehenden Auslandssendungen, bezifferten
sich 2010 auf ca. 3,8 Mrd. Sendungen. Der
Umsatz betrug dabei etwa 3,2 Mrd. Euro.

In diesem Segment beférderten die Wettbewer-
ber der Deutsche-Post-Gruppe im Jahr 2010
knapp 1,7 Mrd. Sendungen. Dies ist gegeniiber
2008 (ca. 1,4 Mrd. Sendungen) und 2009 (ca.
1,5 Mrd. Sendungen) eine fiihlbare Steigerung.
UmsatzmaBig entsprach dies 2010 gut 0,8 Mrd.
Euro. In den Jahren 2008 und 2009 lag der dies-

beziigliche Umsatz bei etwa 0,7 Mrd. Euro.

Inden Jahren 2008 und 2009 wurden

45 Prozent der Gesamtsendungsmengen der
Wettbewerber der Deutsche-Post-Gruppe als
Teilleistungssendungen in das Netz der DP AG
eingespeist. Dieser Anteil stieg im Jahr 2010 auf

49 Prozent an.

Marktanteile nach Umsatzen und Sendungsmengen 2008-2010

2008
Deutsche-Post-Gruppe*** 91,5%
Wettbewerber 8,5%

Teilleistungssendungsmengen sind bei der Deutsche-Post-Gruppe erfasst

*%

aktualisierte Werte

*x¥

Bei den Marktteilnehmern im lizenzierten
Bereich (Deutsche-Post-Gruppe und Wettbe-
werber), die gegentiber Endkunden im eigenen

Namen tatig sind, sank die Zahl der auf Voll-

Umsédtze Sendungsmengen*
2009 2010 2008 2009 2010
90,7% 89,6% 91,9% 90,8% 89,8%
9,3% 10,4% 8,1% 9,2% 10,2%

einschlieBlich Tochterunternehmen (DHL, First Mail Diisseldorf, DP Com und Williams Lea)

zeitbeschéftigte umgerechneten Arbeitskrafte
von fast179.000 im Jahr 2008 tiber knapp
176.000 im Jahr 2009 auf etwas iber 172.000 im
Jahr 2010. Das entspricht einem Riickgang um

ca.vier Prozent.
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Entgegen dem Markttrend stieg die Zahl der
auf Vollzeitkrédfte umgerechneten Beschéf-
tigten bei den Wettbewerbern im gleichen
Zeitraum um ca. zwei Prozent an, von gut
16.000 Arbeitskraften im Jahr 2008 auf knapp
17.000 Kréfte im Jahr 2010.

Hingegen sank bei der Deutsche-Post-Gruppe
in diesem Bereich die auf Vollzeitkrdfte umge-
rechnete Beschéaftigtenzahl von gut162.000 im
Jahr 2008 iiber knapp 159.000 im Jahr 2009 auf
gut155.000im Jahr 2010.
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Nationaler Vergleich

SeitInkrafttreten des PostG 1998 konnte das
Preisniveau fir Einzelbriefsendungen (z. B.
Postkarten, Standardbriefe, Kompaktbriefe)
insgesamt gesenkt bzw. stabil gehalten werden.
Dies hat die Entgeltregulierung der Bundes-
netzagentur, die auf die Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung (KeL) abstellt und
zudem im Rahmen des Price-Cap-Entgelt-
genehmigungsverfahrens Produktivitats-
fortschrittsraten vorgibt, bewirkt. Infla-
tionsbereinigtist dasreale Preisniveau fiir
Briefdienstleistungen im Zeitraum von 1998

bis 2011 um mehr als 20 Prozent gesunken.

Allgemeine Preisentwicklung und Briefpreise der DP AG 1998-2012

125

120

110

105

100

95

90

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

. Verbraucherpreise Briefpreise DPAG

Januar1998 =100

2006 2007 2008 2009 2010 20Mm 2012

Verbraucherpreisindex 2011: Stand Januar 2012
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Briefpreise im internationalen Vergleich
Fir den internationalen Preisvergleich wurde
ein Produktkorb der in den jeweiligen Ldndern
dominanten Postbetreiber herangezogen.
Dadurch kann eine systematische Verzerrung
der Ergebnisse, wie bei einem Vergleich nur
eines einzigen Produkts - z. B. des Standard-
briefs bis 20 g —, weitestgehend vermieden
werden. Verglichen wurden die Preise der
marktmaéachtigen Postbetreiber samtlicher
27 EU-Lander. Die einbezogenen Produkte
entsprechen in diesen Ladndern so weit wie
moglich den Inlandsprodukten Postkarte,
Standard-, Kompakt-, Gro3- und Maxibrief der
DPAG.

QualitdtsméaBig wurde die jeweils schnellste
Beférderung im gewohnlichen Briefdienstin
den Vergleich einbezogen, fiir die - wie bei der
DP AG - keine Beforderungszeit garantiert wird,
sondern ggf. eine wahrscheinliche, aber unver-

bindliche Brieflaufzeit angegeben wird.
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Fiir die so ausgewédhlten Produkte erfolgte eine
Ermittlung der Preise in nationaler Wahrung
und danach eine fiir alle Postbetreiber einheit-
liche Gewichtung der Dienstleistungen. Die
Summe dieser gewichteten Einzelpreise stellt
das Preisniveau in der jeweiligen nationalen
Wéhrung dar. Dieses wurde mit Hilfe der von
Eurostat veroffentlichten Jahresmittelwerte

der Wechselkurse ggf. in Euro umgerechnet.

Der Vergleich der Lebenshaltungskosten
erfolgte unter Verwendung des von Eurostat
veroffentlichten Preisniveaus des Endver-
brauchs der privaten Haushalte. Dabei wurden
die Preisniveaus in den einzelnen Landern so
ermittelt, dass fiir vorgegebene Produkte des
privaten Haushalts die Ausgaben erfasst

werden.
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Briefpreisniveau und Lebenshaltungskosten in 27 EU-Landern
Index: Deutsche Post AG =100 %; Deutschland =100 %
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Briefbeférderungspreisindex 2011 (gewichtete Preise fiir die Einzelbriefsendungen Postkarte, Standard-, Kompakt-, Gro- und Maxibrief)

B Dpitferenz Briefbeforderungspreisindex und Lebenshaltungskostenindex 2010



POST | MARKTENTWICKLUNG

Teilleistungen

Teilleistungen sind die um Eigenleistungen der
Nachfrager verminderten Teile der ansonsten
als Ganzes erbrachten Postbeférderungsleis-
tung. Ein auf dem Markt fiir lizenzpflichtige
Postdienstleistungen marktbeherrschender

Lizenznehmer (hier die DP AG) ist verpflichtet,
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Teile der von ihm erbrachten Beférderungsleis-
tungen grundséatzlich gesondert anzubieten

(§ 28 PostG). Dieser Zugang zum Netz der DP AG
steht zu gleichen Konditionen sowohl anderen
Anbietern von Postdienstleistungen als auch

Endkunden offen.

Die nachfolgenden Tabellen geben die im
jeweiligen Jahr neu abgeschlossenen Vertréage

fiir den Zugang zum BZA!'und BZE? wieder.

Teilleistungsvertrage ,,Zugang zu Briefzentren* 2011

Sendungsart
Individualsendungen
Zugangspunkt BZA
Vertragspartner
Endkunden 80
Wettbewerber 18
Gesamt 98

Infopost Gesamt

BZE BZE BZA/BZE
114 15 209
23 5 46
137 20 255

Stand: 31. Dezember 2011

Teilleistungsvertrage ,,Zugang zu Briefzentren* 2007-2011

2007 2008

Gesamt Gesamt

Zugangspunkt BZA/BZE BZA/BZE
Vertragspartner

Endkunden 288 436

Wettbewerber 37 121

Gesamt 325 557

Erfreulicherweise stieg die Gesamtzahl der neu
abgeschlossenen Teilleistungsvertrage im Jahr

2011 nach Riickgdngen in den Vorjahren wieder

2009 2010 201
Gesamt Gesamt Gesamt
BZA/BZE BZA/BZE BZA/BZE
243 150 209

66 58 46

309 208 255

Stand: 31. Dezember 2011

an, was allerdings ausschlieBlich auf einen
Anstieg der Vertrdge bei den Endkunden

zurickzufihrenist.

! BZA, Briefzentrum, in das die Sendungen eingeliefert werden, die fiir die Weiterleitung und Zustellung an Empfanger in anderen Regionen bestimmt sind.
2 BZE, Briefzentrum, in das die Sendungen eingeliefert werden, die fiir Empfanger in der Einlieferungsregion bestimmt sind.
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Postfachanlagen

Im Bereich der lizenzpflichtigen Postdienstleis-

tungen ist ein marktbeherrschender Lizenz-
nehmer grundsatzlich auch verpflichtet,
Wettbewerbern gegen Entgelt die Zufihrung
von Postsendungen zu den von ihm betriebe-

nen Postfachanlagen zu gestatten.

Bis zum 31. Dezember 2011 wurden insgesamt
neun Vertrage tiber den Zugang zu Postfach-
anlagen neu abgeschlossen. In den beiden

Vorjahren gab es jeweils 14 neue Vertréage.

Informationen iiber Adressanderungen

Ein Marktbeherrscher ist ebenfalls verpflichtet,

Wettbewerbern gegen Entgelt den Zugang zu
den bei ihm vorhandenen Informationen tiber

Adressdanderungen zu gestatten.

Im Berichtsjahr gab es bis zum 31. Dezember

achtneue Vertragsabschliisse tiber den Zugang

zu Informationen tiber Adressdnderungen. Im
Jahr 2010 waren es neun neue Vertrage und

2009 wurden 16 neue Vertriage geschlossen.

Lizenzerteilung/Marktaustritte 1998-2011*

1998-2007 2008

Lizenzantrage 2.389 133
erteilte Lizenzen 2.376 127
versagte Lizenzen 11 0
Widerrufe 5 0
Marktaustritte™ 957 83
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Von 1998 bis 2011 hat die Bundesnetzagentur
2.702 Unternehmen und Einzelpersonen eine
Lizenz fiir die Beférderung von Briefsendungen
bis 1.000 g erteilt. Im Jahr 2011 war die Anzahl
erteilter Lizenzen stark riicklaufig, es wurden
37 Lizenzen neu oder im Wege der Zustim-

mung zur Ubertragung erteilt.

Ende desJahres 2011 gab es rund 1.400 Lizenz-
inhaber. Die stark riickldufige Anzahl an
Lizenzantrdgen sowie daraus folgend auch
an erteilten Lizenzen weist einerseits auf eine
Sattigung des Markts mit Lizenzen fiir die
gewerbsmaBige Beférderung von Brief-
sendungen bis 1.000 g hin. Andererseits
bezeugt der mit knapp zehn Prozent der erteil-
ten Lizenzen hohe Anteil insolventer Lizenz-
inhaber, dass eine Marktbereinigung stattge-
funden hat. Allein im Jahr 2011 veroffentlichte
die Bundesnetzagentur rund 450 nicht mehr

gultige Lizenzen in ihrem Amtsblatt.

2009 2010 2011 Summe
89 88 51 2.750
85 77 37 2.702

0 3 5 19
0 2 2 9
71 45 180 1.336

Stand: 31. Dezember 2011

* Die Differenz zwischen der Anzahl an Lizenzantragen und der Anzahl an erteilten Lizenzen ist auf Ubertrédge aus dem Vorjahr, die in Bearbeitung
befindlichen Lizenzantrage sowie nicht weiterverfolgte Lizenzantrage zurtickzufiihren.

** Ab dem Jahr2010 umfassen die Marktaustritte die Summe rechtswirksam widerrufener Lizenzen, zuriickgegebener Lizenzen und erledigter Lizenzen,
die im Amtsblatt der Bundesnetzagentur veroffentlicht wurden. Lizenzen, die bereits in den Vorjahren als Marktaustritt gewertet wurden und in den
Jahren 2010 oder 2011im Amtsblatt der Bundesnetzagentur verdffentlicht wurden, werden weiterhin als Marktaustritt in den jeweiligen Vorjahren
gewertet. Dies erklart die Differenz zwischen den 2010 und 2011 veréffentlichten Lizenzen und der Anzahl der Marktaustritte.
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Die Zahl der am Markt gegentiber Endkunden
im eigenen Namen aktiv tdtigen Unternehmen
istin den letzten Jahren immer weiter zurick-

gegangen und betrug Ende 2010 nur noch
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etwas iiber 600 Unternehmen. Etwa 150 Lizenz-
nehmer sind , Kleinstunternehmen® mit einem
Umsatz von weniger als 10.000 Euro im Jahr, bei
denen nur der Firmeninhaber (ggf. mit Familien-

angehorigen) arbeitet.

Anzahl der Unternehmen nach Umsatzgruppen* (ohne Deutsche-Post-Gruppe)

10.001 bis

Jahr bis 10.000 € 100.000 €
2006 133 225
2007 ~200 127
2008 ~250 129
2009 ~200 185
2010** ~150 178

100.001 bis
500.000 €

500.001 bis > 1 Mio. € bis
1.000.000 € 10 Mio. € >10 Mio. €
130 46 116 22
133 57 107 23
82 38 101 18
102 44 97 18
108 44 93 20

* DieAnzahl derin o. a. Ubersicht in Umsatzgruppen erfassten Unternehmen ist geringer als die Anzahl der am Markt tatigen Unternehmen, dain
mehreren Fallen jeweils die Muttergesellschaft/der Konzern eine Gesamtmeldung fir alle angeschlossenen Lizenznehmer abgegeben hat.

** aktualisierte Werte

Wer Postdienstleistungen erbringt, ohne einer
Lizenz zu bediirfen, hat die Aufnahme, Ande-
rung und Beendigung des Betriebs der Bundes-
netzagentur schriftlich anzuzeigen. Bislang
sind insgesamt rund 47.000 Anzeigen bei der
Bundesnetzagentur eingegangen. Diese Anzei-
gen betrafen die Beférderung von Briefsendun-

gen mit einem Einzelgewicht von mehr als

1.000 g, die Beforderung von adressierten Pake-
ten bis 20 kg, Kurierdienste und die Beférde-
rung von Biichern, Katalogen, Zeitungen oder
Zeitschriften. Etwa 90 Prozent der Anzeigen
stammten von Verrichtungs- und Erfillungs-
gehilfen lizenzierter Unternehmen, darunter
insbesondere auch die Paketshops gro3er

Paketdienstleister.
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Entscheidungen der
Beschlusskammer

Mit der Price-Cap-MalRgréRenentscheidung wurde der Grundstein dafiir gelegt, dass die

DP AG auch in den kommenden zwei Jahren qualitativ hochwertige Briefdienstleistungen

zu erschwinglichen Preisen anbietet. Nicht kostendeckende Angebote durch ein Tochter-

unternehmen (First Mail Disseldorf GmbH) der DP AG hat die Beschlusskammer unter-

sagt und dadurch eine missbrauchliche Wettbewerbsbeeintrachtigung beendet.

ENTGELTREGULIERUNG

Price-Cap-MaRgréRenverfahren

Die Bestimmungen fiir die Price-Cap-Regulie-
rung von 2008 bis 2011 sowie die Price-Cap-
Entgeltgenehmigung der Beschlusskammer
liefen zum 31. Dezember 2011 aus. Damit war
seitdem 1. Januar 2012 fiir die nach dem PostG
genehmigungsbedirftigen Entgelte des
marktbeherrschenden Lizenznehmers die
erneute Festlegung hinsichtlich der Zusam-
menfassung von Dienstleistungen sowie der
Vorgabe von MaBgrofBen erforderlich, die mit

Beschluss vom 14. November 2011 erfolgt ist.

Im Rahmen des Price-Cap-Verfahrens

(Az. BK5b-11/017) hatte die Beschlusskammer
die MaBgroBen fiir die durchschnittlichen
Anderungsraten der Entgelte fiir Dienstleistun-
gen, die in einem Korb zusammengefasst sind,
vorzugeben. Neben der Aufteilung der Dienst-
leistungen auf Korbe ist das aktuelle durch-

schnittliche Preisniveau festzustellen.

Zur Vorbereitung der Entscheidung tiber die
Genehmigung von Entgelten ab 2012 hatte die
Bundesnetzagentur im Mai 2011 Eckpunkte in
ihrem Amtsblatt veréffentlicht, um allen Inter-
essierten die Moglichkeit zur Kommentierung
zu erdffnen. Zu den Eckpunkten sind insbeson-
dere Kommentare von Fachverbdnden, Wett-
bewerbern und dem regulierten Unternehmen
eingegangen und auf der Internetseite und im
Amtsblatt der Bundesnetzagentur ver6ffent-

licht worden.

Ebenso wie i vorangegangenen Verfahren
wurden die im Price-Cap verbleibenden
Produkte einem einzigen Korb zugeordnet.
In diesern Korb wurden sdmtliche inlédndischen
wie auch auslédndischen Einzelbriefsendungen
einschlieBlich der Zusatzleistungen zusam-
mengefasst. Die nach dem 1. Januar 2012 im
Price-Cap verbleibenden Dienstleistungen
betreffen hauptsachlich Individualbrief-
sendungen, die von Privatkunden und Klein-

gewerbetreibenden nachgefragt werden.



POST | ENTSCHEIDUNGEN DER BESCHLUSSKAMMER

Diese Briefdienstleistungen unterschieden sich
inihrer Wettbewerbsintensitét und Substitu-
ierbarkeit nicht derart, dass eine Korbdifferen-
zierung erforderlich gewesen wére. Entgelte
fiir Massensendungen, also Entgelte solcher
Beférderungsleistungen, die ab einer
Mindesteinlieferungsmenge von 50 Briefsen-
dungen angewendet werden, unterliegen
gemads § 19 Satz 2 PostG seit dem 1. Januar 2008
nur noch der nachtraglichen Missbrauchs-

kontrolle durch die Bundesnetzagentur.

Die MaBgréBen im Rahmen der neuen Price-
Cap-Regulierung wurden fiir den Zeitraum

1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2013 festgelegt.
Diese Zeitspanne wurde in zwei Price-Cap-
Perioden mit einer Ldnge von je einem Jahr

unterteilt.

Gemaf den Price-Cap-Bestimmungen ergibt
sich das neue Preisniveau fiir die Jahre 2012
und 2013 aus der Differenz von Produktivitéts-
fortschrittsrate (sog. X-Faktor) und Inflations-
rate. Als Produktivitatsfortschrittsrate wurde
ein X-Faktor von jahrlich 0,6 Prozent festgelegt.
Nach § 4 Abs. 3 PEntgV ist bei der Vorgabe von
MafBgroéBen, insbesondere bei der Festlegung
der zu erwartenden Produktivitatsfortschritts-
rate, das Verhdaltnis des Ausgangsentgelt-
niveaus zu den KeL zu berticksichtigen. Nach

§ 3 PEntgV ist die Bundesnetzagentur gehalten,
im Rahmen von Entgeltgenehmigungsverfah-
ren ihre Entscheidungen auf der Grundlage
von Kostenunterlagen zu treffen, die das
regulierte Unternehmen einzureichen hat.
Dementsprechend wurden auch im Rahmen
des Price-Cap-MaBgroéBen-Verfahrens von der
DP AG Kostennachweise vorgelegt, die zur
Ermittlung der KeL fiir die nach § 19 PostG

ex ante zuregulierenden Produkte herange-

zogen wurden. Die nachgewiesenen Kosten
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wurden sodann auf ihre Ermittlungs- bzw.
Berechnungsmethode und verursachungsge-

rechte Allokation hin tiberpriift.

Bei der Festlegung des X-Faktors waren
zundchst die KeL und daneben die zu erwar-
tenden Kosteneinsparungen - aufgrund
effizienter Produktionsprozesse bei den
Sortierprozessen und in der Zustellung -
festzustellen. Aufschldge auf die festgestellten
KeL nach § 20 Abs.1PostG konnen von der DP AG
geltend gemacht werden, wenn sie aus recht-
lichen Verpflichtungen und aus sonstigen
sachlich gerechtfertigten Griinden (§ 20 Abs. 2
PostG) resultieren, d. h., iber die ,reinen” effizi-
enten Kosten konnen in die Bildung der
Produktivitatsfortschrittsrate auch neutrale
Aufwendungen einbezogen werden. Dabei
sind insbesondere die Kosten einer flachende-
ckenden Versorgung mit Postdienstleistun-
gen sowie Kosten aus der Ubernahme von
Versorgungslasten fiir die Beschaftigten, die
aus der Rechtsnachfolge der Deutschen
Bundespost entstanden sind, angemessen zu
berticksichtigen, § 20 Abs. 2 Satz 2 PostG.

Zu den Kosten, die tiber die KeL hinausgehen,
gehoren die neutralen Aufwendungen einer
flaichendeckenden Versorgung mit Postdienst-
leistungen. Zu deren Erbringung verfiigt die
DP AG tiber ein bundesweites Filial- und
Zustellnetz. Hierbei hat die Bundesnetzagentur
allerdings nicht die gesamten Filial- und
Zustellkosten als neutrale Aufwendungen im
Sinne des § 20 Abs. 2 PostG anerkannt.
Neutrale Aufwendungen fiir die fldchen-
deckende Versorgung wurden nur insoweit in
Ansatz gebracht, als diese die entsprechenden
Erlose tiberstiegen. Dadurch wurde insbeson-
dere dem Umstand Rechnung getragen, dass

der DP AG Vorteile aus deren flichendeckender
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Prasenz erwachsen. Diese wurden addquat

berticksichtigt.

Dariiber hinaus wurden von der DP AG sog.
nicht wettbewerbstibliche Personalkosten
geltend gemacht. Diese resultierten daraus,
dass die DP AG als Rechtsnachfolgerin der
~Deutschen Bundespost - Postdienst” deren
gesamten Personalbestand tibernehmen
musste. Diesen Beschéftigten werden
Vergiitungen gezahlt, die deutlich Giber den
Vergiitungen in vergleichbaren Branchen
liegen. Die nicht wettbewerbstiblichen L6hne
und Gehaélter ergaben sich zum einen aus der
Differenz der tatsachlich bei der DP AG entstan-
denen Personalkosten und den als wettbe-
werbstiblich anzusehenden Personalkosten auf

der Grundlage von Tarifvertrdagen.

Zudem hat die Beschlusskammer darauf geach-
tet, dass keine unzuldssige Quersubventionie-
rung vom Price-Cap-Bereich zu anderen
Segmenten erfolgt. Da die DP AG samtliche
Lasten hinsichtlich ihrer Art und ihres
Umfangs offengelegt hat, lie3 sich deren
Zuordnung feststellen und tiberpriifen. Damit
konnte die Beschlusskammer sicherstellen,
dass die weiterhin ex ante zu regulierenden
Price-Cap-Produkte nicht nachtraglich im star-
keren Umfang zur Deckung und Finanzierung
der neutralen Aufwendungen herangezogen

werden.

Price-Cap-Genehmigungsverfahren 2012
Mit Beschluss vom 6. Dezember 2011 hat die
Beschlusskammer den Entgeltantrag der DP AG
fiir die im Price-Cap regulierten Produkte fiir
das Jahr 2012 genehmigt. Der Entgeltantrag
sah keine Preismaf3nahmen vor, so dass die
Entgelte fir die Price-Cap-Postdienstleistun-

genim kommenden Jahr unverdndert bleiben.
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Fiir den Verbraucher ist somit ein hoher Quali-
tatsstandard zu weiterhin erschwinglichen
Preisen garantiert. Den sich aus dem MaB@-
groBenverfahren ergebenden Entgelt-
erhéhungsspielraum von 1,2 Prozent konnte
die DP AG aufgrund des sog. Carry-over im Jahr
2013 geltend machen.

Entgelte fiir den Zugang zu Informationen
iiber Adressanderungen

Die Beschlusskammer hatte tiber einen Entgelt-
genehmigungsantrag der DP AG zum Zugang
zu Adressdnderungsinformationen zu
entscheiden. Die DP AG ist nach dem PostG sowie
aufgrund einer Entscheidung der Beschluss-
kammer verpflichtet, anderen Postdienst-
leistern entgeltlich Zugang zu den bei ihr
erhobenen Informationen iiber Adressénde-
rungen zu gewdahren, die sie im Zuge von Nach-
sendeauftrdagen ihrer Kunden erhélt. Der
Zugang zu Adressanderungsinformationen
erleichtert es alternativen Postdienstleistern,
falsch adressierte Sendungen an den richtigen

Empfanger zuzustellen.

Die Informationen werden den nachfragenden
Wettbewerbern elektronisch zur Verfiigung
gestellt. Die Entgeltgenehmigung umfasst
dabei sowohl die hierfiir benétigte Hard- und
Software als auch ein Entgelt fiir jeden erfolg-

reichen Adressabgleich.

Nachdem die Beschlusskammer die DP AG zur
Zugangsgewdahrung verpflichtet hatte, wurden
bereits vier vergleichbare Entgeltgenehmi-
gungen erteilt. Mit Beschluss vom 25. Novem-
ber 2011 wurden die Entgelte teilgenehmigt
und fir die kommenden zwei Jahre gering-
fugig erhoht. Fiir die Lieferung des Lesegerits
und der Smartcard sowie fur die Versandkosten

wurde ein Installationsentgelt von einmalig
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59,29 Euro genehmigt. Fiir jeden Treffer bei
einer Adressabfrage durch einen Wettbewer-
ber wurde ein Entgelt von 0,12 Euro genehmigt.
Von der DP AG beantragt waren 64,48 Euro als
Installationsentgelt und 0,13 Euro pro Treffer.
Im Vorverfahren 2008 waren 58,47 Euro als
Installationsentgelt und 0,10 Euro pro Treffer

genehmigt worden.

Entgelte fiir die Férmliche Zustellung

Die Genehmigungspflicht fiir die Férmliche
Zustellung stellt einen Sonderfall der Regulie-
rung dar. Denn nicht nur der Marktbeherr-
scher, sondern alle Wettbewerber bediirfen der
Entgeltgenehmigung. Die Entgelte miissen sich
an den Kel orientieren. Im Jahr 2011 wurden

37 Genehmigungen erteilt.

Die Lizenznehmer beantragten sowohl
Einzelentgelte als auch Staffelentgelte. In 2011
wurden 4,66 Euro als hochstes und 1,60 Euro
als niedrigstes Entgelt fiir bestimmte Pro-
duktvarianten genehmigt. Letztgenanntes
Entgelt konnte von der Beschlusskammer
genehmigt werden, da die antragstellenden
Lizenznehmer Kosteneinsparungen aufgrund
erheblicher Skalen- und Dichteeffekte (im
Bereich der Abhol- und Zustelllogistik) nach-
weisen konnten. Zudem sind die Entgelt-
differenzen darauf zuriickzufiihren, dass die
Antragsteller Zustellregionen mit unterschied-
licher Besiedlungsdichte bedienen. Die Post-
dienstleister beantragten verschiedene
Zustellvarianten zur Genehmigung. Dabei
wurde in erster Linie nach wie vor klassisch
zugestellt. Es gibt jedoch zunehmend auch die
elektronische Variante, bei der die Auftrage
zundchst elektronisch erfasst und archiviert
werden. Dem Auftraggeber werden dann tiber

ein Internetportal oder per Datentiibertragung
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die betreffenden, jederzeit abrufbaren Daten

zur Verfiigung gestellt.

Die Antragsteller waren bundesweit oder
regional tiatig. Um bundesweit zustellen zu
kénnen und damit auch GroBauftrdge aus
offentlichen Vergabeverfahren abwickeln zu
konnen, gingen die Wettbewerber miteinan-
der Kooperationsvertrédge ein. Vor diesem
Hintergrund ist auf dem Markt fiir Férmliche
Zustellung ein fortschreitender Konsolidie-

rungsprozess zu beobachten.

Im Berichtszeitraum war eine Marktbereini-
gung zu verzeichnen. Zwei groBere Unterneh-
men, dieim Marktsegment der Férmlichen
Zustellung agierten, mussten Insolvenz anmel-
den. Nach Bekanntwerden des Insolvenzver-
fahrens kam es verstarkt zur Antragstellung
von Lizenznehmern, die vorher ausschlieBlich
als Subunternehmer fiir die beiden Unterneh-
men tatig waren. Sie wollten ihre regionale
Prasenz nutzen, um einen Auftrag fiir einen Teil
der zu beférdernden Sendungen zu erhalten.
Bei Kooperationen verschiedener Postdienst-
leister, die die Formliche Zustellung anbieten,
istesaufgrund der Beleihung mit hoheitlichen
Befugnissen erforderlich, dass sdmtliche an der
Formlichen Zustellung beteiligten Postdienst-
leister Giber eine Lizenz im Sinne des § 5 PostG
verfiigen und nicht von der Férmlichen
Zustellung befreit sind. Dies hat die Bundes-
netzagentur im Jahr 2011 mit einer Amtsblatt-

verfligung klargestellt.

Missbrauchsverfahren Entgelte Post-
tochter First Mail
Die Bundesnetzagentur hat in einem Verfahren

gegen die First Mail Diisseldorf GmbH, eine
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100prozentige Tochtergesellschaft der DP AG,

und gegen die DP AG selbst Versto3e gegen die
EntgeltmaBstidbe des PostG und das Diskrimi-

nierungsverbot festgestellt. Mit Beschluss vom
14. Juni 2011 (Az. BK5b-11/018) gab sie den Unter-
nehmen deshalb auf, unverziiglich, spéatestens
aber bis zum 31. August 2011, einen postgesetz-

konformen Zustand herzustellen.

Die First Mail hatte in bestimmten Regionen
Deutschlands die Zustellung von Briefsendun-
gen bei Einlieferungsmengen von mehr als

50 Stiick zu Konditionen angeboten, die den
Teilleistungsbedingungen der DP AG im
Wesentlichen entsprachen. Jedoch waren die
Entgelte spurbar giinstiger als die der Mutter-

gesellschaft.

Die Bundesnetzagentur kam zu dem Ergebnis,
dass der sachlich und réumlich relevante Markt
der bundesweite Markt fiir Standardbrief-
dienstleistungen bis1.000 g ist. Die DP AG ist
auf diesem Markt marktbeherrschend. Der
First Mail als abhdngigem und weisungsgebun-
denem Tochterunternehmen war unter wett-
bewerbsrechtlichen Gesichtspunkten die
Marktbeherrschung der Konzernmutter zuzu-

rechnen (funktionaler Unternehmensbedgriff).

Die Prognose der betroffenen Unternehmen,
wonach fiir die First Mail 2011 ein ausgegli-
chenes Ergebnis zu erwarten sei, hielt der
Uberpriifung nicht stand. Die Prognose
basierte auf der Annahme erheblicher Sen-
dungsmengensteigerungen, die mit der all-
gemeinen Entwicklung sowie den Annahmen
der DP AGin anderen Sachzusammenhédngen
nicht Gibereinstimmte. Die Kalkulation enthielt
keinen Ansatz von Gemeinkosten fiir den all-
gemeinen Verwaltungsaufwand, keinen

Gewinnzuschlag und keinen Riickfluss der
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zwischen 2005 und 2010 aufgelaufenen Jahres-
fehlbetrdge an die DP AG. Dem Einwand der
DP AG, ohne Preisspaltungsmoglichkeit regional
nicht wettbewerbsfahig zu sein, konnte ange-
sichts héchstrichterlicher Rechtsprechung
(BGH, Az.KZR 21/08, Urteil vom 23. Juni 2009 -
Entegal) nicht gefolgt werden. Danach ist es
einem Marktbeherrscher zwar nicht verwehrt,
eine Zweitmarke (,,Billigmarke®) aufzubauen.
Ein Missbrauchsvorwurf kann sich in einem
solchen Fall aber nach Ansicht des BGH aus der
rdumlichen Beschrankung des giinstigeren
Angebots ergeben. Die réumliche Beschran-
kung fiel mit einer Kostenunterdeckung sowie
einer Fokussierung auf die von den gréf3ten
Wettbewerbern mit eigenem Zustellnetz

bedienten Gebiete zusammen.

Die Unterhaltung zweier paralleler Zustell-
strukturen fiir die DP AG bringt zudem keine
Kosten- oder Effizienzvorteile mit sich. Es
entstehen vielmehr zusitzliche Kosten fur die
First Mail bei gleichzeitiger Minderauslastung
der Sortierzentren und Zustellorganisation der
DP AG selbst. Dies rechtfertigt den Schluss, dass
die Aufrechterhaltung und der Betrieb der First
Mail auf eine Starkung der Marktposition mit

leistungsfremden Mitteln abzielte.

Die gegen die sofortige Vollziehbarkeit der
Entscheidung gerichteten Eilantrdge der DP AG
und der First Mail wurden in zwei gericht-
lichen Instanzen zuriickgewiesen (Seite 149).
Die First Mail hatihre Entgelte daraufhin zum
1. Dezember 2011 den Vorgaben des Beschlusses
angepasst und angekiindigt, ihre Tatigkeit im
Zusammenhang mit der Briefbeférderung

zum 31. Dezember 2011 einstellen zu wollen.
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Gerichtliche Verfahren

Gerichte bestatigen wichtige Entscheidung der Bundesnetzagentur gegen die

missbrauchliche Ausnutzung von Marktmacht im Postbereich.

OVG-BESCHLUSS ZUR MISSBRAUCHS-
ENTSCHEIDUNG FIRST MAIL

Das OVG NRW hat einen Eilantrag der First
Mail gegen eine Missbrauchsentscheidung der
Beschlusskammer 5 (Az. BK5b-11/018) letzt-
instanzlich abgelehnt (Az.13 B1082/11). Mit der
Entscheidung vom 15. November 2011 besté-
tigte das Gericht die erstinstanzliche Entschei-
dung des VG K6ln vom 1. September 2011
(Az.22 L1011/11).

Die Beschlusskammer hatte bei der First Mail,
einer 100-prozentigen Tochtergesellschaft der
DP AG, VerstdBe gegen die EntgeltmaBstidbe
des PostG sowie gegen das postrechtliche
Diskriminierungsverbot festgestellt und ihr die
Herstellung postrechtskonformer Zustande

durch Bescheid aufgegeben.

Mit dem Eilantrag begehrte die First Mail die
Anordnung der aufschiebenden Wirkung einer
gegen die Entscheidung der Beschlusskammer
gerichteten Hauptsacheklage. Das VG K6ln und
das OVG NRW haben im Rahmen der summma-
rischen Prifung des Eilverfahrens die Entschei-
dung der Beschlusskammer vollumfénglich

bestatigt.

Die marktbeherrschende Stellung der First
Mail sei zu Recht aus der Konzernverbunden-
heit mit der DP AG tiber die Verbundklausel des
§ 36 Abs. 2 GWB hergeleitet worden. Daran
anknipfend gelte fiir die First Mail und die
DP AG, dass Preiswettbewerbe zwischen einzel-
nen Unternehmensteilen bei Fehlen sachlicher
Differenzierungsgriinde als verbotene Preis-
spaltung zu beurteilen seien. Das Entgeltver-
halten der First Mail, deren Entgelte unterhalb
der fiir die DP AG am Ma@3stab der KeL . S. d.

§ 20 Abs.1PostG genehmigten Entgelte fiir
vergleichbare Leistungen lagen, stelle sich in
den versorgten Regionen (Diisseldorf, Ruhr-
gebiet, Berlin) nicht als leistungsorientierter
Wettbewerb, sondern als Einddmmung des
Wettbewerbs zugunsten der Muttergesell-

schaft und zulasten der Wettbewerber dar.

Auch im Rahmen einer Interessenabwédgung
uberwiege das offentliche Vollziehungsinter-
esse gegenliber dem privaten Aussetzungsinte-
resse der First Mail. Nach der Entscheidung des
OVG NRW nahm die First Mail ihre Hauptsa-
cheklage gegen den Bescheid der Beschluss-
kammer zuriick. Eine gegen die Entscheidung
gerichtete Klage der DP AG ist weiterhin beim
VG Koln anhédngig.
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Durch Urteil vom 10. Marz 2011 (Az. 13 A 3211/06)
wies das OVG NRW die Berufung der DP AG
gegen eine Entscheidung der Bundesnetz-
agentur im Bereich der Entgeltregulierung in

weiten Teilen zurtick.

Mit Bescheid vom 6. Februar 2002 genehmigte
die damalige Regulierungsbehérde fiir Post
und Telekommunikation (RedgTP) Entgelte fiir
den Zugang zu Postfachanlagen fiir den Zeit-
raum vom 1. April 2002 bis zum 30. Juni 2004.
Die Regulierungsbehorde blieb in der Entschei-
dung hinter den geforderten Entgelthéhen
zuriick. Auf dem Klagewege verfolgte die

DP AG die Genehmigung hoherer Entgelte
weiter. Im erstinstanzlichen Verfahren vor dem
VG Koln war die Klage zuvor mit Urteil vom
7.Juni 2006 (Az. 22 K1644/02) vollstdndig abge-

wiesen worden.

Der Entscheidung des VG Koln folgte das
OVG NRW in weiten Teilen. So bestétigte es,
dass die KeL (§ 20 Abs. 1 PostG) den entschei-
denden und selbststédndigen MafBstab im
Rahmen der Entgeltregulierung bilden. Eine
Relativierung zu einem bloBen Ausgangswert
gebiete eine Auslegung der Norm nicht. Die
Anforderungen des § 20 Abs. 2 PostG seien

zusitzlich einzuhalten.

Im Rahmen des ihr zustehenden Beurteilungs-
spielraums konne die Regulierungsbehorde
dartiiber hinaus bei mangelhaften oder fehler-
haften Kostenunterlagen auf andere relevante
Kostenangaben aus fritheren Beschluss-
kammerverfahren zurtickgreifen. Dies gestatte
es der Regulierungsbehdorde allerdings nicht,

eine Anderung der Berechnungsmethodik
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unter Hinweis auf frithere Kostenangaben
pauschal zu verwerfen. Aus diesem Grunde sei
die Entgeltgenehmigung beziiglich nicht
anerkannter Sach- und Kapitalkosten aufzu-
heben und neu zu bescheiden. Gegen die
Entscheidung sind Revisionen der DP AG und

der Bundesnetzagentur anhéngig.

Mit zwei parallelen Urteilen (Az.13 A1627/08
und Az.13 A1628/08) hat das OVG NRW uber
die Berufungen der DP AG und der Bundes-
netzagentur gegen zwei Urteile des VG Koln
(Az.22K 5261/04 und 22 K 3464/06) entschieden.

Streitgegenstand war die nur teilweise Geneh-
migung der Entgelte fiir den Zugang zu Infor-
mationen tiber Adressdnderungen im Wege
der Prozessvariante ,Blackbox-Verfahren“

(Az. BK5b-04-056 und Az. BK5b-06-056) durch
die Bundesnetzagentur. Die DP AG verfolgte die
Genehmigung hoherer Entgelte im Klagewege
weiter. In Teilen war sie bereits vor dem VG Koln
erfolgreich gewesen. Im Berufungsverfahren
stiitzte das OVG NRW die Entscheidung des

VG Ko6ln in den wesentlichen Punkten.

Esbestétigte die bereits im Urteil vom 10. Mérz
2011 zu PrifungsmafBstab und Beurteilungs-
spielraum getroffenen Aussagen. Zudem hielt
esauch in dieser Entscheidung einen Riickgriff
auf andere relevante Kostenangaben aus frithe-
ren Beschlusskammerverfahren dann nicht fiir
zulissig, wenn damit eine Anderung der
Berechnungsmethodik unter Hinweis auf
friihere Kostenangaben pauschal verworfen

wird.
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Hinsichtlich der Abschreibungszeitrdume fiir
die Systementwicklung des Blackbox-Verfah-
rens folgte das OVG NRW der Entscheidung des
VG Koln. Es setzt einen kiirzeren Abschrei-

bungszeitraum als die Bundesnetzagentur an.

Die Revision wurde zugelassen. Nachdem die
DP AGihre urspriinglich eingelegte Revision
zuriickgenommen hat, ist nunmehr allein
noch die Revision der Bundesnetzagentur
gegen die Entscheidung hinsichtlich der

Abschreibungszeitraume anhéangig.

Ende des Jahres 2010 wurde gegen zwei
Beschliisse des OVG NRW vom 19. Mérz 2009
(Az.13 A 798/09) bzw. vom 23. Juni 2009

(Az.13 A476/08) Verfassungsbeschwerde zum

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) erhoben.

Den Beschliissen des OVG lagen drei Urteile des
VG Kéln vom 27. November 2007 (Az. 22K 3808/03,
Az.22K 8715/03 und Az. 22 K 9007/04)
zugrunde. In den zugrunde liegenden
Gerichtsverfahren hatte sich ein rechtsfadhiger
Verein als Kunde der DP AG gegen die im

sog. Price-Cap-Verfahren ergangenen Entgelt-
genehmigungen der damaligen Reg TP fiir die
Jahre 2003, 2004 und 2005 gewandt. Der Klédger
machte neben materiellen Bedenken gegen die
RechtméBigkeit der Genehmigungen geltend,
dass er als Postkunde durch die Genehmigung
in eigenen Rechten verletzt sei, da § 20 Abs. 2

Satz1Nr.1PostG drittschiitzend sei.

Das VG Kéln verneinte eine Betroffenheit des
Klagers in eigenen Rechten und wies die
Klagen ab. Auch das OVG NRW folgte im

Rahmen seiner Entscheidung tiber die Nicht-

151

zulassungsbeschwerde des Klégers der Rechts-
auffassung des VG Ko6ln und wies den Antrag
auf Zulassung der Berufung zurick. Auch die
hiergegen gerichtete Anhorungsrige des
Kldagers wurde vom OVG NRW mit Beschluss
vom 23. Juni 2009 zuriickgewiesen. Diese

Beschliisse sind unanfechtbar.

Beziiglich der beiden letztgenannten
Beschliisse hat der Klager das BVerfG ange-
rufen. Er sieht durch die Beschliisse sein
Recht auf effektiven Rechtsschutz aus

Art.19 Abs. 4 GG verletzt. Das OVG NRW habe
unter Verkennung des durch § 20 Abs. 2 Satz1
Nr.1PostG vermittelten Drittschutzes die Zulas-
sung der Berufung in sachlich nicht zu recht-
fertigender Weise abgelehnt und damit den
Weg in die Revisionsinstanz unzumutbar

eingeschrénkt.

Die Verfassungsbeschwerde (Az.1BvR 1764/09)
hatte Erfolg. Das BVerfG sieht Art. 19 Abs. 4
Satz1 GG verletzt, da das OVG NRW unter
Verletzung des Gebots effektiven Rechts-
schutzes die grundsétzliche Bedeutung der
Rechtssache verneint habe. Es hebt hervor, die
Zuerkennung der Klagebefugnis sei ohne Wert,
wenn im Rahmen der Begriindetheit allein
darauf abgestellt werde, dass selbst bei Rechts-
widrigkeit des Verwaltungsakts eine Verlet-
zung in eigenen Rechten ausscheide. Da der
Bundesgerichtshof (BGH) bereits entschieden
hatte, diese Fragen seien auf dem Verwaltungs-
rechtsweg zu kléren, stehe der Beschwerde-
fithrer hinsichtlich einer Uberpriifung der
erstinstanzlichen Entscheidung praktisch
rechtsschutzlos. Die Sache wurde an das

OVG NRW zuriickverwiesen.
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Netzausbau
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Unter dem Eindruck der Ereignisse von Fukushima fassten Bundesregierung und

Bundesgesetzgeberinnerhalb von nur vier Monaten grundlegende Beschlisse fir

den Umbau der deutschen Energieversorgung. Gelingen kann die Energiewende nur,

wenn der Ausbau der Netze mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien Schritt halt.

Nur dann kann beispielsweise der in On- und Off-Shore-Windparks erzeugte Strom in

den Verbrauchszentren im Westen und Siiden Deutschlands ankommen.

NEUE GRUNDLAGEN FUR DEN AUSBAU DES
STROMNETZES

Auf der Grundlage des novellierten EnWG und
des NABEG hat die Bundesnetzagentur im
Sommer 2011 weitreichende neue Zustandig-
keiten im Bereich der Bedarfsermittlung, der
Planung und der Genehmigung von Héchst-
spannungsleitungen erhalten. Die Dauer der
Planungs- und Genehmigungsverfahren deut-
lich zu verkurzen, ist das wesentliche Ziel der
neuen Regelungen. Dabei lassen sich vier Phasen
unterscheiden: (1) die Genehmigung eines ener-
giewirtschaftlichen Szenariorahmens, (2) die
Bestédtigung eines nationalen Netzentwicklungs-
plans als Grundlage fiir den Bundesbedarfs-
plan, (3) die Bundesfachplanung sowie (4) die
Planfeststellung. In allen vier Phasen bestehen
fiir Betroffene und Interessierte friithzeitige
und umfassende 6ffentliche Beteiligungs-

moglichkeiten.

Szenariorahmen

Nach dem EnWG miissen die UNB zunéchst
jahrlich einen Szenariorahmen zur energie-
wirtschaftlichen Entwicklung mit mindestens
drei plausiblen Szenarien erstellen. Diese sollen
jeweils einen wahrscheinlichen Verlauf der
Entwicklungen der jeweils ndchsten zehn Jahre
abbilden. Der Szenariorahmen bildet die
Grundlage fiir einen von den UNB ebenfalls
jahrlich, erstmals 2012, vorzulegenden gemein-
samen nationalen Netzentwicklungsplan. Zwar
kennt heute niemand den genauen Zustand
der deutschen und der europédischen ,,Strom-
landschaft®in zehn Jahren. Dennoch miissen
AusbaumafBnahmen bereits heute angestoen
werden, wenn die Stromleitungen in finf bis

zehn Jahren verfiigbar sein sollen.

Ende 2011 genehmigte die Bundesnetzagentur
den ersten Szenariorahmen Elektrizitdt. Den
Entwurf hatten die UNB der Bundesnetzagen-
turim Juli 2011 vorgelegt. Der Genehmigung
ging ein umfassendes behoérdliches und 6ffent-

liches Beteiligungsverfahren voraus. Unter
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anderem lud die Bundesnetzagentur alle
Teilnehmer der schriftlichen Konsultation zu

einem Workshop nach Bonn ein.

Der Szenariorahmen geht von einem Leitsze-
nario (Szenario B) mit einem realitdtsnahen
mittleren Ausbau an erneuerbaren Energien
aus. Zuséatzlich wurde ein Szenario untersucht,
das durch einen vergleichsweise moderaten
Ausbau an erneuerbaren Energien und einen
damit korrespondierenden hohen Anteil von
konventionellen Kraftwerken, insbesondere
von Kohlekraftwerken, gekennzeichnet ist
(Szenario A). Dem Szenario Cliegt hingegen die
Annahme eines sehr starken Ausbaus der
erneuerbaren Energien zugrunde. Die Bundes-
netzagentur fithrte einen Plausibilitdtscheck
durch. Im Ergebnis wurde der ,,Szenarientrich-
ter” beziiglich der Entwicklung der erneuer-
baren Energien angepasst. Mit dem Szenario-
rahmen sollen nicht alle denkbaren zukiinftigen
Entwicklungspfade, sondern nur die Bandbreite
der wahrscheinlichen Entwicklung abgebildet

werden.

Die UNB variierten fiir die Erstellung des Netz-
entwicklungsplans nicht nur die Entwicklung
der erneuerbaren Energien, sondern auch die
installierte Kapazitédt bei den konventionellen
Energien, weil diese die Struktur der zukiinftig
notwendigen Netzentwicklung ebenfalls beein-
flussen kénnte. Der ermittelte konventionelle
Kraftwerkspark ist dabei nicht das Resultat einer
Modellierung auf der Grundlage bestimmter
Annahmen zu Investitionsanreizen wie z. B. zu
den Kosten der jeweiligen Kraftwerkstypen
oder zur Entwicklung der Marktpreise. Vielmehr
griffen die UNB auf die Informationen iiber
Bestandskraftwerke und tiber die im Bau bzw. in
der Planung befindlichen Kraftwerke zurick.

Hinsichtlich der Entwicklung der Jahreshochst-
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last und des Energieverbrauchs wurde den UNB
im Genehmigungsbescheid vorgegeben, bei
den Szenarien von einer Jahreshodchstlast in
Hohe von 84 GW auszugehen und den Strom-
verbrauch auf den Wert des Referenzjahres
2010 zu fixieren. Zudem sollen die UNB in Form
von Sensitivitdtsbetrachtungen untersuchen,
wie sich eine Absenkung des Stromverbrauchs
sowie die damit verbundene Absenkung der

Last auf den Netzausbaubedarf auswirken.
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Szenariorahmen Elektrizitat 2011

Installierte Erzeugungsleistung in GW

Referenz Szenario A Leitszenario B Szenario B Szenario C
2010 2022 2022 2032 2022
Kernenergie 20,3 0,0 0,0 0,0 0,0
Braunkohle 20,2 21,2 18,5 13,8 18,5
Steinkohle 25,0 30,6 25,1 21,2 25,1
Erdgas 24,0 25,1 31,3 40,1 31,3
Pumpspeicher 6,3 9,0 9,0 9,0 9,0
o] 3,0 2,9 2,9 0,5 2,9

Sonstige konventionelle
Energien 3,0 2,3 2,3 2,7 2,3

Summe konventionelle
Energien 101,8 91,1 89,1 87,3 89,1
Wasserkraft 4,4 4,5 4,7 4,9 4,3
Wind onshore 27,1 43,9 47,5 64,5 70,7
Wind offshore 0,1 9,7 13,0 28,0 16,7
Photovoltaik 18,0 48,0 54,0 65,0 48,6
Biomasse 5,0 7,6 8,4 9,4 6,7

Sonstige erneuerbare
Energien 1,7 1,9 2,2 2,9 2,0

Summe erneuerbare
Energien 56,3 115,6 129,8 174,7 149,0
Nettoleistung gesamt 158,1 206,7 218,9 262,0 238,1

Jahreshochstlast und Stromverbrauch

Jahreshochstlastin GW 84,0-87,5 84,0 84,0 84,0 84,0
Nettostrombedarfin TWh 535,4 535,4 535,4 535,4 535,4
Netzentwicklungsplan als Grundlage fiir berechnen fiir alle drei Szenarien des Szenario-
den Bundesbedarfsplan rahmens den jeweils erforderlichen Netzaus-
Auf der Basis des von der Bundesnetzagentur baubedartf. In einem gesonderten Abwagungs-

genehmigten Szenariorahmens berechnen die prozess miissen aus den drei Berechnungen
vier UNB gemeinsam in einem einheitlichen unverzichtbare Mafnahmen abgeleitet werden.
Netzmodell den Ausbaubedarf. Dabei werden Grundsétzlich gilt der Vorrang der Netzoptimie-
auch Annahmen zur rédumlichen Verteilung rung. Der Netzentwicklungsplan muss alle
der Versorgungskapazititen und zu den Uber- wirksamen MaBnahmen zur bedarfsgerechten

tragungstechnologien beriicksichtigt. Die UNB Optimierung und Verstarkung sowie zum Aus-
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bau des Netzes enthalten, die in den néchsten
zehn Jahren fiir einen sicheren und zuverldssigen
Netzbetrieb erforderlich sind. Au3erdem ist
anzugeben, welche NetzausbaumafBnahmen
schon in den néchsten drei Jahren zu verwirk-
lichen sind. Die UNB stellen ihren Entwurf des
gemeinsamen nationalen Netzentwicklungs-
plans zur 6ffentlichen Diskussion. Den aufgrund
der offentlichen Beteiligung angepassten Entwurf
pruftdie Bundesnetzagentur. Sie kann von den

UNB Anderungen des Entwurfs verlangen.

In der Phase der Erstellung des Netzentwick-
lungsplans fihrt die Bundesnetzagentur eine
erste strategische Umweltpriifung durch. Hier-
bei werden in einem Umweltbericht die Um-
weltfolgen des Netzausbaus zunéchstin gene-
ralisierter Form betrachtet. Auch wenn zu
diesem frithen Planungszeitpunkt noch nicht
bekanntist, wo die Leitungen genau verlaufen
sollen, sind schon fundierte raumbezogene
Abschéatzungen moglich. Insbesondere lasst
sich bereits feststellen, wo einem Leitungsaus-
bau ggf. schwer iiberwindbare Hindernisse

entgegenstehen.

Der Entwurf des Netzentwicklungsplans und
der Umweltbericht bilden den Gegenstand eines
von der Bundesnetzagentur durchzufithrenden
behérdlichen und 6ffentlichen Beteiligungs-
verfahrens. Dieses jahrliche Verfahren wird
2012 erstmals durchgefiihrt. Die Bundesnetz-
agentur bestatigt den jahrlichen Netzentwick-
lungsplan unter Berticksichtigung des Ergebnisses
der Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung.
Ausdem Netzentwicklungsplan und dem Umwelt-
bericht wird der Entwurf fiir einen Bundes-
bedarfsplan abgeleitet. Die Bundesregierung
legt den Entwurf des Bundesbedarfsplans min-
destens alle drei Jahre dem Bundesgesetzgeber

vor. Mit dem Erlass des Bundesbedarfsplans
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stellt der Gesetzgeber die energiewirtschaftliche
Notwendigkeit und den vordringlichen Bedarf

der darin enthaltenen Vorhaben fest.

Bundesfachplanung und Bundesnetzplan
Im Rahmen der Bundesfachplanung ermittelt
die Bundesnetzagentur nach den Regelungen
des NABEG geeignete Trassenkorridore fiir die
im Bundesbedarfsplan enthaltenen lénderiiber-
greifenden oder grenziiberschreitenden Hochst-
spannungsleitungen. Insoweit ersetzt die Bun-
desfachplanung das Raumordnungsverfahren
der Lander. Das Verfahren beginnt mit einem
Antrag eines UNB. Der Antrag enthélt einen
Vorschlag fiir den beabsichtigten Trassenkorridor,
eine Darstellung méglicher Alternativen sowie
Erlduterungen zu erkennbaren Auswirkungen
auf Mensch und Umwelt. Die Bundesnetzagentur
fithrt eine 6ffentliche Antragskonferenz mit
den Tragern o6ffentlicher Belange sowie mit
Vereinigungen und Verbdnden durch. Da es
sich um eine 6ffentliche Konferenz handelt,

kann sich hier jeder Interessierte informieren.

Im Rahmen der Bundesfachplanung wird eine
weitere strategische Umweltpriifung durchge-
fiihrt. Dabei wird der Raumbezug der Umwelt-
auswirkungen konkreter betrachtet. Die Antrags-
unterlagen sowie der Umweltbericht sind
Gegenstand eines erneuten behordlichen und
offentlichen Beteiligungsverfahrens, einschlie3-
lich eines Erdrterungstermins nach Auslage der
Unterlagen. Die Bundesfachplanung wird mit
einer Entscheidung der Bundesnetzagentur tiber
den beantragten Trassenkorridor abgeschlossen.
Die Auswirkungen auf Mensch und Umwelt so
gering wie moglich zu halten und zugleich einen
technisch und 6konomisch sinnvollen Trassen-
korridor in den Bundesnetzplan aufzunehmen,

istdas Ziel der Entscheidung.
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Bei der Bundesnetzagentur wird ein Bundesfach-
planungsbeirat gebildet, dem Vertreter der
Lénder, der Bundesregierung und der Bundes-
netzagentur angehoren werden. Bereits jetzt
steht die Bundesnetzagentur im fachlichen
Kontakt mit den fiir die Raumordnungs- und
Planfeststellungsverfahren zustédndigen Landes-

behoérden.

Planfeststellung

Im Zuge der Planfeststellung wird der exakte
Verlauf der einzelnen Leitung festgelegt. Sofern
dies eine mit Zustimmung des Bundesrats zu
erlassende Rechtsverordnung der Bundes-
regierung vorsieht, ist die Bundesnetzagentur
auch fiir das Planfeststellungsverfahren einer
landertiibergreifenden oder grenziiberschrei-
tenden Hochstspannungsleitung zustdndig.
Anderenfalls werden diese Aufgabe die jewei-
ligen Landesbehorden tibernehmen. Die Plan-
feststellungsverfahren fiir sonstige Hochst-
spannungsleitungen und fiir Leitungen der
110-kV-Ebene im Verteilernetz verbleiben in

jedem Fall in der Zustandigkeit der Lander.

Auch das Planfeststellungsverfahren beginnt
mit einem Antrag eines UNB. Im Gegensatz zur
Bundesfachplanung enthédlt dieser nun den
konkreten Verlauf der Trasse innerhalb des fest-
gelegten Korridors sowie Angaben zu Alter-
nativen und Erlduterungen zu den erkenn-

baren Umweltauswirkungen.

Planfeststellungsverfahren bei der Bundesnetz-
agentur fiir landeriibergreifende oder grenz-
uberschreitende Hochstspannungsleitungen
konnen fiir erhebliche Synergien sorgen. Sie
stellen einheitliche Planungsschritte gegen-
iiber den UNB sicher und erméglichen, dass
Betroffene und Offentlichkeit an allen Verfah-

rensschritten aktivund gestaltend mitwirken
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konnen. Der Verlauf des Planfeststellungsver-
fahrens beider Bundesnetzagentur dhnelt der
Bundesfachplanung: Die Bundesnetzagentur
fuhrtauch hier eine 6ffentliche Antragskonferenz
mit den Trégern 6ffentlicher Belange sowie den
Vereinigungen und Verbdnden durch. Sie priift
im Rahmen einer weiteren Umweltvertrédglich-
keitspriifung detailliert die Auswirkungen des
einzelnen Bauvorhabens. Planung und Priifung
sind noch konkreter als in der Phase der Bundes-
fachplanung und beziehen sich z. B. auf die
genauen Maststandorte oder den genauen Ver-
lauf einer Erdkabelstrecke. Die Antragsunter-
lagen sowie der Umweltbericht sind Gegenstand
eines erneuten behordlichen und 6ffentlichen
Beteiligungsverfahrens. Mit dem abschlieen-
den Planfeststellungsbeschluss ist der Bau der

einzelnen Leitung genehmigt.

Wie sehr die Ubertragungsnetze durch die Ver-
anderung der Erzeugungsstruktur und durch
die zusétzlichen Transportaufgaben an den
Rand der Belastbarkeit geraten sind und wie
dringlich daher neben dem Bau zusétzlicher
Kraftwerke ein Ausbau der Ubertragungsnetze
ist, belegen die Berichte der Bundesnetzagentur
zu den Auswirkungen des im Mérz 2011
beschlossenen Kernkraftwerkmoratoriums
auf die Ubertragungsnetze und die Versorgungs-

sicherheit.

Mit der im August 2011 in Kraft getretenen Ande-
rung des Atomgesetzes erloschen die Berechti-
gungen zum Leistungsbetrieb der sieben dltes-
tenKernkraftwerke und des Kernkraftwerks
Kriimmel. Die Bundesnetzagentur erhielt den
gesetzlichen Auftrag, zu prifen, ob zur Sicherung

der Netzstabilitét eines der abgeschalteten Kern-
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kraftwerke bis zum Frithjahr 2012 als Reserve-

kraftwerk vorgehalten werden muss.

In ihrem Abschlussbericht vom 31. August 2011
kam die Bundesnetzagentur zu dem Ergebnis,
dass die Netzsituation auf der Grundlage von
bislang noch nicht bertiicksichtigten fossilen
Kraftwerkskapazitdten auch ohne den Einsatz
eines der abgeschalteten Kernkraftwerke be-
herrschbar bleibt. Die Bundesnetzagentur tiber-
prifte im Rahmen ihrer Untersuchungen die
von den UNB in ihren Berechnungen zugrunde
gelegten konventionellen Erzeugungskapazi-
taten. Daflir erstellte sie erstmals eine umfas-
sende Ubersicht tiber alle Erzeugungskapazi-
tdten ab 20 MW in Deutschland. Im Ergebnis
konnte die Bundesnetzagentur zuvor nicht
berticksichtigte Reservekapazitiaten in Sid-
deutschland sowie eine kontrahierbare Reserve-
leistung in Osterreich in Hohe von jeweils etwa
1.000 MW ermitteln.

Die Netzsituation ist aufgrund des Wegfalls von
uber 8.400 MW Kernenergieleistung allerdings
angespannt. Die UNB miissen seit Mirz 2011
wesentlich héufiger in den Systembetrieb ein-
greifen. Fir ihren Abschlussbericht untersuchte
die Bundesnetzagentur mit gutachterlicher
Unterstiitzung die von den UNB vorgelegten
Netzberechnungen zur voraussichtlichen
Netzsituation im Winter 2011/2012. In den Netz-
berechnungen wurden Netznutzungsfélle
analysiert, die typischerweise mit hohen Netz-
belastungen einhergehen. Wichtige Parameter
sind dabei insbesondere die Verbrauchslast sowie
die Einspeisung aus Windkraft- und Photovoltaik-
anlagen. Als kritisch erwies sich dabei insbeson-
dere der Fall eines Winterwerktags mit einer
hohen Last sowie einer hohen Stromeinspeisung
aus erneuerbaren Energien. Ebenfalls kritisch

einzustufen ist der Fall eines Winterwerktags
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mit einer sehr hohen Last und nahezu keiner
Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien. Fur beide Félle wurden die Folgen eines
gleichzeitigen Ausfalls eines gro3en Kraftwerks
und eines Betriebsmittels im Ubertragungs-
netz untersucht. Gegentiber solchen Storereig-
nissen muss das Netz robust abgesichert sein.
Dies gilt auch fiir auBergewohnliche Fehler-
ereignisse. Im Fall einer sehr hohen Last und
gleichzeitig fehlender Einspeisung von Strom
aus erneuerbaren Energien konnten insbeson-
dere im Groraum Hamburg Spannungshal-
tungsprobleme auftreten. Ferner kénnten die
Leitungen in Richtung Frankfurt extrem hoch
belastet sein. Fiir den Raum Stidwestdeutschland
wurde ein erhebliches Spannungshaltungs-
problem insbesondere fiir den Fall einer hohen
Last und einer gleichzeitig hohen Einspeisung
von Strom aus erneuerbaren Energien ermittelt.
Zusammengefasst ergaben die Untersuchungen
aber, dass trotz der hohen Netzbelastungen auch
in diesen Féllen die Netzsituation mit Hilfe der
ermittelten Reservekraftwerke noch beherrsch-
bar ist und dass daher auf den Reservebetrieb
eines abgeschalteten Kernkraftwerks verzichtet

werden kann.

Damit die Versorgungssicherheit in Deutsch-
land auch weiterhin hoch bleibt, miissen kurz-
bis mittelfristig neben Kraftwerksprojekten vor
allem bestimmte Netzausbauprojekte ziigig
realisiert werden. Dazu zdhlen die 24 vorrangig

zurealisierenden Projekte des EnLAG von 2009.
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EnLAG-Projekte

Kassg (Danemark) -Hamburg Nord - Dollern
Ganderkesee - Wehrendorf
Neuenhagen - Bertikow/Vierraden - Krajnik (Polen)

Lauchstadt-Redwitz
(als Teil der Verbindung Halle/ Saale - Schweinfurt)

A WN =

Diele—Niederrhein

Wahle - Mecklar

Bergkamen - Gersteinwerk
Kriftel - Eschborn

9 Hamburg/Krimmel-Schwerin

0 N un

Redwitz - Grafenrheinfeld
(als Teil der Verbindung Halle/Saale - Schweinfurt)

11 Neuenhagen-Wustermark (als erster Teil des Berliner Rings)
12 Eisenhittenstadt-Baczyna (Polen)

Niederrhein/Wesel - Landesgrenze Niederlande
(Richtung Doetinchem)

14 Niederrhein-Utfort-Osterath
15 Osterath-WeiBenthurm

16 Wehrendorf-Gitersloh

17 Gutersloh-Bechterdissen

18 Lustringen-Westerkappeln
19 Kruckel -Dauersberg

13

20 Dauersberg-Hinfelden

21 Marxheim-Kelsterbach

22 Weier-Villingen

23 Neckarwestheim-Mduhlhausen

24 Biinzwangen -Lindach; Lindach - Goldshéfe

Die Trassen von Lauchstddt nach Redwitz (Nr. 4),
von Hamburg/Kriimmel nach Schwerin (Nr. 9)
sowie von Osterath nach Weilenthurm (Nr. 15)

sind im Hinblick auf die Folgen des beschleunig-
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ten Ausstiegs aus der Kernenergie als besonders
wichtig einzustufen. Die EnLAG-Projekte befin-
densich in unterschiedlichen Stadien. Bislang
sind erst zwei Projekte mit einer Trassenldnge
von jeweils unter zehn Kilometern vollstdndig
fertiggestellt (Nr. 7und 21), die Leitungen Nr. 4,
9,15 und 20 teilweise. Etwa 214 von 1.807 Kilo-
metern neu zu errichtenden Trassen sind gebaut
(Stand: September 2011). Ansonsten befinden sich
die Projekte in der Planungsphase, im Raum-
ordnungsverfahren oder im Planfeststellungs-
verfahren. Bei der Hélfte der Projekte sind Verzo-
gerungen zu beobachten, so dass der Zeitpunkt
der urspriinglich geplanten Inbetriebnahme
teilweise um mehrere Jahre tiberschritten wird.
Fir 21 der 24 Vorhaben wurden von der Bundes-
netzagentur bereits Investitionsbudgets geneh-
migt, deren Gesamtvolumen bei ca. 4,2 Mrd. Euro

liegt.

Neben dem ,,On-Shore-Netzausbau® besitzt auch
die Off-Shore-Netzanbindung der kiinftigen
Windparks in der Nord- und Ostsee eine heraus-
ragende Bedeutung fiir das Gelingen der Energie-
wende. So wurden 2011 fiir die Nordsee-Cluster
SylWin, HelWin und DolWin drei weitere Sarnmel-
anbindungen und eine Einzelanbindung mit
einer Gesamtkapazitat von ca. 2.600 MW beauf-
tragt. Damit konnten in Nord- und Ostsee
innerhalb von zwei Jahren bereits neun Netz-
anbindungen mit einer Gesamtkapazitét von
mehrals 5.000 MW in Auftrag gegeben wer-
den. Die Bundesnetzagentur unterstiitzt diese
Prozesse, etwa mit ihrem im Oktober 2009 ver-
offentlichten Positionspapier zur Netzanbindung
von Off-Shore-Windparks. Mit Inkrafttreten des
novellierten ENWG erhielt die Bundesnetzagentur
eine Festlegqungskompetenz, um u. a. rechtsver-
bindliche Kriterien zu bestimmen, die fiir die
Errichtung von Netzanbindungen erforderlich

sind und eine diskriminierungsfreie Vergabe
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von Anbindungskapazitidten ermdoglichen. Eck-
punkte hierzu stellte die Bundesnetzagentur

im Dezember 2011 zur Konsultation.

Wie hoch die Investitionsbereitschaft der Netz-
betreiber ist, belegen auch die bei der Bundes-
netzagentur 2011 gestellten rund 90 Antrédge
auf Genehmigung eines Investitionsbudgets.
Bei einem Gesamtvolumen von rund 8,7 Mrd.
Euro betrug der Anteil der UNB ca. 7,6 Mrd. Euro,
wovon 2,8 Mrd. Euro auf Projekte fiir die Netz-
anbindung von Off-Shore-Windparks entfielen.
Insgesamt wurden bei der Bundesnetzagentur
im Zeitraum 2008 bis 2011 fiir Erweiterungs- und
Umstrukturierungsinvestitionen in rund 700
Verfahren Budgets von tiber 30 Mrd. Euro
beantragt und bereits Investitionen in Hohe

von fast14 Mrd. Euro genehmigt.

Ende 2011 veroffentlichte die Bundesnetzagentur
ein Eckpunktepapier ,Smart Grid und Smart
Market®. Dabei geht es insbesondere um die
Abgrenzung von intelligenten Netzen und
intelligenten Méarkten sowie um die Frage,
wie das System der Energieversorgung im Zuge

der Energiewende verdndert werden muss.

Aus Sicht der Bundesnetzagentur soll kiinftig
mehr ,Markt gewagt® und den Energienetzen
eine eher ,dienende Rolle® zugewiesen werden.
Zum Bereich Smart Grid gehoéren dabei MaB-
nahmen, die dazu dienen, die Netzkapazitdten
und die Steuerungsmoglichkeiten des Netzes
zu erhohen. Fiir den damit verbundenen zusitz-
lichen Einsatz von Kommunikations-, Mess-,
Regel-, Steuer-, Automatisierungstechnik und
IT-Komponenten sind die Netzbetreiber verant-
wortlich. Zum Bereich Smart Market gehoren

dagegen MaBBnahmen, die beispielsweise dazu
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dienen, die erneuerbaren Energien besser in
die Marktprozesse zu integrieren oder den Ver-
brauch zu beeinflussen, etwa durch innovative
Tarifsysteme oder Dienstleistungen. In diesem
Bereich setzt die Bundesnetzagentur auf Lésun-
gen der Wettbewerbsakteure und auf Geschafts-
modelle, die nicht iiber Netzentgelte finanziert

werden.

Die Ubertragungsnetze sind bereits heute weitest-
gehend intelligent. Handlungsbedarf besteht
hier vornehmlich beim Zubau neuer Leitungen.
Dagegen wird es auf der Ebene der Verteiler-
netze in Zukunft sowohl um einen Zubau als
auch um eine intelligente Steuerung der Netze
gehen. Die Verteilernetze haben nicht mehr
nur die Aufgabe, den Strom vor Ort zu verteilen.
Sie missen auch immer mehr dezentral erzeug-
ten Strom auf die Ebene der Uberlandleitungen
weiterleiten, wenn Solar- oder Windenergiean-
lagen mehr Strom produzieren, als vor Ort beno-
tigt wird, und sie nicht abgeregelt werden sollen.
Hier einen technisch und wirtschaftlich effizi-
enten Mix von Netzausbau und Netzintelligenz
zu finden, ist die ureigenste unternehmerische
Aufgabe der Netzbetreiber. Die Einfiihrung von
intelligenten Zahlern ist eher dem Bereich Smart
Market zuzuordnen und sollte dort einen wich-
tigen Beitrag leisten. Dies setzt voraus, dass die
Verbraucher bereit sind, die neuen Zahler sowie
die Datentibertragung tatséchlich zu nutzen
und sich dabei auf neue Tarifangebote und Dienst-
leistungen einzulassen. Erforderlich dafiir sind
attraktive Angebote sowohl fiir die nétige Hard-

ware als auch fiir Tarife und Dienstleistungen.

Ahnlich wie im Elektrizitdtsbereich sind nach
den Vorgaben des novellierten EnWG auch die

FNB jahrlich zur Aufstellung eines gemeinsamen
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nationalen Netzentwicklungsplans verpflichtet.
Diesen miissen sie der Bundesnetzagentur 2012
erstmals vorlegen. Sie kann im Anschluss an
eine Konsultation Anderungen verlangen. Der
Netzentwicklungsplan muss alle Netzausbau-
malBnahmen erhalten, die in den ndchsten zehn
Jahren fiir einen sicheren und zuverléssigen
Betrieb des Gasnetzes erforderlich sind. Auch
die FNB miissen ihrem Netzentwicklungsplan
einen Szenariorahmen zugrunde legen. Dieser
muss Annahmen tiber die Entwicklung der
Gewinnung, der Versorgung und des Verbrauchs
von Gas enthalten. Zu berticksichtigen sind
zudem der Austausch mit anderen Ldndern,
geplante Investitionen in die regionale und
gemeinschaftsweite Netzinfrastruktur, in Spei-
cheranlagen und LNG-Wiederverdampfungs-
anlagen sowie die Auswirkungen von moéglichen

Stérungen der Gasversorgung.

Anfang 2012 bestatigte die Bundesnetzagentur
den Szenariorahmen unter Berucksichtigung
der Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung.
Auf der Grundlage der Stellungnahmen wurden
einige Anpassungen vorgenommen. So wurde
ein zusatzlicher Entwicklungspfad fiir einen
nur leicht sinkenden Endenergieverbrauch auf-
genommen. Auch wurden die Kraftwerkslisten
von FNB und UNB abgeglichen, um in den Netz-
entwicklungspldnen Elektrizitat und Gas eine
einheitliche Datengrundlage fiir die Berech-
nung des Gasbedarfs zur Stromerzeugung zu
gewdhrleisten, wobei auch die KWK-Anlagen

zu berucksichtigen waren.

Der Szenariorahmen Gas enthélt drei Gasbedarfs-
szenarien. Diese unterscheiden sich hinsichtlich
der Annahmen zum Gasbedarf der Endverbrau-
cherund zum Gasbedarf fiir die Stromerzeugung,
wobeiauch KWK-Anlagen berucksichtigt werden.

Die Szenarien bilden einen breiten Korridor
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kiinftiger Verbrauchspfade ab. Neben einer
Obergrenze (Szenario I, hoher Gasbedarf) und
einer Untergrenze (Szenario III, niedriger Gas-
bedarf) wird ein mittlerer Entwicklungspfad
(Szenario II, mittlerer Gasbedarf) als eine
zentrale Referenzposition fiir die Prognose der
Gasbedarfsentwicklung angenommen. Bis
zum Jahr 2022 sinkt der Gasbedarf in allen
drei Szenarien. Bezogen auf den heutigen Gas-
bedarfwird ein Riickgang zwischen drei Prozent
und 16 Prozent prognostiziert. Dies ergibt sich
vor allem aus dem riickldufigen Gasbedarf der
Endverbraucher, insbesondere aufgrund einer
verbesserten Warmeddmmung und Energie-
effizienz. Den Gasbedarf zur Stromerzeugung
leiten die FNB fiir das Szenario Il und Szenario III
aus den von der Bundesnetzagentur genehmig-
ten Szenarien der UNB zur kiinftig installierten
Gaskraftwerksleistung ab. Die Grundlage dafiir
bildet eine zwischen den FNB und UNB abge-
stimmte Auflistung der Bestands- und Ersatz-
kraftwerke sowie der im Bau oder in Planung
befindlichen Gaskraftwerke. Dem Szenario I
liegt die Annahme eines besonders hohen
Zuwachses an Erzeugungsleistung aus Gas-

kraftwerken zugrunde.

Die Szenarien beruhen auf der Annahme, dass
die Forderung von inldndischem Erdgas im
kommenden Jahrzehnt deutlich zurtickgehen
wird und dies auch nicht durch Steigerungen
bei der Biogaseinspeisung kompensiert werden
kann. Der Importbedarf gehtin den Szenarien
ITund III zuruck: im Szenario I moderat um
drei Prozent, im Szenario III deutlich um 14 Pro-
zent. Im Szenario I wird prognostiziert, dass der
Gasimportbedarf bis 2022 um sechs Prozent
steigt. Dabei wird ein tiberdurchschnittlich
steigender Gasbedarf fir die Stromerzeugung
angenommen. Ergdnzend wurden verschie-

dene Nutzungsoptionen der Power-to-Gas-



ELEKTRIZITAT UND GAS | NETZAUSBAU

Technologie betrachtet. Ferner wurden zwei
Szenarien zur Versorgungssicherheit aufge-
nommen, um so ggf. erforderliche Vorsorge-
mafnahmen besser identifizieren zu konnen:
Zum einen wird eine Versorgungsstorung beim
L-Gas aufgrund einer Reduzierung der inlan-
dischen Produktion angenommen, zum anderen
ein Ausfall der Gasimportleitung am Grenz-

ubergangspunkt Mallnow.
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Marktentwicklung

Uber 3,8 Mio. Endkunden und damit tiber eine Million mehr als 2009 entschieden sich

2010 fur einen Anbieterwechsel bei Strom oder Gas. Dabei wechselten tiber 920.000

Kunden ihren Gasanbieter — fast doppelt so viel wie 2009. Zum Erhebungsstichtag

1. April 2011 stiegen die Strompreise bei Haushaltskunden im Vergleich zum Vorjahr

um fast neun Prozent, die Gaspreise um knapp drei Prozent.

MARKTENTWICKLUNG ELEKTRIZITAT

Die Bundesnetzagentur fiithrt jahrlich zum Stich-
tag 1. April 2011 bzw. 31. Dezember 2010 ein
Monitoring des Strom- und Gasmarkts durch.
Die detaillierten Ergebnisse des Monitorings
wurden im November 2011 in einem ausfiihr-

lichen gesonderten Bericht veréffentlicht.

Erzeugung und GroRBhandel Elektrizitat

Die Entwicklung der Elektrizitdtserzeugung
war auch 2010 durch eine deutliche Zunahme
von Erzeugungskapazitédten auf Basis erneuer-
barer Energietrager gepragt. Der Zubau beruhte
im Wesentlichen auf Solaranlagen sowie in einem
geringeren Umfang auf Windkraftkapazititen.
Die Nettonennleistung der an die allgemeine
Versorgung, d. h. an die Netze der UNB bzw. VNB,
angeschlossenen Erzeugungskapazitaten betrug
Ende 2010 iber 160 GW. Davon betrug der Anteil
der erneuerbaren Energien etwa ein Drittel,
wobei die Windkraft mit iiber 27 GW und die
Solarenergie mit ca. 17 GW dominierten. Im
Ubrigen waren Kohle mit knapp 45 GW sowie
Kernenergie und Erdgas mit jeweils knapp 21 GW

die Hauptenergietrdger bei den installierten

Erzeugungskapazitédten. Die Einspeisemenge
in das Netz der allgemeinen Versorgung betrug
2010 tiber 531 TWh. Der Anteil der erneuerbaren
Energien lag bei knapp 18 Prozent. Der Anteil der
Windkraft betrug ca. sieben Prozent und der
Anteil der Solarenergie gut zwei Prozent. Die
Hauptanteile verteilten sich auf die Kohle mit
gut4?2 Prozent, auf die Kernenergie mit gut 25 Pro-

zentund auf das Erdgas mit ca. zehn Prozent.

Neben dem beschlossenen Riickbau von Kern-
kraftwerken istim Bereich der sog. dargebots-
unabhéngigen Erzeugung bis Ende 2014 ein
weiterer Riickbau geplant, insbesondere von
dlteren Kohlekraftwerken. Der gesamte Riickbau
solljedoch durch den Zubau von neuen dargebots-
unabhédngigen Kraftwerken, insbesondere von
modernen Kohlekraftwerken, bis 2014 kompen-
siert werden. Allerdings sind bei einer Reihe
von Kraftwerksprojekten Verzégerungen zu
beobachten. Zur Gewéhrleistung der System-
sicherheit ist es vor allem notwendig, die bereits
im Bau befindlichen Kraftwerke planmaBig
fertigzustellen. Von herausragender Bedeutung
sind hierbei Kraftwerksprojekte im Siiden

Deutschlands.
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Bei Gefadhrdungen oder Stérungen im Elektri-
zitdtsversorgungsnetz sind die UNB zu netz-
und marktbezogenen MaBnahmen berechtigt
und verpflichtet. MaBnahmen des Engpass-
managements wurden 2010 an 129 Tagen durch-
gefiihrt. Dariiber hinaus téitigten die UNB an
157 Tagen Handelsgeschifte als marktbezogene
MaBnahmen. Die UNB mussten also auch schon
vor der Abschaltung der Kernkraftwerke im
Maérz 2011 aus Griinden der Systemsicherheit

regelmaBig in das Marktgeschehen eingreifen.

Der deutsche GroBhandelsmarkt fiir Elektrizitét
war 2010 duBerst liquide. So belief sich das Volu-
men des GroBhandels 2010 auf etwa das Sieb-
zehnfache des Elektrizitatsbedarfs in Deutsch-
land. Mehr als die Hélfte des GroBhandels wurde
uber Brokerplattformen abgewickelt, mehr als
ein Drittel des Handelsvolumens wurde bilateral
zwischen den Vertragsparteien gehandelt. Ohne
die Berticksichtigung der an der Borse geclearten
Geschafte war das auBBerbérsliche Handels-
volumen 2010 mehr als vierzehnmal gro3er als
das Handelsvolumen an der Borse. Das Volumen
des Bérsenhandels an der EEX und EPEX Spot
stieg aber im Vergleich zu 2009 um gut 70 Pro-
zentan. Dabei ist die Steigerung des untertagigen
Handelsvolumens vor allem auf die Vermarktung
des EEG-Stroms durch die UNB an der EPEX Spot
zurickzufiihren. Die Vermarktung der EEG-
Strommengen hatte einen ddmpfenden Effekt
auf das Preisniveau des Vortageshandels, so dass
die Preise hier 2010 insgesamt nur leicht stiegen.
Am Terminmarkt blieb das Preisniveau im Ver-
gleich zu 2009 bei der Grundlast nahezu konstant,
bei der Spitzenlast sanken die Preise 2010 im
Jahresdurchschnitt um sieben Prozent. Sowohl
am Termin- als auch am Spotmarkt (Day-ahead-
und Intraday-Handel) reduzierten sich im Ver-
gleich zu den Vorjahren die Preisschwankungen

deutlich. Dies ist zumindest zum Teil auf die
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seit Januar 2010 an der EPEX Spot vermarkteten
EEG-Strommengen sowie auf die seit Ende 2009
bestehende Marktkopplung Deutschlands mit
dem nordischen Markt (Ddnemark, Finnland,
Norwegen, Schweden) zuriickzufiithren. Dartiber
hinausist der nordische Markt seit Ende 2010
mit den Elektrizitdtsspotmérkten von Belgien,
Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden und
Deutschland verbunden. Die Kopplung der
Markte fiihrtim Ergebnis zu einer Angleichung
der Preise. Die nationalen Stromgrohandels-
markte wurden zuvor separat voneinander
betrieben. Im Zuge der Marktkopplung werden
hingegen die grenziiberschreitenden Ubertra-
gungskapazitdten bei der Bildung der Borsen-

ergebnisse bericksichtigt.

2011 veroffentlichte die Bundesnetzagentur ein
Gutachten zur Frage der Auswirkungen der
deutsch-oOsterreichischen Preiszone auf den
StromgroBhandel. Darin sprechen sich die
Gutachter gegen eine Aufteilung des deutsch-
Osterreichischen Marktgebiets aus. Anlass fiir
das Gutachten war die These, dass in Deutsch-
land strukturelle Netzengpésse bestehen, die
durch eine Aufteilung des deutsch-06sterrei-
chischen GroBhandelsmarkts in mehrere Preis-
zonen behoben werden konnten. Die dabei ver-
mutete Verschiebung innerdeutscher Engpésse
an die AuBBengrenzen bestédtigen die Gutachter
nicht. Dartiber hinaus sprechen die moglichen
Konsequenzen gegen eine Aufteilungin kleinere
Preiszonen: So wiirden weder die grenziiber-
schreitenden Kapazitdten erhéht noch wiirde
eine Aufteilung dazu beitragen, Ringfliisse,
sog. Loop Flows, durch Nachbarlédnder zu ver-
ringern. Sie sind ein voriibergehendes Phdnomen,
das mit einer Stérkung der Netze wieder abneh-
men diirfte. Eine Marktteilung kénnte zwar zu
einem geringfiigig effizienteren Kraftwerks-

einsatz fihren. Die negativen Auswirkungen
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einer Marktteilung gingen aber weit iiber das
Marktgebiet Deutschland-Osterreich hinaus.
Denn der deutsch-0sterreichische Strommarkt
fordert mit seiner geografischen Lage im Zen-
trum Europas und seiner hohen Liquiditat den

europdischen Energiebinnenmarkt.

Wie wichtig der grenziiberschreitende Strom-
handel fiir die Energieversorgung Deutschlands
mittlerweile ist, verdeutlicht auch die Entwick-
lung in den Wochen nach der Abschaltung der
sieben Kernkraftwerke im Mérz 2011. Deutsch-
land fiihrte in dieser Zeit im Saldo durchschnitt-
lich etwa 2.500 MW pro Tag ein. Ende 2011
uberwog u. a. aufgrund hoher Windkraftein-
speisungen hingegen wieder der Export, so
dass 2011 voraussichtlich insgesamt ein leichter
Exportiiberschuss erzielt wurde. Die GroB-
handelspreise reagierten relativ gelassen auf
die Abschaltung der Kernkraftwerke. So stieg
der Preis fiir die Lieferung von Grundlaststrom
fur das Folgejahr zunédchst von 53 Euro auf etwa
60 Euro pro MWh an, sank dann aber wieder
ab. Jedenfalls wurde das Preismaximum aus
dem Sommer 2008 von rund 90 Euro/MWh bei
Weitem nicht erreicht. Im ersten Halbjahr 2011
lag das mittlere Preisniveau der Futures fiir das
Folgejahr bei gut 56 Euro/MWh und damit etwa

15 Prozent iiber den Preisen von 2010.

Ende 2011 trat die EU-Verordnung 1227/2011
uber die Integritdt und die Transparenz des
EnergiegroBhandels (REMIT) in Kraft. Die Verord-
nung verbietet Insiderhandel und Marktmiss-
brauch explizit und fiihrt eine Uberwachung
des Energiemarkts durch ACER und die natio-
nalen Energieregulierungsbehérden ein. Im
Rahmen des européischen Reguliererverbandes
CEER wirkte die Bundesnetzagentur 2011 an
Empfehlungen zur Ausgestaltung einer euro-

pédischen Energiehandelslizenz, zur Aufsicht
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uber Energiebdrsen und zur Bekdmpfung des
Umsatzsteuerbetrugs mit. In einer Kooperation
mitden Energiehdndlern und ihren Verbdnden
erstellte die Bundesnetzagentur eine Liste der

im Energiehandel tdtigen Unternehmen.

Endkundenpreise Elektrizitat

Der deutsche Einzelhandel fiir Elektrizitat war
im Jahr 2010 durch einen deutlich gestiegenen
Elektrizitdtsabsatz an Industriekunden sowie
durch Preiserh6hungen sowohl bei Industrie-
und Gewerbekunden als auch bei Haushalts-

kunden geprégt.

Der Absatz an Industriekunden stieg im Ver-
gleich zu 2009 um gut 14 Prozent deutlich an.
Insgesamt stieg der Absatz 2010 um rund sie-
ben Prozent und lag mit ca. 511 TWh wieder

auf dem Niveau des Jahres 2008.

Der durchschnittliche Preis bei Industriekunden
stieg im Zeitraum 1. April 2010 bis 1. April 2011
um 3,45 ct/kWh bzw. um 28 Prozent. Dies istim
Wesentlichen auf den Anstieg der EEG-Umlage
und den Wegfall des erméBigten Stromsteuer-
satzes zuriickzufiihren. Ferner zeigte sich erneut,
dass sich kurzfristige Veranderungen der GroB-
handelspreise auf die Industriekundenpreise
entsprechend auswirken. So stieg der Preis-
anteil fiir ,Energiebeschaffung und Vertrieb“
durchschnittlich um 0,70 ct/kWh bzw. um
knapp 13 Prozent. Die Entwicklung der Gewerbe-
kundenpreise verlief hingegen in etwa parallel

zu der Entwicklung der Haushaltskundenpreise.
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Elektrizitatspreise Industrie und Gewerbe 2006-2011

Industriekunden
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* mengengewichtete Mittelwerte zum1. April

Bei einem Haushaltskunden mit einem Jahres-
verbrauch von 3.500 kWh stieg zum 1. April 2011
der Strompreis durchschnittlich um zwei Cent
pro kWh im Vergleich zum 1. April 2010, was
einem Anstieg von 8,7 Prozent entspricht. Im
Zeitraum 2006-2011ist dies der hochste Preis-
anstieg. Zum 1. April 2011 betrug der uiber alle
Tarife mengengewichtete durchschnittliche
Preis 25,45 ct/kWh. Ein Vergleich der drei Tarif-
kategorien verdeutlicht, dass die Grundversor-
gung nach wie vor die teuerste Art der Elektrizi-
tatsversorgung ist. Zudem ist zu beriicksichtigen,
dass bei einem Wechsel hdufig noch Sonder-

bonifikationen gewdhrt werden.

25

20

10

Gewerbekunden
ct/KWh
23,38
2108 2h52
19,35 19,75 19,75
o ~ 0 [e2] o —
o o o o — —
o o o o o o
[aV] [Vl [Vl [Vl [aV} [aV}

Okostromtarife waren zum 1. April 2011im
mengengewichteten Durchschnitt um rund
0,1ct/kWh giinstiger als der iiber alle Tarife
mengengewichtete Haushaltskundenpreis fir
konventionell erzeugten Strom. Ende 2010 hatten
sich bereits rund 3,7 Mio. Haushaltskunden und
iiber 800.000 Gewerbe- und Industriekunden
fiir eine Belieferung tiber einen Okostromtarif
entschieden. Das sind fast zehn Prozent aller

Letztverbraucher.
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Elektrizitatspreise Haushalte 2006-2011
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Grundversorgung Vertragswechsel Lieferantenwechsel
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Die Netzentgelte sanken bei Haushaltskunden,
aufgrund eines Riickgangs des Netzentgelts-
bestandteils ,,Abrechnung, Messung und Mess-
stellenbetrieb®, zum 1. April 2011 um 0,06 ct/kWh.
Wie in den Jahren zuvor wirkten sich die Netz-
entgelte somit erneut preismindernd auf den
Elektrizitatspreis aus, wobei ihr Anteil am Haus-
haltskundenpreis mittlerweile nur noch etwa
bei gut einem Finftel liegt. Ursdchlich fiir den
Anstieg des Endkundenpreises waren haupt-
sdchlich der Anstieg der EEG-Umlage zum
1.Januar 2011 um 1,43 ct/kWh sowie der Anstieg
des Preisbestandteils ,,Energiebeschaffung und
Vertrieb®. Dieser beruhte u. a. auf den im Durch-
schnitt um tiber 0,50 Cent hoheren Vertriebs-
kosten. Zudem wirkten sich die seit der zwei-
ten Jahreshélfte 2008 deutlich gesunkenen
GroBhandelspreise, mangels entsprechender
Beschaffungsstrategien der Unternehmen oder
mangels einer Weitergabe von Einkaufsvorteilen,
im Durchschnitt nicht besonders stark auf die
Haushaltskundenpreise aus. Wahrend sich die
Unternehmen bei der Kalkulation des Preisbe-
standteils ,,Energiebeschaffung und Vertrieb*
voneinander unterscheiden, sind die Netzent-

gelte fiir jeden Energielieferanten im jeweiligen

mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April, 2006 und 2007 Werte nur zum Teil erhoben

Netzgebiet gleich hoch. Die Senkungen der Netz-
entgelte seit 2006 wurden stets durch Steige-
rungen anderer Preisbestandteile, insbesondere
des Preisbestandteils ,Energiebeschaffung und

Vertrieb®, iberkompensiert.

Zusammensetzung des Elektrizitdtspreises

Haushaltskunden 2011
19,9%
33,0%
2,7%
P
0,2%
24,0%
13,7%
6,5%

Energiebeschaffung und Vertrieb

. Nettonetzentgelt
Abrechnung, Messung und Messstellenbetrieb
Steuern (Strom-und Umsatzsteuer)
Konzessionsabgabe
Umlage nach EEG

. Umlage nach KWKG

mengengewichtete Mittelwerte zum1. April (iber alle Tarife)
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Netzentgelte Elektrizitat 2006-2011
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Anbieterwechsel Elektrizitat

2011 hatten die Verbraucher bereits die Wahl
zwischen durchschnittlich 147 Anbietern je
Netzgebiet. Unabhéngig von der Anzahl der
Anbieter, die in einem Netzgebiet titig sind,
dominierten allerdings nach wie vor die jeweili-
gen Grundversorger. Nur vereinzelt belieferten
Grundversorger weniger als 70 Prozent aller

Haushaltskunden des jeweiligen Netzgebiets.

Von ihren Wechselmoglichkeiten hatten bis
Ende 2010 knapp 44 Prozent aller Haushalts-
kunden noch keinen Gebrauch gemacht.

41 Prozent aller Haushaltskunden wurden
uber einen Sondervertrag des Grundversorgers
und gut15 Prozent iiber einen Vertrag bei einem

anderen Anbieter beliefert.

Wettbewerbssituation im
Elektrizitatsmarkt 2011

Anzahl der Lieferanten, die
Haushaltskunden beliefern
(je Netzgebiet)

1-50 B >200

51-120 Kartengrundlage: Bundes-
amt fiir Kartographie und

121-200 Geodasie
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Vertragsstruktur Elektrizitat
Haushaltskunden 2010

20,3TWh

15,5%\

56,9 TWh
43,5%

e

53,7TWh
41,0%

. Haushaltskunden mit einem Grundversorgungsvertrag

Haushaltskunden mit einem anderen Vertrag beim
Grundversorger

Haushaltskunden mit einem Vertrag bei einem anderen
Lieferanten

2010 wechselten ca. drei Mio. Letztverbraucher
ihren Stromlieferanten, davon rund 2,7 Mio.
Haushaltskunden. Damit wurde ein neuer
Hochststand erreicht. Bei den Haushaltskunden
wechselten 2010 iiber eine halbe Mio. Haushalts-
kunden mehr ihren Stromanbieter als im Vor-
jahr, bei den Gewerbe- und Industriekunden
lag die Zahl der Wechsler um ca. 92.000 héher
als2009. Wahrend sich die Zahl der Lieferanten-
wechsel bei Haushaltskunden 2010 um 1,3 Prozent-
punkte auf sechs Prozent erhohte, stieg die
liefermengenbezogene Wechselquote um
1,5 Prozentpunkte auf 6,8 Prozent. Dabei betrug
die durchschnittliche Verbrauchsmenge von
Haushaltskunden, die ihren Lieferanten wechsel-
ten, ca. 3.400 kWh. Demgegenitiber verbrauchten
die Giber die Grundversorgung belieferten
Haushaltskunden durchschnittlich nur ca.
2.600 kWh.

Von den Haushaltskunden, die 2010 ihren Liefe-
ranten wechselten, hatten 75 Prozent ihren

Lieferanten schon einmal gewechselt. Rund
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45 Prozent der Wechsler wurden 2010 von den
vier grof3iten Lieferanten in Deutschland direkt
oder tiber alternative Vertriebskandéle akquiriert.

Diese Unternehmen mussten jedoch gleich-

Wechsel des Elektrizititslieferanten 2006-2010

Anzahl Lieferantenwechsel
3.000.000 —

2.500.000 —

2.000.000 —

1.500.000 —| 1,47 Mio.
113.197

220.219
1.000.000 —

119.140

1.133.821
500.000 —

678.423

2006 2007

. Gewerbe-und Industriekunden

keine Daten fir Haushaltskunden bei Einzug erhoben

MARKTENTWICKLUNG GAS

Aufkommen und GroRBhandel Gas

Die Gasimporte lagen 2010 auf dem Niveau des
Jahres 2009 und betrugen 1.384 TWh (2009:
1.373 TWh), die Exporte 463 TWh. 40 Prozent
desimportierten Gases kamen aus Russland, je
26 Prozent aus Norwegen und den Niederlanden.
Die hohe Erdgas-Versorgungssicherheit in
Deutschland erféhrt mit der Inbetriebnahme
neuer Gasleitungsprojekte eine weitere Absiche-
rung. So nahmen Ende 2011 die Nord-Stream-
Pipeline sowie die Ostsee-Pipeline-Anbindungs-
leitung (OPAL) mit einer Transportkapazitat
von jahrlich insgesamt ca. 35 Mrd. Kubikmetern
den Betrieb auf. 2012 soll zudem die Nord-

2,25 Mio.

. Haushaltskunden bei Einzug
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zeitig in ihren Grundversorgungsgebieten
deutliche Verluste hinnehmen, so dass sich
ihre Marktanteile bundesweit insgesamt

verringerten.

2,97 Mio.

254.859

2,35 Mio. 442.970

162.547

142.949

304.698 443.237

2.267.206

1.805.785

1.744.669

2008 2009 2010

. Haushaltskunden

deutsche Erdgasleitung (NEL) mit einer jahr-
lichen Kapazitit von ca. 20 Mrd. Kubikmetern

fertiggestellt werden.

Auf européischer Ebene veroffentlichte CEER
im Jahr 2011 mit dem Gas Target Model ein Ziel-
modell fiir den europdischen Gasmarkt. Ziel
der Vorschlédge ist es, funktionsfdhige liquide
Handelsmarkte zu schaffen und sie zu verbinden,
um eine Preisangleichung zu erreichen. In
Deutschland gibt es seit dem 1. Oktober 2011 nur
noch zwei Marktgebiete, NetConnect Germany
und Gaspool. 2006 waren es noch 19. Mit der
Integration der ehemaligen Marktgebiete
Thyssengas H-Gas und Thyssengas L-Gas sowie
OGE L-Gas in das Marktgebiet NetConnect
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Germany zum 1. April 2011 entstand zudem ein
qualitatsiibergreifendes Marktgebiet in Deutsch-
land. Technisch werden die L-Gas- und H-Gas-
Netze zwar weiterhin getrennt betrieben, alle
Ein- und Ausspeisepunkte und somit auch alle
Kunden sind jedoch in einer Bilanzzone zusam-
mengefasst. Wenn Kunden im L-Gas-Bereich
mit H-Gas oder im H-Gas-Bereich mit L-Gas
beliefert werden, muss dafiir ein neu einge-

fiihrtes Konvertierungsentgelt gezahlt werden.

Begtinstigt durch die Zusammenlegungen der
Marktgebiete, entwickelte sich der nationale
GroBhandelsmarkt fiir Gas 2010 dynamisch.
Auch der Borsenhandel legte dabei deutlich zu
und vervierfachte das Handelsvolumen. Ein
wesentlicher Grund dafiir ist der zusétzliche
Einkauf von Regelenergie iiber die EEX durch
die beiden Marktgebietsverantwortlichen Net-
Connect Germany und Gaspool. Dennoch ent-
sprach das Handelsvolumen fiir Spot- und
Future-Produkte weniger als drei Prozent des
auBerborslichen OTC-Handels.

Gaspreise Industrie und Gewerbe 2006-2011

Industriekunden

ct/KWh'

7
6
5 4552 4,67

4,28 423 4,26
. ~—//\/

3,76

3
2
1
0

2006 2007 2008 2009 2010 20M

* mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April
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Die deutsche Wirtschaft erholte sich 2010
kréaftig, was mit einem hdheren Gasverbrauch
und einem Anstieg der Gaspreise verbunden
war. So verteuerte sich Erdgas im GroBhandel
im Jahresdurchschnitt 2010 um knapp 30 Pro-
zentim Vergleich zum Jahr 2009, in dem zeit-
weise ein starker Preisverfall an den GroBhandels-
markten zu verzeichnen war. Im Sommer 2010
erreichten die Handelspreise das Niveau der
Grenziibergangspreise von tiber 20 Euro/MWh.
Nach wie vor sind die den Grenzibergangs-
preisen zugrunde liegenden Importvertrage

héufig an die Erdoélpreise gekoppelt.

Endkundenpreise Gas

Vor dem Hintergrund der Entwicklung am
GroBhandelsmarkt stiegen zum 1. April 2011 ins-
besondere die Gaspreise bei Industriekunden
gegeniiber 2010 deutlich, im Vergleich zum
1. April 2010 um durchschnittlich tiber 13 Prozent.

Gewerbekunden
ct/KWh'
6.06 6,24
6 5,67 5.74 5.71
5,53
2006 2007 2008 2009 2010 20M
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Zum Stichtag 1. April 2011 betrug der durch-
schnittliche Gaspreis bei einem Haushaltskunden
mit einem Jahresverbrauch von 20.000 kWh in
der Grundversorgung 6,64 ct/kWh, was im
Vergleich zum 1. April 2010 einem Anstieg von
0,16 ct/kWh bzw. 2,5 Prozent entspricht. Nach

einem deutlichen Preisriickgang im Jahr 2010

Gaspreise Haushalte 2006-2011

Grundversorgung

ct/KWh'
71

7 6,64
6,35 657 6,48

2006 2007 2008 2009 2010 20Mm

* mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April

Der Anteil der Netzentgelte am Haushaltskunden-
preis betrug 2011, 4hnlich wie beim Strom, etwa
ein Funftel. Die Hohe der Netzentgelte verdnderte
sich gegeniiber 2010 nur ganz geringfiigig. Die

Preissteigerung und die Unterschiede bei den
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stiegen die Gaspreise also 2011 wieder leicht an.
Die Hochstpreise aus dem Jahr 2009 wurden
allerdings nicht erreicht. Bei einem Anbieter-
wechsel betrug der durchschnittliche Gaspreis
am 1. April 2011 nur 6,06 ct/kWh, so dass das durch-
schnittliche Einsparungspotenzial gegentiber

dem Grundversorgungstarif bei 8,7 Prozent lag.

Sondertarife
ct/KWh'

7 6,51 6,60
6,14 6.25 6.1

2006 2007 2008 2009 2010 20Mm

verschiedenen Haushaltskundentarifen waren
daher ganz iiberwiegend auf den Preisbestand-
teil ,Energiebeschaffung und Vertrieb® zurtick-

zufihren.
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Zusammensetzung des Gaspreises Haushaltskunden 2011

19,4%

. 2,0%

50,3%

\ 24,7%

3,6%

Energiebeschaffung und Vertrieb

. Nettonetzentgelt

. Abrechnung, Messung und Messstellenbetrieb
Steuern (Gas-und Umsatzsteuer)

. Konzessionsabgabe

mengengewichtete Mittelwerte zum1. April 2010 (Grundversorgung)

Netzentgelte Gas 2006-2011

Haushaltskunden Gewerbekunden Industriekunden
(Grundversorgung)
ct/KWh % ct/KWh % ct/KWh %
1.5 — 25 1,5 —25 1,5 — 25
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0,5 — 0,5 0,5 —
-5 -5
0,0 | 0,0 — —0 0,0 ‘ ‘ ~0
S 8¢S 8z 5 S5 882 3 S 888 ¢ 3
8 [a\] (o] (a\} [aV] [aV} R 8 8 8 8 8 [a\] [a\] [aV] [aV] [aV] [aV]

. Netzentgelt (mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April) . Anteil des Netzentgelts am Gaspreis

*

keine Daten erhoben
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Gaspreisbestandteil ,,Energiebeschaffung und Vertrieb* Haushaltskunden 2006-2011

Grundversorgung Sondertarife
ct/KWh 5 ct[KWh
- 3,74 3,79 -
4 3,58 4 3,58 3,60
3,49
325 334 3.34 3,10
3,01 '
3 3
2 | 2
1 1
0 0
tO ~ o] [o2] o — (] ~ o] [22] o —
o o o o — — o o o o — —
o o o o o o o o o o o o
(Y} o [\ o~ (s} [\ o o (s} [\ o o~

*

mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April, 2006 keine Daten fiir die Grundversorgung erhoben

Anbieterwechsel Gas

Wéhrend 2009 die Haushaltskunden in der
Mehrzahl der Netzgebiete die Wahl zwischen
einem bis zehn Lieferanten hatten, konnten sie
2010 in den meisten Netzgebieten aus einer
Vielfalt von mindestens elf bis 20 Lieferanten
auswdahlen. In 36 Netzgebieten konnten die
Verbraucher sogar unter mehr als 50 Gasliefe-

ranten eine Auswahl treffen.

Der Anteil der Haushaltskunden mit einem
Grundversorgungsvertrag lag Ende 2010 bei
knapp 25 Prozent. Mit einem Anteil von ca.
69 Prozent wurde der GroBteil der Haushalts-
kunden iiber Sondervertrédge des Grundver-
sorgers versorgt. Dies ist vor allem darauf zurick-
zufiihren, dass die meisten Heizgasvertrége des
Grundversorgers als Sondervertrage gelten.
Der Marktanteil alternativer Anbieter lag Ende
2010 bei sechs Prozent und damit knapp einen
Prozentpunkt héher als 2009.

Wettbewerbssituation im Gasmarkt 2009 und 2010

2009 2010
Anzahl Netzgebiete Anzahl Netzgebiete
500 — 500
450 — 450
400 — 400 —
350 — 350 —
300 — 300 —
250 — 242 250 —
199 210
200 | 200
158
150 — 150 m
96
100 — 100 —
| 4 | 41 36
50 16 8 507 g4
0 — 0 —
1-5 6-10 1-20 21-30 31-50 >50 1-5 6-10 1-20 21-30 31-50 >50

Anzahl Lieferanten Anzahl Lieferanten
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Vertragsstruktur Gas Haushaltskunden 2010
2010 wechselten fast 810.000 Haushaltskunden
16£ gh ihren Anbieter, was einem Anstieg gegentiber
\ 52'43;‘;“ 2009 von knapp 80 Prozent entspricht. Uber
112.000 Gewerbe-und Industriekunden wechsel-
ten 2010 ebenfalls den Lieferanten, mehr als fiinf-
mal so viele wie 2009. Das Lieferantenwechsel-
volumen war insgesamt mehr als doppelt so hoch
wie 2009, es stieg von 47,18 TWh auf 110,38 TWh.
Dies entspricht einer mengenbezogenen Lieferan-

189,2TWh tenwechselquote von knapp elf Prozent.
69,1%

. Haushaltskunden mit einem Grundversorgungsvertrag

. Haushaltskunden mit einem anderen Vertrag beim
Grundversorger

Haushaltskunden mit einem Vertrag bei einem anderen
Lieferanten

Wechsel des Gaslieferanten 2006-2010

Anzahl Lieferantenwechsel
1.000.000

921.404

900.000 —|

800.000 —|

700.000 —|

600.000 —|

500.000 | 472.149

384.138
400.000 720.039

300.000 |

402.958
200.000 — 353.460

132.953
_28.359
3.875

100.719

100.000 —|
5.688

2006" 2007 2008 2009 2010

. Gewerbe-und Industriekunden . Haushaltskunden bei Einzug . Haushaltskunden

*

keine Daten fur Haushaltskunden erhoben
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Weitere AKtivititen und Verfahren

Neben den beiden groRen Themen Versorgungssicherheit und Netzausbau pragte 2011

eine Fille weiterer Aktivitaten und Verfahren die Arbeit des Energiebereichs. Die Band-

breite dieser Aktivitaten erstreckte sich von Vorgaben zum Kapazitatsmanagement Gas

und zur Regelenergie Elektrizitat tiber die Prifung von Netzkosten bis hin zur Ermittlung

von Vergitungssatzen fiir den Strom aus Photovoltaikanlagen.

NETZMANAGEMENT

KARLA Gas

Mitihrer Festlegung vom 24. Februar 2011 gestal-

tete die Bundesnetzagentur wesentliche Rege-

lungen des Kapazitdtsmanagements und der Ka-

pazitétsallokation fiir Gastransporte neu (KARLA
Gas). Die Festlegung gilt ab dem 1. Oktober 2011
grundsétzlich fur alle Vertrage und sorgt damit

fiir ein einheitliches Kapazitdtsmanagement.

Buchung und Nutzung von Kapazititen bilden
die Grundlage fiir den Zugang zu den Fernlei-
tungsnetzen und zu den Gasmarktgebieten.
Um im Gasmarkt Transporte durchfihren zu
kénnen, missen Ausspeise- und Einspeisekapa-
zitaten bei den FNB gebucht werden. Hinsichtlich
der tatsdchlichen Nutzung der wichtigen Netz-
kopplungspunkte an den Marktgebietsgrenzen
und an den nationalen Grenzen hatte die Bundes-
netzagentur festgestellt, dass die physischen
Lastflisse an vielen Punkten nicht einer Voll-
auslastung des Netzes entsprachen. Dennoch
waren viele Punkte komplett und oftlangfristig
ausgebucht. In diesen Fédllen bestanden also

keine physischen, sondern vertragliche Eng-

passe. Diese verhinderten den Markteintritt
neuer Wettbewerber. Die Festlegqung KARLA
Gassoll einen effizienteren Netzzugang bewirken,
indem sie gebuchte, aber technisch ungenutzte
Kapazititen einer groeren Zahl von Transport-
kunden zugénglich macht. Absehbar ungenutzte
Kapazitéten sollen spatestens kurzfristig, day-
ahead, an den Markt zuriickgegeben werden,
damit sie von anderen Transportkunden genutzt
werden kdonnen. Auch das kurzfristige Recht
zur Verdnderung der Kapazitatsnutzung bis
zwei Stunden vor dem Transport, die sog.
Renominierung, wird durch die Festlegung
moderat eingeschrankt. Zudem wird der Trans-
aktionsaufwand bei der Kapazitdtsbuchung
minimiert. Wahrend bislang zwei einzelne
Buchungen fiir die jeweilige Ausspeise- und
Einspeisekapazitit vorgenommen werden
mussten, um von einem Markt in den anderen
zu gelangen, regelt die Festlegung KARLA Gas
einen Ubergang zu Biindelbuchungen. Damit
soll mit nur einer Buchung der Ubergang des
Gases aus dem einen Markt in einen anderen
Markt moglich werden. Dies erhdht auch die
Liquiditéat der virtuellen Handelspunkte, weil

die Handelsaktivitdten von den Marktgebiets-
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bzw. Grenzkopplungspunkten zu den virtuellen
Handelspunkten verlagert werden. Die Vorgaben
zur Bundelung von Kapazititen gelten aller-
dings nicht fuir Altvertrage. Als Altvertrage gelten
Vertrége, die bis zum 31. Juli 2011 abgeschlossen
wurden. Durch eine Harmonisierungsklausel
im Standardangebot wird sichergestellt, dass es
keine dauerhaften Einzelbuchungen gibt. Sofern
nur auf einer Buchungsseite ein Altvertrag
besteht, darf auf der anderen Buchungsseite die
nicht gebiindelte Kapazitdt maximal bis zum
Ende der Laufzeit dieses Altvertrages vermarktet
werden. An den nationalen Grenzen besteht
eine verpflichtende Biindelung an Grenzkoppel-
punkten zu den Nachbarstaaten, soweit und
solange der jeweilige auslandische Netzbetreiber
die Bindelung ermdglicht. Erste Projekte zur
Biindelung von Kapazitédten an Grenzkopplungs-

punkten sind bereits umgesetzt.

SchlieBlich wird mit der Festlegung KARLA Gas
das Ziel verfolgt, die Buchung von Kapazitidten

marktgerecht auszugestalten. Der Vergabeme-
chanismus fiir Kapazitdten an Marktgebiets-

und Grenziibergangspunkten wurde im Zuge

der Novelle der GasNZV im September 2011 vom
Prinzip ,first come, first served* auf einen markt-
gerechteren Auktionsmechanismus umgestellt.
Die Festlegung regelt die zentralen Eckpfeiler
der Ausgestaltung der Priméarkapazitatsplatt-
form sowie des neu anzuwendenden Auktions-

verfahrens. Am 1. August 2011 startete die Platt-
form unter dem Namen TRAC-X primary

erfolgreich.

ACER verabschiedete 2011 eine Rahmenleitlinie
zur Kapazitatsallokation. Sie sieht eine diskrimi-
nierungsfreie Vergabe europaweit standardi-
sierter Kapazitdtsprodukte tiber Auktionsver-
fahren vor. Die Rahmenleitlinie bildet die Basis

fir die Entwicklung von Netzkodizes. Diese
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werden im Rahmen von ENTSOG in einem Net-
work-Code weiter zu konkretisieren sein. Die
Europdische Kommission verabschiedete zu-
dem den Entwurf einer Regelung zum Eng-
passmanagement. Beide MaBnahmen stehen
aus Sicht der Bundesnetzagentur im Einklang

mit der Festlegqung KARLA Gas.

GABi Gas

Zum 1. April 2011 legte die Bundesnetzagentur
dem BMWi einen Bericht zur Evaluierung der
wirtschaftlichen Auswirkungen des Ausgleichs-
und Regelenergiesystems vor. Der Bericht beruht
auf umfangreichen Datenauswertungen, u. a.
zu den Netzkonten, zum Regelenergieeinsatz, zu
den Regelenergiekosten und den Bilanzierungs-
entgelten. Die Einfiihrung des Bilanzierungs-
systems GABIi Gas im Oktober 2008 trug wesent-
lich zu einer positiven Entwicklung der Liquiditat
an den Handelsmaérkten und zu einer starken
Belebung des Wettbewerbs im deutschen Gas-
marktbei. Die Gesamtkosten des Systems stehen
in einem angemessenen Verhéltnis zu dem Auf-
wand fiir die Marktbeteiligten. Eine grund-
legende Systemédnderung ist aus Sicht der
Bundesnetzagentur nicht erforderlich. Der
Bericht enthélt Detailvorschlédge fiir eine
Weiterentwicklung des Ausgleichs- und Regel-

energiesystems.

ACER verabschiedete 2011 die Rahmenleitlinie
Bilanzierung. Diese sieht als Grundpfeiler eine
Tagesbilanzierung mit der Méglichkeit eines
untertdgigen Anreizsystems vor. Die in Deutsch-
land praktizierte vereinfachte Bilanzierung
von Haushaltskunden ist in der Rahmenleitlinie
ebenfalls verankert. Die Kernpunkte der Leit-
linie sind mit GABi Gas grundsétzlich vereinbar.
Die europdischen FNB werden im Rahmen von
ENTSOG einen auf der Rahmenleitlinie basieren-

den Netzkodex erarbeiten.
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Regelenergie Elektrizitat

Die Bundesnetzagentur legte 2011 neue Aus-
schreibungsbedingungen und Vero6ffentli-
chungspflichten fiir die Beschaffung der drei
Regelenergiequalitdten Primér- und Sekundar-

regelleistung sowie Minutenreserve fest.

Die Verkiirzung der Ausschreibungszeitraume
bei der Primér- und Sekundéarregelleistung von
einem Monat auf eine Woche, die Reduzierung
der Mindestangebotsgréf3en von 5 MW auf 1MW
bei der Primérregelleistung, von 10 MW auf
5 MW bei der Sekundérregelleistung und bei
der Minutenreserveleistung von 15 MW auf

5 MW, ergdnzt um eine automatisierte Akti-
vierung der Minutenreserve, sind wesentliche
Elemente der neuen Vorgaben. Zudem diirfen
die Anbieter nun auch ihre Anlagen durch
Anlagen Dritter besichern lassen, und die
Moglichkeiten zum sog. Pooling der Anlagen
wurden verbessert. Die neuen Regelungen gelten
fiir die Primdr- und Sekundarregelleistung seit
dem 27. Juni 2011, fiir die Minutenreserve seit
dem 1. Dezember 2011. Der automatisierte
Abruf der Minutenreserve ist bis zum 2. Juli 2012

umzusetzen.

Regelenergie wird bendétigt, um die permanen-
ten Leistungsschwankungen in den deutschen
Stromnetzen kurzfristig auszugleichen. Ver-
antwortlich hierfiir sind die vier UNB. Diese
beschaffen die benétigte Regelenergie in Form
von offenen Ausschreibungen. Jeder Marktteil-
nehmer, dessen Anlagen bestimmte technische
Mindestanforderungen erfiillen, kann sich an

diesen Ausschreibungen beteiligen.

Die neuen Rahmenbedingungen erleichtern
insbesondere neuen und kleinen Anbietern das
Erstellen von Angeboten. Auf Grundlage der

neuen Festlegung lassen sich bisher nicht fiir

die Ausregelung der Netze genutzte Flexi-
bilitdtspotenziale und Technologien fiir den
Regelenergiemarkt erschlieBen, wie z. B. in
der Leistung steuerbare Verbrauchsanlagen,
Stromspeicher sowie Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus erneuerbaren Energien. Die Vor-
gaben zur Verodffentlichung marktrelevanter
Daten erhohen die Markttransparenz und star-

ken das Vertrauen in den Markt fiir Regelenergie.

Bereits wenige Monate nach dem Inkrafttreten
der Festlegung traten neue Marktakteure in die
Maérkte fiir Regelenergie ein bzw. bereiteten
ihre Marktteilnahme vor, darunter Speicherbe-
treiber, Betreiber von Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus erneuerbaren Energien sowie
industrielle Verbraucher, u. a. auch Unternehmen
der energieintensiven Industrie. Ein intensi-
verer Wettbewerb auf den Regelenergiemérkten
reduziertdie tiber die Netzentgelte refinanzierten
Kosten fiir das Ausregeln der Netze. Die neuen
Beschaffungsvorgaben und die Anordnung des
deutschlandweiten Netzregelverbundsim Jahr
2010 trugen dazu bei, dass bei den Regelenergie-
kosten bereits deutliche Einsparungen erzielt
werden konnten. Betrugen die Regelenergie-
kosten 2009 noch tiber 800 Mio. Euro jahrlich,
sanken diese 2010 auf knapp 700 Mio. Euro und
2011 auf ca. 575 Mio. Euro.

ACER koordiniert die Arbeit an einer Rahmen-
leitlinie Regelenergie, die im Interesse der Ver-
sorgungssicherheit und des Wettbewerbs den

grenzuberschreitenden Austausch von Regel-

energie férdern soll.

Lieferantenwechsel

Mit zwei weitgehend deckungsgleichen Fest-
legungen dnderte die Bundesnetzagentur 2011
die Vorgaben zur Abwicklung des Lieferanten-

wechsels (GeLi Gas und GPKE). Diese Anderungen
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waren erforderlich, weil ein Wechsel zu einem
neuen Energieanbieter nach dem novellierten
EnWG nun in maximal drei Wochen abzuwickeln
ist. MaB3geblicher Zeitpunkt fiir diese Frist ist
der Eingang der Anmeldung des Neulieferanten
beim Netzbetreiber. Die Anpassungen sind bis
zum 1. April 2012 umzusetzen. Mit den neuen
gesetzlichen Regelungen verkiirzt sich nicht
nur die Frist fiir den Lieferantenwechsel, sondern
die Belieferung des Letztverbrauchers kann
nun flexibel an jedem beliebigen Tag des Monats
beginnen. Sofern der Verbraucher seinen Ver-
trag fristgemadB gekiindigt hat, bestehen somit
durch den bisherigen Lieferanten keine Blockade-

moglichkeiten mehr.

Die Regelungen der Bundesnetzagentur zum
Lieferantenwechsel gelten seit Anfang 2012
auch fir die Stromnetze von Bahnhofen der
DB Energie GmbH. Die Bundesnetzagentur hatte
das Unternehmen 2010 verpflichtet, anderen
Energielieferanten den Zugang zu diesen Netzen
zu gewdhren und die Zugangskonditionen zu
vertffentlichen. Hiergegen hatte die DB Energie
GmbH Beschwerde eingelegt, die sie 2011 jedoch
zuriicknahm. Das Unternehmen betreibt an
uber 5.000 Standorten in Deutschland 50-Hz-
Stromversorgungsnetze. Diese dienen in erster
Linie der Versorgung konzerneigener Einrichtun-
gen auf Bahnhofen und Bahnanlagen. Zugleich
werden hiertiiber auch Einrichtungen Dritter,
wie Kioske, Gastronomiebetriebe und Einzel-
handelsgeschéfte, mit elektrischer Energie ver-

sorgt.

Kostenpriifungen und Effizienzvergleiche
Die Bundesnetzagentur hat 2011 im Gasbereich
mit den Kostenprifungen begonnen, um das

Ausgangsniveau fiir die zweite Regulierungs-
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periode (2013-2017) zu bestimmen. Die Kosten-
priifungen sollen bis Mitte 2012 abgeschlossen
sein. AuBerdem wurden fiir die Durchfihrung
des Effizienzvergleichs die Last-, Struktur- und
Absatzdaten bei den Betreibern von Gasver-

sorgungsnetzen abgefragt.

Im Gasbereich schloss die Bundesnetzagentur
2011 ein Festlegungsverfahren zur Ermittlung
von Preisindizes ab, um die Tagesneuwerte von
Sachanlagen bestimmen zu konnen. Fur die
Berechnung der kalkulatorischen Abschreibung
des Sachanlagevermogens sind Tagesneuwerte
unter Verwendung anlagenspezifischer oder
anlagengruppenspezifischer Indexreihen zu
ermitteln. In der Festlegung wurden fiir jede
Anlagengruppe aus Anlage1der GasNEV anlagen-

gruppenspezifische Preisindizes bestimmt.

Im Strombereich startet die zweite Regulie-
rungsperiode erst 2014 und somit ein Jahr spéter
als im Gasbereich. Die Kostenpriifungen fiir
die zweite Regulierungsperiode werden 2012
beginnen. Vor dem Hintergrund, dass die meisten
nationalen Regulierungsbehérden nur einen
oder sehr wenige UNB regulieren, muss die
Bewertung der betrieblichen Effizienz iiber
einen internationalen Tarifvergleich erfolgen.

Die Arbeiten dafiir haben 2011 begonnen.

2011 priifte die Bundesnetzagentur erstmals
Entgeltantrage der DB Energie GmbH. Schwer-
punkte der Kostenpriifung waren u. a. die Kapital-
kosten sowie die Kosten der Beschaffung von
Verlustenergie. Das Bahnstromversorgungs-
netz der DB Energie GmbH erstreckt sich tiber
das gesamte Bundesgebiet. Der BGH hatte die
DB Energie GmbH 2010 verpflichtet, diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu ihren Bahnstrom-
netzen zu gewdhren sowie transparente und

effiziente Netzentgelte zu ermitteln.
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Ferner waren 2011 Fragen der Anerkennung
von Kosten zu kldren, wenn beim Ausbau
von Energienetzen Leerrohre und Glasfaser-
kabel mitverlegt werden. Eine Anerkennung
ist grundsétzlich méglich, sofern keine parallele
Infrastruktur entsteht und sichergestellt ist,
dass kiinftige Ertrage sich fiir die Netznutzer

kostenmindernd auswirken.

Qualitatsregulierung

Dasvon der Bundesnetzagentur in den Vorjahren
erarbeitete Konzept zur Ausgestaltung des Quali-
tatselements Netzzuverldssigkeit Strom wurde
2011 umgesetzt. Die Bundesnetzagentur legte
Vorgaben zur Datenerhebung und Berechnung

des sog. Qualitdtselements fest.

Im System der Anreizregulierung besteht das

Risiko, dass die Netzbetreiber die ihnen vorge-
schriebenen bzw. moglichen Erlésabsenkungen
realisieren, indem sie erforderliche Investitionen
inihre Netze unterlassen bzw. notwendige Ma8-
nahmen zur Aufrechterhaltung oder Verbesse-
rung ihrer Versorgungsqualitét nicht durch-
fiihren, um Kosten zu sparen. Die Folge kann
eine Verschlechterung der Versorgungsqualitat
sein. Um dies zu verhindern, sehen EnWG und
ARegV die Einfiihrung einer Qualitdtsregu-

lierung vor.

Die zum 1. Januar 2012 eingefiihrte Qualitéts-
regulierung umfasst diejenigen Netze der Nie-
derspannungs- und Mittelspannungsebene,
die am Effizienzvergleichsverfahren der ersten
Regulierungsperiode teilgenommen hatten. In
die Ermittlung der Referenzwerte fiir die Nieder-
und Mittelspannung flossen die Kennzahlen
von uber 200 Elektrizitdtsverteilernetzen ein.
Die Hohe der Ende 2011 berechneten Qualitéts-
elemente ist abhdngig von der Zuverlassigkeit

des jeweiligen Netzes in den Jahren 2007 bis

2009. Netzbetreiber, deren Netze sich in den
vergangenen Jahren im Vergleich zu anderen
Netzbetreibern durch eine gute Versorgungs-
qualitat auszeichneten, erhalten einen Zuschlag
auf die Erlésobergrenzen fiir die Jahre 2012 und
2013. Netzbetreiber mit einer vergleichsweise
schlechten Qualitdt miissen dagegen einen
Abschlag in Kauf nehmen. Um die Hohe der
Qualitédtselemente zu bestimmen, sind auch
die volkswirtschaftlichen Kosten von Strom-
ausfallen und die Anzahl der versorgten Letzt-
verbraucher zu berticksichtigen. Gebietsstruk-
turelle Unterschiede werden anhand der
Lastdichte abgebildet. Die Lastdichte errechnet
sich aus dem Quotienten der Jahreshochstlast
aller zeitgleichen Entnahmen und der Fldche

des Netzbetreibers.

Das System ist erldsneutral ausgestaltet. Dies
bedeutet, dass sich Zuschldge und Abschlédge
uber alle Netzbetreiber in der Summe aus-
gleichen. Von den insgesamt 202 Stromnetz-
betreibern erhalten 143 Unternehmen einen
Bonusund 59 einen Malus. Der héchste Zuschlag
belduftsich auf ca. 4,7 Mio. Euro, der héchste

Abschlag betrégt ca. 4,1 Mio. Euro.

Eigenkapitalverzinsung

Fir die zweite Regulierungsperiode legte die
Bundesnetzagentur im November 2011 einheit-
lich fiir alle Strom- und Gasnetzbetreiber in
Deutschland neue Eigenkapitalzinssatze fest.
Der Eigenkapitalzinssatz betragt fiir Neuanlagen
9,05 Prozent und fir Altanlagen 7,14 Prozent,
jeweils vor Abzug der Korperschaftsteuer, aber
nach Abzug der Gewerbesteuer. Altanlagen
sind als Anlagegiiter definiert, die vor dem
1.Januar 2006 aktiviert wurden. MaBgeblich
fiir die Entscheidung waren die Entwicklung
des allgemeinen Zinsniveaus auf den Kapital-

maérkten sowie die Bewertung des unterneh-
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merischen Risikos. So wurde der Basiszinssatz
von 4,23 auf 3,8 Prozent abgesenkt, der Risiko-
zuschlag mit 3,59 Prozent aber unverandert bei-
behalten. Dies trug der Sondersituation beim
Umbau der Energieversorgung in Deutschland

Rechnung.

Investitionsbudgets und Erweiterungsfaktor
2011 wurden bei der Bundesnetzagentur rund
90 Antrage auf Genehmigung eines Investitions-
budgets gestellt. Das beantragte Investitions-
volumen betrug rund 8,7 Mrd. Euro. Der grofite
Teil mit etwa 8,1 Mrd. Euro entfiel auf den Strom-
bereich. Der Anteil der UNB lag bei rund 7,6 Mrd.
Euro, davon bezogen sich ca. 2,8 Mrd. Euro auf
Projekte fiir die Netzanbindung von Off-Shore-
Windparks. Die Bundesnetzagentur geneh-
migte bislang in rund 700 Verfahren Investi-
tionsbudgets mit einem Genehmigungsvolumen

von insgesamt fast 14 Mrd. Euro.

Investitionsbudgets konnen von den Netzbetrei-
bern fur Erweiterungs- und Umstrukturierungs-
investitionen beantragt werden. Dabei handelt
essich insbesondere um Investitionen, die erfor-
derlich sind, um neue Kraftwerke anzuschlie3en,
um Off-Shore-Windparks anzubinden oder um
die technische Sicherheit der Energienetze auf-

rechtzuerhalten.

Seit der Anderung des § 23 ARegV im Jahr 2010
koénnen im Rahmen von Investitionsbudgets
nicht nur Kapitalkosten, sondern auch Betriebs-
kosten genehmigtwerden. 2011 passte die Bundes-
netzagentur daher 212 Genehmigungen an die
gednderte Rechtslage an. Als Betriebskosten
sind jahrlich pauschal 0,8 Prozent der fiir das
Investitionsbudget anerkennungsfédhigen
Anschaffungs- und Herstellungskosten anzu-
setzen, soweit die Bundesnetzagentur nicht

fir bestimmte Anlagegiter etwas Abweichen-
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des festgelegt hat. Von dieser Festlegungsbefug-
nismachte die Bundesnetzagentur u. a. im Fall
von Off-Shore-Anlagen Gebrauch. Hier wurde
eine abweichende Betriebskostenpauschale
in Hohe von 3,4 Prozent der fiir das Investitions-
budget anerkennungsfédhigen Anschaffungs-

und Herstellungskosten festgelegt.

2011 stellten die VNB im Strombereich 103
Antrage auf Genehmigung eines Erweiterungs-
faktors, im Gasbereich waren es 55 Antrége.
Der Erweiterungsfaktor stellt sicher, dass Kosten
fur Erweiterungsinvestitionen, die auf einer
nachhaltigen Anderung der Versorgungsaufgabe
beruhen, bei der Bestimmung der Erlosober-
grenzen bericksichtigt werden. Im Strom-
bereichistin den Erlésobergrenzen 2011 ein
Betrag in H6he von 327,6 Mio. Euro fir Erwei-
terungsfaktoren enthalten, davon 148,9 Mio.
Euro fiir die erstmalige Beriicksichtigung von

Einspeisepunkten fiir Anlagen nach dem EEG.

Netzentgelte nach § 19 Abs. 2 StromNEV
Nach einer Neuregelung des § 19 Abs. 2 Satz 2
StromNEV im Jahr 2011 kénnen sich Netznutzer
auf Antrag von den Netzentgelten befreien lassen,
wenn die Stromabnahme aus dem Netz der all-
gemeinen Versorgung an einer Abnahmestelle
die jahrliche Benutzungsstundenzahl von mindes-
tens 7.000 Stunden erreicht und der jahrliche
Stromverbrauch an dieser Abnahmestelle groBer
istalszehn GWh. Dazu gingen 2011 bei der Bundes-
netzagentur 274 Antrédge ein. Auch die Zahl der
sog. atypischen Netzkunden, die von der Moglich-
keit einer individuellen Netzentgeltvereinbarung
nach § 19 Abs. 2 Satz1StromNEV Gebrauch
machten, stieg mit 1.225 Antrdgen deutlich.
Der Anspruch auf ein Angebot eines individuellen
Netzentgelts besteht, wenn auf der Grundlage
von Verbrauchsdaten oder aufgrund technischer

oder vertraglicher Gegebenheiten offensichtlich
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ist, dass der Hochstlastbeitrag eines Letztverbrau-
chers erheblich von der zeitgleichen Jahreshdchst-
lastaller Entnahmen der Netz- oder Umspann-
ebene abweicht, wobei das zu vereinbarende
individuelle Netzentgelt 20 Prozent des veroffent-
lichten Netzentgelts nicht unterschreiten darf.
Atypische Netzkunden kdnnen beispielsweise

Druckereien oder Zementwerke sein.

Das Gesamtvolumen der Entgeltreduzierungen
bzw. -befreiungen diirfte 2012 deutlich Gber
400 Mio. Euro pro Jahr liegen und ist durch die
ubrigen Netznutzer zu finanzieren. Die Erlosaus-
falle der betroffenen Netzbetreiber werden tiber
eine bundesweite Umlage analog zum KWKG
ausgeglichen. Zur ndheren Ausgestaltung und
Abwicklung des Wélzungsmechanismus erlief3
die Bundesnetzagentur Ende 2011 eine Festlegung.
Auf der Grundlage dieser Festlegung ermittelten
die UNB die sog. § 19-Umlage fiir 2012. Diese
betréagt fir Letztverbraucher 0,151 ct/kWh fiir die
jeweils ersten 100.000 kWh je Abnahmestelle.

Sonstiges

Mit einer Festlegung schrédnkte die Bundes-
netzagentur 2011 die Moéglichkeiten des sog.
Pooling und damit eine bislang zum Teil miss-
brauchliche Abrechnungspraxis ein. Beim sog.
Pooling geht es um die Abrechnung von zeit-
gleich zusammengefassten Leistungen mehre-

rer Entnahmestellen.

Mit einem Positionspapier stellte die Bundesnetz-
agentur 2011 die sog. vermiedenen Netzent-
gelte zur Diskussion. Dezentrale Einspeiser erhal-
ten nach der StromNEV ein Entgelt, das dem
durch die jeweilige Einspeisung vermiedenen
Netzentgeltin der vorgelagerten Netz- oder Um-
spannebene entspricht. Im Rahmen der Ermitt-
lung der EEG-Umlage 2012 wurde fiir vermie-

dene Netzentgelte ein Betrag in Hohe von

436,7 Mio. Euro prognostiziert. Die Einfiihrung
des Konzepts der vermiedenen Netzentgelte
beruhte auf der Annahme, dass durch eine
dezentrale Einspeisung stets Netzausbaukosten
auf den vorgelagerten Netzebenen vermieden
werden. Im Zuge einer Reform des Systems der
vermiedenen Netzentgelte konnte z. B. stérker
bertucksichtigt werden, an welchen Standorten

die dezentrale Erzeugung angesiedelt wird.

2011 wurden im Strombereich 39 Antrdge und
im Gasbereich 26 Antriage auf einen Netziiber-
gang aus Anlass von Netzaufspaltungen oder
eines teilweisen Ubergangs von Versorgungs-
netzen gestellt. Die beteiligten Netzbetreiber
zeigen in ihren Antrdagen an, welcher Erlosanteil
dem tbergehenden und welcher Erlésanteil
dem verbleibenden Teil des Netzes zugeordnet
werden soll. Dabei ist durch die Bundesnetz-
agentur insbesondere sicherzustellen, dass die
Summe der Erlose die insgesamt bereits festge-

legte Erlosobergrenze nicht tiberschreitet.

Die Bundesnetzagentur konsultierte Ende 2011
ein Positionspapier zum Thema Geschlossene
Verteilernetze. Diese sind unter bestimmten
Voraussetzungen von energiewirtschaftlichen
Regelungen ausgenommen, vor allem im Bereich
der Entgelt-und Anreizregulierung. Geschlossene
Verteilernetze sind dabei insbesondere von Kun-

denanlagen abzugrenzen.

Die Bundesnetzagentur vertffentlichte 2011 einen
Leitfaden zur sog. groBen Netzgesellschaft. Der
Leitfaden soll VNB sowohl bei der Wahl eines
fiir sie giinstigen Modells als auch bei der
Umsetzung einer moglichen Umstrukturierung
von einer sog. schlanken zu einer groBen Netz-
gesellschaft Hilfestellungen bieten sowie
offene regulatorische Fragen beantworten.

Zur Umsetzung der Entflechtungsanforde-
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rungen nach §§ 6 bis10 EnWG hat eine Vielzahl
von Netzbetreibern das Modell einer schlanken
Netzgesellschaft gewdhlt. Dabei verbleibt das
Netzeigentum oftmals bei der Gesellschaft, die
auch die Erzeugungs- oder Vertriebsaktivitaten
wahrnimmt. Das Netz wird an den Netzbetreiber
verpachtet. Im Rahmen dieses sog. Pachtmodells
werden im Regelfall neben dem Pachtvertrag
weitere Dienstleistungsvertrage zwischen der
Netzgesellschaft und weiteren Unternehmens-
teilen des integrierten Energieversorgungs-
unternehmens geschlossen. Aus diesem Grund
verfiigt der Netzbetreiber im Pachtmodell in der
Regel nur iiber wenig eigenes Personal. Sowohl
die Betriebsfiihrung als auch die Wartung und
Instandhaltung werden zum Grofteil iber
Dienstleistungsvertrage abgewickelt. Inzwischen
haben viele Netzbetreiber entschieden, dass eine
groB3e Netzgesellschaft, die selbst Eigentiimer
der Netzanlagen ist und iber eigenes Personal
verfugt, vorteilhafter fir sie ist als eine schlanke

Netzgesellschaft.

Power-to-Gas und Biogas

Zusammen mit dem Fraunhofer-Institut fiir Wind-
energie und Energiesystemtechnik IWES veran-
staltete die Bundesnetzagentur im November 2011
in Berlin einen Workshop zum Thema Power-to-
Gas mit iiber 300 Teilnehmern. Der Begriff Power-
to-Gas steht fiir ein Konzept, bei dem Strom dazu
verwendet wird, per Wasserelektrolyse Wasser-
stoff zu produzieren und bei Bedarf in einem
zweiten Schritt unter Verwendung von Kohlen-
dioxid oder -monoxid in synthetisches Methan
umzuwandeln. Die besondere Bedeutung der
Power-to-Gas-Technologie liegt darin, dass auf
diese Weise die Erdgasinfrastruktur als langer-
fristiger Energiespeicher fiir Strom aus erneuer-

baren Energien genutzt werden konnte. Der
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wasserelektrolytisch erzeugte Wasserstoff und
das synthetisch hergestellte Methan sind Bio-
gasrechtlich mittlerweile gleichgestellt, sofern
der zur Elektrolyse verwendete Strom und ggf.
daszur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid
bzw. -monoxid weit iberwiegend aus erneuer-

baren Energiequellen stammen.

Erstmals legte die Bundesnetzagentur zum
31. Mai 2011 den sog. Biogas-Monitoringbericht
vor. Der Bericht enthélt u. a. Daten zur Menge
des eingespeisten Biogases, zur Kostenstruktur
der Biogaseinspeisung, zu den erzielbaren Erl6-
sen und zur Kostenbelastung der Netze. Zum
31. Dezember 2010 speisten 44 Erzeugungsan-
lagen ca. 270 Mio. Kubikmeter Biogas in das Gas-
versorgungsnetz ein. Das Einspeiseziel der
GasNZV von sechs Mrd. Kubikmeter im Jahr 2020
wurde damit 2010 erst zu 4,5 Prozent erreicht.
Ursdchlich hierfiir ist die erhebliche Diskrepanz
zwischen den Produktionskosten von Biogas
und den Marktpreisen fiir Erdgas. 2010 betrugen
die durchschnittlichen Herstellungskosten fiir
Biogas 6,2 ct/kWh, bei einer Streubreite zwischen
1,3 ct/kWhund 9,3 ct/kWh. Der durchschnittliche
Erlos betrug 8,1 ct/kWh und lag damit um ein
Vielfaches tiber dem durchschnittlichen Handels-
preis fiir Erdgas am Spotmarkt. Dieser betrug
2010 unter zwei Cent pro kWh.

EEG-Einspeisemanagement

Die Bundesnetzagentur veroffentlichte 2011
einen Leitfaden zum sog. EEG-Einspeisemanage-
ment. Insbesondere wird im Leitfaden die Rang-
folge erldutert, in der die verschiedenen Strom-
erzeuger auf Anforderung der Netzbetreiber
ihre Einspeiseleistung voriibergehend reduzie-
ren miissen, wenn Netze tiberlastet sind. Anlagen
mit einer Leistung von tiber 100 kW, die Strom
aus erneuerbaren Energien oder aus KWK

erzeugen, diirfen bei Netzengpéassen oder
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anderen Gefédhrdungen der Systemsicherheit
erstdann abgeregelt werden, wenn die konven-
tionellen Anlagen auf das netztechnisch erfor-

derliche Minimum heruntergefahren wurden.

Das EEG-Einspeisemanagement konzentrierte
sich bislang fast vollstdandig auf Windkraft-
anlagen und auf die nérdlichen Netzgebiete mit
einer hohen Windleistung. Das Abregeln fiihrte
2010 zu einer Ausfallarbeit von rund 127 GWh,
wobei die Ursache zu 40 Prozent im vorgelager-
ten Netz lag. Die Ausfallarbeit ist gegeniiber
2009 um 70 Prozent gestiegen, sie entspricht
aber sowohl 2009 als auch 2010 einem Anteil
von lediglich etwa 0,2 Prozent der Gesamtein-
speisung von EEG-Anlagen. Anlagenbetreiber,
die aufgrund des EEG-Einspeisemanagements
voriibergehend weniger Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus KWK einspeisen kénnen,
erhalten von dem Netzbetreiber eine Entschadi-
gungszahlung, in dessen Netzgebiet die Ursache
der Abregelung lag. Der Leitfaden enthélt daher
auch Hinweise zur Berechnung dieser Zahlungen
sowie zu deren Beriicksichtigung bei den Netz-

entgelten.

Photovoltaikanlagen

2011 wurden Photovoltaikanlagen mit einer
Leistung von voraussichtlich insgesamt rund
7.500 MW neuinstalliert. Diesen Schiatzwert gab
die Bundesnetzagentur Anfang 2012 auf der
Grundlage einer vorldufigen Auswertung der
gemeldeten Daten bekannt. Dabei wurden allein
im Dezember neue Anlagen mit einer Leistung
von insgesamtrund 3.000 MW gemeldet. Die in
Deutschland installierte Gesamtkapazitat von
Photovoltaikanlagen lag damit Ende 2011 bei
rund 25 GW.

Auf der Basis der Meldungen der neu in Betrieb

genommenen Anlagen ermittelt die Bundes-

netzagentur nach den Vorgaben des EEG regel-
maéfig die Degressions- und Vergiitungssétze
furneuin Betrieb gehende Photovoltaikanlagen.
Die Ermittlungen ergaben weder zum 1. Juli 2011
fur Aufdachanlagen noch zum 1. September 2011
fiir Freiflaichenanlagen eine Verdnderung der
Vergiitungssétze. Zum 1. Januar 2012 sanken
dagegen die Vergiitungssédtze um 15 Prozent.
Fiir die ab dem 1. Januar 2012 in Betrieb gegan-
genen Anlagen erhédlt der Anlagenbetreiber
damit fiir jede in das Netz eingespeiste Kilo-
wattstunde Strom einen Betrag zwischen 17,94

und 24,43 Cent, je nach Artund Grée der Anlage.

EEG-Umlage 2012 und EEG-Jahresend-
abrechnung 2010

Die im Oktober 2011 ermittelte EEG-Umlage 2012
fiir die nach dem EEG vergiitete Einspeisung aus
Stromerzeugungsanlagen stieg gegeniiber 2011
nur geringfiigig um 0,062 ct/kWh. Seit dem
1. Januar 2012 betrdagt die Umlage damit
3,592 ct/kWh. Die EEG-Umlage wird von den
UNB jahrlich zum 15. Oktober fiir das folgende
Kalenderjahr ermittelt. Die Bundesnetzagentur
kontrolliert die ordnungsgemaéBe Berechnung

der Umlage.

Die UNB prognostizieren fiir 2012 EEG-Einspeise-
vergitungen in Hohe von insgesamt ca. 17,6 Mrd.
Euro. Dem stehen prognostizierte Vermarktungs-
erlose an der Stromborse in Héhe von ca. 4,9 Mrd.
Euro gegeniber. Die Differenz zwischen den
prognostizierten Einspeisevergiitungen und
den Vermarktungserlésen bildet den wesent-
lichen Bestandteil der EEG-Umlage. Je niedriger
das Borsenpreisniveau ist, desto groBer ist die
mit der Umlage zu finanzierende Differenz zu
den im EEG festgelegten Vergiitungssitzen.
Erstmals kalkulierten die UNB einen Liquiditéits-
puffer in Hohe von drei Prozent des prognosti-

zierten Differenzbetrags ein, um bei der Finan-



186

zierung des Umlagekontos die Effekte der stark
schwankenden Wind- und Solarstromein-

speisungen besser ausgleichen zu kénnen.

Die Bundesnetzagentur priift jahrlich, ob den
Stromlieferanten tatsdchlich nur die nach dem
EEG gezahlten Vergiitungen abziiglich der ver-
miedenen Netzentgelte berechnet werden. Rund
900 Netzbetreiber und mehr als 1.000 Strom-
lieferanten sind daher verpflichtet, der Bundes-
netzagentur die EEG-Jahresendabrechnungen

des Vorjahres elektronisch zu tibermitteln.
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Dieinstallierte Leistung der nach dem EEG ver-
glteten Anlagen stieg zum 31. Dezember 2010
auf50.650 MW an. Dies entspricht einer Zuwachs-
rate gegentiber 2009 von knapp 20 Prozent. Bei
derinstallierten Leistung dominierte als Energie-
trager weiterhin die Windkraft mit einem Anteil
von 53 Prozent. Die Solarenergie steigerte ihren
Anteil gegeniiber 2009 um etwa zehn Prozent-

punkte auf gut 34 Prozent.

Erzeugungskapazitdt von EEG-Anlagen 2006-2010

Installierte Leistung in MW
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Die eingespeiste Strommenge lag 2010 bei tiber
80.000 GWh und damit 7,5 Prozent iiber dem

. Solarenergie Biomasse
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42.419 4308
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Wasserkraft

Wert von 2009. Nach wie vor dominierte hier

die Windkraft mit 47 Prozent, gefolgt von der
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Energie aus Biomasse mit 31 Prozent und der
Solarenergie mit 15 Prozent. Die nach dem EEG
im Jahr 2010 gezahlten Vergiitungen beliefen
sich aufinsgesamt gut13 Mrd. Euro, wobei der
Anteil der Solarenergie knapp 40 Prozent betrug.

Auf die Biomasse entfiel ein Anteil von 32 Prozent,

der Anteil der Windkraft an den Einspeisever-
gutungen lag bei 25 Prozent. 2010 betrug die
durchschnittliche Einspeisevergiitung nach
dem EEG 16,33 ct/kWh und war damit knapp
zwei Cent hoher als 2009.

EEG-Anlagen 2009 und 2010 - Erzeugungsmengen und Einspeisevergiitung

2009
146 Mio. € (1%) | 2.038 GWh (3%)

382 Mio. € (4 %)
4.877 GWh (6 %) innen:
Erzeugungs-

menge

auRen:
Einspeise-
vergitung

3.700 Mio. € (34 %)

22.980 GWh (31%) 6.578 GWh (9 %)

. Windkraft Solarenergie Biomasse

Sonstiges (Deponie-, Klar-, Grubengas, Geothermie)

Uber 300 Fachleute kamen im Juli 2011 auf Ein-
ladung der Energieborse EPEX Spot und der
Bundesnetzagentur in Berlin zusammen, um
iber die Erfahrungen und die Perspektiven der
Vermarktung des EEG-Stroms an der Borse zu
diskutieren. Einhellig wiesen alle Experten
darauf hin, dass die bis etwa 2020 angestrebte

Verdopplung des Anteils der erneuerbaren

3.395 Mio. € (32%)
38.580 GWh (51%)

4.240 Mio. € (32%)
25.148 GWh (31%)

3.157 Mio. € (29 %)

2010
89 Mio. €(1%) | 1.186 GWh (1%)

421Mio. € (3%)

3.342 Mio. € (25 %)
5.049 GWh (6 %)

37.634 GWh (47%)

innen:
Erzeugungs-
menge
auBBen:
Einspeise-
vergutung

5.090 Mio. € (39 %)
11.683 GWh (15%)

Wasserkraft

Energien an der Stromerzeugung nur gelingen
kann, wenn weitere Fortschritte bei deren Inte-
gration in den Strommarkt erzielt werden. Dazu
gehort, dass sich die Anlagenbetreiber von der
festen Einspeisevergiitung lésen und sich am

Preis- und Mengenrisiko beteiligen.
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Gerichtliche Verfahren

Im Jahr 2011 wurden héchstrichterlich die ersten Fragen zur Anwendung der ARegV ent-

schieden. Gegenstand der Entscheidungen der Oberlandesgerichte waren insbeson-

dere der bundesweite Effizienzvergleich und Investitionsbudgets.

ENTSCHEIDUNGEN DES BGH

Erlésobergrenzen

Der BGH klérte in zwei Beschliissen vom
28.Juni 2011 (Az. EnVR 34/10 und EnVR 48/10)
eine Reihe von grundsétzlichen Streitfragen

zur Anwendung der ARegV im Regelverfahren.

Hinsichtlich der Bestimmung des Ausgangsni-
veaus der Erlosobergrenzen entschied der BGH,
dass die zwischenzeitlich zu den Netzentgelt-
genehmigungen nach § 23a EnWG ergangene
hochstrichterliche Rechtsprechung (vgl. u. a.
Beschluss vom 14. August 2008, Az. KVR 39/07)
zu bertucksichtigen sei. Die Bundesnetzagentur
hétte das Ergebnis der letzten Kostenpriifung
nichtunverdndert iibernehmen diirfen. Nicht
beanstandete der BGH dagegen die systembe-
dingte grundsétzliche Festlegung auf das Basis-
jahr 2006 fir die durchzufihrende Kosten-
prifung. Der Verordnungsgeber habe aus
Griinden der Verwaltungspraktikabilitét inso-
weit in Kauf genommen, dass die als Grundlage
fir die Bestimmung der Erlésobergrenzen heran-
gezogenen Kosten aufgrund des relativlangen
zeitlichen Abstands nicht in allen Einzelheiten
mit der tatsachlichen Kostensituation in der

Regulierungsperiode tibereinstimmten.

Nach Auffassung des BGH enthélt § 21a Abs. 6
Satz1Nr. 2, Satz 2 Nr. 5 EnNWG jedenfalls in Ver-
bindung mit § 21a Abs. 4 und Abs. 5 EnWG und
§ 21a Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 EnWG die Erméchtigung,
durch Rechtsverordnung eine von der Entwick-
lung der Verbraucherpreise abweichende Ent-
wicklung der netzwirtschaftlichen Einstands-
preise vorzusehen. Diese Regelung diene dem
Ausgleich der allgemeinen Geldentwertung.
Nach der bisherigen Ausgestaltung von EnWG
und ARegV sei bislang hingegen keine ausrei-
chende Rechtsgrundlage vorhanden, um den
netzwirtschaftlichen Produktivitatsfortschritt
zu berticksichtigen. Die Regelung des generellen
sektoralen Produktivitétsfaktors geméaB § 9 ARegV
sei daher nur teilweise von einer ausreichenden

gesetzlichen Erméachtigungsgrundlage gedeckt.

Der BGH bestétigte die von der Bundesnetz-
agentur vertretene enge Auslequng der Voraus-
setzungen des § 4 Abs. 4 Satz1Nr. 2 ARegV. Die
Anwendung dieser Hértefallregelung diirfe
nicht zu einer allgemeinen Billigkeitskontrolle
fuhren. Die Netzbetreiber seien in der Pilicht,
bezogen auf das gesamte Netz darzulegen, wie
sich die gestiegenen Kosten fiir die Beschaffung
von Verlustenergie unter Berticksichtigung

aller sonstigen Verdnderungen in der Kosten-
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und Vermoégenssituation auf die kalkulatorische
Eigenkapitalverzinsung auswirken. Die Bundes-
netzagentur hitte zur Darlegung auffordern

miissen.

Nach Auffassung des BGH ist der Erweiterungs-
faktor durch eine analoge Anwendung des § 10
ARegV bereits im ersten Jahr der Regulierungs-

periode zu berticksichtigen.

Beider Ermittlung des pauschalierten Investitions-
zuschlags sei die Rechtsprechung des BGH zu
den Netzentgeltgenehmigungen nach § 23a
EnWG (vgl. Beschluss vom 14. August 2008,
Az.KVR 39/07) insoweit zu berticksichtigen, als
Anlagen im Bau und geleistete Anzahlungen
fir Sachanlagevermdogen in die Ermittlung des
zu verzinsenden betriebsnotwendigen Eigen-
kapitals nach den fiir Neuanlagen geltenden
Grundsétzen einzubeziehen seien. Bedenken
gegen den von der Bundesnetzagentur fur die
Verzinsung des Fremdkapitals angesetzten
Zinssatz in Hohe von 4,31 Prozent bestiinden
nicht. Dieser Zinssatz sei nach dem ausdruck-
lichen Wortlaut des § 14 Abs. 2 Satz 6 ARegV zu
Recht nicht um einen Risikozuschlag erhéht
worden. Die Bundesnetzagentur hatte jedoch
bei der Bemessung des pauschalierten Investi-
tionszuschlags den im Zeitpunkt des Erlasses
der angefochtenen Entscheidung geltenden,
mit Beschluss vom 7. Juli 2008 festgelegten
Eigenkapitalzins fiir Neuanlagen in Héhe von
9,29 Prozent ansetzen missen. MaBgeblich sei
die Rechtslage im Entscheidungszeitpunkt.
Zusatzlich duBerte der BGH als obiter dictum die
Rechtsauffassung, dass die fehlende Anpassung
des Eigenkapitalzinssatzes im Rahmen der Ver-
gleichbarkeitsrechnung den Effizienzvergleich
nichtberiihre, da hier die Werte zum Stichtag
1.Juli 2008 abzubilden waren.
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Die Beschrankung des pauschalierten Investi-

tionszuschlags auf ein Prozent der Kapitalkosten
wurde durch den BGH bestétigt. Eine Kumulation
des pauschalierten Zuschlags in den jahrlichen

Erlosobergrenzen erfolge nicht.

Ferner entschied der BGH mit Beschliissen vom
18. Oktober 2011 (Az. EnVR 13/10, EnVR 12/10,
EnVR 11/10 und EnVR 9/10) grundséatzliche
Streitfragen zur Anwendung der ARegV im ver-
einfachten Verfahren. Den Gerichtsverfahren
lagen Erlésobergrenzenfestlegungen der Landes-
regulierungsbehérde Brandenburg zugrunde.
Nach Auffassung des BGH durfte das Ergebnis
der letzten Kostenpriifung auch bei der Ermitt-
lung des Ausgangsniveaus im doppelt verein-
fachten Verfahren nach § 34 Abs. 3 ARegV nicht
unverdndert iibernommen werden. Vielmehr
hétte es nach MaBgabe der zwischenzeitlich
ergangenen BGH-Rechtsprechung zu den
Netzentgeltgenehmigungen nach § 23a EnWG

angepasst werden miissen.

Der BGH bestétigte, dass der pauschalierte Inves-
titionszuschlag im vereinfachten Verfahren
nichtzur Anwendung kommt. Der Erweiterungs-
faktor seijedoch schon im ersten Jahr der Regu-

lierungsperiode zu berticksichtigen.

Hinsichtlich der Rechtmé&Bigkeit des generellen
sektoralen Produktivitédtsfaktors geméas § 9 ARegV
blieb der BGH bei seiner Rechtsprechung zu den
Regelverfahren. Der Rechtsbeschwerde der
Bundesnetzagentur wurde insoweit stattge-
geben, als dass das OLG Brandenburg den gene-
rellen sektoralen Produktivitétsfaktor fiir
rechtswidrig erklért hatte, ohne dabei die Bertick-
sichtigung einer abweichenden Einstandspreis-

entwicklung zuzulassen.
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Der BGH bekréftigte auch im vereinfachten
Verfahren seine Rechtsprechung zum Hértefall.
Im Verfahren mit dem Az. EnVR 13/10 wies er die
Rechtsbeschwerde des Netzbetreibers insoweit
zuriuck, weil das OLG Brandenburg die vom BGH
aufgestellten MaBstidbe an die erforderliche
Gesamtkostenbetrachtung bereits zugrunde
gelegtund rechtsfehlerfrei entschieden habe,
dass die geltend gemachten gestiegenen Kosten
fur Verlustenergie nicht als unzumutbar angese-
hen werden kénnten. Die gestiegenen Beschaf-
fungskosten fiir Verlustenergie hétten die Eigen-

kapitalverzinsung nur teilweise aufgezehrt.

Selbstverpflichtung Verlustenergie

Der BGH wies mit Beschluss vom 24. Mai 2011
(Az. EnVR 27/10) die Rechtsbeschwerde eines
VNB zurtick, der den Erlass einer Festlegung
begehrte, mit der die Kostenanteile fiir die Be-
schaffung von Verlustenergie bei einer von ihm
entsprechend einer freiwilligen Selbstverpflich-
tung vorgenommenen Beschaffung als wirksam
verfahrensreguliertim Sinne des § 11 Abs. 2
Satz4 ARegV erklart werden. Der BGH entschied,
dassvon den von der Bundesnetzagentur aufge-
stellten Rahmenvorgaben fiir die Beschaffung
von Verlustenergie keine Sperrwirkung ausge-
he, die die Abgabe einer freiwilligen Selbstver-
pflichtung von vorneherein nicht méglich mache.
Diese Festlegung betreffe nur das Ausschreibungs-
verfahren im Sinne von § 10 StromNZV und lasse
daher andere Aspekte der Beschaffung von
Verlustenergie ungeregelt. Die von dem VNB
vorgelegte Selbstverpflichtung geniige jedoch
nichtden Anforderungen des § 11 Abs. 2 Satz 4
ARegV, weil sie von zwingenden Vorgaben der
Festlegung zum Beschaffungsrahmen abweiche,
z.B.bezuglich der Vertragslaufzeit, des Mindest-
zeitraums zwischen Angebotszuschlag und
Lieferbeginn oder des zeitlichen Vorlaufs der

Angebotsinformationen vor Beginn der Aus-
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schreibung. Einen Anspruch auf Anerkennung
der Festlegung der Bundesnetzagentur zum
Beschaffungsrahmen als wirksame Verfahrens-
regulierung verneinte der BGH, weil diese

Festlegung keine umfassende Regulierung der

Beschaffungvon Verlustenergie darstelle.

Effizienzvergleich

Zu dem von der Bundesnetzagentur durch-
gefiithrten bundesweiten Effizienzvergleich,
derin den Regelverfahren Eingang in die Erlos-
obergrenzenfestlegungen sowohl der Bundes-
netzagentur als auch der Landesregulierungs-
behoérden gefunden hat, ergingen 2011
Entscheidungen der OLG Diisseldorf, Koblenz,

Frankfurtund Brandenburg.

Das OLG Diisseldorf mit rechtskraftigem Beschluss
vom 12. Januar 2011 (Az. VI-3 Kart 185/09 (V)),
das OLG Koblenz mit Beschluss vom 28. April 2011
(Az.6 W 41/09) und das OLG Frankfurt mit rechts-
kréaftigem Beschluss vom 17. Mai 2011 (Az. 11 W
16/09) bestétigten die RechtmaéBigkeit des Effi-
zienzvergleichs. Nach Auffassung des OLG
Diisseldorf stehe der Bundesnetzagentur ein
Einschatzungs- und Gestaltungsspielraum zu.
Die gerichtliche Uberpriifung sei darauf
beschrankt, ob die Bundesnetzagentur den indi-
viduellen Effizienzwert ohne einen den betrof-
fenen Netzbetreiber nachweislich belastenden
Verfahrensfehler ermittelt hat. Der Effizienz-
vergleich seiin seiner Durchfithrung hinreichend
nachvollziehbar und ausreichend begriindet.
Das OLG Diisseldorf bestétigte die Ordnungs-
maéBigkeit der Ausreilerbereinigung innerhalb
der Effizienzberechnung sowie die Fehlerfreiheit
derim Rahmen des Effizienzvergleichs ange-
wandten SFA-Methode und die Auswahl der

Vergleichsparameter. Bei den anonymisierten
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Kostendaten handele es sich um schiitzenswerte
Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse, deren
Veroffentlichung nicht erfolgen soll. Da bislang
kein Netzbetreiber sein Einverstandnis erklart
habe, seine eigenen Kostendaten uneingeschrankt
preiszugeben, miisse das Interesse des Netzbe-
treibers an der Transparenz der Ermittlung

seines eigenen Effizienzwertes zurticktreten.

Auch das OLG Brandenburg gehtin seinem
Beschluss vom 20. Oktober 2011 (Az. Kart W10/09)
von einem weiten Beurteilungsspielraum der
Bundesnetzagentur bei der Durchfiihrung des
Effizienzvergleichs aus. Der Riige, die Bundes-
netzagentur hitte als weiteren Parameter das
Verhdltnis von Zahl- zu Anschlusspunkten
berticksichtigen miissen, vermochte das OLG
Brandenburg nicht zu folgen. Recht gegeben
hat das OLG Brandenburg den Regulierungs-
behérden ferner auch bei der Auslegung des
§ 15 ARegV. Das OLG Brandenburg schrénkt
jedoch ein, dass eine abschlieBende rechtliche
Beurteilung des Effizienzvergleichs erst dann
moglich sei, wenn er nach weiter gehender
Begriindung durch die Bundesnetzagentur
nachvollzogen werden kénne. Mangels genauer
Kenntnis der konkreten Herleitung des Effizienz-
vergleichsmodells und der einzelnen Berech-
nungsschritte ihres Effizienzwertes seien die
Unternehmen nichtin die Lage versetzt worden,
sich zu allen entscheidungserheblichen Tatsachen
zu duBern. Die Bundesnetzagentur miisse einen
gerechten Ausgleich zwischen dem Schutz von
Betriebs- und Geschéftsgeheimnissen Dritter
und dem Recht der Unternehmen auf effektiven
Rechtsschutz finden. Die Bundesnetzagentur
legte gegen diese Entscheidung Rechtsbe-

schwerde ein.

Das Hanseatische OLG Bremen ordnete mit Be-
weisbeschluss vom 12. August 2011 (Az. 2 W 6/09)
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an, die Methodik des Effizienzvergleichs durch
ein schriftliches Sachverstdndigengutachten

uberprifen zu lassen.

Investitionsbudgets

Das OLG Diisseldorf bestétigte mit Beschluss
vom 2. Mérz 2011 (Az. VI-3 Kart 253/09 (V)) die
Befristung der Genehmigung des Investitions-
budgets bis zum sog. Eintritt der Szenariobe-
dingungen. Hinsichtlich der Berechnung der
kalkulatorischen Gewerbesteuer entschied das
OLG Diisseldorf, dass die Kérperschaftsteuer in
die Bemessungsgrundlage einzubeziehen und
der Wegfall des Insichabzugs aufgrund der
Unternehmenssteuerreform zu berticksichtigen
sei. Kosten fir Anlagen im Bau, die im Jahr 2006
aktiviert wurden, sind nach Auffassung des
OLG Diisseldorf nicht anzuerkennen, weil die
Kosten fiir diese Anlagegiiter bereits in die
Festlegung der Erl6sobergrenzen eingeflossen
sind. Die Berticksichtigung eines barwertneu-
tralen Ausgleichs zugunsten der Unternehmen
zur Kompensation des sog. t-2-Zeitverzugs
bestatigte das OLG Diisseldorf nicht. Der ARegV
lasse sich nicht entnehmen, dass im Jahr 2009
eine Anpassung der Erldsobergrenzen aufgrund
von Kosten aus dem Jahr 2007 vorzunehmen
sei. Bei der Bestimmung der Verzinsung des die
zugelassene Eigenkapitalquote tiberschreitenden
Eigenkapitals sei im Wege einer zukunftsgerich-
teten Betrachtungsweise auf den gleichgewich-
teten Mittelwert aus dem Jahresdurchschnitts-
wert aus bestimmten Bankkrediten sowie aus
dem Jahresdurchschnittswert von Industrie-
obligationen abzustellen. Eines zusdtzlichen
Risikozuschlags bediirfe es nicht, da dieser in

den Indizes bereits berticksichtigt sei.

Mit Beschluss vom 23. Mérz 2011 (Az. VI-3 Kart
233/09 (V)) bestatigte das OLG Diisseldorf, dass

zur Bestimmung des kapitalmarktiblichen
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Vergleichszinssatzes nach § 5 Abs. 2 ARegV im
Wege einer zukunftsgerichteten Betrachtungs-
weise auf den gleichgewichteten Mittelwert aus
dem Jahresdurchschnittswert aus bestimmten
Bankkrediten sowie aus dem Jahresdurchschnitts-
wert bestimmter Industrieobligationen ohne
Risikozuschlag zurickgegriffen wird. Soweit
die Bundesnetzagentur als Vergleichszinssatz
jedoch einheitlich den Mischzinssatz aus den
Jahresdurchschnittswerten der beiden Indizes
bestimme, sei diese Vorgehensweise nicht sach-
gerecht. Vielmehr sei die konkrete Finanzierungs-
art der Investitionsmafnahme zu bertiicksich-
tigen. Nur wenn der Fremdkapitalbedarf durch
Bankkredite und Industrieobligationen abge-
deckt werde, sei auf einen gewichteten Durch-
schnittszinssatz beider Indizes abzustellen.
MaBgeblich fiir die Bestimmung des Fremd-
kapitalzinssatzes soll der monatsgenaue Finan-

zierungszeitpunkt sein.

Das OLG Dusseldorf bestétigte mit Beschluss
vom 20. April 2011 (Az. VI-3 Kart 15/10 (V)), dass
der Widerrufsvorbehalt von § 23 Abs. 5 Satz 1
ARegV gedecktist. Mit Beschluss vom 11. April 2011
(Az.VI-3 Kart 276/09 (V)) entschied das OLG
Disseldorf, dass fiir die einzelnen Anlageguter
einer Off-Shore-Anlage keine unterschiedlichen,
uiber 20 Jahre hinausgehenden Nutzungsdauern

angesetzt werden diirfen.

Das OLG Diisseldorf bestétigte mit seinen Be-
schliissen vom 16. Februar 2011 (Az. VI-3 Kart
279/09 (V)und VI-3Kart280/09 (V)) die Ablehnung
mehrerer Antrége auf Genehmigung von Investi-
tionsbudgets. VNB kénne nur im Einzelfall unter
denin § 23 Abs. 6 ARegV genannten Voraus-
setzungen ein Investitionsbudget genehmigt
werden. Das Regelbeispiel in § 23 Abs. 1Satz 2
Nr. 7 ARegV sei nur dann erfillt, wenn die

UmstrukturierungsmafBnahme zur Umsetzung
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technischer Standards zur Gewéhrleistung der
technischen Sicherheit des Netzes erforderlich
seiund zusétzlich eine behérdliche Anordnung
der MaBnahme vorliege oder die Landesregu-
lierungsbehérde die Notwendigkeit der Maf3-
nahme bestétigt habe. Diese beiden Entschei-

dungen sind rechtskréftig.
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Marktentwicklung

Im Eisenbahnverkehrsmarkt wurde im Jahr 2011 die Rekordsumme von 17,6 Mrd. Euro
umgesetzt. Besonders positiv entwickelte sich der Schienenguterverkehr. Die Markt-
anteile der Wettbewerber stiegen sowohl im Schienengtterverkehr als auch im

Schienenpersonennahverkehr moderat an.

WESENTLICHE ENTWICKLUNGEN Der bereits angekiindigte Einstieg eines neuen
Wettbewerbers im SPFV wurde erneut

In einem insgesamt positiven Marktumfeld hat verschoben.

insbesondere der Schienengtiterverkehr (SGV)

von den wirtschaftlichen Entwicklungen UMSATZERLOSE

profitiert. Im Schienenpersonenverkehr

entwickelten sich die beiden Marktsegmente Beim Umsatz im Schienengtiterverkehrsmarkt
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und erwartet die Bundesnetzagentur fiir 2011 ein
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) unter- deutliches Plus von 0,3 Mrd. Euro auf 4,6 Mrd.
schiedlich. Wahrend der SPNV erneut zulegen Euro. Das entspricht einem Zugewinn von rund
konnte, stagnierte die Entwicklung des SPFV. sieben Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

Umsatz im Eisenbahnverkehrsmarkt 2005-2011

Mrd. €

72 71 17,6
16,6 :
16,0 16,5
15,0
= - -

|

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011e

B senv SPFV [ scv

*

inklusive Bestellerentgelte der Aufgabentrager
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Im SPFV wurde im Jahr 2011 ein Umsatz von

3,7 Mrd. Euro erzielt. Damit blieb der Umsatzim
Vergleich zum Vorjahr unverédndert. Der Schie-
nenpersonennahverkehrsmarkt entwickelte
sich positiv. Seit Beginn der Marktbeobachtung
durch die Bundesnetzagentur wurden hier
kontinuierlich Zuwéachse verzeichnet. Im Jahr
2011 wurde bei steigender Fahrgastnachfrage

ein Umsatz von rund 9,3 Mrd. Euro erreicht.

Dieim SGV erbrachte Verkehrsleistunglag
nach vorldufigen Berechnungen des Statis-
tischen Bundesamts mit rund 113 Mrd.
Tonnenkilometern (tkm) leicht unter der des
Rekordjahres 2008. Im Vergleich zum Vorjahr
konnte damit ein Plus von rund sechs Prozent
verzeichnet werden. Der Wettbewerberanteil
stieg dagegen nur geringfiigig auf nunmehr
26 Prozent. Rund drei Viertel der Leistungen
im SGV wurden durch Unternehmen der
Deutschen Bahn AG (DB AG) erbracht.

Im SPFV betrug die Verkehrsleistung rund
36 Mrd. Personenkilometer (Pkm). Wett-
bewerber sind im SPFV aufgrund der hohen
Markteintrittsbarrieren bisher kaum aktiv.
Der Wettbewerberanteil lag erneut bei unter

einem Prozent.

Dieim SPNV erbrachte Verkehrsleistung
konnte 2011 erneut leicht gesteigert werden.
Nach ersten Schétzungen des Statistischen
Bundesamts wurden 49 Mrd. Pkm erbracht.
Damit betrug der Zugewinn etwa zwei Prozent.
Die Wettbewerber der DB AG bauten ihren
Marktanteil auf nunmehr 13 Prozent der

Verkehrsleistung aus.
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Verkehrsleistung und Wettbewerb im
Eisenbahnmarkt 2005-2011
Guterverkehr
_ Mrd. tkm ns 16 113
107 107
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Personenfernverkehr
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Personennahverkehr
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Anteil Wettbewerber

B Anteil DBAG

tkm =Tonnenkilometer
Pkm = Personenkilometer
* aktualisierte Werte

Quelle: Bundesnetzagentur, DB AG, Statistisches Bundesamt



198

Im Rahmen einer jahrlichen Markterhebung
gibt die Bundesnetzagentur Eisenbahnver-
kehrsunternehmen (EVU) die Moglichkeit,
marktrelevante Aspekte zu bewerten. Im
Personenverkehr kritisierten die befragten
Unternehmen insbesondere die Bereiche Tarif
und Vertrieb. Hierunter fallen die Aufteilung
von Fahrgeldeinnahmen, die Struktur und die
Hohe von Vertriebsprovisionen sowie der
Zugang zur Vertriebsinfrastruktur (z. B. Reise-
zentren, Fahrkartenautomaten). Neben dem
Zugang zur internationalen Eisenbahninfra-
struktur wurden auch Qualitdt und Ausbau-

zustand des Schienennetzes kritisiert.

Unterdurchschnittlich wurde zudem das Preis-
Leistungs-Verhdltnis der Eisenbahninfra-

strukturunternehmen (EIU) bewertet. Fir die

Einflussfaktoren auf dem Schienenverkehrsmarkt

Themenbereiche

Tarif und Vertrieb
Internationaler Zugang
Qualitat und Ausbauzustand Netz

Preis-Leistungs-Verhaltnis der EIU

Wie bewerten Sie den
erreichten Stand in
folgenden Bereichen?

Diskriminierungsfreiheit Preissysteme

Zugang zu Serviceeinrichtungen

Zugang zu Schienenwegen

Kundenfreundlichkeit der EIU

Verfugbarkeit Betriebsmittel
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Inanspruchnahme der Leistungen der EIU
missen die EVU Nutzungsentgelte entrichten,
beispielsweise in Form von Trassen- und
Stationsentgelten. Beim Preis-Leistungs-
Verhiltnis der entsprechenden Entgelte waren
insbesondere die Einzelbewertungen der
Entgelte fiir die Nutzung von Personenbahn-
hofen und die Bewertungen fiir den Bahnstrom
fiir das unterdurchschnittliche Gesamtergeb-
nis maBgebend. Die negative Wahrnehmung
der Bahnstrompreise kann darauf zurtick-
gefihrtwerden, dass die DB Energie GmbH
sowohl die Strompreise als auch die Netzent-
geltein den letzten Jahren kontinuierlich
erhoht hat. Im Gegensatz hierzu sind die
Netzentgelte des allgemeinen Strommarkts in
den letzten Jahren gesunken. Auch die allge-
meinen Strompreise weisen eine eher differen-
zierte Entwicklung auf, teilweise waren auch
langere Phasen mit sinkenden Preisen zu

beobachten.

Bewertung durch EVU*
(1= sehr gut, 5 = ungeniigend)

3,5

3.4

Durchschnitt: 2,9

* Mittelwerte der jeweiligen Problemfelder (Einzelergebnisse) aus den aufgefiihrten Themenbereichen
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Etwas bessere Bewertungen wurden fiir die
Diskriminierungsfreiheit der Preissysteme der
EIU vergeben. Allerdings wurden auch hier
insbesondere das Bahnstrompreissystem und
das Stationspreissystem (SPS) des DB-Konzerns
kritisch bewertet. Bei den Bahnstrompreisen
bemaéngelten die Wettbewerber hauptsachlich,
dass spezifische Mengenrabattregelungen
faktisch nur von den groBen EVU der DB AGin
Anspruch genommen werden kénnen. Die
Preissysteme von Hafen und Betreibern von
Schienenwegen wurden vergleichsweise posi-
tivbeurteilt. Am besten schnitten die Infra-
strukturbetreiber bei der Bewertung der

Kundenfreundlichkeit ab.

Wie in den vergangenen Jahren sind die Preise

fiir die Nutzung der Schieneninfrastruktur 2011
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erneut gestiegen. Die von den Betreibern von
Schienenwegen erhobenen mittleren Trassen-
entgelte haben sich seit 2007 deutlich verteu-
ert. Unter Berticksichtigung der von 2010 auf
2011 erfolgten Preisanpassung ist der Preis im
Vergleich zum Jahr 2007 im SPNV und im SGV
jeweils um neun Prozent angestiegen. Im SPFV
erhohte sich der mittlere Trassenpreis in

diesem Zeitraum sogar um elf Prozent.

Die allgemeine Inflation lag im Vergleich
hierzu zwischen 2007 und 2011 nur bei rund
sieben Prozent. Der Index der Erzeugerpreise
gewerblicher Produkte lag fur diesen Zeitraum
etwa auf gleichem Niveau wie die Steigerungen
des durchschnittlich gezahlten Entgelts bei
den Zugtrassen des SPNV und des SGV.

Durchschnittliches Trassenentgelt je Trassenkilometer 2007-2011

Indexiert*
15

10

105

100

95
2007 2008

SPFV (+11%) SGV (+9%)

* berechnetals Quotient aus Trassenentgelten und Betriebsleistung

2007=100
Quelle: Bundesnetzagentur, Statistisches Bundesamt

M sPNv (+9%)

2010 2011e

Erzeugerpreisindex (+9 %) . Inflation (+7%)
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Analog zur Entwicklung der Trassenpreise der
DB Netz AG haben sich auch die Entgelte fiir
Verkehrshalte an Personenbahnhéfen bei der
DB Station&Service AG weiter erhoht. Im
Vergleich zum Jahr 2007 sind die Stationspreise

deutlich stérker gestiegen als die allgemeine

Durchschnittlicher Erl6s je Stationshalt 2007-2011
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Stationsentgelte (+10 %)

* berechnetals Quotient aus Stationsentgelten und Stationshalten

2007=100
Quelle: Bundesnetzagentur, Statistisches Bundesamt

Die steigenden Infrastrukturnutzungsentgelte
stellen auch fiir den iiberwiegend 6ffentlich
finanzierten SPNV eine Herausforderung dar.
Rund 60 Prozent der Umsétze der EVU des

Erzeugerpreisindex (+9 %)
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Inflation. Bereits zwischen 2007 und 2010 hatte
sich das mittlere Stationsentgelt um insgesamt
gut sieben Prozent erhoht. Fiir 2011 geht die
Bundesnetzagentur von einem Plus von
nunmehrrund zehn Prozent im Vergleich zum

Preisniveau von 2007 aus.

2010 20T1e

B infiation (+7%)

SPNV stammen aus 6ffentlichen Zuschiissen.
Die Hohe der Zuschiisse ist dabei zwischen 2007

und 2011 um vier Prozent gestiegen.
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Die Ausgaben fiir Infrastrukturleistungen

- insbesondere Trassen- und Stationsentgelte -
sind im Nahverkehr jedoch um neun Prozent
gestiegen. Da die 6ffentlichen Aufgabentrédger
in der Regel die Infrastrukturaufwendungen
der EVU tibernehmen, stehen fiir die Finanzie-

rung des eigentlichen Bahnbetriebs entspre-

Zuschiisse und Aufwendungen im SPNV 2007-2011

Indexiert*
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95
2007 2008

Aufwendungen fir Infrastruktur (+9 %)

* Basis: absolute Aufwendungen bzw. Zuschiisse in Euro
2007=100
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chend weniger Mittel zur Verfiigung
(minus drei Prozent im Vergleich zu 2007).
Bislang konnte der negative Einfluss auf die
Verkehrsleistung tiber eine gestiegene
Zugauslastung und Einsparungen durch die
vermehrte wettbewerbliche Vergabe von

Verkehrsvertrdgen abgeschwécht werden.

2010 2011e

Summe Zuschiisse Aufgabentrager (+4 %) . Aufwendungen fir Verkehrsleistung (-3 %)

Quelle: Bundesnetzagentur, VDV (Erwartungswert Aufgabentragerzuschiisse 2011)
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Aktivitaten und Verfahren

Die Bundesnetzagentur konnte im Jahr 2011 auf vertraglicher Basis die schrittweise

Abschaffung des Auslastungsfaktors erreichen. Dadurch werden chancengleiche Wett-

bewerbsbedingungen fir alle Marktteilnehmer sichergestellt. Des Weiteren wurden

von der DB Netz AG wesentliche Schritte zur Umsetzung des von der Bundesnetz-

agentur erarbeiteten Positionspapiers ,Zugang zu Rangierbahnhéfen® eingeleitet.

ZUGANG ZU SCHIENENWEGEN

Priifung von Nutzungsbedingungen
Betreiber von Schienenwegen miissen
Nutzungsbedingungen, sog. Schienennetz-
Benutzungsbedingungen (SNB), fiir ihre Infra-
strukturen aufstellen und vertffentlichen. Die
Prifung der SNBist eine zentrale Aufgabe der
Bundesnetzagentur im Bereich der Eisenbahn-

regulierung.

Die Bundesnetzagentur hatim November 2011
im Rahmen ihrer Priifung den beabsichtigten
Anderungen der SNB der DB Netz AG (SNB 2013)
in einigen Punkten widersprochen. Die bean-
standeten Bestimmungen waren nicht mit den
geltenden eisenbahnrechtlichen Vorschriften
vereinbar. Die DB Netz AG wollte u. a. Unterneh-
men, die Gliter auf der Schiene transportieren
lassen (z. B. produzierende Unternehmen oder
Speditionen), den Abschluss von Einzel-
nutzungsvertragen verwehren. Da fiir diese
Unternehmen aber im Dritten Eisenbahn-
rechtsdnderungsgesetz 2005 zur Starkung des
Schienengiiterverkehrs ein eigenes Zugangs-

recht verankert wurde, wére die beabsichtigte

Anderung einer Aushohlung dieser Bestim-
mung gleichgekommen. Durch den Wider-
spruch hat die Bundesnetzagentur dies

verhindert.

Auch die SNB anderer Betreiber von Schienen-
wegen wurden gepriift. Zahlreiche im Vorjahr
begonnene Verfahren konnten 2011 abge-
schlossen werden. Bei den Betreibern der
Schienenwege hatten 2011 insgesamt rund
90 Prozent der Unternehmen (2010: 80 Prozent)
entsprechende Nutzungsbedingungen aufge-
stellt. Zum Jahresende gab es keine Betreiber
von Schienenwegen mit hoherer wettbewerbli-
cher Relevanz, die ohne giiltige SNB am Markt
tatig waren. Einige kleinere Unternehmen
stehen derzeit noch mit der Bundesnetzagen-
tur beziiglich der Erstellung von Nutzungsbe-

dingungen im Austausch.

Betriebszentralen

Der tégliche Ablauf des Eisenbahnbetriebs auf
dem Schienennetz der DB Netz AG wird in
Deutschland in einer tibergeordneten Netzleit-
zentrale und sieben regionalen Betriebszen-

tralen (BZ) iiberwacht und disponiert. Auf-
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grund wettbewerblicher Nachteile fiir
konzernfremde EVU verfiigte die Bundesnetz-
agentur im Jahr 2010 eine Offnung der BZ auch
fir Konkurrenten der DB-EVU.

Nach Riicknahme der Widerspriiche sowohl
durch die DB Netz AG als auch durch die
DB-EVU wurde das Verfahren im Jahr 2011
erfolgreich beendet. Die DB Netz AG ist inzwi-
schen allen Verpflichtungen des Bescheids der

Bundesnetzagentur nachgekommen.

Insbesondere die Verpflichtung, auch konzern-
externen EVU die Moglichkeit einzurdumen,
Arbeitspldtze in den BZ anzumieten, wird nun
erfillt. Zuvor war dies ausschliefllich den
konzerneigenen EVU mdoglich. In den BZ wird
entschieden, welcher Zug im laufenden Betrieb
als Erster eine Strecke befahren darf und
welcher warten muss. Gerade im Fall von
Stérungen des Betriebs konnen diese Entschei-
dungen aufgrund auflaufender Verspatungen
eine hohe Relevanz fiir die betroffenen EVU

haben.

Die DB Netz AG war zudem verpflichtet worden,
Informationen iiber den Betriebsablauf auf den
Strecken (Geschwindigkeit, noch ausstehende
Halte, Sollfahrplan, Art des Trassenprodukts)
fir den Zuglaufweg allen EVU diskriminie-
rungsfrei bereitzustellen. Ziel dieser Regelung
istes, nichtin den BZ vertretene EVU mit den in
den BZ vertretenen EVU gleichzustellen. So
werden diese in die Lage versetzt, die Entschei-
dungen der Mitarbeiter der BZ vorauszusehen
und ihre Verkehre im Stoérungsfall frithzeitig
umplanen zu kdnnen. Dariiber hinaus kénnen
sie dadurch beurteilen, auf welcher Grundlage
eine dispositive Entscheidung mit Verspa-

tungsfolge getroffen wurde.
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Netzfahrplan

Bei der Erstellung des Netzfahrplans 2011
wurden laut DB Netz AG tiber 55.000 Trassen
angemeldet. Dies entspricht einem Plus von
rund sieben Prozent gegeniiber dem Vorjahr.
Wesentlicher Grund fiir die Zunahme war laut
DB Netz AG die vermehrte Berticksichtigung

von BaumafBnahmen bereits im Netzfahrplan.

Rund 12.000 Trassenanmeldungen fiihrten zu
Nutzungskonflikten. Erstmals wurden sie
mittels neuer, im Rahmen eines Grundsatz-
verfahrens erarbeiteter Regeln bearbeitet.
Diese Regeln sollen fiir eine transparente
Durchfithrung deslaut § 9 Abs. 3 EIBV vorgese-
henen Koordinierungsverfahrens sorgen.
Dessen ungeachtet hat sich ein EVU in Bezug
auf das von der DB Netz AG abgegebene vorlédu-
fige Netzfahrplanangebot noch vor der Mittei-
lung tiber beabsichtigte Trassenablehnungen
an die Bundesnetzagentur gewandt, da wegen
BaumafBnahmen ein GroBteil der beantragten
Trassen nicht bzw. nur mit erheblichen Abwei-
chungen zugewiesen werden sollte. Im
Rahmen von Gesprachen konnte die Bundes-
netzagentur eine einvernehmliche Loésung

erreichen.

Daruiber hinaus erhielt die Bundesnetzagentur
von der DB Netz AG Mitteilungen tiber 27 beab-
sichtigte Trassenablehnungen zum Netzfahr-
plan 2012. Die Bundesnetzagentur fiihrte
hierzu ein Vorabpriufungsverfahren nach § 14e
AEG durch und beanstandete in einem Fall die

beabsichtigte Trassenablehnung.

Die DB Netz AG strebt an, fiir das Koordinie-

rungsverfahren gemas § 9 Abs. 3 EIBV beson-
dere Verfahrensregeln einzufiihren. Hiervon
betroffen waren BaumafBnahmen, die gemas

der Konzernrichtlinie ,Fahren und Bauen*
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bereits im Netzfahrplan zu beriicksichtigen
sind. Die Bundesnetzagentur fithrt zu dieser
Thematik weiterhin Gesprache mit der DB
Netz AG, um fir die Zukunft eine tragbare
und nicht diskriminierende Regelung fiir die

Zuweisung von Zugtrassen zu finden.

Nachdem im Jahr 2010 eine neue Rahmenver-
tragsperiode begonnen hatte, wurden 2011 von
den EVU weitere 15 aperiodische Rahmenver-
trage mitinsgesamt 240 Bandbreiten angemel-
det. Diese konnen nach § 13 Abs. 11 EIBV
sjederzeit” abgeschlossen werden. Die
Rahmenvertrage wurden vorab von der
Bundesnetzagentur ohne konkrete Bean-

standung geprtift.

Positionspapier Rangierbahnhéfe und
andere Zugbildungsanlagen

Der Guterverkehr bendtigt Rangierbahnhofe
als Verkehrsknoten sowie zu Beginn und am
Ende einer Fahrt. Diese Einrichtungen dienen
den EVU zur Strukturierung ihres Produktions-
prozesses. Um diesen effizient und wirtschaft-
lich zu gestalten, ist je nach logistischem
Konzept eine besondere Reihung der Waggons
erforderlich. Die Reihenfolge hdngt von den
Zielen der Waggons bzw. von der weiteren
Behandlung der Ladungen ab. Da Rangier-
bahnhofe und dhnliche Infrastrukturen in
Abhéngigkeit ihrer jeweiligen Lage Flaschen-
hélse darstellen, istihre optimale Auslastung
eine wichtige Voraussetzung fiir einen erfolg-

reichen Giiterverkehr.

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesnetz-
agentur eine Arbeitsgruppe mit reprasentati-
ven Marktteilnehmern mit dem Ziel initiiert,

regulatorische Lésungen fur diese Serviceein-
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richtungen zu entwickeln. Die Ergebnisse der
Arbeitsgruppe hat die Bundesnetzagentur
zusammen mit eigenen Schlussfolgerungen
und Forderungen Ende 2010 in einem
Abschlussbericht und einem Positionspapier

veroffentlicht.

Im Jahr 2011 hat die Bundesnetzagentur mit
EIU, die Rangierbahnhofe und andere Zugbil-
dungsanlagen betreiben, intensive Gesprache
uber die Umsetzung der Forderungen aus dem
Positionspapier gefiihrt. Diese Gesprache
miindeten u. a. in Anderungen der NBS der DB
Netz AG. So werden Gleise kiinftig langstens bis
zum Ende einer geltenden Netzfahrplanperiode
vermietet. Bisher wurden sie tiblicherweise bis
zu sechs Jahre vermietet. Damit soll eine
Angleichung an das System der Trassenvergabe
geschaffen werden. Weiterhin soll kiinftig ein
Anlagedisponent in ausgewdhlten Einrichtun-
gen die Bewirtschaftung der Infrastruktur
koordinieren. Die DB Netz AG wird au3erdem
die Gleise in ihren Serviceeinrichtungen
jeweils vorrangigen Nutzungszwecken und
Funktionen zuordnen. Dies ermoglicht eine

optimierte Auslastung der Infrastrukturen.

Priifung von Nutzungsbedingungen
Analog zu den Regelungen bei Betreibern von
Schienenwegen missen Betreiber von Service-
einrichtungen Nutzungsbedingungen (NBS)
furihre Infrastrukturen aufstellen, der
Bundesnetzagentur zur Prifung vorlegen und
veroffentlichen. Im Jahr 2011 hat die DB Netz AG
mit den NBS 2013 eine Neufassung ihrer NBS
angezeigt. Die Bundesnetzagentur hat dieser
Neufassung in zwei Punkten per Bescheid
widersprochen. Nach der urspringlichen
Fassung der NBS hitte eine Gruppe von gesetz-
lich zugangsberechtigten Unternehmen

(insbesondere Spediteure oder Operateure im
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Kombinierten Verkehr) zukiinftig keine
Vertrédge tiber die konkrete Nutzung von
Serviceeinrichtungen abschlieBen kénnen.
Zudem sollten Zugangsberechtigte, die zusatz-
lich zum regulédren Nutzungsentgelt weitere
Zahlungen zur Finanzierung des Ausbaus
bestimmter Infrastrukturen leisten, vorran-
gige Nutzungsrechte an dieser Infrastruktur
erhalten. Die DB Netz AG hat gegen den
Bescheid Widerspruch eingelegt. Uber den
Widerspruch hat die Bundesnetzagentur noch

nicht entschieden.

Einen weiteren Schwerpunkt stellte 2011 die
Priifung der NBS von Hafen bzw. Hafenbahnen
dar. Diese besitzen durch ihre Eigenschaft als
Verkehrs- bzw. Umschlagknoten und damit als
Start und Ziel vieler Giiterverkehre eine tiber
ihr eigentliches Wirkungsfeld hinausgehende
Bedeutung. Zugleich stellen sie sehr komplexe
Serviceeinrichtungen dar, da eine Hafenbahn
im Regelfall immer auch eine Verkntiipfung
verschiedener Infrastrukturen auf engem
Raum beinhaltet. So finden sich in Hafen u. a.
Terminals bzw. Umschlageinrichtungen,
Rangieranlagen oder Gleisanschliisse der
Industrie. Im Jahr 2011 wurden z. B. die NBS der
Héafen Hamburg, Bremerhaven, Liibeck, Trier,
des Fahrhafens Sassnitz und der Stadtischen

Héfen Hannover gepriift.

Die Zahl der EIU, die NBS aufstellen und damit
ihren gesetzlichen Pflichten nachkommen, ist
in den vergangenen Jahren stetig angestiegen.
Um dieses Ziel zu erreichen, schreibt die
Bundesnetzagentur Unternehmen ohne
gultige Nutzungsbedingungen an und weist

diese aufihre Pflichten hin.
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Zugang zu Industrie- und Anschlussbahnen
Die Bundesnetzagentur erhielt 2011 eine Reihe
von Beschwerden tiber den Zugang zu
industriebezogenen Anschlussbahnen bzw.
Werksbahnen. Diese Infrastrukturen verkniip-
fen auf Industriearealen, je nach GréBe dhnlich
den Funktionen der Hafenbahnen, verschie-
denartige Serviceeinrichtungen. Gleichzeitig
sind sie in vielen Fédllen eng mit den jeweiligen

industriellen Abldufen verbunden.

Soweit Eisenbahninfrastrukturen ausschlief3-
lich zur Nutzung fiir den eigenen Giiterverkehr
betrieben werden, besteht zunéchst keine
Verpflichtung zur Zugangsgewéhrung. Dies
giltjedoch nicht fur Eisenbahninfrastrukturen,
die Terminals und Hafen beinhalten. Die
Bundesnetzagentur hat die Beschwerden
gepriift und EIU aufgefordert, NBS zu erstellen,
damit Zugangsberechtigte auf Basis der NBS

ihr Zugangsrecht wahrnehmen kénnen.

Zugang zu Wartungseinrichtungen

Der diskriminierungsfreie Zugang zu
Wartungseinrichtungen bildete 2011 einen
Tatigkeitsschwerpunkt der Bundesnetzagentur
im Eisenbahnbereich. Verbénde, die Werkstatt-
betreiber reprasentieren, z. B. der Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), der
Verband der Bahnindustrie (VDB) und die
Vereinigung der Privatgiiterwagen-Interessen-
ten (VPI), suchten in Gesprachen mit der
Bundesnetzagentur nach spezifischen Losun-
gen furdiese Infrastrukturen. Neben Unter-
nehmen, die ausschlieBlich Werkstatten
betreiben, miissen auch EVU, die Werkstéitten
zur Instandhaltung und Reparatur von Eisen-
bahnfahrzeugen betreiben, NBS fiir ihre Werk-
stitten aufstellen und veroffentlichen. Uber
deren Inhalte bestanden in der Vergangenheit

teilweise Unsicherheiten im Markt. Um praxis-
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gerechte Losungen fiir die Umsetzung der
rechtlichen Vorgaben zu entwickeln, behan-
delte daher eine Arbeitsgruppe unter der
Federfihrung der Bundesnetzagentur Fragen
zum Inhalt von NBS fiir Werkstétten bzw.

Fragen der Entgeltgestaltung.

Ein zentrales Ergebnis der Arbeitsgruppe ist
eine Checkliste fiir den leistungsbezogenen
Inhalt von Nutzungsbedingungen. Die Arbeits-
gruppe hat im Wesentlichen einen Konsens
uber diese Liste erlangt. Alle Marktbeteiligten
und Interessenvertretungen haben die
Moglichkeit erhalten, im Rahmen einer Markt-
konsultation die Ergebnisse der Checkliste zu
kommentieren. Die Checkliste soll die Betreiber
von Wartungseinrichtungen dabei unterstiit-
zen, den leistungsbezogenen Inhalt und den
Umfang ihrer individuellen Nutzungsbedin-
gungen zu bestimmen. Dadurch soll es den
Zugangsberechtigten erleichtert werden,
einen ersten Uberblick iiber die jeweilige
Werkstatt einschlieBlich ihres Leistungs-

spektrums zu erhalten.

DB Netz AG

Auslastungsfaktor

Der Auslastungsfaktor ist ein Entgeltbestand-
teilim Trassenpreissystem (TPS) der DB Netz AG.
Er soll nach Angaben des Unternehmens der
Schaffung von Anreizen zur Erh6hung der Leis-
tungsfahigkeit des Schienennetzes gemas § 21
Abs.1EIBV dienen. Der Auslastungsfaktor
wird auf besonders ausgelasteten Strecken-
abschnitten als zuséatzlicher Aufschlag in Héhe

von 20 Prozent erhoben.

Die Bundesnetzagentur hatte der Erhebung des
Auslastungsfaktors durch die DB Netz AG mit
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Bescheid vom 1. Juli 2011 widersprochen, da das
Unternehmen keine sachliche und schliissige
Rechtfertigung fir die entgeltliche Differenzie-
rung hatte vortragen kénnen. Zudem war
unklar geblieben, wie sich die Streckenab-
schnitte bestimmen, auf denen der Auslas-
tungsfaktor erhoben wird, und wie sich das
erhohte Entgelt berechnet. Gegen den Bescheid
legte die DB Netz AG Widerspruch ein.

Um einen langwierigen Rechtsstreit und eine
darausresultierende Unsicherheit fiir den
Markt zu vermeiden, schlossen die Bundesnetz-
agentur und die DB Netz AG am 15. November
2011 einen offentlich-rechtlichen Vertrag zur
schrittweisen Abschaffung des Auslastungs-
faktors. Demnach wird der Auslastungsfaktor
bis zum 8. Dezember 2012 nur noch auf zwei der
bisher neun betroffenen Strecken erhoben,

danach entfallt der Zuschlag vollstédndig.

Larmabhdngiges Trassenpreissystem

Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) hatte die DB Netz AG
Ende 2010 aufgefordert, ein larmabhé&ngiges
TPS zu entwickeln und dieses bereits mit dem
Wechsel des Netzfahrplans im Dezember 2012
einzufihren. Hierzu fanden zu Beginn des
Jahres 2011 Gespriache zwischen der Bundes-
netzagentur und der DB Netz AG statt. Dabei
wurden die Umsetzungsmoglichkeiten unter
Beriicksichtigung der eisenbahnrechtlichen
Vorgaben umfassend diskutiert. Im Sommer
2011 hat die DB Netz AG einen Entwurf mogli-
cher SNB-Regelungen vorgelegt.

Die Bundesnetzagentur hat die DB Netz AG auf
einige Punkte hingewiesen, die aus ihrer Sicht
einer eisenbahnrechtlichen Uberpriifung
nicht standhalten wiirden. Uberwiegend

bewertete sie die vorgeschlagenen Formulie-
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rungen als unzureichend. Gleichzeitig erbat sie

weitere Informationen.

Im Oktober 2011 wurden die beabsichtigten SNB
als Mitteilung gemas § 14d Satz 1 Nr. 6 AEG bei
der Bundesnetzagentur eingereicht. Nach Ein-
schdtzung der Bundesnetzagentur bestand
insbesondere hinsichtlich der Anreizwirkung
zur Umriistung von Giiterwagen Nachbesse-
rungsbedarf. Von einem Widerspruch gegen
die beabsichtigten Regelungen sah sie jedoch
ab, da dies die Einfiihrung eines als notwendig
erachteten larmabhédngigen TPS gdnzlich
verhindert hitte. Die Bundesnetzagentur hat
sich entschlossen, im Nachgang zur Ex-ante-
Priifung der SNB im Rahmen eines gesonderten
Verfahrens die Defizite zu beheben und die

fehlenden Auskiinfte einzufordern.

Entgeltgrundsétze in SNB

Die von der DB Netz AG vorgelegten SNB 2013
wurden von der Bundesnetzagentur auch mit
Blick auf die dort beschriebenen Entgeltgrund-
sitze gepriift. Neben den beabsichtigten Ande-
rungen beziiglich der Nichtnutzung von
Trassen sowie Ziigen mit einer Verspatung von
mehr als 20 Stunden widersprach die Bundes-
netzagentur mit Bescheid vom 1. Dezember
2011 insbesondere der geplanten Zusammen-
legung von Streckenkategorien. Hierbei sollten
vier der zwolf Streckenkategorien des TPS zu
einer Kategorie zusammengefasst werden.
Neben erheblichen Verschiebungen der finan-
ziellen Belastung im Eisenbahnmarkt bean-
standete die Bundesnetzagentur diesbeziiglich
insbesondere die Nichteinhaltung der recht-

lichen Vorschriften zur Entgeltbildung.

Des Weiteren beabsichtigte die DB Netz AG die
Einfihrung von Abschlagszahlungen in Héhe

von 50 Prozent des jeweiligen Monatsentgelts,
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die zum 25. Tag des Monats fallig werden soll-
ten. Dies héitte zu einer Vorverlagerung des
Zahlungsziels fiir einen erheblichen Teil der
Trassenentgelte um ca. sechs Wochen gefiihrt.
Die Bundesnetzagentur stand dieser beabsich-
tigten Anderung aufgrund der groBen finanzi-
ellen Auswirkungen - insbesondere fiir
kleinere EVU -kritisch gegeniiber und konnte
in Verhandlungen mit der DB Netz AG eine
Absenkung der beabsichtigten Abschlagszah-
lungen auf 25 Prozent des jeweiligen Monats-

entgelts erwirken.

DB Station&Service AG
Weiterentwicklung Stationspreissystem
Die Bundesnetzagentur hat 2011ihre Gesprache
mit der DB Station&Service AG zur Weiterent-
wicklung des SPS fortgesetzt. Gegenstand der
Gesprdache war dabei zum einen die Struktur
des SPS, die durch eine auf Zugldngen bezo-
gene Preisdifferenzierung gekennzeichnetist.
Zum anderen rickten mitdem Einreichen der
Stationspreisliste 2012 bei der Bundesnetz-
agentur auch die Preishdhen selbst in den

Vordergrund.

Bereits mit Bescheid vom 19. November 2010
hatte die Bundesnetzagentur den sog. Zuglan-
genfaktor mangels sachlicher Rechtfertigung
beanstandet. Diese Komponente im SPS sorgt
fiir eine Erh6hung des Preises pro Zughalt bis
zum Dreifachen des Grundpreises. Die DB
Station&Service AG war deshalb zur Entwick-
lung eines alternativen Modells aufgefordert
worden, wobei die bestehende Preisgestaltung
von der Bundesnetzagentur als Ubergangs-

l6sung akzeptiert wurde.

Die als Ubergangslésung fiir 2011 zugelassene
Form des Zuglédngenfaktors wird voraussicht-

lich aus Mangel an Alternativen auch fiir 2012
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Anwendung finden. Ein génzlicher Verzicht
auf eine preisliche Differenzierung hétte eine
erhebliche Mehrbelastung des SPNV mit seinen
durchschnittlich kiirzeren Ziigen zur Folge.
Dies konnte im schlimmsten Fall zu Abbestel-
lungen von Verkehrsleistungen fiihren. Dessen
ungeachtet hat die Bundesnetzagentur die
DB Station&Service AG aufgefordert, ein alter-
natives, eisenbahnrechtskonformes Modell zu

entwickeln.

Wiéhrend 2012 die Preissystematik nicht
verdndert wird, hat die Kostenentwicklung zu
Verdnderungen der Preish6hen in der Stations-
preisliste gefiihrt. Diese stehen zum groBen Teil
in Zusammenhang mit den Konjunkturmas-
nahmen des Bundes, die eigene Aufwendun-
gen bei der DB Station&Service AG erforderlich
machen. Daneben wurden auch die verstarkten
Bemiihungen hinsichtlich der Fahrgastinfor-
mation und des Sicherheitsdienstes kosten-
wirksam. Mit dem auf Initiative der Bundes-
netzagentur erstmals entwickelten Modell
einer Mehrjahreskalkulation konnten die
gravierendsten Preisspriinge zumindest
abgemildert werden. Zudem wurde der

DB Station&Service AG nahegelegt, kiinftig die
Kommunikation sowohl mit der Bundesnetz-
agentur als auch mit den Marktteilnehmern im
Falle drohender Kostensteigerungen zu verbes-
sern. Hier ist eine frithzeitigere Einbindung der

Betroffenen notwendig.

Entgelt-Neuberechnung, Abschlags-
zahlungen

Mit Bescheid vom 6. Juni 2011 hat die Bundes-
netzagentur die DB Station&Service AG ver-
pflichtet, fiir das Fahrplanjahr 2010/2011 gegen-
uber zwei EVU die Preise fiir die Stationsnut-
zung neu zu berechnen. Zum Fahrplanjahr
2010/2011 hatten die beiden EVU fiir ihre
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Stationshalte teilweise ldngere Ziige angemel-
det, als tatsdchlich gefahren werden sollten.
Die DB Station&Service AG wollte allerdings die
Stationshalte gegentiber den beiden EVU auf
Basis der angemeldeten Zugldngen abrechnen.
Beide EVU weigerten sich deshalb, einen Stations-
nutzungsvertrag mit der DB Station&Service AG

abzuschlieBen.

Die Bundesnetzagentur ist der Auffassung, dass
durch das Abrechnen der Stationsentgelte auf
Basis der angemeldeten - anstelle der tatsach-
lichen - Zugldngen eine Diskriminierung
vorliegt. Dadurch wiirden beide EVU preislich
gegentiiber anderen EVU ohne sachlich
gerechtfertigten Grund benachteiligt, obwohl
die gleiche Leistung in Anspruch genommen

wirde.

Im Rahmen ihrer Uberpriifungen wurde die
Bundesnetzagentur zudem auf die Regelungen
zu Abschlagszahlungen fiir diese EVU aufmerk-
sam. Eines der beiden EVU besitzt einen noch
gultigen sog. Rahmenvertrag, der keine
Abschlagszahlungen als Vertragsbedingungen
vorsieht. Im Eisenbahnrecht gilt jedoch der
Grundsatz des Primats des Vertrags.

Dieser fihrt dazu, dass ein EIU wie die

DB Station&Service AG nur solche Zahlungs-
bedingungen zur Nutzung ihrer Infrastruk-
tur einfiihren darf, die es gegeniiber allen
Zugangsberechtigten anwenden und durch-
setzen kann. Gerade Letzteres war bei den
Abschlagszahlungen nicht der Fall. Die Bundes-
netzagentur hat deshalb die Abschlagszahlun-

gen insgesamt fiir ungiltig erklart.
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Gerichtliche Verfahren

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit einem Urteil die besondere Bedeutung der

Vorabprifung durch die Bundesnetzagentur bestatigt. Zudem hob das Gericht die

hohe Relevanz der SNB flir den Zugang zur Infrastruktur hervor.

DB NETZ AG - SNB 2008

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat
am 29. September 2011 der Revision der Bundes-
netzagentur in Sachen SNB 2008 in vollem
Umfang stattgegeben und die Revision der

DB Netz AG vollstdndig zuriickgewiesen
(Az.6 C17.10). Das Urteil bestétigt die erhebli-
che Bedeutung der SNB fiir den Zugang zur
Infrastruktur. Dem Urteil des BVerwG voraus-
gegangen waren erstinstanzliche Entscheidun-
gen des VG Koln (Az.18 K2722/07) sowie des
OVG NRW (Az.13 A 2557/09).

Das BVerwG hatte tiber 13 Klauseln zu ent-
scheiden, die von der Bundesnetzagentur
beanstandet worden waren. Es handelte sich
u.a.um Klauseln, durch welche die DB Netz AG
eine Minderung des Entgelts insbesondere in
Fallen ausschlieBen wollte, bei denen die
Nutzung des Schienenwegs etwa durch
Bauarbeiten oder infolge hoherer Gewalt
voriibergehend nicht moglich ist. Andere
Klauseln betrafen die Voraussetzungen,
unter denen die DB Netz AG von EVU eine
Sicherheit fiir die anfallenden Nutzungsent-
gelte verlangen kann. Bei einer Klausel hatte

das BVerwG zu entscheiden, welche Angaben

zu eingeschréankten Streckenéffnungszeiten

in den SNB enthalten sein miissen.

In engem Zusammenhang mit den Klauseln
standen Grundsatzfragen zum PriifungsmaB-
stab im Rahmen der Ex-ante-Regulierung und
zu den einschldgigen Rechtsgrundlagen. Das
BVerwG bestétigte die besondere Bedeutung
der Vorabpriifung nach § 14e Abs. 1Nr. 4 AEG.
Die Bundesnetzagentur kann Regelungen in
den SNB auch dann widersprechen, wenn diese
sich gegeniiber dem Vorjahr nicht gedndert
haben. Dieser Widerspruch ist nicht davon
abhéngig, dass die Bundesnetzagentur zuvor
eine Untersuchung tiber die tatséchlichen
Auswirkungen der Klauseln auf den Wettbe-

werb durchgefiihrt hat.

Nach Ansicht des BVerwG sind SNB in ihrer
Gesamtheit Allgemeine Geschéftsbedingun-
gen (AGB)1i.S. d. § 305 Abs.1BGB. Die SNB sind
insgesamt - inklusive der AGB mit rein zivil-
rechtlicher Bedeutung - auf ihre Vereinbarkeit
mit den Vorschriften iiber den Zugang zu tiber-
prufen. Den Prifungsgegenstand bilden
demnach folglich alle Regelungen der SNB. Die
Grenze zwischen 6ffentlichem und privatem

Rechtist nur beim Priifungsmafstab zu ziehen.
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Den PriifungsmaBstab bilden die 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften tiber den Zugang zur

Eisenbahninfrastruktur.

Zur Frage der Streckenéffnungszeiten als
Pflichtinhalt der SNB stellte das BVerwGKklar,
dass es sich bei einer eingeschrinkten Offnung
um eine Nutzungseinschrdnkung handelt. Die
Streckenoffnungszeiten sind nach den Vorga-
ben der EIBV in ihren Einzelheiten in den SNB

abzubilden.

In dem Urteil wird dartiber hinaus die Informa-
tionsfunktion der SNB hervorgehoben. Eine
Klausel in den SNB l&sst sich nach Ansicht des
Gerichts nicht ohne Weiteres auslegen. Das
BVerwG hat hinsichtlich der Klarheit von Klau-
seln in SNB deutlich gemacht, dass diese so
eindeutig sein miissen, dass es einer Kldrung in
einer Vielzahl von Einzelféllen nicht bedarf.
Auch die Grundsétze fiir die Erhebung von
Sicherheitsleistungen sind umfassend in den
SNB zu dokumentieren. Dies muss so erfolgen,
dass fiir die Zugangsberechtigten ersichtlich
ist, in welchen konkreten Féllen sie eine Sicher-
heitsleistung zahlen miissen und in welcher
Hohe.

Minderungen sind nach Ansicht des BverwG
bei allen Stérungen der Infrastruktur ohne
Minderungsverlangen zu gewdhren und
konnen auch fiir héhere Gewalt nicht ausge-
schlossen werden. Die DB Netz AGist nach

§ 4 Abs.1AEG fiir den Zustand des Schienen-
netzes verantwortlich. Diese Verantwortung ist
nicht durch den historisch bedingten Zustand
des Schienennetzes eingeschréankt. Eine
Anrechnung zwischen Zahlungen aus dem
Anreizsystem und reduzierten Anspriichen aus
der Minderung ist nach Auffassung des

Gerichts nicht moglich.
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Mit Urteil vom 14. Januar 2011 (Az. 18 K1546/09)
hat das VG Koln entschieden, dass die DB Regio AG
zur Aufstellung von Nutzungsbedingungen
verpflichtet ist. Gegenstand des Verfahrens war
ein Bescheid der Bundesnetzagentur, mit dem
diese die DB Regio AG verpflichtet hatte, fiir die
von ihr betriebenen Serviceeinrichtungen
(Wartungseinrichtungen) Nutzungsbedingun-
gen aufzustellen und die Bundesnetzagentur
im Rahmen einer Mitteilung nach § 14d Satz 1

Nr. 6 AEG davon zu unterrichten.

Die DB Regio AG vertritt die Auffassung, sie sei
als EVU -auch wenn sie Werkstétten betreibe -
nicht den Pflichten eines EIU unterworfen.
Nach Ansicht des VG Koéln ist die DB Regio AG
aber sowohl EVU als auch EIU (§ 2 Abs. 3 AEG)

und unterliegt insoweit der Regulierung.

Mit der Entscheidung wurde erstmals im
Hauptverfahren die bisherige Rechtsprechung
der Eilverfahren bestétigt, nach der sich das
VG Koln (Az.18 L1710/10) sowie das OVG NRW
(Az.13 B1818/10) fur das Eingreifen der Regulie-
rung gegentuber allen Betreibern von
Wartungseinrichtungen ausgesprochen
hatten. Gegen die Entscheidung hat die

DB Regio AG Berufung beim OVG NRW
(Az.:13 A747[11) eingelegt.
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Wesentliche Aufgaben und

Organisation der
Bundesnetzagentur

AUFGABEN UND STRUKTUR

Die Bundesnetzagentur, bei Griindung noch
Regulierungsbehorde fiir Telekommunikation
und Post, wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1998
als selbststdndige Bundesoberbehérde im
Geschéftsbereich des Bundesministeriums
fur Wirtschaft und Technologie errichtet. Sie
entstand aus der Uberleitung von Aufgaben-
bereichen aus dem ehemaligen Bundes-
ministerium fir Post und Telekommunikation
sowie dem ehemaligen Bundesamt fiir Post
und Telekommunikation. Mit der Ubernahme
der Aufgaben aus dem Energiewirtschafts-
gesetz und dem novellierten Allgemeinen
Eisenbahngesetz wurde die Regulierungs-
behorde fiir Telekommunikation und Postim
Jahr 2005 in Bundesnetzagentur fiir Elektrizitét,
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

umbenannt.

Die Bundesnetzagentur hat in erster Linie den
Auftrag, durch Regulierung in den Bereichen
Telekommunikation, Post, Energie und Eisen-
bahnen den Wettbewerb zu férdern und einen
diskriminierungsfreien Netzzugang zu
gewdhrleisten. In den Bereichen Telekommuni-

kation und Post achtet sie auf flichendeckende,

angemessene sowie ausreichende Dienst-
leistungen und schafft Regelungen fir
Frequenzen und Rufnummern. Dariiber
hinausist die Bundesnetzagentur im Zuge der
Energiewende zukiinftig als bundesweite
Planungsbehorde im Bereich des beschleunigten
Ausbaus der Elektrizitdtsiibertragungsnetze
tatig. Diese Aufgaben sind im TKG, im PostG,
im AEG, im EnWG sowie im NABEG festgelegt.
Zahlreiche Verordnungen und sonstige
Ausfiihrungsbestimmungen enthalten

erganzende Regelungen.

Weitere Aufgaben der Bundesnetzagentur
finden sich in verschiedenen Fachgesetzen, wie
im Telekommunikationsbereich z. B. im FTEG,
AFuG, EMVG oder im Energiebereich im EEG.
Die Bundesnetzagentur ist die zustdndige
Behorde nach dem SigG und als solche mit dem
Aufbau und der Uberwachung einer sicheren
und zuverldssigen Infrastruktur fir qualifizierte

elektronische Signaturen betraut.

Die Aufgaben und Tétigkeiten der Bundesnetz-
agentur sind vielschichtig und breit gefachert.
Siereichenvon Verfahren mit gerichtséhnlichen
Prozessablaufen im Bereich der Regulierung,

den Aufgaben einer Planungsbehorde bis hin
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zur bundesweiten Aufkldrung und Bearbeitung

von Frequenzstorungen.

Um den vielféltigen Anforderungen entsprechen
zu konnen, ist eine aufgabenorientierte Organi-
sationsstruktur erforderlich. Hierzu bedarf es
einer steten Organisationsentwicklung, die
einerseits eine effiziente Erledigung der gesetz-
lichen Aufgaben gewéhrleistet und andererseits
offen und flexibel auf die Ubernahme neuer

Aufgabenreagieren kann.

Die Bundesnetzagentur gliedert sich neben
dem Leitungsbereich in Beschlusskammern
und Abteilungen. Die Présidentenkammer
entscheidet insbesondere im Vergabeverfahren
bei knappen Frequenzen sowie bei der Auferle-
gung von Universaldienstverpflichtungen. Ihr
obliegt es zudem, dartiiber zu entscheiden,
welche Mérkte im Bereich der Telekommuni-
kation einer Regulierung unterliegen und
welche Unternehmen auf solchen Méarkten
uber eine betrdchtliche Marktmacht verfiigen.
Auf der Grundlage dieser Festlegungen ent-
scheiden dann die zustdndigen Beschluss-
kammern, welche regulatorischen MaBnahmen
gegeniiber Unternehmen mit betréchtlicher
Marktmacht ergriffen werden. So werden
Entscheidungen tiber die konkrete Ausgestaltung
von Verpflichtungen getroffen, etwa im
Bereich der Netzzugangsbedingungen sowie
im Rahmen der Ex-ante- oder Ex-post-Kontrolle
von Entgelten. Auf dem Gebiet des Postwesens
konzentrieren sich die Tatigkeiten der
Beschlusskammer auf die Entgeltgenehmigung

(ex ante und ex post) sowie auf die Miss-

brauchsaufsicht einschlieBlich der Regulierung
der Zugénge zum Postnetz. Im Energiebereich
sind die Beschlusskammern zusténdig fiir alle
Entscheidungen, die von der Bundesnetzagentur
im Bereich der Elektrizitédts-und Gaswirtschaft
nach dem EnWG und nach den Rechtsver-
ordnungen zum EnWG zu treffen sind,
einschlieBlich der Regulierung der Netz-

entgelte.

Die Abteilungen nehmen Fachaufgaben und
zentrale Verwaltungsaufgaben wahr. Dazu
zahlen u. a. 6konomische und rechtliche
Grundsatzfragen der Regulierung im Bereich
der Telekommunikation, der Post, der Energie
und der Eisenbahnen sowie technische Fragen
zu Frequenzen, Normung und Numimerierung.
Bei der Entwicklung neuer Netzgenerationen
und neuer Funksysteme wirkt die Bundesnetz-
agentur in internationalen Gremien zur Stan-
dardisierung mit. Eine wichtige Funktion der
Abteilungen liegt in der fachlichen Unter-
stiitzung der Beschlusskammern. Fiir den
Bereich Eisenbahnen ist eine Beschlusskammer
nach dem AEG gesetzlich noch nicht vorgesehen,
so dass hier die Fachabteilung sémtliche

Regulierungsaufgaben wahrnimmt.

Die Aufgaben der Bundesnetzagentur haben
durchweg einen starken internationalen
Bezug. Insbesondere die Abstimmung auf
europdischer Ebene bildet fiir die Bundesnetz-
agentur einen immer wichtigeren Aufgaben-
schwerpunkt bei der Wahrnehmung ihrer
Regulierungstatigkeit. Insoweit werden die

internationalen Aufgaben starker gebiindelt
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und im Schwerpunkt zusammen mit den
Aufgaben der Postregulierung innerhalb einer

Abteilung geleistet.

Wichtige Aufgaben der Bundesnetzagentur
im Telekommunikationsbereich sind ins-
besondere MaBnahmen zur Planungssicherheit
fir Investitionen in den Ausbau der (Breit-
band-)Infrastruktur und MaBnahmen zum
Schutz der Verbraucher durch Missbrauchs-
bekdmpfung bei der rechtswidrigen Nutzung
von Rufnummern sowie die Verfolgung uner-
laubter Telefonwerbung. Eine weitere Aufgabe
ist die Bereitstellung einer Standortdatenbank
fur ortsfeste Sendeanlagen ab einer bestimmten
Leistung. Fiir die Verbraucher sind zudem das
Schlichtungsverfahren nach § 47a TKG bzw.
§ 10 PDLV und der allgemeine Verbraucher-

service von erheblicher Bedeutung.

Im Energiebereich ist es seit 2005 die Aufgabe
der Bundesnetzagentur, insbesondere durch
Entflechtung und Regulierung des diskriminie-
rungsfreien Zugangs zu den Energienetzen
einschlieBlich der Entgeltregulierung, die
Voraussetzungen fur funktionierenden Wett-
bewerb auf den Elektrizitdts- und Gasmarkten
zu schaffen und zu sichern. Daneben beobachtet
die Bundesnetzagentur die Entwicklung der
vorgelagerten Erzeugungs- bzw. Importmaérkte

sowie der Endkundenmarkte.

Seit 2006 tiberwacht die Bundesnetzagentur
auch die Einhaltung der Rechtsvorschriften
uiber den Zugang zur Eisenbahninfrastruktur.
Wesentliche Aufgabe der Bundesnetzagentur
istdabei, die diskriminierungsfreie Benutzung
von Eisenbahninfrastruktur durch Eisen-
bahnverkehrsunternehmen und andere
Zugangsberechtigte sicherzustellen. Die

Eisenbahninfrastruktur umfasst hierbei Infra-
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struktur und Dienstleistungen sowohl bei
Schienenwegen als auch bei Serviceeinrich-
tungen (z. B. Bahnhofe oder Giterterminals).
Die Entgeltregulierung umfasst die Prifung
von Hohe und Struktur der Wegeentgelte und
der sonstigen Entgelte der Eisenbahninfra-

strukturunternehmen.

Der 2011 gesetzlich beschlossene Ausstieg aus
der Kernenergie und der angestrebte forcierte
Ausbau der erneuerbaren Energien erfordern
eine zligige und umfassende Erweiterung der
Elektrizitatsiibertragungsnetze. Hierzu
wurden mit dem NABEG der Bundesnetz-
agentur umfassende Kompetenzen im
Planungsrecht fir ldnderiibergreifende und
grenziiberschreitende Hochstspannungslei-
tungen Gibertragen. Zur Vorbereitung auf die
neuen Aufgaben wurde ein Aufbaustab einge-
richtet. Die Komplexitédt der Aufgabe wird es
erfordern, die Organisation des Hauses alsbald
zu erweitern und kiinftig eine weitere Abteilung
fiir die Wahrnehmung dieser Aufgaben ein-

zurichten.

Um auch in der Flache ein einheitliches
Auftreten der Bundesnetzagentur zu gewdahr-
leisten, werden die Au3enstellen, mit deren Hilfe
derregionale Kontakt zu den Verbrauchern und
der Industrie sichergestellt wird, zentral von

einer Abteilung betreut und koordiniert.

Die Aufgaben der AuBenstellen liegen vor
allem im technischen Bereich. Sie beraten
z.B. iiber die Regelungen des TKG, Uiber die
Vorschriften zur elektromagnetischen
Vertraglichkeit und tiber das EMVG. Zu ihren
Aufgaben gehort auch die Zuteilung von
Frequenzen, z. B. fiir Mobilfunkanlagen und
Betriebsfunkanlagen. Weitere wichtige

Aufgaben sind die Aufkldrung und Bearbeitung
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von Funkstérungen mit hochentwickelten
Messgeriten, die Uberwachung der Einhaltung
von Vorschriften sowie Priif- und Messtatig-
keiten im Rahmen des TKG und des EMVG.

Anverschiedenen Standorten im AuBenstellen-
bereich werden zudem Aufgaben fiir die Zentrale
der Bundesnetzagentur wahrgenommen.
Dies betrifft insbesondere Tatigkeiten in den
Bereichen Nummernverwaltung, Rufnummern-
missbrauch/Cold Calls, die Registrierung von
Photovoltaikanlagen sowie die Registrierung
von Eisenbahninfrastruktur und nicht zuletzt
die Aufgaben von Kompetenz- und Dienst-
leistungszentren (Shared Service Center - SSC).
Im Rahmen der SSC iibernimmt die Bundes-
netzagentur als Dienstleistung fiir andere
Behérden und Zuwendungsempféanger -
vorrangig innerhalb des Geschéftsbereichs des
BMWi - einige ausfithrende Aufgaben aus dem
Bereich der Personalverwaltung der jeweiligen

Einrichtungen.

Ein modernes Personalmanagement nimmt
bei der Bundesnetzagentur einen hohen
Stellenwert ein. Der optimale Einsatz der
Beschéaftigten in Zeiten einer angespannten
Planstellensituation hat dabei ebenso hohe
Bedeutung wie die Gewinnung qualifizierten
neuen Personals. Dies gelingt nur mittels
einer Personalplanung, die sowohl die dienst-
lichen Bediirfnisse als auch die Fahigkeiten
und Neigungen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gleichermaBen berticksichtigt.
Denn nur mit einer aktiven, bedarfsgerechten
Einsatzplanung einerseits und der Motivation
der Beschéftigten andererseits lassen sich auch

in Zeiten knapper Haushaltsmittel die der

Bundesnetzagentur tibertragenen Aufgaben

kostengiinstig und effizient erledigen.

Bei der Auswahl neu eingestellter Beschéftigter
wird der Fokus nicht nur auf auBerordentlich
gute Fachkenntnisse gelegt, sondern auch auf
die Fahigkeit, komplexe neue Aufgaben, deren
Strukturen noch nichtin allen Teilen definiert
sind, in einem Team ziigig zu strukturieren
und mit einem guten Gespur fiir die praktischen
Anforderungen der Méarkte und ihrer Mechanis-

men kompetent in Angriff zu nehmen.

Furdiein allen Bereichen stark interdisziplinar
geprdgte Tatigkeit beschaftigt die Bundesnetz-
agentur insgesamt rund 2.500 Spezialisten wie
z.B.Juristen, Okonomen, Ingenieure verschie-
dener Fachrichtungen, Physiker, Mathematiker,
Informatiker und Verwaltungsfachleute. Im
Zuge der neuen Planungsaufgaben fir den
beschleunigten Ausbau von Elektrizitatsiiber-
tragungsnetzen werden dartiiber hinaus auch
Absolventen der Fachrichtungen Umwelt- und
Landschaftsplanung, Raumentwicklung,
Umwelttechnik und Kommunikationswissen-

schaften eingestellt.

Bereits seit 1999 bildet die Bundesnetzagentur
auch selbst aus. Im Jahr 2011 konnten insgesamt
sechs Auszubildende ihre Ausbildung zu Fach-
angestellten fiir Birokommunikation an den
Standorten der Zentrale in Bonn und Mainz
beginnen.Im Rahmen der seit 2003 angebotenen
Ausbildung zu Elektronikerinnen/Elektronikern
fir Gerdte und Systeme wurden 2011 insgesamt
24 neue Ausbildungspléatze besetzt, die sich auf
die Standorte Augsburg, Bremen, Gottingen,
Magdeburg und Minster verteilen. Seit dem
Jahr 2011 bildet die Bundesnetzagentur fiir den
eigenen Bedarf an den Standorten Augsburg

und Goéttingen erstmals je zwei Studenten
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(Bachelor of Engineering Elektrotechnik) im
Praxisverbund mit einer Ausbildung zum Elek-
troniker fiir Gerdte und Systeme aus. Dariiber
hinaus wurden 2011 erneut Platze fiir eine
Ausbildung zur Fachinformatikerin bzw. zum
Fachinformatiker vergeben, davon drei am
Standort Mainz im Fachbereich Systeminte-
gration sowie drei am Standort Berlin im Fach-

bereich Anwendungsentwicklung.

2011 bildete die Bundesnetzagentur insgesamt
156 Auszubildende in den verschiedenen

Berufszweigen aus.

Im Bundeshaushalt werden die Einnahmen
und Ausgaben der Bundesnetzagentur im
Einzelplan des Bundesministeriums fir

Wirtschaft und Technologie veranschlagt.

Die Einnahmen der Haushaltsjahre 2011
(Soll und Ist) und 2012 (Haushaltsplan) sind

der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Soll Ist Soll

20M in 201 in 2012 in
Einnahmeart 1.000 € 1.000 € 1.000 €
Gebdhren, Beitrdge und
sonstige Entgelte im
Bereich Telekommuni-
kation 77.761 44.187 77167
Gebuhrenund sonstige
Entgelte im Bereich
Post 40 26 42
Gebuhrenund sonstige
Entgelteim Bereich
Eisenbahnen 74 7 98
Gebuhren und sonstige
Entgelteim Bereich
Energie (Elektrizitat
und Gas) 431 3.318 329
Weitere Verwaltungs-
einnahmen, z. B. Geld-
strafenund -buRen,
Vermietung, Verkauf 1.749 4.707 1.507
Verwaltungs-

80.055 52.309 79.143

einnahmen
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Die Mindereinnahmen im Jahr 2011 sind darauf
zurlickzufiihren, dass die Bundesnetzagentur
die Erhebung von Beitrdgen zum Schutz einer
stérungsfreien Frequenznutzung bis zur
Neuregelung der Frequenzschutzbeitragsver-
ordnung ausgesetzt hat. Die Beitrdge werden
nacherhoben, sobald die neue Verordnung in
Kraft tritt. Mehreinnahmen konnten im Ener-
giebereich erzielt werden. Hierbei handelt es
sich um Nacherhebungen von Gebiihren aus

den Vorjahren.

Uber die Ausgaben der Haushaltsjahre 2011
(Soll und Ist) und 2012 (Haushaltsplan) infor-
miert die nachfolgende Tabelle. Der Anstieg
der fiir 2012 veranschlagten Ausgaben beruht
auf der Ubertragung umfangreicher neuer
Aufgaben im Bereich NABEG sowie auf der
Veranschlagung von Mieten fiir bundeseigene
Liegenschaften im Zusammenhang mit dem

einheitlichen Liegenschaftsmanagement.

Soll Ist Soll
2011 in 201 in 2012in
Ausgabeart 1.000 € 1.000 € 1.000 €
Personalausgaben 111.281 111.910 115.581
Sachliche Verwaltungs-
ausgaben, Zuweisungen
und besondere
Finanzierungsausgaben 37.968 40.408 52.317
Investitionen 10.607 8.820 12.170
159.856 161.138 180.068

Gesamtausgaben
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Vorhabenplan 2012

Die Bundesnetzagentur ist nach § 122 Abs. 2
TKG verpflichtet, in den Jahresbericht einen
Vorhabenplan aufzunehmen, in dem die im
laufenden Jahr von der Bundesnetzagentur im
Telekommunikationssektor zu begutachtenden
grundsatzlichen rechtlichen und 6konomischen
Fragestellungen enthalten sind. Uber diese
Verpflichtung hinaus berichtet die Bundes-
netzagentur Uiber alle wesentlichen Vorhaben
aus samtlichen Téatigkeitsfeldern, in denen im
Jahr 2012 Fragen von grundsétzlicher Bedeu-

tung zu erwarten sind.

TELEKOMMUNIKATION

Aus der Vielzahl derim Jahr 2012 anstehenden
Tatigkeiten im Bereich der Telekommunikation
sind die nachfolgenden Tatigkeiten hervor-

zuheben.

Férderung des Breitbandausbaus
Infrastrukturatlas

Der bisher auf freiwilliger Basis bei der Bundes-
netzagentur gefiihrte bundesweite Infra-
strukturatlas zur Forderung der Mitnutzung
vorhandener Infrastrukturen im Rahmen des
Breitbandausbaus wird durch die TKG-Novelle
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Die
Bundesnetzagentur erhélt dank des geplanten
§ 77a Abs. 3 TKG die Moglichkeit, Infrastruktur-

inhaber zur Datenlieferung fiir den Infra-

strukturatlas zu verpflichten. Durch eine
konsequente Umsetzung der gesetzlichen
Moglichkeiten in Abstimmung mit den
Beteiligten wird der Infrastrukturatlas sowohl
in quantitativer Hinsicht als auch qualitativ auf

eine breitere Datenbasis gestellt werden.

Die Attraktivitat des Infrastrukturatlas wird
ferner durch die Einrichtung eines Internet-
zugangs zum Infrastrukturatlas fir die
auskunftsberechtigten Gebietskorperschaften
und Unternehmen gesteigert werden. Die
Bundesnetzagentur wird durch die Fort-
entwicklung des bundesweiten Infrastruktur-
atlas weiterhin einen wichtigen Beitrag zur
Realisierung der Ziele der Breitbandstrategie

der Bundesregierung leisten.

Fortsetzung der Arbeit des NGA-Forums
Im Februar 2009 hat die Bundesregierung ihre
Breitbandstrategie veréffentlicht, um den
Breitbandausbau massiv voranzutreiben.
Die Unterstiitzung dieser Strategie bildete
den Schwerpunkt der Arbeit im NGA-Forum,
einem im Mai 2010 bei der Bundesnetzagentur
gegriindeten Beratungsgremium zur For-
derung des Dialogs zwischen der Bundesnetz-
agentur, den Netzbetreibern, Herstellern,
Landern und Kommunen zum Thema NGA-

Roll-out.
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Der Ausbau von hochleistungsfahigen

Anschlussnetzen kann in angemessener Zeit
realisiert werden. Mit einem Mix an Strategien
und Technologien (VDSL, FTTB, FTTC, TV-Kabel
und drahtlose Technologien) ist dieses Ziel im
Wettbewerb zu erreichen. Interoperabilitit
stellt dabei ein zentrales Element fiir den Erfolg
des Ausbaus der zukiinftigen Breitbandinfra-
struktur dar. Mit der Verabschiedung zweier
Dokumente wurde im NGA-Forum 2011 ein
entscheidender Durchbruch fiir Planungs-
sicherheit und zusétzliche Investitionen

erreicht.

Vor diesem Hintergrund erachtet das NGA-

Forum auch eine Fortsetzung seiner Arbeit fiir

sinnvoll, insbesondere um die effiziente Tatig-

keit der Arbeitsgruppe Interoperabilitét fort-

zusetzen und zu begleiten. Dabei geht es auch

um ein Monitoring, ob und inwieweit die vom

NGA-Forum entwickelte Konzeption in die

Praxis Eingang findet. Als Themen fir die

Arbeitsgruppe Interoperabilitdt wurden u. a.

folgende Punkte identifiziert:

* Spezifikation eines Layer-0-Vorleistungs-
produkts,

» Spezifikation eines Layer-2-Geschéfts-
kundenprodukts,

 Uberpriifung der Umsetzung einer BSA-
Konzeption fiir Kabelnetze,

» Fertigstellung der Diagnoseschnittstelle,

* Layer-2-Mustervereinbarungen anhand
mehrerer Technologiebeispiele.

Dartiber hinaus will sich das NGA-Forum

vorbehalten, je nach aktueller Sachlage auch
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andere Themen aufzugreifen - etwa nach
Inkrafttreten des TKG das Thema Inhouse-
Verkabelung, um eine ziigige Realisierung in

der Praxis positiv zu begleiten.

Férderungen des Breitbandausbaus liber
Beihilfen

Die Bundesnetzagentur wird sich im kommen-
den Jahr verstarkt mit FordermafBnahmen fir
die BreitbanderschlieBungen durch die 6ffent-
liche Hand befassen, insbesondere mit dem
Verhiltnis von Vorabregulierung und Forder-
bedarf sowie der Ausgestaltung eines offenen,
effektiven und entbiindelten Zugangs zu
subventionierten Netzen. Die im Jahr 2011 bei
der Europdischen Kommission notifizierte
Bundesrahmenregelung Leerrohre sieht hier
u. a.verschiedene Priiffungsrechte der Bundes-
netzagentur im Hinblick auf Aspekte der
Zugangs- und Entgeltregulierung vor. Unge-
achtet der potenziell wohlfahrtssteigernden
Wirkung von Beihilfeprogrammen ist zu
beachten, dass Fehlinvestitionen vermieden
werden, FérdermafBnahmen keine wett-
bewerbsverzerrende Wirkung entfalten,
geforderte Netze wettbewerbsoffen und
zukunftssicher sind und dass staatliche
Forderung nicht zu einem Abwandern privater

Investoren fihrt.

Erfiillung der Versorgungsverpflichtung bei
800 MHz im ldndlichen Raum

Die Zuteilungsinhaber der versteigerten
800-MHz-Frequenzen haben eine stufenweise

Aus-und Aufbauverpflichtung. Die Bundes-
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lander hatten hierfiir im Vorfeld der Verstei-

gerung die mit Breitbandtechnologien un- bzw.

unterversorgten Stadte und Gemeinden
benannt, die entsprechend ihrer Einwohner-
zahlin vier Prioritédtsstufen unterteilt wurden.
Die Zuteilungsinhaber der 800-MHz-Frequen-
zen miissen zundchst mindestens 90 Prozent
der Bevolkerung der benannten Stadte und
Gemeinden in einer vorangegangenen Pri-
oritatsstufe versorgen. Erst danach kénnen sie
mit dem Ausbau in der darauf folgenden
Stufe beginnen. 2011 konnte bereits in sechs
von den 13 Bundesldndern die Erfiillung der
Versorgungsverpflichtung in den von den
Ldandern benannten un- oder unterversorgten
Stddten und Gemeinden in allen Prioritéts-
stufen festgestellt und damit eine freiziigige
Nutzung der Frequenzen in diesen Bundes-
ldndern zugelassen werden. Da der Breit-
bandausbau weiter ziigig voranschreitet, wird
im Jahr 2012 die Fortentwicklung der Breit-
bandversorgung in der Bundesrepublik
aufmerksam zu beobachten sein und die
Erfiillung bzw. der Stand der Versorgungs-
verpflichtung in den anderen sieben Bundes-

landern tiberprift werden.

Netzneutralitat

Die Diskussion um die Netzneutralitdt wird seit
geraumer Zeit sowohl in Deutschland als auch
auf internationaler Ebene intensiv gefiihrt. In
der Praxis gibt es jedoch in den meisten
EU-Landern bislang nur relativ wenige Féille
von (moglichen) Verletzungen der Netzneu-
tralitit, die — soweit erkennbar - ohne formelle
Entscheidungen gelést wurden, wie z. B. im
Falle der Blockierung von VoIP in Mobilfunk-

netzen.

Der TKG-Entwurf halt ein Instrumentarium

bereit, um eventuell auftretenden Problemen zu
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begegnen. So sind im TKG-E erweiterte Trans-
parenzverpflichtungen vorgesehen. Die
Bundesnetzagentur wird zudem ermaéchtigt, in
einer technischen Richtlinie Einzelheiten tiber
Mindestanforderungen an die Dienstequalitat
festzulegen, um eine ungerechtfertigte Ver-
schlechterung von Diensten und eine unge-
rechtfertigte Behinderung oder Verlangsamung

des Datenverkehrs in den Netzen zu verhindern.

In diesem Zusammenhang hat die Bundesnetz-
agentur fiir 2012 eine Studie zur Erfassung der
Qualitédt von Breitbandzugangsdiensten
vergeben. Ziel dieser Studie ist, durch die
Entwicklung und Anwendung eines Mess-
konzepts reprasentative Aussagen zum Status
quo der angebotenen und der tatsachlich reali-
sierten Dienstequalitét zu erhalten. Auch sollen
mit Hilfe der Studie Aussagen tiber Interdepen-
denzen zwischen Biindeldiensten und ,,netz-
neutralititsrelevanter® Internetnutzung
moglich werden. SchlieBlich sollen die Bedin-
gungen fir ein von Endkunden nutzbares
Messkonzept dargelegt werden. Die Ergeb-
nisse dieser Studie werden nach heutigem
Kenntnisstand im Herbst 2012 vorliegen. Sie
bilden die Grundlage fiir die Entscheidung der
Bundesnetzagentur, ob und ggf. welche
weiteren MaBnahmen notwendig sind, um
einen diskriminierungsfreien Zugang zu
Inhalten abzusichern und ungerechtfertigte
Behinderungen und eine Verlangsamung des
Datenverkehrsin den Netzen im Sinne von

Art. 22 Abs. 3 Zugangsrichtlinie zu verhindern.

Dariber hinaus muss auch geklart werden,
wie bestimmte MaBnahmen des Traffic-
Managements i Kontext der Netzneutralitét
zu beurteilen sind. Esist zu fragen, wann das
Traffic-Management dazu dient, den Netz-

betrieb und die Integritit des Datenverkehrs zu
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gewdhrleisten und unter welchen Bedingungen
das Traffic-Management nicht mehr als
diskriminierungsfrei einzustufen ware und ein
Verstof3 gegen die Netzneutralitit vorliegen
konnte. Zur Beantwortung dieser Fragen muss
sich die Bundesnetzagentur auch ein besseres
Verstdndnis und begriffliche Klarheit dartiiber
verschaffen, was Netzneutralitdt ausmacht
bzw. was als Verletzung von Netzneutralitat

anzusehen ist.

Marktregulierung

Grundsatzfragen der Entgeltregulierung
Die Bundesnetzagentur wird das analytische
Kostenmodell fur ein Mobilfunknetz weiterent-
wickeln. Bereits im Jahr 2011 ist das vom
Wissenschaftlichen Institut fiir Infrastruktur
und Kommunikationsdienste (WIK) erstellte
Referenzdokument veroffentlicht und
kommentiert worden. Die eingegangenen
Stellungnahmen werden ausgewertet und
fiihren ggf. zu einem tiberarbeiteten Referenz-
dokument. Im Jahr 2012 soll das Bearbeitungs-
tool erstellt und getestet werden, so dass es in
den anstehenden Entgeltregulierungsverfah-
ren fur Mobilfunkterminierungsleistungen
angewendet werden kann. Entsprechendes ist

auch fir das Breitband-Kostenmodell geplant.

Marktdefinitions- und -analyseverfahren

Im Hinblick auf den Markt Verbindungsaufbau
im offentlichen Telefonnetz an festen Stand-
orten und Anrufzustellung in einzelnen 6ffent-
lichen Telefonnetzen an festen Standorten
(Markt Nr. 2 und Nr. 3 der Markteempfehlung
2007) wurde im Jahr 2010 ein Auskunftser-
suchen durchgefiihrt. Fiir 2012 sind die Ver-
offentlichung eines Konsultationsentwurfes, die
Herstellung des Einvernehmens mit dem
Bundeskartellamt sowie die Notifizierung an

die Kommission und die europédischen
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Mitgliedstaaten vorgesehen. Danach erfolgt
die endgiltige Festlegung des Marktes durch
die Prasidentenkammer, so dass das gesamte
Uberpriifungsverfahren im Jahr 2012

abgeschlossen sein wird.

In dem Bereich des Markts Zugang von Privat-
und Geschéaftskunden zum o6ffentlichen
Telefonnetz an festen Standorten (Markt Nr. 1
der Markteempfehlung 2007) ist nach
umfangreichen Ermittlungen im Jahr 2011
das Herstellen und Verdffentlichen eines
Konsultationsentwurfs fiir das Jahr 2012 vorge-
sehen. Danach erfolgt die Herstellung des
Einvernehmens mit dem Bundeskartellamt,
die endgultige Notifizierung an die Kommis-
sion und die europdischen Mitgliedstaaten
sowie die Festlegung des Markts durch die
Prasidentenkammer, so dass hier ebenfalls das
gesamte Uberpriifungsverfahren im Jahr

2012 abgeschlossen sein wird.

Ferneristim Jahr 2012 beabsichtigt, fiir den
Vorleistungsmarkt fiir den (physischen)
Zugang zu Netzinfrastrukturen (einschlieBlich
des gemeinsamen oder vollsténdig entbiin-
delten Zugangs) an festen Standorten sowie
den sog. Bitstrommarkt (Méarkte Nr. 4 und 5 der
Mérkteempfehlung 2007) die Ermittlungen

einzuleiten.

Im Ubrigen erméchtigt der Gesetzgeber nach
dem neuen TKG (§ 15 a Abs. 1, Abs. 3) die Bundes-
netzagentur zum Erlass von Verwaltungsvor-
schriften fiir das Marktdefinitions- und
Marktanalyseverfahren. Demnach kann die
Bundesnetzagentur zur Verfolgung einheit-
licher Regulierungskonzepte im Sinne von

§ 2 Abs.3 Nr. 1 TKG in Verwaltungsvorschriften
ihre grundsétzlichen Herangehensweisen und
Methoden fiir die Marktdefinition und die
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Marktanalyse fiir einen bestimmten,
mehrere Marktregulierungszyklen umfassen-
den Zeitraum beschreiben. Ebenso wie die
Marktdefinition und Marktanalyse werden die
Verwaltungsvorschriften national konsultiert
und auf européischer Ebene konsolidiert. Nach
Inkrafttreten der TKG-Novellierung wird tiber
den Erlass derartiger Verwaltungsvorschriften

im Einzelfall zu entscheiden sein.

Regulierungsverfahren der

Telekommunikations-Vorleistungsmarkte

Ausder Vielzahl der im Jahr 2012 anstehenden

Entscheidungen sind folgende grundsétzliche

Fragestellungen hinsichtlich der Regulierung

der Telekommunikations-Vorleistungsmarkte

hervorzuheben:

* Regulierungsverfiigung Mobilfunk-
Terminierung,

* Regulierungsverfiigung Festnetz-
Terminierung,

* Regulierungsverfiigung Festnetz-
Zusammenschaltung,

» Standardangebot Teilnehmeranschluss-
leitung (TAL),

* Entgeltregulierung Multifunktionsgehduse/
Kabelkanalanlagen,

* Entgeltregulierung Element Based Charges
(Interconnection),

* Entgeltregulierung Mobilfunk-Terminierung,

* Entgeltregulierung TAL-Bereitstellung.

Verbraucherschutz
Rufnummernmissbrauch und Bekdmpfung
unerlaubter Telefonwerbung

Die Verfolgung von Rufnummernmissbrauch
und die Bekdmpfung unerlaubter Telefon-
werbung werden auch im Jahr 2012 eine
vordringliche Aufgabe darstellen. Dabei wird
im Bereich Rufnummernmissbrauch die Uber-

wachung der Einhaltung der im Jahr 2012
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voraussichtlich in Kraft tretenden Regelungen

zu Warteschleifen im Vordergrund stehen.

Da die geplanten Regelungen im novellierten
TKG sehr umfangreich und komplex sind, wird
mit entsprechenden Verstandnis- und
Auslegungsfragen seitens der Marktteil-
nehmer, Verbdnde und Verbraucher gerechnet.
Ebenso ist ein hohes Beschwerdeaufkommen
zu erwarten. Die Bundesnetzagentur wird
daher von Beginn an die Einhaltung der Uber-
gangsvorschriften zu Warteschleifen tiberpriifen
und im Rahmen der Ermessensausiibung

entsprechende MaBnahmen ergreifen.

Unternehmen, die gegen das seit Jahren
bestehende Verbot unerlaubter Telefon-
werbung verstoen, werden im Rahmen von
BuBgeldverfahren angehalten, sich an die
gesetzlichen Rahmenbedingungen zu halten.
Die Ermittlungsarbeit wird sich dabei
zunehmend auf die Auftragsverhéltnisse der
werbenden Unternehmen und der ausfiihren-
den Call-Center konzentrieren. AuSerdem
wird das Verbot der Rufnummernunter-
driickung bei Werbeanrufen verstéarkt verfolgt
werden. Hintergrund ist die gesetzgeberische
Klarstellung im novellierten TKG, wonach bei
einem Werbeanruf ausschliefllich eine dem
Anrufer zugeteilte Rufnummer angezeigt

werden darf.

Da es sich ferner abzeichnet, dass die Bundes-
netzagentur weiterhin mit Verbraucherbe-
schwerden zu fehlerhaften Preisangaben,
Preisansagen und Preisanzeigen konfrontiert
wird, wird ein weiterer Schwerpunkt auf der
Bekdmpfung derartiger VersttBe liegen. Hier-
bei wird das Augenmerk insbesondere auf der

im novellierten TKG eingefiihrten kostenlosen
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Preisansage fiir sprachgestiitzte Betreiber-

auswahl (Call-by-Call) liegen.

Umsetzung der Regelungen zum
Anbieterwechsel

Der zu erwartende neue Rechtsrahmen hat das
Ziel, einen reibungslosen Anbieterwechsel zu
gewdhrleisten. Hierzu gehort neben einer
schnellen Abwicklung auch die Vermeidung
von Versorgungsunterbrechungen. Die
Bundesnetzagentur wird den Umsetzungs-
prozess, den die betroffenen Telekommunika-
tionsanbieter zu vollziehen haben, intensiv
begleiten, um eine zeitnahe Sicherstellung der

neuen Endkundenanspriiche zu gewéahrleisten.

Transparenz im Endkundenmarkt

Ein lebhafter Wettbewerb zwischen den
einzelnen Telekommunikationsanbietern setzt
im Endkundenbereich die entsprechende
Transparenz der Angebote voraus. Hierzu
gehort neben der Verstédndlichkeit und Nutzer-
freundlichkeit der Preis- und Tarifstruktur die
Sicherheit, das vertraglich vereinbarte Produkt
spdter auch zu erhalten. Insbesondere im
Bereich der Internetanschliisse wird das
Verhdltnis der vertraglich vereinbarten Daten-
rate und der spéater nach entsprechender
Schaltung tatsachlich realisierten Datenrate
im Fokus der Arbeit der Bundesnetzagentur

stehen.

Erweiterung der TK-Schlichtung

Die Schlichtung hat sich im Telekommunikations-
bereich als flexibles Konfliktldsungsinstrument
bewaédhrt. Einhergehend mit der Erweiterung
des Anwendungsbereichs, der sich aus der TKG-
Novelle ergibt, werden auch die ,,Bedingungen
und die Ausfithrung” von Vertragen beziiglich
der verbraucherschiitzenden Regelungen des

Telekommunikationsgesetzes fiir Schlichtungs-
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verfahren relevant. Dieses ist auch im Einklang
mit den aktuellen Marktentwicklungen, da
zwischen Endkunden und TK-Anbietern
vermehrt Fragestellungen auftreten, die eben

diesen Bereich betreffen.

Vermittlungsdienst fiir gehoérlose und
horgeschadigte Menschen

Der offentlich-rechtliche Vertrag zwischen der
Bundesnetzagentur und dem derzeitigen
Leistungserbringer des Vermittlungsdienstes
fiir gehorlose und hérgeschidigte Menschen,
der Tess GmbH, ist bis 31. Dezember 2012
befristet. Dann lduft auch die derzeit geltende
Festlegung zu Umfang und Versorgungsgrad
(Verfiigung der Bundesnetzagentur 29/2010)
aus. Es erfolgen im Jahr 2012 die Uberpriifung
und Neufestlegung des aktuellen Bedarfs der
Gehorlosen und anschlieend die Ausschrei-
bung des Vermittlungsdienstes fiir 2013/2014.
Essoll ein neuer Leistungserbringer mit der
Bereitstellung des Dienstes ab dem 1. Januar
2013 beauftragt werden. Mit dem Unter-
nehmen, das den Zuschlag erhalten hat, wird
ein neuer 6ffentlich-rechtlicher Vertrag
geschlossen werden. Aufgrund des sich in den
letzten Monaten abzeichnenden Interesses
inldndischer und ausldandischer Firmen an
diesem Ausschreibungsverfahren wird mit

mehreren Bewerbern gerechnet.

Frequenzverwaltung

Aktualisierung des Frequenznutzungsplans
Mit der Aktualisierung von Teilpldnen des
Frequenznutzungsplans, u. a. mit dem Ziel
einer weiteren Flexibilisierung, sollen ins-
besondere die Anpassung an EU-Vorgaben,
die Umsetzung von CEPT/ECC-Entscheidungen
und die wegen dringenden nationalen
Planungsbedarfs erforderlichen Anderungen

durchgefiihrt werden.
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Im Nachgang derim Jahr 2012 zu erwartenden
TKG-Novelle wird bzgl. des Frequenznutzungs-
plans das Aufstellungsverfahren unter Bei-
behaltung des Transparenzprinzips und der
Beteiligung der interessierten Kreise neu zu
ordnen sein. Wesentliches Element wird auch
eine Stdrkung der bereits zentralen Rolle des
Plans fiir die Frequenznutzungen in Deutsch-

land sein.

Laufzeitverlangerung der Biindelfunk-
zuteilungen

Die meisten der Bindelfunkzuteilungen sind
bis zum 31. Dezember 2015 befristet. Auf die
Moglichkeit der Nutzung tiber diesen Zeit-
punkt hinaus wurde bereits durch eine Amts-
blattmitteilung im Juli 2011 hingewiesen. Im
Rahmen der Entscheidung tiber die Verldnge-
rung der eingerdumten Nutzungsrechte sind
vor dem Hintergrund der technologischen
Weiterentwicklung und der bereits vergan-
genen Laufzeit einerseits und der Nachfrage
nach Biindelfunkfrequenzen andererseits die
Anforderungen an einen Antrag auf Laufzeit-
verldngerung zu konkretisieren und die Art der
vorzulegenden Nachweise ist festzulegen.
Die Verlédngerungsantrage sind dann auszu-

werten und zu bescheiden.

Nationale Umsetzung der Koordinierungs-
vereinbarungen im Bereich 410-430 MHz
Die Koordinierungsvereinbarungen mit den
Anrainerstaaten beruhen in den meisten Féllen
noch auf der Zugrundelegung der analogen
12,5-kHz-Technik. Vor dem Hintergrund der
Einfiihrung der digitalen Biindelfunktechno-
logie TETRA, die auf einem Kanalraster von
25 kHz beruht, ist es notwendig, die Koordi-
nierungsvereinbarungen unter Beriicksich-
tigung der bestandsgeschiitzten Zuteilungen

anzupassen. In Folge sind die multilateralen
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Vereinbarungen national umzusetzen.
Vorrangig wird 2012 die Westgrenze voll-

stdndig zu koordinieren und umzusetzen sein.

Nutzung der 900-MHz- und 1.800-MHz-
Frequenzen fiir den drahtlosen Netzzugang
Als erste Stufe hatte die Bundesnetzagentur im
Jahr 2011 mit der Er6ffnung des Bedarfser-
mittlungsverfahrens MafSnahmen fiir ein
Verfahren ergriffen, um den betroffenen
Unternehmen rechtzeitig vor dem Ablauf der
GSM-Frequenznutzungsrechte am 31. Dezember
2016 Klarheit Giber die weitere Nutzung der
900-MHz- und 1.800-MHz-Frequenzen ab 2017
zu verschaffen. Die Bundesnetzagentur strebt
im Interesse der Mobilfunknetzbetreiber an,
dieses Verfahren im Jahr 2013 abzuschlieBen
und die neuen Frequenznutzungsrechte zu
erteilen. Die Bundesnetzagentur wird zunéchst
den Bedarf an Frequenzspektrum in den beiden
Frequenzbdndern ermitteln und darauf
beruhend prognostizieren, ob und in welchem
Umfang die Frequenzen knapp sind. Auf diesen
Tatsachenfeststellungen sind die MaBnahmen
fur weitere Verfahrensschritte zu treffen. Fur
den Fall der Frequenzknappheit wird im
Vorfeld der Entscheidungen ein Antrags- und
ein Versteigerungsverfahren vorbereitet. Fiir
Letzteres ist zu untersuchen, welches Auktions-
design geeignet erscheint, wie die regula-
torischen Entscheidungen in den Auktionsregeln
abgebildet werden kénnen und welche MaB-
nahmen in Bezug auf die Versteigerungssoft-

ware zu ergreifen sind.

Flexibilisierung der Frequenznutzungs-
rechte fiir drahtlose Netzzugange

Auf Zuteilungsebene sind die bestehenden
Frequenznutzungsrechte insbesondere bei
900 MHz derzeit auf den GSM-Standard

beschrankt. Zur Verwirklichung der Regulie-
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rungsziele geméB § 2 Abs. 2 TKG wird die
Bundesnetzagentur Beschrdnkungen in

den Bereichen 450 MHz, 900 MHz,1.800 MHz,
2GHzund 3,5 GHz auf Antrag der Frequenz-
zuteilungsinhaber und nach MaB3gabe der
Richtlinie des Europdischen Parlaments

und des Rates zur Anderung der Richtlinie
87/372|EWG aufheben, so dass die Netz-
betreiber unter Sicherstellung einer stérungs-
freien Frequenznutzung die Frequenzen zum
schnellstmdglichen Zeitpunkt technologie-

neutral nutzen konnen.

Umsetzung der ,,neuen* Koordinierungs-
philosophie im Rundfunk

Bei der Implementierung der Digitalen
Dividende im Frequenzbereich zwischen 790
und 862 MHz ergibt sich u. a. die Aufgabe, den
gleichberechtigten Zugriff auf das Frequenz-
spektrum unter Beachtung der neuen Naht-
stelle zwischen Rundfunk und der schrittweisen
Einfiihrung von mobilen Diensten (LTE) weiter-

hin sicherzustellen.

Ein besonderes Augenmerk bei der Grenz-
koordinierung liegt dabei auf den jeweils
unterschiedlichen Bedarfsprofilen von Nach-
barstaaten. Wahrend z. B. in Frankreich fur
insgesamt 13 DVB-T-Netzwerke geplant wird,
sehen aktuelle Planungen in Deutschland
sieben DVB-T-Netzwerke vor. Ziel der Aus-
landskoordinierung bzw. dieser ,neuen® Ko-
ordinierungsphilosophie ist daher, trotz der
Unterschiedlichkeiten in der Bedarfsstruktur
ein ausgewogenes Verhdltnis der Spektrums-
ressource gegeniber den Nachbarstaaten

sicherzustellen.
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Technische Regulierung

Technische Funkvertraglichkeits-
untersuchungen

Vor der Einfiihrung neuer Funkanwendungen
werden in internationalen Gremien der CEPT
und der ITU unter Beteiligung der betroffenen
Interessengruppen Funkvertriglichkeitsstudien
durchgefihrt. Fiir 2012 sind nachfolgend

einige ausgewdhlte Vorhaben aufgelistet:

e Studien zur Nutzung von UMTS bzw. LTE in
Flugzeugen bei gleichzeitigem Schutz aller
terrestrischen Mobilfunknetze,

* Vertrédglichkeitsstudien zur ErschlieBung
eines erweiterten Spektrums fir die
Nutzung durch drahtlose Mikrofone,

* Erhohung der Spektrumseffizienz fiir Richt-
funksysteme durch asymmetrische Daten-
ubertragung,

* Vertraglichkeitsstudien fiir Funkanwen-
dungen der Industrie (Automatisierungs-
prozesse) und medizinische Anwendungen
in oder benachbart zu ISM-Béndern (2,4 GHz,
5,8 GHz),

* Untersuchung der Sharingbedingungen von
sog. Short Range Devices (SRDs) (z. B. fir
Smart Metering/Smart Grid) in den Bandern
863-870 MHz bzw. 870-876/915-921 MHz mit
anderen SRDs im gleichen Band und der
Vertraglichkeit mit LTE und GSM-R in den
benachbarten bzw. gleichen Bédndern,

* Untersuchung der Sharingbedingungen fiir
unterschiedliche SRD-Anwendungen bei
169 MHz,17 GHz, 60 GHz, 77 GHzund 122 GHz,

e Fortfiihrung der Studien zur funkvertrag-
lichen Nutzung der ,White Spaces“ im
TV-Band 470-790 MHz durch andere Funk-

anwendungen,
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e technische Studien zur Internet-Daten-
ubertragung zwischen Flugzeugen und
Bodenstationen in Europa in ausgesuchten
Frequenzbereichen,

* Modifizierung der Block Edge Mask fiir das
Band 3.400-3.800 MHz fiir zukiinftige Mobil-
funksysteme mit hohen Datenraten,

* vom Ergebnis der im Januar/Februar 2012
stattfindenden ITU-Weltfunkkonferenz
abhéngige Funkvertraglichkeitsstudien; ein
mogliches Thema konnte z. B. die weltweite
Harmonisierung der Spektren fiir breit-

bandige Mobilfunkdienste sein.

MaRnahmen im Rahmen der Sicherheits-
funk-Schutzverordnung

Aufgrund der hohen Anzahl gefundener Leck-
stellen in den vergangenen zwei Jahren werden
auch 2012 die messtechnischen Untersuchungen
zur Beseitigung der unzuléssigen Stérabstrah-
lung aus Kabelnetzen entsprechend den §§ 3
und 5 SchuTSEV fortgesetzt. Diese MaBnahmen
beziehen sich vor allem auf den Schutz des
Instrumentenfluglandesystems (ILS), der Flug-
funk- und Flugnavigationsanwendungen sowie
der Funkanwendungen von Behoérden und

Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS).

Normung im Bereich der elektro-
magnetischen Vertraglichkeit

Die Bundesnetzagentur wird die bei CENELEC
und im internationalen Spezialkomitee fiir
Funkstérungen IEC/CISPR begonnenen Arbeiten
zur Erhohung der Storfestigkeit von Ton- und
Fernsehrundfunkempfangern und Komponen-
ten von Breitband-Kabelfernsehnetzen und zur
Bereitstellung ergdnzter EMV-Produktnormen

weiter begleiten.
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Einer systematischen Mitarbeit und Begleitung
durch die Bundesnetzagentur bei IEC/CISPR
bedirfen insbesondere auch die folgenden
Bereiche:

* Smart Grid und Smart Metering:
EMV-Anforderungen fir elektrische und
elektronische Produkte im Frequenzbereich
von 2kHz bis 150 kHz,

e LED-Leuchten: hinreichende Bertick-
sichtigung des Stérpotenzials in EMV-
Normen,

* Multimediaeinrichtungen: Begrenzung der
Storabstrahlung auch im Frequenzbereich
unterhalb von 30 MHz,

* Elektromobilitdt: EMV-Anforderungen an
Einrichtungen fiir das induktive Laden von

Elektrofahrzeugen.

Auf IEC-Ebene ist besonders wichtig, dass die
notwendigen Normungsarbeiten sorgféltig
zwischen den fiir die Storfestigkeit und fiir die
Stéraussendung zustdndigen Gremien
abgestimmt und koordiniert werden, um die
notwendigen Aufwendungen fiir die Markt-

beteiligten zu minimieren.

Die Bundesnetzagentur wird sich in den
einschldgigen internationalen Arbeitsgruppen
fiir eine Aufnahme der Rundfunkempfanger-
Anschlusskabel unter die Regelungen der
EMV-RL einsetzen. Nur mit hinreichend
geschirmten Anschlusskabeln sind bei Gleich-
frequenznutzung im Kabel und im Funk
gegenseitige Stérungen zu vermeiden; z. B.
koénnen Aussendungen aus Kabelfernsehnet-
zen Sicherheitsfunkdienste storen, der
LTE-Mobilfunk und die DAB-Plus-Sender die
Ubertragung von Rundfunkprogrammen oder
Internetdaten in Kabelfernsehnetze beein-

trachtigen.
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Marktiiberwachung

Im Rahmen der Marktiiberwachung tiberpriift
die Bundesnetzagentur die Einhaltung der
Anforderungen der Richtlinie 2004/108/EG
uber die elektromagnetische Vertraglichkeit
von Betriebsmitteln (EMV-RL) und der Richt-
linie 1999/5/EG tiber Funkanlagen und Tele-
kommunikationsendeinrichtungen sowie die
gegenseitige Anerkennung ihrer Konformitét
(R&TTE-RL) und verhindert bzw. beschrankt
das Inverkehrbringen nicht konformer
Produkte zum Schutz der Verbraucher und zur
Gewdhrleistung eines fairen Wettbewerbs.
Hier sind neben den reguléren Priifungen
insbesondere die folgenden Aktivitaten

geplant:

* weiterer Ausbau der Zusammenarbeit mit
den Zollbehorden. Im Fokus steht dabei,
bereits die Einfuhr von nicht konformen
Produkten aus Drittlandern zu verhindern
(inkl. der Angebote in elektronischen
Medien, wie z. B. Internetauktionsplatt-
formen, Online-Shops);

* aktive Begleitung des Implementierungs-
prozesses des neben dem bereits bestehenden
Rapid Exchange of Information System
(RAPEX-System) von der Kommission zur
Verfiigung gestellten weiteren Informa-
tionssystems fiir die europdischen Markt-
uberwachungsbehérden;

* Durchfiithrung einer gemeinsamen,
bilateralen Marktiiberwachungskampagne
mit der Marktiiberwachungsbehdrde aus
den Niederlanden;

* Angleichung der Arbeits- und Bewertungs-
methoden der nationalen Marktiiber-
wachungsbehdrden. Als ein wesentliches
Element hierfiir soll ein einheitliches
elektronisches Hilfsmittel zur Durch-

fiuhrung einer Risikobewertung fiir
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Produkte, die unter die R&TTE-RL fallen,

entwickelt werden.

Die Bundesnetzagentur wird das vom BMWi
fur das Frihjahr 2012 geplante Forum zur
Marktiberwachung unterstiitzen. Die Ver-
anstaltung soll es Entscheidungstrdgern der
betroffenen Kreise (Verbraucher, Funknutzer
und Industrie) ermdoglichen, Vorschlédge fiir
eine weitere Optimierung der Marktiber-
wachung einzubringen und Erfahrungen

auszutauschen.

Technische Richtlinie fiir den Notruf

Mit der Technischen Richtlinie Notrufver-
bindungen (TR Notruf) wurden die technischen
Einzelheiten fiir die Notruflenkung auf der
Basis von Verwaltungsgrenzen festgelegt. Fiir
die Umstellung von der bisherigen ortsnetz-
basierten Notruflenkung auf das neue Verfahren
miissen die verwaltungstechnischen Voraus-
setzungen geschaffen werden. Die entspre-
chenden Datenbanken der Bundesnetzagentur
sind so zu strukturieren, dass eine IT-gestitzte
Vorgehensweise bei der Verwaltung der
Notrufursprungsbereiche auf der Basis der
Uber12.000 Gemeindegebiete in Deutschland

moglich ist.

Die Novellierung des TKG sowie der Verord-
nung fir Notrufverbindungen (NotrufV)
erfordern eine Anpassung der TR Notruf.
Insbesondere missen die Kriterien fiir die
Genauigkeitund die Zuverldssigkeit von Stand-
ortdaten, die zusammen mit dem Notruf iiber-
mittelt werden miissen, in Abstimmung mit
den zustdndigen Landesbehdrden und der
Telekommunikationsindustrie erarbeitet und
in der neuen Ausgabe der TR Notruf festgelegt

werden.
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Auf europdischer Ebene miissen die Standards
erarbeitet werden, welche die Ermittlung und
Ubermittlung von Standortdaten auch bei Tele-
fondiensten mit nomadischer Nutzung sicher-
stellen. Dies ist eine schwierige Aufgabe, weil
die existierenden internationalen Standards in
diesem Bereich, insbesondere bei IETF, nicht
mit den gesetzlichen Forderungen beziiglich
des Datenschutzes in Deutschland im Einklang

stehen.

Technische Umsetzung von Uberwachungs-
mafnahmen

Mit ihren Aufgaben bei der technischen
Umsetzung von UberwachungsmaBnahmen
leistet die Bundesnetzagentur einen wichtigen
Beitrag zur Gewéhrleistung der 6ffentlichen
Sicherheit. Insbesondere ist die nach § 110 Abs. 3
TKG zu erarbeitende Technische Richtlinie
(TR TKUV) eine wesentliche Grundlage fiir die
Gestaltung der Uberwachungstechnik durch
die beteiligten Telekommunikationsunterneh-
men, Hersteller und Sicherheitsbehoérden. Die
Richtlinie muss bei Bedarf an neue Telekommuni-

kationstechnologien angepasst werden.

Am 1. April 2011 ist das ,,neue® Post- und Tele-
kommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG)
vom 24. Marz 2011 in Kraft getreten. Das alte
PTSG vom 14. September 1994 und die auf seiner
Basis erlassenen Rechtsverordnungen sind
gleichzeitig auB3er Kraft getreten. Die Bundes-
netzagentur hat bereits mit 23.500 Schreiben
an die Telekommunikationsbevorrechtigten,
Telekommunikationsunternehmen und Behor-
den iber die neuen Bestimmungen und die
Ubergangsvorschriften informiert. AuBerdem
hat sie diese Informationen aufihren Internet-
seiten bekannt gemacht. Im Mobilfunk sollen
kiinftig auch Verbindungen fiir die Inanspruch-

nahme von Dateniibermittlungsdiensten und
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Internetzugangsdiensten fiir Telekommuni-
kationsbevorrechtigte vorrangig hergestellt
werden kénnen. Dazu hat die Bundesnetz-
agentur gemas § 6 PTSG die Erarbeitung von
technischen Festlegungen und zeitlichen
Vorgaben fiir die Umsetzung eingeleitet und
beabsichtigt diese, nach Einbeziehung der

Verbédnde, im Jahr 2012 zu veroffentlichen.

Im Zeitraum 2010/2011 wurde die TR TKUV
in den Versionen 6.1 und 6.2 fortgeschrieben.
Nachdem die Version 6.1 der TR TKUV mit
Erweiterungen zur sog. vierten Generation des
Mobilfunks (LTE) bereits veroffentlicht wurde,
istinnerhalb des ersten Halbjahres 2012 mit
dem Inkrafttreten der Version 6.2 zu rechnen.
Die Version 6.2 bezieht sich auf die in der
Ausgabe 6.0 der TR TKUV erstmals festgelegte
Schnittstelle zum Auskunftsersuchen fur
Verkehrsdaten auf der Basis einer ETSI-Spezi-
fikation und berticksichtigt Erfahrungen der
daran teilnehmenden Unternehmen und
berechtigten Stellen sowie der Hersteller der

Schnittstelle.

Internationale Aufgaben

GEREK

Die Bundesnetzagentur wird sich auch im Jahr
2012 aktiv in die vielfédltigen Beratungen des
Gremiums der europdischen Regulierungs-
stellen fiir elektronische Kommunikation
(GEREK) einbringen. Das Gremium wird auf der
Basis des im Dezember 2011 verabschiedeten
Arbeitsprogramims die drei Themen Verbesse-
rung der Harmonisierung, neue regulatorische
Herausforderungen und Umsetzung des iiber-
arbeiteten EU-Rechtsrahmens fokussieren.
Als Schwerpunktthemen fiir 2012 sind hier ins-
besondere NGA, Netzneutralitédt sowie die

Reform der Roaming-Verordnung zu nennen.



VORHABENPLAN 2012

Ende 2011 hat die Europdische Kommission
erstmals seit Ablauf der Umsetzungsfrist des
neuen EU-Rechtsrahmens im Bereich Tele-
kommunikation wegen ernsthafter Zweifel an
der EU-Rechtskonformitédt Verfahren gegen
eine geplante nationale RegulierungsmaB-
nahme eingeleitet. Aufgrund der neuen
Bestimmungen zu den sog. Art.-7/7a-Verfahren
wird GEREK in dieses Verfahren eingebunden
und um Stellungnahme ersucht. Im Jahr 2012
wird das Gremium nicht nur weiter seine internen
Regelungen zu Ablauf und Organisation dieses
komplexen und zeitlich &uBerst engen Verfahrens
erarbeiten, sondern dieser neuen Rolle auch in
der Praxis gerecht werden miissen. Hier wird
sich die Bundesnetzagentur in den Ad-hoc-
Expertengruppen mit der Expertise ihrer Fach-
leute aktiv einbringen und an der Erstellung

der GEREK-Stellungnahmen mitarbeiten.

Die Bundesnetzagentur wird sich auch aktivin
die Diskussion und die vorgesehenen GEREK-
Aktivitdten zu den geplanten Empfehlungen
der Europdischen Kommission zur Harmoni-
sierung der Kostenrechnungsmethoden zur
Festlegung der Entgelte von zentralen Zugangs-
produkten (wie z. B. dem Zugang zur entbiin-
delten Teilnehmeranschlussleitung und dem
Bitstromzugang) und zur Nichtdiskriminierung
einbringen. Die Europdische Kommission hatte
am 3. Oktober 2011 zwei 6ffentliche Konsulta-
tionen Uiber den Zugang alternativer Betreiber
zu Telefonnetzen und Breitbandnetzen etablier-
ter Betreiber eingeleitet. Gegenstand der
ersten Konsultation ist der diskriminierungs-
freie Zugang alternativer Betreiber zu Infra-
struktur und Diensten marktbeherrschender
Unternehmen. Die zweite Konsultation betrifft
vor dem Hintergrund des zurzeit stattfindenden
Ausbaus von Anschlussnetzen der ndchsten

Generation die Kostenrechnungsmethoden,
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nach denen die NRB die von den Betreibern fiir
diesen Zugang auf Vorleistungsebene zu
zahlenden Entgelte kalkulieren. Auf der Grund-
lage der Konsultationsergebnisse plant die
Européische Kommission, zu Beginn des Jahres
2012 Empfehlungen zu beiden Themen vorzu-
legen und GEREK um Stellungnahme zu

ersuchen.

Ebenfalls fiir 2012 sind die Vorarbeiten der
Europiischen Kommission zur Uberpriifung
und Bewertung des 2010 eingerichteten GEREK
zu erwarten. Auf der Grundlage von Art. 23 der
VO 1211/2009 veroffentlicht die Kommission
innerhalb von drei Jahren nach Tétigkeitsauf-
nahme von GEREK einen Bewertungsbericht
uber die durch die Tatigkeiten gesammelten
Erfahrungen. Der Bewertungsbericht umfasst
die von GEREK erzielten Ergebnisse und ihre
jeweiligen Arbeitsmethoden im Hinblick auf
ihre jeweiligen Ziele, Auftrdage und Aufgaben,
diein der Verordnung und den jahrlichen
Arbeitsprogrammen festgelegt sind. Der
Bewertungsbericht, der die Standpunkte der
beteiligten Kreise auf gemeinschaftlicher und
auf nationaler Ebene beriicksichtigt, wird dem
Europdischen Parlament und dem Rat tiber-
mittelt. Dieser Bericht wird in enger Zusammen-
arbeit mit GEREK erarbeitet. Auch hier wird die
Bundesnetzagentur ihren Sachverstand, insbe-
sondere die bisher gesammelten Erfahrungen,

einbringen.

ECC

Der Ausschuss fiir Elektronische Kommuni-
kation (ECC) der Europédischen Konferenz der
Verwaltungen fiir Post und Telekommuni-
kation, dessen Vorsitz die Bundesnetzagentur
innehat, wird im Hinblick auf Funk- und
Frequenzfragen innerhalb Europas folgende

Schwerpunktthemen behandeln:
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* Reorganisation des L-Bands (1.452-1.492 MHz),

* Frequenzen fur breitbandige Anwendungen
fir BOS,

* Harmonisierung der Frequenzen fiir draht-
lose Produktionsmittel,

* Optimierung der technischen Regulierungs-
parameter im Frequenzbereich 3,4-3,8 GHz,

* Optimierung der ungepaarten Mobilfunk-
bédnder bei 2 GHz.

Im Rahmen der EU-Frequenzentscheidung
(2002/676EG) spielt der ECC eine bedeutende
Rolle bei der Erarbeitung von Harmonisierungs-
entscheidungen im Funkfrequenzausschuss
der EU, in dem die Bundesnetzagentur eben-
falls vertreten ist. Im Jahr 2012 werden u. a.
Entscheidungen zu innovativen Mobilfunk-
anwendungen an Bord von Flugzeugen sowie
Aktualisierungen der Entscheidung zu Klein-
leistungsfunkanlagen erwartet. Der Funk-
frequenzausschuss wird eine wesentliche Rolle
bei der Implementierung des ersten mehr-
jahrigen frequenzpolitischen Programms
(RSPP) der EU spielen, dessen Veroffentlichung

fiir Anfang 2012 erwartet wird.

RSPG

Die Bundesnetzagentur wird auch 2012 an den
Sitzungen der Radio Spectrum Policy Group
(RSPG) teilnehmen und aktiv die zu erarbeitenden
Stellungnahmen mitgestalten. Die RSPG berit
die Europdische Kommission zu aktuellen
Frequenzthemen; die RSPG-Stellungnahmen
sollen bei den EU-Aktivitdten weitestgehend
bericksichtigt werden. Neben diversen sek-
toralen Einzelthemen wird auch in der RSPG
die Begleitung des RSPP unter Berticksichtigung
nationaler Strukturen und Ressourcen eine

wesentliche Rolle spielen.
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Deutsche Koordinierungsinitiativen
WEDDIP/NEDDIF

Um einen moglichst effizienten und reibungs-
losen Ubergang im Rahmen der Umsetzung
der Digitalen Dividende zu gestalten, wurden
von der deutschen Verwaltung folgende

multilaterale Koordinierungsgruppen initiiert:

* Western European Digital Dividend
Implementation Platform (WEDDIP) -
Belgien, Frankreich, Irland, Luxemburg,
Niederlande, Schweiz, Vereinigtes Kénig-
reich und Deutschland,

* North-Eastern Digital Dividend
Implementation Forum (NEDDIF) - Estland,
Finnland, Lettland, Litauen, Polen, Ungarn,
Slowakei, Tschechische Republik und
Deutschland, Russland, WeiBrussland und

die Ukraine.

Zentrale Punkte dieser multilateralen Gremien

betreffen tibergeordnete Fragestellungen bei der

* Implementierung mobiler Dienste oberhalb
von 790 MHz,

* Frequenzverlagerung von Rundfunk-
nutzungen unterhalb von 790 MHz bei
Beachtung des Equitable-Access-Gedankens,

* ,Unterbringung” der ,neuen” Koordinie-
rungsphilosophie,

» Erarbeitungvon Lésungsstrategien im
Zusammenhang mit sog. anderen priméren
Diensten, die andernfalls einen restriktiven
Einfluss auf die Implementierung der Digi-
talen Dividende im Bereich 790-862 MHz

haben kénnten.

Twinning-Projekt

Das 2011 begonnene Twinning-Projekt mit dem
israelischen Kommunikationsministerium
wird 2012 zum Abschluss gebracht. Dabei
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unterstiitzen Kollegen der Bundesnetzagentur
als Kurzzeitexperten zusammen mit den Part-
nern, der italienischen Regulierungsbehérde
AGCOM und der spanischen Regulierungs-
behoérde CMT, das israelische Ministerium bei
der Schaffung von regulatorischen Rahmen-
bedingungen fiir eine effiziente Vorleistungs-
regulierung. Ziel ist, in den einzelnen Modulen
Handlungsempfehlungen zu entwickeln, um
den Wettbewerb zu férdern und die Interessen

der Endkunden zu berticksichtigen.

EAP-Regulators Group

Ferner wird die Bundesnetzagentur zusammen
mit anderen EU-Regulierungsbehérden im
Rahmen der Europdischen Nachbarschafts-
politik den Aufbau einer Eastern Partnership
Regulators Group (EAP-Regulators Group)
fiur den Bereich Telekommunikation unter-
stiitzen, in der die Nicht-EU-Staaten Osteuropas
sowie die Ldnder des stidlichen Kaukasus
vertreten sind. Diese Gruppe soll §hnlich der
Kooperation der Mittelmeerregulierer (Euro-
Mediterranean Network of Regulators, EMERG)
im Telekommunikationsbereich gebildet
werden, die sich bereits seit einigen Jahren
bewdhrt hat. Dabei sollen auch hier, aufbauend
auf den Erfahrungen der europédischen
Regulierungsbehorden, Fachkenntnisse
ausgetauscht und Handlungsempfehlungen
abgegeben werden, um eine Anndherung an
den europdischen Rechtsrahmen sowie eine
nachhaltige und effiziente Telekommuni-
kationsregulierung in den betreffenden

Landern zu fordern.

WCIT 2012

Im Dezember 2012 wird die World Conference
on International Telecommunications (WCIT
2012) stattfinden, die sich mit der Uber-

arbeitung der Vollzugsordnung fiir inter-
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nationale Fernmeldedienste (International
Telecommunications Regulations) beschéf-
tigen wird. Die Bundesnetzagentur beteiligt
sich in Abstimmung mitdem BMWi an der zur
Vorbereitung der Konferenz eingerichteten
ITU-Arbeitsgruppe und wird auch an der WCIT
aktiv teilnehmen. Wichtigstes Ziel dieser
Mitarbeit ist, sicherzustellen, dass eine
gednderte Vollzugsordnung oder ein neues
Regelwerk nicht dem europdischen Rechts-
rahmen fiir TK-Dienste entgegenstehen und
die wettbewerbsorientierte Entwicklung der

TK-Méarkte einschranken.

WTSA

Die Bundesnetzagentur wird die im Verant-
wortungsbereich des BMWi stehende nationale
Vorbereitung und Abstimmung der deutschen
Delegation fiir die imn Spatherbst 2012 statt-
findende Weltstandardisierungskonferenz
(WTSA) der ITU aktiv unterstiitzen. Dieses
zweithdchste Gremium in Bezug auf den Stan-
dardisierungsbereich ist u. a. fiir die Struktu-
rierung der Studienkommissionen, fiir die
Zuordnung der Arbeitsgebiete sowie fiir
(formale) Arbeitsabldufe innerhalb der ITU und
die Beziehungen zu anderen Organisationen
zustdandig. Besonderes Augenmerk soll bei der
Konferenz auf eine Verschlankung der Struktur
der Studienkommissionen und damit auf eine
Verbesserung der Effizienz sowie der Trans-
parenz der Verfahrensregeln der ITU gelegt

werden.

WRC-12 und RA-12

Die Weltfunkkonferenz 2012 (WRC-12) wird
wegweisende Entscheidungen zu einer Viel-
zahlvon Einzelthemen und betroffenen Funk-
anwendungen treffen. Damit werden

zukunftsorientierte Nutzungsmaoglichkeiten



234

fiir innovative Dienste geschaffen, so z. B. fir

die unbemannte Luftfahrt.

Zur Wahrung der nationalen Interessen
hinsichtlich der verschiedenen Funkdienste
bringt die Bundesnetzagentur die deutschen
Positionen in die umfangreichen internationa-
len Studien im Rahmen der ITU und der CEPT
ein. Diese Positionen werden durch einen
intensiven nationalen Vorbereitungsprozess
gestiitzt, der den interessierten Kreisen offen-
steht und einen breiten Konsens der deutschen
Positionen garantiert. Neben der CEPT und der
ITU hat die Bundesnetzagentur auch an der
Stellungnahme der RSPG zur WRC-12 intensiv

mitgearbeitet.

Die Bundesnetzagentur stellt erhebliche
Personalkapazititen bereit, so z. B. durch die
Wahrnehmung des Vizevorsitzes der europédi-
schen Vorbereitungsgruppe, der Vorsitze
zweier mehrere Themen umfassenden Projekt-
gruppen, der Leitung der nationalen Arbeits-
kreise sowie der européischen Sprecherrollen

fiir diverse Tagesordnungspunkte der WRC.

Die gemeinsamen europdischen Vorschlége,
die die CEPT basierend auf internationalen
Studien im Rahmen der ITU und eigener
Studien innerhalb der CEPT ausgearbeitet hat,
sind nun auf der vierwéchigen WRC-12 zu
vertreten und zu einem erfolgreichen

Abschluss zu bringen.

Nach der WRC werden die Ergebnisse in den
Gremien der CEPT und auch national im
Rahmen der Frequenzbereichszuweisung und
-nutzung umzusetzen sein. Unmittelbar nach
Abschluss der WRC-12 beginnt die neue Studien-

periode fur die Vorbereitung der Weltfunk-
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konferenz 2015 (WRC-15), deren vorldufige

Tagesordnung dann bereits vorliegt.

Auch fiir die Vorbereitung der WRC-15 wird die
Bundesnetzagentur sich durch die Wahr-
nehmung des Vizevorsitzes der europdischen
Vorbereitungsgruppe und des Vorsitzes einer
mehrere Themen umfassenden Projektgruppe
engagieren. Der Vorsitz einer zweiten Projekt-

gruppe wird angestrebt.

Ebenfalls ca. alle vier Jahre tagt die Funk-
versammlung der ITU (RA-12), die neben den
organisatorischen und Verfahrensfragen des
Funksektors der ITU eine Vielzahl von Empfeh-
lungen zu den unterschiedlichsten Funk-
diensten und -anwendungen verabschieden
wird. Von besonderer Bedeutung sind hier
europdische Initiativen zu kognitiven Funk-
systemen und drahtlosen Produktionsmitteln,
dieim Rahmen der ITU einer erh6hten Auf-

merksamkeit zugefithrt werden sollen.

Standardisierungsaktivitdten bei ITU, 3GPP,
ETSI CEN und CENELEC

»~Internet der Dinge*

Die Bundesnetzagentur begleitet die Ent-
wicklungen und Standardisierung im
Bereich , Internet der Dinge® vorrangig durch
Teilnahme an der von der Europédischen
Kommission zu diesem Thema eingerichteten
Expertengruppe sowie entsprechenden tech-
nischen Gruppen, wie z. B. Studienkommissionen,
innerhalb der ITU oder in den technischen
Komitees des europédischen Instituts fir
Standardisierung in der Telekommunikation
(ETSI). Neben diversen ,traditionellen® tech-
nischen Aspekten im Bereich der Standardi-
sierung sind ebenso zentrale Fragestellungen

im Bereich ,Governance® zu bewaltigen.
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Interoperabilitdt im Bereich Rundfunk-
iibertragung

Standards und Spezifikationen fir digitale
Fernsehempfangsgerite sollen die Nutzung
geschiitzter Rundfunk- und breitbandiger
Multimediadienste unterschiedlicher Anbieter
im Sinne des Verbrauchers gewéhrleisten und
so den Wettbewerb fordern. Die Verwendung
unterschiedlicher Zugangsberechtigungs-
und digitaler Rechtemanagementsysteme
(CA/DRM-Systeme) sowie anbieterbezogener

Middleware missen unterstiitzt werden.

Die im ,,Aktionsbiindnis verbraucherfreund-
liche Endgeréte fiir horizontale Markte -
Austauschbare CA/DRM-Systeme® unter
Moderation der Bundesnetzagentur an diesem
Ziel arbeitenden hochrangigen Vertreter aller
unmittelbar Marktbeteiligten haben die
kommerziellen, technischen und aus Ver-
brauchersicht unabdingbaren Anforderungen
firladbare CA/DRM-Systeme beschrieben und
bei ETSI eingebracht. Die daraus resultieren-
den und zum Teil schon erarbeiteten Vorschliage
fiir eine technische Spezifikation fir die
Standardisierung und die Gestaltung einer
Trusted Third Party zur Gewéhrleistung

der Sicherheitsaspekte sollen jetzt im euro-
paischen Rahmen in die Standardisierung
eingebracht werden. Im internationalen
Standardisierungsumfeld bei der ITU sind die
Rahmenbedingungen auch fiir die weltweite
Verwendung dieses kiinftigen Standards zu

schaffen.

Der die Bundesnetzagentur beratende
Ausschuss fiir Technische Regulierung in der
Telekommunikation (ATRT) beschéaftigt sich
inzwischen mit Fragen der Middleware. Fiir
interoperable digitale Fernsehempfangsgerate

istdann auch in diesem Bereich ein geeignetes
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Austauschverfahren zu entwickeln und zu

standardisieren.

Standardisierung von LTE Advanced

Im 3rd Generation Partnership Project (3GPP)
wurden die Arbeiten zum Release 10 von LTE
Advanced weitgehend abgeschlossen und
bereits Arbeiten zum Release 11 begonnen. Zu
den wesentlichen Leistungsmerkmalen beider
Releases zdhlen Trédgerzusammenfassung
(Carrier Aggregation) sowie Multistandard-
Basisstationen. Beide Features stellen neue
Anforderungen an die Koexistenzbedingungen
mitbenachbarten Funkdiensten. Damit kann
eine Uberarbeitung der bestehenden regula-
torischen Rahmenbedingungen einhergehen.
Die Weiterentwicklung der technischen
Spezifikationen und Geréte wird die Arbeiten
in 3GPP bis Ende 2012 weitgehend bestimmen.
Fir die Bundesnetzagentur ist es in dieser
Phase besonders wichtig, auf die Berticksich-
tigung der Regulierungsziele in der Standardi-
sierung hinzuwirken. Weiterhin spielen die
Themenfelder ,Global Circulation® von ,,IMT-
Advanced-Mobilstationen® und von ,,Femto-
Zellen“ in den nédchsten Jahren eine grof3e
Rolle.

Standardisierung von MI2M-
Kommunikation

Die Standardisierung im Bereich Machine-to-
Machine (M2M)-Kommunikation hat im ETSI-
Komitee M2M im Jahr 2011 durch das Mandat
der Europdischen Kommission M/441 (Smart
Metering) Fahrt aufgenommen. Die weitere
Arbeit wird durch die Erarbeitung einer
gemeinsamen Architektur und von Protokollen
im Zusammenwirken mit bereits vorhandenen
Funkschnittstellen wie GSM/UMTS/LTE, DECT,
WLAN, Bluetooth etc. geprégt. Es wird darauf

zu achten sein, dass diese Funktechniken in
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den zustdndigen Gremien um M2M-Komponen-
ten erweitert werden. Ziel ist die umfassende
Standardisierung zur Vernetzung und Verwal-
tung von Anwendungen der Bereiche Industrie-
maschinen, Smart Metering, E-Health, Connected
Consumer, Home Control, Security und Auto-

motive[Intelligent Transport Systems.

eCall und Harmonised eCall European Pilot
(HeERO)

Im Jahr 2015 wird der europaweite Notruf aus
Kraftfahrzeugen verbindlich in Europa
eingefiihrt. Die unter Mitwirkung der Bundes-
netzagentur entwickelten Standards werden
nun im Pilotprojekt HeERO implementiert und
getestet und ggf. ermittelte Unstimmigkeiten
in die Standardisierungsgremien zur Korrektur

riickgekoppelt.

Konzepte zur flexiblen Frequenznutzung
Innerhalb von ETSI wird seit Anfang 2011
konkret an der Standardisierung fiir Software
Defined Radio und Cognitive Radio (SDR/CR)
gearbeitet. Die Bundesnetzagentur hat damit
begonnen, zusammen mit Industriepartnern
technische Konzepte fiir eine flexiblere Spek-
trumsnutzung im Rahmen von EU-Forschungs-
projekten (FARAMIR, OneFit und Quasar) zu
entwickeln und die relevanten Forschungsergeb-
nisse in die Standardisierung einzubringen.
Die Bundesnetzagentur wird sich in den
EU-Gremien fiir ein formales Standardisie-
rungsmandat einsetzen, um die Bereitstellung
von harmonisierten Standards fiir SDR/CR zur

Anwendung unter der R&TTE-RL zu férdern.

Broadband Direct Air to Ground (BDA2G)
Die Nachfrage nach einem iiberall verfiigbaren
Internetzugang nimimt stetig zu. Dies schlie3t
nunmehr auch den Breitbandzugang an Bord

von Flugzeugen ein, der dann sowohl durch
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Passagiere (z. B. E-Mail, Internet, Infotainment,
Sprachkommunikation) als auch durch die
Fluglinien und/oder Flugzeughersteller zur
Prozessoptimierung genutzt werden kann.
Existierende satellitenbasierte Losungen haben
bisher nicht die gewiinschte Akzeptanz erzielt.
In der europdischen Standardisierung wurde
damit begonnen, entsprechende alternative,
breitbandige Funklésungen, mit denen ein
Zugang Uber direkte Verbindungen zwischen
Bodenstationen und Flugzeugen hergestellt
werden soll, zu untersuchen. Fiir die Bundes-
netzagentur ist es besonders wichtig, auf die
Berucksichtigung der Regulierungsziele (wie
z.B. die Sicherstellung der Funkvertrédglichkeit
mit anderen Funkdiensten sowohl am Boden
alsauchin der Luft) in der Standardisierung der

Anwendung hinzuwirken.

Verkehrstelematik

Die Standardisierung fiir Intelligente Transport-
systeme (ITS) wird durch das Mandat M/453 der
Européischen Kommission stark vorangetrieben.
Bis Mitte 2012 sind allein durch ETSI etwa 65
Standards und Spezifikationen zu verabschieden,
um die Kommunikationsarchitektur, die Inter-
operabilitdt und die Sicherheit der vorgesehenen
Applikationen zu harmonisieren. Weitere Stan-
dards werden durch CEN und CEN/CENELEC
erganzt. Dieses Paket aus Standards und
Spezifikationen soll fiir das erste Release der ITS-
Kommunikation noch 2012 verabschiedet
werden. Die Bundesnetzagentur unterstiitzt
insbesondere die Entwicklung der digitalen
Luftschnittstelle durch ihren Vorsitz in der ETSI
ITSWGA4.

Die Verbreitung der qualifizierten elektro-

nischen Signatur nimmt aufgrund der
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bestehenden (z. B. Abfallnachweisverfahren,
elektronisches Gerichts- und Verwaltungspost-
fach, elektronisches Grundbuch) und zukiinftig
umzusetzenden Anwendungen (z. B. elektro-

nisches Personenstandsregister) immer mehr zu.

Waéhrend die genannten Beispiele meist nur
fir einen bestimmten Personen- bzw. Berufs-
kreis von Bedeutung sind, wird eines der GroB-
projekte des Bundes, der am 1. November 2010
eingefiihrte elektronische Personalausweis,
auch Anwendungsmoéglichkeiten fiir den
Biirger eréffnen. Im Jahr 2012 soll der Personal-
ausweisinhaber nun auch die Signaturfunktion
des Personalausweises nutzen kénnen, um
qualifizierte elektronische Signaturen zu
erstellen. Hierdurch werden aber auch die
bereits schon jetzt vielfach von Unternehmen
und Biirgern nachgefragten Beratungsleis-
tungen der Bundesnetzagentur zur Anwen-
dung und Umsetzung der qualifizierten
elektronischen Signatur, z. B. in Geschafts-

prozessen, weiter ansteigen.

Die Bundesnetzagentur wird sich auch in das
weitere Verfahren der vom BMWi initiierten
Novellierung des SigG und der SigV einbringen.
Die Novellierung befindet sich in der zweiten
Ressortabstimmung und wird im Jahr 2012

weiter vorangetrieben.

Auch auf europdischer Ebene wéchst die
Bedeutung der rechtsverbindlichen elektro-
nischen Signatur. Ein Beispiel ist die von der
Europdaischen Kommission mit Nachdruck
betriebene Uberarbeitung der Signaturricht-
linie 1999/93/EG. Bereits im Méarz 2012 soll ein
erster Entwurf zur Kommentierung durch die
Mitgliedstaaten vorliegen. Wie bereits im

Vorfeld geschehen, wird sich die Bundesnetz-
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agentur auch hier aktiv beteiligen und

beratend mitwirken.

Des Weiteren werden bestehende européische
Vorhaben weiter vorangetrieben. Die im
Rahmen der europdischen Dienstleistungs-
richtlinie (Richtlinie des Europédischen
Parlaments und des Rates Giber Dienstleistungen
im Binnenmarkt vom 12. Dezember 2006,
Richtlinie 2006/123/EG) und der Européischen
Kommissionsentscheidung 2009/767/EG
verbindlich zu erstellenden und zu fithrenden
vertrauenswiirdigen Listen der von den
Mitgliedstaaten beaufsichtigten bzw. akkre-
ditierten Zertifizierungsdiensteanbieter
werden fortlaufend gepflegt, auf gegenseitige
Priifbarkeit kontrolliert und weiter verbessert.
Fur die Bundesrepublik Deutschland erstellt
die Bundesnetzagentur diese Liste, pflegt und
uberarbeitet sie. Die Bundesnetzagentur
arbeitet auch an der Fortentwicklung der tech-
nischen Anforderungen an diese Listen in den

jeweiligen EU-Gremien mit.

Daneben schreiten die europdischen Standar-
disierungen im Bereich der qualifizierten
elektronischen Signatur weiter fort. In diesem
Rahmen engagiert sich die Bundesnetzagentur
auch zukiinftig in nationalen, europédischen
und internationalen Gremien. Imm Mittelpunkt
steht die Mitarbeit im European Telecommuni-
cations Standards Institute/Electronic Signatures
and Infrastructures (ETSI/ESI) sowie im Forum
of European Supervisory Authorities for Elec-
tronic Signatures (FESA) - seit April 2010 arbeitet

die Bundesnetzagentur hier im Vorstand mit.

Auch im Jahr 2012 werden Beratungsleistungen
fur den Aufbau von Signaturinfrastrukturen
nach deutschem Vorbild fiir ausldndische

Regierungen erbracht, insbesondere fiir
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EU-Aufnahmekandidaten sowie auBBereuro-
pdische Staaten, die eine verstédrkte Koopera-

tion mit der EU anstreben.

Aus den im Jahr 2012 anstehenden Tétigkeiten
im Bereich der Postregulierung sind die nach-

folgenden Téatigkeiten hervorzuheben.

Vorteile von Kooperationen im Postmarkt
und Méglichkeiten ihrer Férderung
Inletzter Zeit haben sich am Markt fiir Brief-
dienstleistungen verschiedene Unternehmen zu
Verbundkooperationen zusammengeschlossen,
d. h., eswerden nahezu flachendeckende
Zustellnetze gebildet, indem sich die Unter-
nehmen gegenseitig die Moglichkeit ein-
rdumen, eingelieferte Sendungen durch
Partnerunternehmen in deren Zustellgebieten

zustellen zu lassen.

Die Bundesnetzagentur begrif3t die Aktivi-
taten dieser Postdienstleister, da sie in einem
stagnierenden Markt ein wichtiges Element zur
Wettbewerbsbelebung sind. Im Jahr 2012
mochte die Bundesnetzagentur die Voraus-
setzungen fur die Bildung von Verbundkoope-
rationen und Moglichkeiten ihrer Férderung

deshalb ndher untersuchen.

Zunachst sollen die beiden derzeitig am Markt
befindlichen Modelle dargestellt und ihre
Charakteristika herausgearbeitet werden. Im
néchsten Schritt werden die jeweiligen Erfolgs-
und Risikofaktoren analysiert und gegentiber-
gestellt. Daran schlieBen sich die Ermittlung
der fiir die Wettbewerbsentwicklung bedeut-
samen Faktoren und ihre Bewertung an.
Hieran ankniipfend konnten Moglichkeiten

und Bedingungen zur Férderung der Verbund-
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kooperationen durch die Bundesnetzagentur
abgeleitet werden. AbschlieBend soll eine
Abschatzung des Entwicklungspotenzials und
der Erfolgsaussichten von Verbundkoopera-

tionen fir den Briefmarkt erfolgen.

Stand des Wettbewerbs auf den Post-
markten anderer EU-Mitgliedstaaten

Die Bundesnetzagentur wird im kommenden
Jahr einen Benchmark zum Stand des Wett-
bewerbs auf den Postmérkten anderer
EU-Mitgliedstaaten durchfiihren, um einen
Uberblick tiber aktuelle Entwicklungen in
anderen Landern nach der vollstdndigen Markt-
offnung in einer Reihe von Mitgliedstaaten seit
1. Januar 2011 zu bekommen. Dies dient u. a. der
Einschitzung der Wettbewerbsmoglichkeiten
deutscher Postdienstleister auf anderen
Postmérkten der EU. Es erlaubt auch eine
Einordnung des Stands des Wettbewerbs in
Deutschland im Vergleich zu den Méarkten der
anderen Mitgliedstaaten sowie seiner Ent-
wicklungschancen im Rahmen der Binnen-

marktentwicklung.

Regulatorische Behandlung von
Biindelprodukten

Die Deutsche Post AG (DP AG) offeriert auf-
grund sich verstarkenden Wettbewerbsdrucks
zunehmend Biindelprodukte am Markt. Daher
halt die Bundesnetzagentur die Entwicklung
von Grundsitzen zur Uberpriifung von Biindel-
produkten und vertraglichen Sondermodellen

weiterhin fiir notwendig.

Mit Blick auf postalische Dienstleistungen ist
ein zunehmender Trend zur Produkt- und
Preisdifferenzierung zu verzeichnen. Im
Zusammenhang mit integrierten logistischen
Dienstleistungen werden verstiarkt Bundel-

produkte vermarktet. Hierbei werden von der
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DP AG Brief- und Paketbeférderungsleistungen
mit kundenindividuellen Systemlésungen
angeboten, die sich auch auf vor- und nach-
gelagerte Wertschopfungsstufen erstrecken.
Zu beobachten ist bei der DP AG auBBerdem eine
Tendenz zur kundenindividuellen und regionali-
sierten Tarifierung. Daher bedarf es einer
weiteren Konkretisierung der im § 20 PostG

verankerten PriifungsmabBstéibe.

Dies gilt umso mehr, als Hybridprodukte eben-
falls Biindelprodukte durch die erforderliche
Einbeziehung postvorbereitender Dienst-
leistungen (Druck, Kuvertierung, Frankierung)
darstellen. Deshalb istinsbesondere die
Entwicklung des E-Postbriefs der DP AG zu
beobachten. Neben den postvorbereitenden
Dienstleistungen wird hier zuséatzlich mit dem
Onlinezugang gebtindelt. Im kommenden Jahr
wird voraussichtlich das Konkurrenzprodukt
»-De-Mail“ an den Markt gehen, das Unternehmen
TNT Post Holding Deutschland GmbH bietet
zudem seit November 2010 ein eigenes Hybrid-
produkt ,print my post“ an. Auch andere Post-
dienstleister haben solche Hybridpostprodukte

in ihrem Portfolio.

Ausder Vielzahl der im Jahr 2012 anstehenden
Tatigkeiten im Bereich Energie sind die nach-

folgenden Tétigkeiten hervorzuheben.

Netzentwicklungsplan Elektrizitat

Im Jahr 2012 werden die UNB der Bundesnetz-
agentur erstmals den Entwurf eines Zehn-
Jahres-Netzentwicklungsplans vorlegen. Im
Rahmen der Erstellung des Netzentwicklungs-
plans ist eine breite Beteiligung der Offent-
lichkeit vorgesehen. Auf Grundlage eines

durch die Bundesnetzagentur konsultierten
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und genehmigten Szenariorahmens, in dem
Annahmen tiber die wesentlichen zukiinftigen
energiewirtschaftlichen Entwicklungslinien
getroffen werden, werden die UNB den

zukiinftigen Transportbedarf ermitteln.

Das Resultat wird ein Netzentwicklungsplan
sein, der alle MaBnahmen zur Optimierung,
zum Ausbau und zur Verstarkung des Netzes
enthdlt, die in den nédchsten zehn Jahren fir
einen zuverladssigen und sicheren Netzbetrieb

notwendig sind.

Die Bundesnetzagentur wird diesen Prozess
mit gutachterlicher Unterstiitzung begleiten
und den Entwurf des Netzentwicklungsplans
nach Ubergabe durch die UNB priifen und mit
einer breiten Offentlichkeit konsultieren. Auf
dieser Grundlage wird die Bundesnetzagentur
den Netzentwicklungsplan zusammen mit
einem Umweltbericht (siehe Seite 245) der
Bundesregierung als Entwurf eines Bundes-

bedarfsplans ibermitteln.

Ausbaubedarf in den Stromverteilernetzen
Das Jahr 2011 war gepragt von einer Diskussion
uber die Frage, wie hoch der zukiinftige Bedarf
an konventionellem und/oder ,intelligentern*
Netzausbau und der damit verbundene Finanzie-
rungsbedarf, der heute noch nichtin den
Netzentgelten erhalten ist, im Bereich der
Stromverteilernetze in der Zukunft ausfallen
werden. Unterschiedliche Zahlen wurden
geschdtzt und im politischen Raum diskutiert.
Das Thema ,Smart Grids“ hat die Diskussion
zusdtzlich erschwert, da der kostenrelevante
Nettoeffekt intelligenter MaBnahmen, z. B.
durch zusétzliche Mess-, Steuer-, Regel- und
IT-Technik, gegenwértig noch nicht quanti-

fiziert werden kann. Die Bundesnetzagentur
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wird sich im Rahmen eines Gutachtens aktiv

mit dieser Thematik auseinandersetzen.

Netzentwicklungsplan Gas

Im Jahr 2012 ist fur den Gasbereich erstmals ein
deutschlandweiter Netzentwicklungsplan der
FNB aufzustellen. Die Erstellung des Netz-
entwicklungsplans dient dazu, den kiinftigen
Bedarf an Transportkapazitdten zu ermitteln
und - darauf aufbauend - die erforderlichen
Investitionen in das Fernleitungsnetz zu iden-

tifizieren.

Die FNB werden den Entwurf des Netzentwick-
lungsplans unter Berticksichtigung der
Konsultationsergebnisse im April 2012 bei der
Bundesnetzagentur einreichen, die dann ihrer-
seits eine Konsultation durchfihrt, in der
insbesondere ermittelt werden soll, ob die im
Rahmen der Konsultation durch die FNB
geltend gemachten Eingaben von diesen
ausreichend im Planentwurf berticksichtigt
worden sind. In diesem Zusammenhang ist die
Bundesnetzagentur berechtigt, Anderungen

am Netzentwicklungsplan zu verlangen.

Zugangsregulierung Strom

Festlegung zum Redispatch

Nach der Stilllegung von acht Kernkraftwerken
im Frihjahr 2011im Rahmen des Ausstiegs aus
der Kernenergie ist die Erzeugungsleistung in
Deutschland um ca. 8.400 MW reduziert. Hier-
durch haben sich die Stromfliisse im Uber-
tragungsnetz teilweise erheblich verdndert.
Die verdnderte Netz- und Einspeisesituation
hatinsbesondere dazu gefiihrt, dass zur
Gewdhrleistung der Sicherheit und Zuverlassig-
keit des Elektrizitdtsversorgungssystems deut-
lich haufiger als zuvor Eingriffe der UNB in die
Fahrweise, d. h. in die Wirkleistungsein-

speisung von Kraftwerken, erforderlich
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geworden sind. Diese auch als ,Redispatch®
bezeichneten Eingriffe dienen dabei sowohl
zur Vermeidung temporirer Uberlastungs-

situationen als auch zur Spannungsstiitzung.

Der Einsatz von Redispatch und Blindleistung
erfolgte bisher auf Basis bilateraler vertrag-
licher Vereinbarungen zwischen den UNB und
den Betreibern von Kraftwerken. Gegenwértig
arbeitet nach Kenntnis der Bundesnetzagentur
jedoch nur ein Teil der Kraftwerksbetreiber mit
den UNB beim Redispatch und bei der Blind-
leistung zusammen. Zudem ist die Ausge-
staltung der bilateralen Vereinbarungen
zwischen den UNB und den Kraftwerksbe-

treibern uneinheitlich.

Die Bundesnetzagentur hat im April 2011 ein
Festlegungsverfahren eingeleitet, um bundes-
weit einheitliche und eindeutige Vorgaben und
MaBstébe zu entwickeln, nach denen zukinftig
der Eingriff der UNB in die Wirkleistungs-
einspeisung von Kraftwerken durchzufiihren
ist. Die rechtliche Verpflichtung, dass alle
Kraftwerke mit einer Leistung tiber 50 MW sich
am Redispatch beteiligen miissen, istim Rahmen
der Novellierung des EnWG in § 13 Abs. 1a ver-
ankert worden. Auf Basis dieser Teilnahme-
pflicht beabsichtigt die Bundesnetzagentur,
konkretisierende Regeln zur Ausgestaltung
von Redispatch zwischen UNB und Kraftwerks-

betreibern festzulegen.

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, das
Verfahren moglichst frithzeitig im Jahr 2012

abzuschlieBen.

Neugestaltung des Abrechnungssystems
fiir Ausgleichsenergie
Zum Ausgleich der Abweichungen zwischen

prognostiziertem und tatsdchlichem Strom-
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verbrauch nehmen die fiir die Belieferung der
Stromverbraucher verantwortlichen Bilanz-
kreise sog. Ausgleichsenergie in Anspruch.
Dazu werden zundchst iberdeckte Bilanz-
kreise, bei denen der tatsdchliche Verbrauch
geringer als prognostiziertist, mit unterspeisten
Bilanzkreisen, bei denen der tatsdchliche
Verbrauch hoher als prognostiziert ist, saldiert.
Die verbleibende Restabweichung - d. h. die
Uber- oder Unterspeisung der Gesamtheit aller
Bilanzkreise - wird von den UNB durch den

Einsatz von Regelenergie ausgeglichen.

Die durch die Inanspruchnahme von Ausgleichs-
energie bzw. den Einsatz von Regelenergie
entstehenden Kosten werden den Bilanzkreisen
uber den sog. Ausgleichsenergiepreis in Rech-
nung gestellt. Damit sollen die Bilanzkreis-
verantwortlichen zu einer moglichst ausge-
glichenen Bewirtschaftung ihrer Bilanz-
kreise angehalten werden, so dass der prognos-
tizierte dem tatsdchlichen Stromverbrauch

moglichst nahe kommt.

Das derzeitige in der StromNZV festgeschrie-
bene System zur Bestimmung der Ausgleichs-
energiepreise fihrt in bestimmten Situationen
jedoch dazu, dass offenbar keine ausreichenden
finanziellen Anreize zur sorgfaltigen und
ausgeglichenen Bilanzkreisbewirtschaftung

mehr bestehen.

Dieser Befund wird dadurch unterstiitzt, dass
der Markt nach einer Befragung der EPEX Spot
keinen Bedarf an Viertelstundenprodukten
sieht, obwohl derzeit an den Spotméarkten nur
Stundenprodukte erhéltlich sind, mit denen
keine Moglichkeit fiir Hdndler besteht, die
viertelstiindlich abgerechneten Bilanzkreise
standig ausgeglichen zu halten. Gerade bei

einem starken Anstieg oder Abfall des Ver-
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brauchs oder der Erzeugung innerhalb einer
Stunde, etwa zu bestimmten Tageszeiten oder
durch steile Flanken bei der EEG-Produktion,
kommt es so zu gravierenden Bilanzkreis-
abweichungen in einzelnen Viertelstunden,
dieregelméBig zum vollstdndigen Einsatz der
Regelenergie fithren. Die hierfiir bei den
Bilanzkreisverantwortlichen entstehenden
Kosten sind nach dem derzeitigen Abrechnungs-
system offenbar nicht hoch genug, um eine
Bereitschaft zur viertelstiindlichen Nach-
beschaffung der abweichenden Mengen und
damit die Forderung nach der Einfithrung
entsprechender Produkte im Spotmarkt

anzureizen.

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, das
bestehende System der Bilanzkreisabrechnung
auf existierende systematische Fehlanreize
oder anderweitige Fehlentwicklungen zu
untersuchen und ggf. zu reformieren. Hierzu
soll zunédchst eine Studie in Auftrag gegeben
werden, die mogliche alternative Abrechnungs-
modelle entwickelt, die starkere Anreize zu
einer ausgeglichenen Bewirtschaftung der
Bilanzkreise setzen. Es ist geplant, die relevanten
Marktakteure mit in die Diskussion einzubezie-
hen und die Anderungen im Rahmen einer
Festlegung zu implementieren. Voraussetzung
hierfiir ist allerdings eine Anderung des

§ 8 StromNZV, in dem das derzeitige Abrech-

nungsmodell festgeschrieben ist.

Vereinheitlichung und Weiterentwicklung
von Profilverfahren

Bereits im Sommer 2010 hatte die Bundesnetz-
agentur ein Festlegungsverfahren mit dem Ziel
eroffnet, die Abwicklungsbedingungen der
Stromlieferanten fir die Belieferung von
Standardlastprofilkunden zu vereinheitlichen

und erforderlichenfalls weiterzuentwickeln.
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Auf diese Weise soll eine Belebung des Wett-
bewerbs gerade bei besonderen Belieferungs-
konstellationen wie Heizstrom und bei Kunden
mit getrennter HT-/NT-Verbrauchserfassung
erreicht werden. Die Bundesnetzagentur strebt
an, das Verfahren im Verlauf des Jahres 2012
zum Abschluss zu bringen. Nach derzeitigem
Planungsstand soll das Festlegungsverfahren
auch Aussagen treffen zur Erfassung und
Bilanzierung des Stromverbrauchs bei Kunden

mit EEG-Eigenverbrauch.

Festlegung Off-Shore

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, im Jahr
2012 von der ihr mit der EnWG-Novelle 2011
eingerdumten Festlegungskompetenz im
Bereich Off-Shore Gebrauch zu machen. Bereits
im Jahr 2009 hatte die Bundesnetzagentur die
nach § 17 Abs. 2a EnWG bestehende Verpflichtung
der UNB zur Anbindung von Off-Shore-Wind-
parksim Rahmen eines Positionspapiers
konkretisiert, das nunmehr im Lichte der
gewonnenen Erfahrungen weiterzuent-

wickeln ist.

Schwerpunkt der Festlegung wird die verbind-

liche Bestimmung von Kriterien sein,

* diefurdieErrichtung von Netzanbindungen
erforderlich sind,

* anhand derer sich eine Realisierungs-
wahrscheinlichkeit der Errichtung von
Off-Shore-Anlagen ermitteln lésst,

* dieeinediskriminierungsfreie Vergabe von
Anbindungskapazitdten an Off-Shore-Anlagen
ermoglichen,

um die verschiedenen Ziele des Gesetzes — die

rechtzeitige Erstellung der Netzanbindung

sowie die preisgiinstige und umweltvertrégli-
che Versorgung der Allgemeinheit - bestmo6g-

lichin Einklang zu bringen.
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Energieinformationsnetz

Die Bundesnetzagentur wird die begonnenen
Diskussionen mit der Branche zum Aufbau
eines Energieinformationsnetzes weiter aktiv
vorantreiben, um eine moglichst ziigige
Losung zu erreichen. Insbesondere der weiter
zunehmende Anteil von volatilen und/oder
dezentralen Erzeugungsanlagen in Deutsch-
land erfordert zum sicheren Betrieb der Netze
prognostizierte sowie aktuelle Erzeugungs-,
Verbrauchs- und Zustandsdaten. Die UNB
kénnen ihre Verpflichtungen zu einem sicheren
Netzbetrieb nur wahrnehmen, wenn sie von
Betreibern von Erzeugungsanlagen und Elektri-
zitatsverteilernetzen, industriellen und
gewerblichen Letztverbrauchern sowie
Lieferanten von Elektrizitat unverziiglich die
Informationen bekommen, die fiir den sicheren
Betrieb, fiir die Wartung und fiir den Ausbau

von Netzen notwendig sind.

Zugangsregulierung Gas

Umsetzung Kapazitdtsauktion Gas

Am 24. Februar 2011 wurde die Festlegung zu
Kapazitétsregelungen und Auktionsverfahren
im Gassektor (KARLA Gas) erlassen. Deren
zentrale Zielvorstellung ist es, die technisch
ungenutzten, aber gebuchten Kapazitdten bei
einem vertraglichen Engpass wirtschaftlich
nutzbar zu machen und hierdurch einer
groBeren Zahl von Transportkunden den
gleichzeitigen Netzzugang zu ermdéglichen.
Absehbar ungenutzte Kapazitdten werden
spéatestens kurzfristig (day-ahead) an den Markt
zurickgegeben, so dass sie von anderen Trans-
portkunden genutzt werden konnen. Wahrend
bislang eine Buchung das unbegrenzte Recht
umnfasste, die Nutzung der gebuchten Kapazitét
noch zwei Stunden vor dem Transport anzu-
passen (,Renominierung®), wird dieses Recht

ab dem 1. Februar 2012 moderat eingeschrankt.
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Die dadurch frei werdende Kapazitat kann
anderen Transportkunden zur Verfiigung
gestellt werden, die damit Gas zwischen zwei
benachbarten Marktgebieten transportieren
und letztlich Gashandelsméarkte miteinander
verbinden kénnen. Uberdies regelt KARLA Gas
die zentralen Eckpfeiler der Ausgestaltung der
Primaédrkapazitatsplattform und der seit dem
30. August 2011 anzuwendenden Auktions-

verfahren.

Die regulatorische Begleitung und Umsetzung
der Festlegung werden einen der Aufgaben-
schwerpunkte der Beschlusskammer im Jahr
2012 bilden.

Biogas

Wesentliches Anliegen der Bundesnetzagentur
istes, groBere Rechtssicherheit im Bereich des
Anschlusses von Biogasanlagen und des
Zugangs von Biogaseinspeisern zu Gasver-
sorgungsnetzen zu schaffen. Von zentraler
Bedeutung sind hierbei die Beantwortung von
Auslegungsfragen zu den maf3gebenden
Vorschriften des Teils 6 der Gasnetzzugangs-
verordnung sowie das Moderieren von infor-
mellen Vermittlungsgesprachen zwischen
Anschlusspetenten und Netzbetreibern. Hier-
beiist zu beachten, dass nach der Novellierung
des ENWG nunmehr ausschlieBlich die Bundes-
netzagentur gemas § 54 Abs. 2 Satz 3 EnWG fiir
Fragen im Zusammenhang mit dem Anschluss
von Biogasanlagen an das Gasversorgungsnetz
zustandig ist. Zudem umfasst der Biogasbegriff
nach § 3 Nr. 10c EnWG mittlerweile nicht mehr
nur Biogas im klassischen Sinn, sondern auch
Wasserstoff und synthetisch hergestelltes
Methan. Auch die Beantwortung der sich hier-
aus ergebenden Rechtsfragen wird von

zunehmender Bedeutung sein.
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Eine weitere Neuerung in Bezug auf Biogas-
anlagen ergibt sich aus § 33i EEG. Hiernach hat
der Betreiber von Anlagen, die Strom aus
Biogas erzeugen und in das Stromnetz einspeisen,
einen Anspruch gegen den Stromnetzbetreiber
auf Zahlung einer Flexibilitdtspramie fiir das
Bereithalten zusatzlich installierter elektrischer
Leistung, die eine bedarfsgerechte Stromerzeu-
gung ermoglicht. Der Anspruch setzt voraus,
dass der Anlagenbetreiber der Bundesnetz-
agentur den Standort der Anlage, die installierte
Leistung sowie die Inanspruchnahme der

Flexibilitdtspramie meldet.

Datensammlung und -analyse von
Netzinformationen Gas

Ab dem Jahr 2012 sollen der Bundesnetzagentur
von den marktgebietsverantwortlichen Netz-
betreibern netzrelevante Informationen zum
Gasnetz zur Verfiigung gestellt werden. Hierzu
gehoren beispielsweise detaillierte Infor-
mationen zu den physischen Lastfliissen, den
Buchungsraten, unterbrochenen Kapazitdten
und Speicherfiillstinden. Die Analyse dieser
Daten soll Erkenntnisse tiber die tatsdchliche
Auslastung des deutschen Gasnetzes liefern,
die in die Erstellung des Risikoberichts nach
Art. 13 der européischen Verordnung 994/2010
vom 20. Oktober 2010 einflieBen werden.
Dariiber hinaus kann Deutschland damit den
Berichtspflichten gegeniiber der International
Energy Agency (IEA) nachkommen, der auf
monatlicher Basis aggregierte Flussdaten der

Grenziuibergangspunkte zu ibermitteln sind.

Entgeltregulierung

Kostenpriifung und Effizienzvergleich im
Gasbereich

Im ersten Halbjahr 2012 soll die Kostenpriifung,
die die AusgangsgroBe fiir die Festlegung der

in der zweiten Regulierungsperiode geltenden
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Erlésobergrenzen der Gasnetzbetreiber

darstellt, abgeschlossen werden.

Grundlage dieser Daten ist das Basisjahr 2010.
Die entsprechenden Daten wurden von den
Netzbetreibern zum 1. Juli 2011 erhoben. Die
Netzbetreiber im vereinfachten Verfahren
nach § 24 ARegV haben ihre Daten zur Kosten-
prufung zum 1. September 2011 eingereicht. Es
handelt sich hierbei um die erste vollstandige
Kostenpriifung nach den Vorgaben der
Gasnetzentgeltverordnung seit Beginn des

Anreizregulierungsregimes.

Fiir die erste Regulierungsperiode wurden
Effizienzvergleichsmodelle fiir die FNB und
VNB Gas im Rahmen der Einfiihrung der
Anreizregulierung zum 1. Januar 2009 ermittelt.
Im Jahr 2012 hat die Bundesnetzagentur
wiederum Effizienzvergleiche fiir die Gasnetz-
betreiber durchzufiihren. Dabei besteht die
Aufgabe darin, jeweils geeignete Kostentreiber
zu identifizieren, um die Vergleichbarkeit der
im jeweiligen Effizienzvergleich befindlichen
Netzbetreiber im Hinblick auf deren Versorgungs-
aufgabe gewdhrleisten zu konnen. Die Identifi-
zierung geeigneter Vergleichsparameter ist
also von herausragender Bedeutung fir die
Belastbarkeit der Effizienzvergleiche. Zur
Identifizierung der Parameter sieht die Anreiz-
regulierung die Verwendung qualitativer,
analytischer oder statistischer Methoden vor,
die dem Stand der Wissenschaft zu entsprechen

haben.

Die zweite Regulierungsperiode fiir Gasnetz-
betreiber (FNB und VNB) beginnt am 1. Januar
2013. Um fir jeden Netzbetreiber die entspre-
chenden individuellen Erlésobergrenzen
bestimmen zu kénnen, miissen individuelle

Effizienzwerte ermittelt werden.
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Fir die Bestimmung der Effizienzvorgaben der
FNBund der VNB Gas ist ein nationaler Effizienz-
vergleich vorgesehen. Die Bundesnetzagentur
wird bei der Durchfiihrung der Effizienz-
vergleiche durch externe Berater unterstitzt

werden.

Vorbereitungen Effizienzvergleich Vertei-
lernetzbetreiber Strom

Mitte 2008 wurde das erste Effizienz-
vergleichsmodell fiir die VNB Strom im
Rahmen der Einfiihrung der Anreizregulie-
rung zum 1. Januar 2009 ermittelt. Im Jahr 2013
muss fur die VNB Strom im Hinblick auf die
zweite Regulierungsperiode, beginnend am
1.Januar 2014, erneut ein Effizienzvergleichs-

modell erstellt werden.

Um die Transparenz und die Nachvollzieh-
barkeit fur die betroffenen Unternehmen zu
erhohen, wird im Frihjahr 2012 mit der
Analyse und Weiterentwicklung des Effizienz-
vergleichsmodells der VNB Strom begonnen
werden. Ziel dabei ist, identifizierte Problem-
felder zu analysieren und technisch wirtschaft-
liche Optimierungspotenziale aufzuzeigen, die
beider Durchfiihrung des Effizienzvergleichs
fur die zweite Regulierungsperiode aufgegriffen
werden kénnen. Dariiber hinaus wird die
Bundesnetzagentur im Jahr 2012 die erforder-
lichen Strukturdaten bei den Netzbetreibern

erheben und auf Plausibilitat iberpriifen.

Kostenpriifung im Strombereich

Die Bundesnetzagentur wird im zweiten Halb-
jahr 2012 eine umfangreiche Kostenpriifung
der Stromnetzbetreiber auf der Grundlage
des Basisjahres 2011 durchfiihren. Sie dient
der Ermittlung der Ausgangsgroéfen fiir die
Festlegung der in der zweiten Periode der

Anreizregulierung ab 2014 geltenden Erlos-
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obergrenzen. Es handelt sich dabei um die erste
vollstdndige Kostenpriifung nach den Vorgaben
der Stromnetzentgeltverordnung seit Beginn

der Anreizregulierung.

Das Land Brandenburg hat die Bundesnetz-
agentur durch Verwaltungsabkommen jetzt
mit der Wahrnehmung von Aufgaben nach
dem EnWG im Wege der Organleihe betraut.
Dadurchist die anstehende Kostenpriifung fiir

25 zuséatzliche Netzbetreiber durchzufiihren.

Das Bahnstromnetz unterliegt nach einer
Entscheidung des BGH als Energieversorgungs-
netz der Entgeltgenehmigungspflicht des
EnWG und damit einer am EffizienzmafBstab
orientierten Kostenpriifung. Die DB Energie
GmbH hat der Bundesnetzagentur nun ihre
Netzentgelte zur Priifung und Genehmigung

vorzulegen.

Regulierungskonto

In der zweiten Jahreshélfte 2012 wird erstmals
der Saldo des Regulierungskontos fiir die
vorangegangenen Jahre der ersten Periode der

Anreizregulierung ermittelt.

Der Ausgleich des Saldos auf dem Regulierungs-
konto am Ende der ersten Periode der Anreiz-
regulierung erfolgt in Form von gleichméBigen
(Tilgungs-)Raten, die auf die Erlésobergrenzen
in der zweiten Regulierungsperiode aufge-
schlagen bzw. von diesen abgezogen werden
(Ratentilgung). Zusatzlich erfolgt eine Verzin-
sung des im jeweiligen Kalenderjahr durch-
schnittlich gebundenen Saldos (d. h. aus dem

Mittelwert des Anfangs- und des Endbestands).

Neue Aufgaben nach dem NABEG
Um die Versorgungssicherheit dauerhaft zu

gewdhrleisten, ist der Ausbau des Hochst-
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spannungsnetzes notwendig, denn die Erzeu-
gungsorte der erneuerbaren Energien
stimmen vielfach nicht mit den Orten iberein,
an denen viel Energie bendotigt wird. Der
Ausbau der Ubertragungsnetze ist mithin
schnell vorzunehmen, damit der reibungslose
Einstieg in das Zeitalter ohne Kernenergie und
mit weitgehend reduzierter fossiler Energieer-

zeugung gelingt.

Mit dem Erlass des Gesetzes tiber MaBnahmen

zur Beschleunigung des Netzausbaus Elektrizi-
tétsnetze am 28. Juli 2011 wurden der Bundesnetz-
agentur mit der Planung und der Genehmigung

des Netzausbaus neue Aufgaben zugewiesen.

Fiir die gdnzlich neuen Aufgaben der Bundes-
fachplanung und der Planfeststellung der
Leitungsvorhaben durch die Bundesnetz-
agentur und die fiir diese Verfahren vor-
geschriebenen Priifungen der Umwelt-
belange werden bei der Bundesnetzagentur
die organisatorischen Strukturen geschaffen.
Eine weitere Aufgabe wird die Durchfiihrung
der strategischen Umweltprifung im Rahmen
der Vorbereitung des jeweiligen Bundes-
bedarfsplans sein. In dieser strategischen
Umweltpriifung werden neben den generellen
Auswirkungen der einzelnen Ubertragungs-
technologien auf die umweltrechtlich relevanten
Schutzgiter auch mogliche Leitungsrdume auf
ihre Raumwiderstdnde hin untersucht, sie wird
2012 erstmals durchgefiihrt. Zu diesem Zweck
hat die Bundesnetzagentur iiber 150 Behérden
und Verbdnde eingeladen, sich an der Festlegung
des Untersuchungsrahmens zu beteiligen.
Diese erfolgtin einer zweitédgigen Konferenz,

die Ende Februar 2012 in Bonn stattfinden wird.

Die strategische Umweltpriifung miindetin

die Erstellung eines Umweltberichts, der die
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voraussichtlichen Umweltauswirkungen des
Bundesbedarfsplans beschreibt. Der Umwelt-
bericht wird zusammen mit dem genehmigten
Netzentwicklungsplan zu einem Entwurf eines
Bundesbedarfsplans verdichtet, der an die
Bundesregierung gesandt wird, damit der
Bundesbedarfsplan als Gesetz erlassen werden

kann.

Derzeit befinden sich die neuen organisato-
rischen Strukturen im Aufbau. Eswird an der
fachlichen und personellen Vorbereitung der
kommenden Aufgabenerledigung gearbeitet,
die neben der Durchfiihrung der strategischen
Umweltprifung die Bundesfachplanung und
ggf. die Planfeststellungsverfahren der neuen
Stromtrassen umfasst, sofern diese im Bundes-
bedarfsplan als ldnderiibergreifend oder
grenziiberschreitend gekennzeichnet wurden.
Planfeststellungsverfahren wird die Bundes-
netzagentur jedoch erst dann durchfiihren,
wenn hierzu eine Rechtsverordnung von der
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes-

rates erlassen worden ist.

Alle diese Aufgaben sind fiir die Bundesnetz-
agentur Neuland; sie haben allerdings mit der
Regulierung der Mérkte und der Entflechtung
der ehemaligen Monopole erhebliche fachliche
Uberschneidungen, woraus sich wertvolle
Synergien ergeben. Insbesondere bei der Frage
der Planrechtfertigung kann die Bundesnetz-
agentur ihre gut fundierten Kenntnisse der
Energiewirtschaft nutzen. Zudem kann die
Bundesnetzagentur auf ihre internationale
Erfahrung zuriickgreifen, soweit es um die
Einbindung des deutschen Netzes in einen
européischen Stromverbund geht. Aufgrund
der Neuartigkeit der Aufgaben wurde mit der
Einstellung von Personal aus Fachrichtungen

begonnen, die bislang in der Behérde nicht
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vertreten waren: Landschaftsplaner, Biologen,

Kommunikationswissenschaftler etc.

Die Bundesnetzagentur sieht ihre besondere
Verpflichtung darin, die gesetzlichen
Vorgaben zur Beteiligung der Behérden und
der Offentlichkeit mit Leben zu fiillen. Die
Voraussetzungen der Planungen und ggf. die
Alternativen sollen ausfiithrlich mit allen
Betroffenen und Interessenvertretern dis-
kutiert und abgewogen werden. Aus diesem
Grund ist beabsichtigt, eine neue Internet-
l6sung aufzubauen, bei der auch neue Beteili-

gungsformen eingefithrt werden sollen.

Mit den Bundesldndern wird eine enge
Kooperation angestrebt. Die in den Ldndern
zustandigen Fachbehorden verfiigen iiber
langjéhrige Erfahrungen im Bereich der Raum-
ordnung und Planfeststellung; sie sind auch
kiinftig fiir den Ausbau der Elektrizitdtsnetze
zustandig und eslassen sich in vielen Projekten
Synergien heben. Das NABEG sieht die Bildung
eines Bundesfachplanungsbeirats vor, der im
Jahr 2012 eingerichtet werden soll und der bei
der Koordinierung der Zusammenarbeit der
Lander untereinander und mit der Bundesnetz-

agentur eine wichtige Rolle spielen wird.

Geschiftsstelle Monitoring ,,Energie

der Zukunft*

Das Energiekonzept der Bundesregierung
,Energie der Zukunft® setzte Rahmen-
bedingungen fiir eine Neuausrichtung der
Energieversorgung. Die Bundesregierung hat
beschlossen, diese Neuausrichtung mittels
eines gezielten Monitorings zu begleiten, um
die Erreichung der energiewirtschaftlichen
Ziele Versorgungssicherheit, Wirtschaftlich-

keitund Umweltvertraglichkeit zu gewahrleisten.



VORHABENPLAN 2012

Die Umsetzung des MaBnahmenprogramms
soll erstmals ab 2012 jahrlich auf Basis eines
fundierten Monitorings Uiberpriift werden.
Dabei wird das BMWi tiber den Netzausbau,
den Kraftwerksausbau und Ersatzinvestitionen
sowie zur Energieeffizienz informieren. Das
BMU wird tiber den Ausbau der erneuerbaren
Energien berichten. Auf dieser Grundlage wird
die Bundesregierung den Deutschen Bundes-
tag unterrichten und ggf. Empfehlungen aus-

sprechen.

Zur Begleitung des Monitoringprozesses
wurde mit Kabinettsbeschluss vom 19. Oktober
2011 eine Experten-Kommission und bei der
Bundesnetzagentur eine Geschéftsstelle
eingerichtet, die BMWiund BMU bei der

Erstellung des Monitoringberichts untersttitzt.

Zertifizierung

Mit der Neufassung des EnWG im Jahr 2011 sind
die Vorgaben des Dritten Energiebinnenmarkt-
pakets der EU zur Zertifizierung von Transport-
netzbetreibern (FNB und UNB) in deutsches
Recht umgesetzt worden. Gemaés §§ 4a ff.
EnWGist damit nun die Durchfithrung von
Zertifizierungsverfahren bei der Bundesnetz-
agentur zur Zertifizierung der Transportnetz-
betreiber vorgesehen. Verfahrenseinleitende
Antréage der Unternehmen sind bis spétestens
3.Mérz 2012 zu stellen. Bei den Zertifizierungs-
verfahren handelt es sich um priifungs- und
zeitintensive, mehrstufige Verfahren. So ist
u. a. die Beteiligung verschiedener Behorden
vorzunehmen, z. B. der Europédischen Kommis-
sion und ggf. von ACER, bevor die endgiiltige
Entscheidung durch die Bundesnetzagentur
getroffen werden kann. Gegenstand der
Zertifizierung ist der Nachweis der Einhaltung

der Entflechtungs- bzw. Organisationsvor-
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gaben durch den Transportnetzbetreiber.

Dabei stehen drei Modelle zur Verfiigung:

* dereigentumsrechtlich entflochtene
Transportnetzbetreiber (,ETB®, § 8 ENWG),

* derunabhéngige Transportnetzbetreiber
(-UTB®, §§ 10 ff. ENnWG) sowie

* derunabhéngige Systembetreiber
(-USB*, § 9 ENWG).

Nach der erstmaligen Zertifizierung ist die
Einhaltung der Zertifizierungsvoraussetzungen
dauerhaft durch die Bundesnetzagentur zu
uberwachen. Werden Neubewertungen
erforderlich, kdnnen Zertifizierungen nach

§ 4a oder § 4b EnWG z. B. widerrufen, erweitert
oder nachtrédglich mit Auflagen durch die

Bundesnetzagentur versehen werden.

Handel und Transparenz: Umsetzung der
EU-Verordnung

In den vergangenen Jahren ist die Bedeutung
des Energiehandels in der EU massiv gestiegen
und sowohl fiir Energieerzeuger als auch fir
groBe Nachfrager ein wichtiges Instrument,
um sich gegen Energiepreisschwankungen
abzusichern (Hedging). Die Bedeutung des
Elektrizitats- und Gashandels steigt zudem,
weil gerade kleine Unternehmen durch eine
flexiblere Handelsstrategie Wettbewerbs-
vorteile bei der Belieferung von Kunden
generieren konnen. Dartiiber hinaus spielt
speziell der Borsenhandel eine zunehmende
Rolle bei der Integration der erneuerbaren
Energien. Energiehandel ist auch ein ent-
scheidendes Instrument zur Verwirklichung

des EU-Binnenmarkts.

Beim Elektrizitédts- und Gashandel riickt vor
diesemn Hintergrund auch das Erfordernis

einer grundlegenden Verbesserung der euro-
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pédischen Aufsichtin den Mittelpunkt. Neben
betrdchtlichen Vorteilen beinhaltet der Energie-
handel aber auch Risiken, gerade fiir kleinere
Héndler (z. B. Stadtwerke). Die neue Verord-
nung uber die Integritdt und Transparenz
des Energiemarkts (REMIT) ist im Dezember

2011in Kraft getreten.

Sie verbietet Marktmanipulation und Insider-
handel im EnergiegroBhandel. Durch umfang-
reiche Datenerhebung und -analyse sollen
mogliche Verst6Be identifiziert und anschlie-
Bend durch die nationalen Energieregulierungs-
behoérden geahndet werden. Innerhalb von
18 Monaten sollen die Mitgliedstaaten die NRB
mit den erforderlichen Durchsetzungs- und
Sanktionsbefugnissen ausstatten. Die Pflicht
der Marktteilnehmer, Handels- und Erzeugungs-
daten zu melden, tritt sechs Monate nach Erlass
von Durchfiihrungsrechtsakten durch die

Kommission in Kraft.

Die Marktteilnehmer miissen sich zudem bei
der Bundesnetzagentur registrieren lassen,
bevor sie GroBhandelsprodukte handeln,
die an ACER gemeldet werden miissen. Die
Bundesnetzagentur tibermittelt die Informa-
tionen Uber die registrierten Unternehmen an
ACER.

Neben der verbesserten Energiehandels-
aufsicht wird durch die Verordnung auch die
Transparenz der Fundamentaldaten verbessert.
Unter Fundamentaldaten versteht man im
Energiebereich Daten beziiglich Nutzung und
Auslastung der Energieinfrastruktur und der

Erzeugung.

Die Bundesnetzagentur wird sich in diesem
Zusammenhang weiter dafiir engagieren, dass

die Unternehmen alle relevanten Daten auf der
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EEX-Plattform verodffentlichen und die Daten-

meldungen rechtzeitig erfolgen.

Internationale Aufgaben

Rahmenleitlinien und Netzkodizes

Ein Kernelement des Dritten Binnenmarkt-
pakets zur Strom- und Gasmarktliberalisierung
bildet die Entwicklung von Netzkodizes, um
grenziberschreitenden Handel und Wett-
bewerb im paneuropdischen Energiemarkt zu
fordern. Das Verfahren fiir die Entwicklung
dieser Netzkodizes ist in den europédischen
Verordnungen festgeschrieben. Dieses beginnt
mit der Ausarbeitung von Rahmenleitlinien
durch ACER, wodurch die Grundlage und der
Rahmen fir die Netzkodizes gesteckt werden.
Die Verantwortlichkeit fiir die Erarbeitung der
Netzkodizes auf Basis der Rahmenleitlinien
liegt bei den Verbédnden der européaischen
Netzbetreiber ENTSO-E bzw. ENTSOG.

Im Strombereich beteiligt sich die Bundesnetz-
agentur 2012 weiterhin aktivan der Ausarbeitung
der Rahmenleitlinien und der Koordination
mit ACER. Im Fokus wird die Fertigstellung der
Rahmenleitlinie zur Regelenergie stehen, die
auf eine Verbesserung des grenziiberschrei-
tenden Regelenergiemarkts abzielt. Auch nach
der Fertigstellung dieser Rahmenleitlinie wird
der Prozess der Netzkodexentwicklung durch
die Bundesnetzagentur begleitet werden.
Hierzu gehorenim Jahr 2012 insbesondere der
Netzkodex zur Regelenergie sowie der Netz-
kodex zur Kapazitatsallokation und zum
Engpassmanagement, der die Kapazitéts-
berechnung sowie die Zeitschienen des Handels

(forward, day-ahead und intraday) umfasst.

Schwerpunkt der europdischen Tatigkeit im
Gasbereich ist die Fortsetzung der Arbeit an

neuen Rahmenbedingungen zur Kapazitéts-
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allokation und zum Engpassmanagement. Ziel
ist die Wettbewerbsférderung durch den
Abbauvon vertraglichen Engpéssen an zentralen
Verbindungspunkten im europdischen
Gasnetzverbund. Hierzu wurde im August 2010
die erste ACER-Rahmenleitlinie veréffentlicht.
Auf dieser Grundlage erarbeitet ENTSOG den
entsprechenden Netzkodex. Fiir das Jahr 2012
wird die enge Begleitung der Entwicklung der
Netzkodizes durch ENTSOG fortgesetzt. Die
Uberpriifung des Netzkodex wird ab Mérz 2012
erfolgen. Im Bereich des Engpassmanagements
wird das Komitologieverfahren im Januar 2012
erwartet, das ebenfalls durch ACER begleitet
wird. Weitere Arbeitsschwerpunkte bilden die
Rahmenleitlinien Tarife und Interoperabilitét
sowie die Begleitung des Netzkodex zur

Bilanzierung.

Praktische Umsetzung: Marktkopplung
und Harmonisierung

Die Bundesnetzagentur setzt ihre Aktivitaten
zur Kopplung und Harmonisierung der euro-
pdischen Strommaérkte auch im Jahr 2012 mit

unverminderter Intensitit fort.

Bereits im November 2010 erfolgte die Kopplung

der Day-ahead-Strommarkte Nordwesteuropas.

Eine besondere Bedeutung erhielt dieser
Zusammenschluss dadurch, dass er sofort mit
dem seit November 2009 existierenden
Verbund zwischen Deutschland und Skandi-
navien vereinigt wurde. Die Bundesnetz-
agentur hat dazu beitragen kénnen, da sie die
politischen Verhandlungen tiber die Schaffung
der notwendigen Koordinierungsmecha-
nismen geleitet hatte. Eine solche Koordinierung
war notwendig, da die beiden Verbiinde operativ
noch unterschiedlich organisiert sind. Die
Vereinigung der beiden Strommarkte hat

bewirkt, dass die GroBhandelspreise sich weit-
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gehend angeglichen haben, was insgesamt

preisdampfend wirkt.

Im Jahr 2012 soll diese nordwesteuropdische
Marktkopplung durch Einfiithrung einer
einheitlichen Preiskopplung operativ weiter
verbessert werden. Gleichzeitig soll die Markt-
kopplung durch die Einbeziehung GroBbri-
tanniens erweitert werden. Die Bundesnetz-
agentur leitet gemeinsam mit der danischen
Regulierungsbehorde das entsprechende
Umsetzungsprojekt, das etwa 60 Prozent des
europdischen StromgroB8handelsvolumens

im Spotmarkt umfasst.

Die europaweite Marktkopplung ist ein wich-
tiger Bestandteil der Vollendung des Elektri-
zitatsbinnenmarktes bis 2014, die vom
EU-Ministerrat am 4. Februar 2011 beschlossen
wurde. Der nédchste Schrittin diesem Prozess
sind die einheitliche Preiskopplung Nordwest-
europas bis Ende 2012 und deren sukzessive
Ausdehnung in den folgenden beiden Jahren.
Ein wichtiges Ziel ist in diesem Zusammen-
hang die zligige Herstellung einer Markt-
kopplung zwischen der Region Central West
Europe und der Schweiz. Die Bundesnetzagentur
leitet bei ACER den Prozess zur Ausweitung der
einheitlichen Preiskopplung der StromgroB-

handelsmérkte auf ganz Europa.

Kompensationsmechanismus fir
grenziiberschreitende Stromfliisse

Der Inter-TSO-Compensation (ITC)-Mechanis-
mus wird seit dem 23. September 2010 durch
die europdische Verordnung Nr. 838/2010
geregelt. Die Verordnung kodifiziertim
Wesentlichen den bereits zuvor unter den UNB
vertraglich vereinbarten Ausgleich fiir grenz-
uberschreitende Stromfliisse. Zukunftig wird

jedoch auch ACER eine wichtige Rolle im
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Rahmen des ITC-Mechanismus haben: u. a.
erstellt sie innerhalb von zwei Jahren nach
Inkrafttreten der Verordnung einen Vorschlag
fir denjédhrlichen Ausgleichsbetrag fur grenz-
iiberschreitende Infrastrukturen auf der
Grundlage einer EU-weiten Bewertung der fir
die Férderung grenziiberschreitender Strom-
fliisse benotigten Ubertragungsinfrastruktur.
Diesen legt sie der Européischen Kommission

vor, die einen Ausgleichsbetrag festlegt.

Ferner wurden der Agentur mit dieser Ver-
ordnung zahlreiche Uberwachungsrechte
eingerdumt sowie ENTSO-E-Mitteilungspflichten
auferlegt. In diesen Prozess werden auch die

NRB eingebunden werden miissen.

In diesem Zusammenhang wird sich die
Bundesnetzagentur auch in Zukunft fir die
Weiterentwicklung und Verbesserung des
bestehenden ITC-Mechanismus einsetzen. Vor
dem Hintergrund des nicht nur in Deutschland
dringend bendétigten Netzausbaus wird
diskutiert, inwieweit der ITC-Mechanismus
sinnvollerweise mit einer grenziiberschreitenden
Kostenallokation bzw. dem grenziiberschreiten-
den Netzausbau (auch unter Einbeziehung der
sog. Projekte von gemeinsamem europdischen

Interesse - PCI) verbunden werden kann.

Europaischer Effizienzvergleich der
Ubertragungsnetzbetreiber

In Vorbereitung der Netzentgeltregulierung
fiir die UNB in der zweiten Periode der Anreiz-
regulierung ist ein européischer Effizienz-
vergleich der UNB gemiB § 22 ARegV
durchzufiihren. Hintergrund ist, dass die
meisten NRB nur einen oder wenige UNB
regulieren, in Deutschland sind es vier UNB.
Ziel des europdischen Effizienzvergleichs soll

die Ermittlung von Effizienzwerten fiir die
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deutschen sowie européischen UNB sein. Es ist
geplant, den européischen Effizienzvergleich
2012 im Rahmen eines Gutachtens durch-

zufiithren.

Der européische Effizienzvergleich soll, um die
strukturelle Vergleichbarkeit zu gewéhrleisten,
nach bewéhrten und fundierten wissenschaft-
lichen Methoden erfolgen, so dass die Ergeb-
nisse miteinander verglichen werden konnen.
Hierfiristu. a. eine sorgféltige funktionale
Aufschliisselung der zu bewertenden Tétig-

keiten/Merkmale der UNB vorzunehmen.

Die Bundesnetzagentur erwartet im Bereich
der Eisenbahnregulierung fir das Jahr 2012
einige grundlegende Verdnderungen in ihrem
Arbeitsumfeld durch die geplante Novellierung
des Eisenbahnregulierungsrechts. Dartiber
hinaus wird auch die Uberarbeitung des euro-
péischen Rechtsrahmens einen Einfluss auf die
zukiinftige Tatigkeit haben. Im Operativen
wird sich die Bundesnetzagentur mit der Uber-
priifung der Entgelth6he und der Kostenbasis
der Preissysteme der DB Netz AG und der

DB Station&Service AG beschéftigen. Die nach-
folgend néher beschriebenen Tétigkeiten
bilden eine Auswahl der Tatigkeiten, die in der
Eisenbahnregulierung fiir das Jahr 2012

erwartet werden.

Entgeltregulierung

Trassenpreissysteme der DB Netz AG

Nach einer Intensivierung der Priifung des
Trassenpreissystems der DB Netz AG im
Hinblick auf Diskriminierungsfreiheit begann
die Bundesnetzagentur im Jahr 2011 auch mit
Priifungen hinsichtlich eines allgemeinen

Preishohenmissbrauchs. Im Jahr 2012 riicken



VORHABENPLAN 2012

diese verstirktin den Vordergrund. Bei diesen
Priifungen wird u. a. die Frage zu kléren sein,
ob das EIU infolge eines insgesamt tiberhohten
Entgeltniveaus eine tiberméBige Rendite

erzielt.

Leitfaden Entgelte

Die Bundesnetzagentur plant fir 2012 die
Veroffentlichung eines Leitfadens Entgelte. Mit
diesem Leitfaden, zunéchst fiir Betreiber der
Schienenwege, sollen den EIU Informationen
uber die gesetzlichen Vorgaben und die daraus
resultierenden Anforderungen an Entgelththe
und -struktur zur Verfiigung gestellt werden.
Anliegen der Bundesnetzagentur ist es, hdufig
auftretende Fehlerquellen aufzuzeigen und
somit den Aufwand bei der Erstellung und
Uberpriifung der Schienennetznutzungs-
bedingungen sowie der Liste der Entgelte zu

verringern.

Larmabhangige Entgeltkomponente bei
der DB Netz AG

Auf Basis der gesetzlichen Regelungen des

§ 21 Abs. 2 EIBV beabsichtigt die DB Netz AG,
einen Entgeltbestandteil, der den Kosten
umweltbezogener Auswirkungen des
Zugbetriebs Rechnung tragt, mitihren SNB
2012/2013 einzufiihren. Ab dem Wechsel des
Netzfahrplans im Dezember 2012 soll der
Schienengiterverkehr mit einer larmabhéngi-

gen Entgeltkomponente belastet werden.

Die Bundesnetzagentur hatte in der Vergangen-
heit bereits Uberlegungen zu lirmabhingigen
Trassenpreissystemen in einer vom BMVBS
initiierten Arbeitsgruppe (AG 3) begleitet. Die
konzeptionellen Arbeiten im Rahmen der
Arbeitsgruppe wurden im Jahr 2011 beendet.
Den Vorsitz der Arbeitsgruppe hatte die

Bundesnetzagentur inne. Sie fasste die Ergeb-
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nisse der Arbeitsgruppe in einem Abschluss-
bericht zusammen und schloss mit einer
Empfehlung an die politischen Entscheidungs-

trager.

Die von der DB Netz AG eingefiihrte Kompo-
nente lehnt sich in den Grundlagen weitest-
gehend an diese Empfehlung an. Die Wir-
kungsweise dieser Entgeltdifferenzierungs-
komponente wird weiter Schwerpunkt der
Beobachtung der Bundesnetzagentur blei-
ben. Es wird zu iiberpriifen sein, ob die
konkrete Ausgestaltung den Vorgaben des

§ 21 Abs. 2 EIBV entspricht.

Fortentwicklung des Stationspreissystems
der DB Station&Service AG

Die Weiterentwicklung des sog. Zuglangen-
faktors im Stationspreissystem wird im Jahr
2012 Gegenstand der Erérterungen mit der

DB Station&Service AG sein. Vorausgegangen
ist ein bedeutsamer Umbruch im Jahr 2011, als
ein neues Stationspreissystem eingefiihrt
wurde, mit dem auch die Einfiihrung verdander-
ter Zuglangenfaktoren verbunden war. Die
Regelungen zum Zugldngenfaktor werden von
der Bundesnetzagentur bisher nur unter
Vorbehalt akzeptiert. Nach Anordnung der
Bundesnetzagentur sind spatestens zum
Jahresbeginn 2013 neue, rechtssichere
Regelungen aufzustellen. Daher ist das Unter-
nehmen angehalten, unter enger Begleitung
der Bundesnetzagentur ein den Vorgaben

entsprechendes Modell auszuarbeiten.

Daruiber hinaus plant die Bundesnetzagentur,
das Schema zur Kalkulation der Stationspreis-
hohen zu tiberpriifen. Schwerpunkt sollen
dabei Uberlegungen zur Verstetigung unregel-

maBig auftretender Aufwendungen, etwa
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durch Einfihrung von Mehrjahresbetrachtun-

gen, sein.

Dariiber hinaus beabsichtigt die Bundesnetz-
agentur, im Jahr 2012 eine Uberpriifung der
Kostenbasis der DB Station&Service AG durch-
zufiihren. Ziel ist es, den in die Kalkulation der
Stationspreise einflieBenden Ansatz der Kosten
zu hinterfragen, der mafB3geblich fiir die Hohe

der Entgelte ist.

Vorbereitung auf effizienzorientierte
Regulierung

Die Uberarbeitung des Regulierungsrechts
betrifft u. a. die Entgeltregulierungsvorschriften
und sieht einen Ubergang von der gegenwar-
tigen Kostenzuschlagsregulierung hin zu einer
effizienzorientierten Regulierung vor. Die
Bestimmung effizienter Kosten stellt dabei eine
aus okonomischer Perspektive herausfordernde
Zielsetzung dar, die umfangreiches Wissen
sowie ein hohes MaB an theoretischem Know-
how voraussetzt. Eine grundlegende Ausein-
andersetzung mit den Methoden der
effizienzorientierten Regulierung erscheint
angesichts des hohen Komplexitatsgrades
dabei zwingend notwendig. Zieldienlich fiir
die Ableitung moglicher Strategien fiir die
Implementierung effizienzorientierter Ansétze
durch die Bundesnetzagentur soll dabei unter
anderem eine Auswertung 6konomischer
Regulierungsansatze in anderen Ldndern und

vergleichbaren Industrien sein.

Zugangsregulierung

Einrichtung von Giiterverkehrskorridoren
Die geplante Einrichtung von Giiterverkehrs-
korridoren (vgl. Verordnung (EU) Nr. 913/2010
des Europdaischen Parlaments und des Rates
vom 22. September 2010) wird die Bundesnetz-

agentur auch im Jahr 2012 beschéftigen. Der
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erste von drei durch Deutschland fihrenden
Korridoren ist bis zum 10. November 2013
einzurichten. Eine Vielzahl rechtlicher,
prozeduraler und wettbewerblicher Fragen,
auch in der Zusammenarbeit tiber die Grenzen
hinweg, ist bis dahin noch zu kldren. Die erfor-
derliche Vorbereitung auf die Einfithrung der
Korridore geschieht nicht nur auf nationaler
Ebene, sondern zudem bilateral in Kooperation
mit der Européischen Kommission oder in den
verschiedenen europdischen Fachgremien
sowie insbesondere auch in der gemeinsamen
Arbeitsgruppe ,Schienengtiterverkehr“ der
IRG-Rail (siehe Seite 254).

Betriebserschwernisse

Die Bundesnetzagentur hat im Zusammen-
hang mitdem Verfahren ,Fahren und Bauen®
ein Verfahren ertffnet, in dem der Umgang der
DB Netz AG mit den Betriebserschwerniskosten
der Zugangsberechtigten bei der Baumap-
nahmenplanung gepriift werden soll.
Aufgrund von Behinderungen des Regel-
betriebs durch BaumaBnahmen entstehen den
Zugangsberechtigten Kosten insbesondere
durch Verspatungen der geplanten Verkehre
und durch Kapazitatseinschrankungen.

Aus Sicht der Bundesnetzagentur muss das
Interesse der EVU bei der Planung von
Baustellen im Hinblick auf ihre Kosten besser
gewichtet werden, um eine volkswirtschaftlich

sinnvolle Baudurchfiihrung zu erreichen.

Streckenéffnungszeiten

Nach den Regelungen in den SNB der DB Netz AG
konnen Trassen tiber die bestehenden Strecken-
offnungszeiten hinaus genutzt werden, wenn
dies der DB Netz AG rechtzeitig bekannt
gegeben wird und die erforderliche Besetzung
der ortlichen Betriebsstellen sichergestellt

werden kann. An Stelle dieser relativ vagen
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Formulierung erwartet der Markt eine Konkreti-
sierung. Dartiber hinaus erfolgt die Darstellung
der Streckenoffnungszeiten bislang anhand
der Verzeichnisse fiir Dienstruhen und
Ausschaltzeiten in der jeweils giltigen
Fassung; eine verldssliche Gultigkeitsdauer

der dargestellten Offnungszeiten lésst sich den
Verzeichnissen, die sich wahrend der laufen-
den Fahrplanperiode dndern, nicht ent-
nehmen. Vor diesem Hintergrund wird der
Themenkomplex ,Streckendffnungszeiten®
den Gegenstand eines Verfahrens nach

§ 14f AEG bilden.

Kapazitat

Angesichts der ndherriickenden Umsetzung
des ersten europdischen Giiterverkehrskorridors
(Amsterdam - Rheinstrecken — Basel - Mailand/
Genua) ist die Frage zu beantworten, wie die
vorhandene, knappe Kapazitét die Bedirfnisse
von Gluterverkehr, Personennah- und -fern-
verkehr decken und welchen Beitrag dazu eine
Systematisierung der Trassen leisten kann,
ohne den Wettbewerb in Frage zu stellen. 2012
wird es primdr um die Marktbediirfnisse der
Zugangsberechtigten gehen, um im weiteren
Prozess dafiir sorgen zu konnen, dass sie jeweils
moglichst optimal beim Zugang der Infra-

struktur berticksichtigt werden.

BaumaRnahmen in Serviceeinrichtungen
BaumafBnahmen fiir Neu- oder Ersatzinvesti-
tionen kénnen, ebenso wie Ma3nahmen zur
Instandhaltung der Infrastruktur, die faktische
Moglichkeit des Zugangs zu Serviceeinrich-
tungen kurz-, mittel- sowie langzeitig stark
beeinflussen. Besondere Bedeutung besitzt
hierbei die Kommunikation zwischen den
jeweiligen Betreibern und Nutzern der Service-
einrichtung. Stérungen des laufenden Betriebs

sind im Regelfall zwar nicht auszuschlieB3en,
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das Ausma@f der Folgewirkungen der BaumaB-
nahmen ist jedoch hdufig von der benétigten
Vorlaufzeit und der Qualitat der Information

der Zugangsberechtigten abhangig.

Vor dem Hintergrund der insbesondere im
Gilterverkehr allseitig prognostizierten
Verkehrszuwéchse erwartet die Bundesnetz-
agentur perspektivisch einen deutlichen
Anstieg der durch BaumafBnahmen verur-
sachten Storungszahlen wie auch der Auswir-

kungen der einzelnen Stérung.

Zwar bertiihrt die Umsetzung von Bauma8-
nahmen die faktischen Méglichkeiten des
Zugangs zu Serviceeinrichtungen, entspre-
chende spezifische Vorgaben sind in der EIBV
jedoch nicht enthalten. Gleichwohl ist es
Aufgabe der Bundesnetzagentur, zur Siche-
rung des diskriminierungsfreien Zugangs-
rechts der Zugangsberechtigten die Verfahren
und Vorgehensweisen der Infrastrukturbetrei-

ber zu betrachten.

Erschwerend wirken hierbei die Bandbreite
und der unterschiedliche Charakter der
Serviceeinrichtungen und die unterschiedliche
Relevanz von BaumafBnahmen fir mogliche
Beeintrdachtigungen des laufenden Betriebs.
Zusatzliche Komplexitdt gewinnen diese
Betrachtungen durch die unterschiedlichen
Kommunikationskonzepte der betroffenen

Infrastrukturbetreiber.

Die Bundesnetzagentur wird die Auswirkungen
von BaumaBnahmen in Serviceeinrichtungen
auf die Betriebsabwicklung der EVU, die
Verfahren der Planung von BaumafBnahmen
und die Informationsketten bei der Ankiindi-

gung von BaumafBnahmen sowie die hierbei
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erfolgende Einbindung der Zugangsberech-

tigten grundlegend untersuchen.

Internationale Aufgaben

Europadischer Rechtsrahmen

Die Bundesnetzagentur wird in enger
Zusammenarbeit mit dem BMVBS sowie mit
den anderen europdischen Regulierungs-
behoérden die Diskussion um die Weiter-
entwicklung des européischen Rechtsrahmens

begleiten.

Neben der ,,Richtlinie zur Schaffung eines
einheitlichen europdischen Eisenbahnraums®
(sog. Recast), die schon im Jahr 2011 Gegenstand
der Beratungen war, wird das Vierte Eisen-
bahnpaket von besonderer Bedeutung sein.
Darin sollen insbesondere Fragen der weiteren
Offnung der europiischen Schienenverkehrs-
markte, der Entflechtung und der Einfiihrung
einer europdischen Regulierungsinstanz
thematisiert werden. Die Kommission hat die
Vorstellung eines Entwurfs des Vierten Eisen-

bahnpakets fiir 2012 angekiindigt.

Netzwerk unabhdngiger Regulierer
(IRG-Rail)

Die Griindung der Independent Regulators’
Group - Rail (IRG-Rail) fand im Rahmen einer
formalen Unterzeichnung eines ,Memorandum
of Understanding“ im Juni 2011 in Den Haag
statt. Zugleich wurden fiinf Arbeitsgruppen
eingerichtet und das erste Arbeitsprogramm
der IRG-Rail, das die Aufgabenschwerpunkte
bis Ende 2012 beinhaltet, wurde verabschiedet.
Die Arbeitsgruppen decken dabei die folgen-
den Themengebiete ab: Neufassung des Ersten
Eisenbahnpakets (Recast), Schienengiiter-
verkehrsverordnung, Aspekte des wirtschaft-
lichen Gleichgewichts (Economic Equilibrium),

Marktbeobachtung sowie Zugangsentgelte.
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Die Arbeitsgruppen entwickeln zu diesen
verschiedenen Themen gemeinsame Anséatze
und Positionen und werden auch im Jahr 2012

weitere Positionspapiere veroffentlichen.

Insbesondere die Arbeitsgruppe Recast verfolgt
die laufenden Verhandlungen zur Neufassung
des Ersten Eisenbahnpakets und wird mit der
Veroffentlichung von Positionspapieren zu
ausgewahlten Aspekten versuchen, Einfluss auf
die Verhandlungen zu nehmen. Die Arbeits-
gruppe Schienengtiterverkehr befasst sich mit
der neuen Schienengiterverkehrsverordnung
und hat sich als Ziel gesetzt, Leitlinien fiir die
Einrichtung von internationalen Giterver-

kehrskorridoren zu entwickeln.

In der Arbeitsgruppe Marktbeobachtung wird
nun im ndchsten Schritt die abgestimmte Liste
gemeinsamer Indikatoren von den einzelnen
NRBinihreim Jahr 2012 durchzufiihrenden
Datenabfragen aufgenommen. Somit ist
zuklnftig ein Vergleich der Marktentwick-
lungen und Marktstrukturen zwischen den

Mitgliedstaaten besser moglich.

Waéhrend die ersten vier Arbeitsgruppen
bereits vor der Grindung der IRG-Rail
informell zusammengearbeitet haben, ist
die Arbeitsgruppe Zugangsentgelte neu
aufgestellt worden. Fiir das Jahr 2012 sind
regelméBige Treffen der Arbeitsgruppe
geplant. Schwerpunkte der kiinftigen Tatig-
keit wurden im Arbeitsprogramm abgestimmt
und umfassen u. a. die Bestimmung von Grenz-
kosten, die Definition von Marktsegmenten,
die kapazitatsabhdngige Bepreisung von
Schienenwegen, die Internalisierung externer
Effekte und die Wirkungsweise und

Ausgestaltung von Anreizsystemen.
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Abkiirzungsverzeichnis

3 GPP

3rd Generation Partnership Project

A

ABP-RNI
Allgemeine Bedingungen fiir die Nutzung der

Infrastruktur von Personenbahnhofen

ACER
Agency for the Cooperation of

Energy Regulators

ACTA

Allensbacher Computer- und Technik-Analyse

ADCO R&TTE
Group of Administrative Co-operation under
the R&TTE Directive 99/5/EC

AEG

Allgemeines Eisenbahngesetz

AFuG

Amateurfunkgesetz

AFUR

African Forum for Utility Regulators

AGAB
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten

Priif- und Bestitigungsstellen

AGB

Allgemeine Geschaftsbedingungen

AGCOM

Italienische Regulierungsbehoérde

ARCEP

Franzosische Regulierungsbehorde

ARegV

Anreizregulierungsverordnung

ARIAE

Lateinamerikanische Regulierungsbehorde

ARPU

Average Revenue per User

ASTRA

Satellitenbetreiber

ATRT
Ausschuss fiir technische Regulierung in der

Telekommunikation
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BDA2G

Broadband Direct Air to Ground

BfDI
Bundesbeauftragter fiir den Datenschutz und

die Informationsfreiheit

BEREC
Body of European Regulators in Electronic

Communications

BGB

Biirgerliches Gesetzbuch

BGH
Bundesgerichtshof

BIPT
Belgische Regulierungsbehoérde

BITKOM
Bundesverband Informationswirtschaft,

Telekommunikation und neue Mediene. V.

BK

Beschlusskammer

BMI

Bundesministerium des Innern

BMU
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz

und Reaktorsicherheit
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BMVBS

Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und

Stadtentwicklung

BMWi
Bundesministerium fiir Wirtschaft und

Technologie

BOS
Behorden und Organisationen mit

Sicherheitsaufgaben

BSI
Bundesamt fiir Sicherheit in der

Informationstechnik

BVerfG
Bundesverfassungsgericht

BVerwG

Bundesverwaltungsgericht

BZ

Betriebszentrale

BZA

Briefzentrum Abgang

BZE

Briefzentrum Eingang

CA/DRM
Conditional Access/Digital Rights Management
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CAPM
Capital Asset Pricing Model

CAST
Competence Center for Applied Security

Technology

CB-Funk
Offentlich zuganglicher, kostenfreier

Sprech- und Datenfunk

CE

Conformité Européenne

CEER

Council of European Energy Regulators

CEN

European Committee for Standardization

CENELEC
European Committee for Electrotechnical

Standardization

CEPT
European Conference of Postal and

Telecommunications Administrations

CERP

European Committee for Postal Regulation

CISPR
Comité International Spécial des Perturbations

Radioélectriques

CLI

Calling Line Identification

CMT

Spanische Regulierungsbehorde
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CNSA

Contact Network of Spam Authorities

Com-ITU
Committee for ITU Policy

CR

Cognitive Radio

ct/kWh

Cent pro Kilowattstunde

ct/min

Cent pro Minute

DAB
Digital Audio Broadcasting

DB AG
Deutsche Bahn AG

DECT
Digital Enhanced Cordless

Telecommunications

DHL
Deutsche Post DHL

DOCSIS

Data Over Cable Service Interface Specification

DP AG
Deutsche Post AG

DPD

Dynamic Parcel Distribution

DSL

Digital Subscriber Line
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DT AG
Deutsche Telekom AG

DTM

Deutsche Tourenwagen-Meisterschaft

DTMF
Dual-tone multi-frequency

(Doppeltonmehrfrequenz)

DVB
Digital Video Broadcasting

DVB-T

Digital Video Broadcasting - Terrestrial

DVV
Deutscher Verkehrs-Verlag

e

erwartet/Erwartungswerte

EAP-Regulators Group

Eastern Partnership Regulators Group

ECC

Electronic Communications Committee

EEG

Erneuerbare-Energien-Gesetz

EEX

European Energy Exchange

EG

Europdische Gemeinschaft

EIBV
Eisenbahninfrastruktur-

Benutzungsverordnung

EIU

Eisenbahninfrastrukturunternehmen

EMERG

Euro-Mediterranean Network of Regulators

EMF

Elektromagnetische Felder

EMV
Elektromagnetische Vertraglichkeit

EMVG
Gesetz iiber die elektromagnetische

Vertraglichkeit von Gerdten

EMV-RL
Richtlinie Giber die elektromagnetische

Vertraglichkeit

EMVU

Elektromagnetische Umweltvertréglichkeit

EN

Européaische Norm

EnLAG

Energieleitungsausbaugesetz

ENTSO-E
European Network of Transmission System

Operators for Electricity

ENTSOG
European Network of Transmission System

Operators for Gas
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EnWG

Energiewirtschaftsgesetz

EP

Européisches Parlament

EPEX

European Power Exchange

ERC

European Research Council

ERG

European Regulators Group

ERGEG
European Regulators Group for Electricity

and Gas

ERGP

European Regulators Group for Post

ESI

Electronic Signatures and Infrastructures

ETB
Eigentumsrechtlich entflochtener

Transportnetzbetreiber

ETSI
European Telecommunications Standards

Institute

EU

Européische Union

EuGH

Europdischer Gerichtshof

EVU

Eisenbahnverkehrsunternehmen
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EWG

Européische Wirtschaftsgemeinschaft

FARAMIR
Flexible and Spectrum Aware Radio Access
through Measurements and Modelling in

Cognitive Radio Systems

FERC

Federal Energy Regulator Commission

FESA
Forum of European Supervisory Authorities

for Electronic Signatures

FNB

Fernleitungsnetzbetreiber

FreqBZP

Frequenzbereichszuweisungsplan

FreqNP

Frequenznutzungsplan

FreqNPAV
Frequenznutzungsplanaufstellungs-

verordnung

FTEG
Gesetz iiber Funkanlagen und

Telekommunikationseinrichtungen

FTS

Russische Regulierungsbehorde

FTTB
Fiber to the building



ABKURZUNGSVERZEICHNIS

FTTC
Fiber to the curb

FTTH

Fiber to the home

GABI Gas
Grundmodell der Ausgleichsleistungs- und

Bilanzierungsregeln im Gassektor

GasNEV

Gasnetzentgeltverordnung

GasNzVv

Gasnetzzugangsverordnung

GB
Gigabyte

Geli Gas

Geschéftsprozesse Lieferantenwechsel Gas

GEREK
Gremium der europédischen Regulierungs-

stellen fir elektronische Kommunikation

GG

Grundgesetz

GHz
Gigahertz

GIS

Geoinformationssystem

GPKE
Geschaftsprozesse zur Kundenbelieferung mit
Elektrizitat
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GPR
Ground Probing Radar

GPS

Global Positioning System

GSM

Global System for Mobile Communications

GSM-R

Global System for Mobile Communications — Rail

GW
Gigawatt

GWB

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen

GWh

Gigawattstunde

HeERO

Harmonised eCall European Pilot

HFC
Hybrid Fiber Coax

H-Gas
High Calorific Value Gas

HSPA
High Speed Packet Access

HT

Hochpreistarif

HVt

Hauptverteiler
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IARN

International Audiotex Regulators Network

ICA

Interconnectionanschluss

IEA

International Energy Agency

IEC

International Electrotechnical Commission

ILS

Instrumentenfluglandesystem

IMT

International Mobile Telecommunications

INBP-BT
Infrastrukturnutzungsbedingungen

Personenbahnhofe - Besonderer Teil

IP

Internet Protocol

IPDP

Integrated Postal Reform and Development Plan

IPR
Intellectual Property Rights

IPTV

Internet Protocol Television

1Q-C
International Group for Improving the Quality

of Rail Transport in the North-South Corridor
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IRG

Independent Regulators Group

IRG-Rail
Independent Regulators’ Group - Rail

ISDN

Integrated Services Digital Network

ISDN-PMXx

ISDN-Priméarmultiplex-Anschluss

ISG

International Strategy Group

IT

Informationstechnologie

ITC

Inter-TSO-Compensation

ITS

Intelligent Transport Systems

ITU

International Telecommunication Union

IVD

Immobilienverband

IWES
Fraunhofer-Institut fiir Windenergie und

Energiesystemtechnik

KARLA Gas
Festlegung zu Kapazitédtsregelungen und

Auktionsverfahren im Gassektor



ABKURZUNGSVERZEICHNIS

kbit/s
Kilobit pro Sekunde

KelL

Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung

KEP

Kurier-, Express- und Paketdienste

kHz
Kilohertz

KPI

Key Performance Indikatoren

KV

Kombinierter Verkehr

kv
Kilovolt

KVz

Kabelverzweiger

kw
Kilowatt

kWwh

Kilowattstunde

KWK
Kraft-Warme-Kopplung

KWKG
Kraft-Warme-Kopplungsgesetz

LED
Light Emitting Diode

L-Gas

Low Calorific Value Gas

LNG
Liquefied Natural Gas

LTE

Long Term Evolution

M2M

machine-to-machine

Mbit
Megabit

Mbit/s
Megabit pro Sekunde

MEDREG

Association of the Mediterranean Regulators

for Electricity and Gas

MGWS

Multiple Gigabit WAS/RLAN Systems

MHz
Megahertz

MMS

Multimedia Messaging Service

MRU

Manner-Romberg Unternehmensberatung

GmbH
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MVNO
Mobile Virtual Network Operator

MW
Megawatt

MWh

Megawattstunde

NABEG

Netzausbaubeschleunigungsgesetz

NARUC
National Association of Regulatory Utility

Commissioners

NBS
Nutzungsbedingungen fiir

Serviceeinrichtungen

NEDDIF
North-Eastern Digital Dividend

Implementation Forum

NEL
Norddeutsche Erdgasleitung

NGA

Next Generation Access

NGN

Next Generation Network

NGNA

Next Generation Network Access

NotrufV

Verordnung tiber Notrufverbindungen
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NRB

Nationale Regulierungsbehoérde

NT
Niedrigpreistarif

OLG
Oberlandesgericht

OneFit

Opportunistic networks and Cognitive

Management Systems for Efficient Application

Provision in the Future Internet

OPAL

Ostsee-Pipeline-Anbindungsleitung

oTC

Over-the-Counter

ovG

Oberverwaltungsgericht

OVG NRW
Oberverwaltungsgericht fiir das Land
Nordrhein-Westfalen

PCI
Projekte von gemeinsamem europdischem

Interesse

PDLV

Postdienstleistungsverordnung

PEntgV

Post-Entgeltregulierungsverordnung
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Pkm

Personenkilometer

PLC

Powerline Communication

PMD

Priif- und Messdienst

PostG

Postgesetz

PPDR
Spektrum fiir breitbandige Anwendungen fir

Bevolkerungs- und Katastrophenschutz

PSTN
Public Switched Telephone Network

PTB

Physikalisch-Technische Bundesanstalt

PTS

Schwedische Regulierungsbehorde

PTSG
Post- und Telekommunikations-

sicherstellungsgesetz

PUDLV

Post-Universaldienstleistungsverordnung

PZA

Postzustellungsauftrag/Férmliche Zustellung

Quasar
Quantitative Assessment of Secondary

Spectrum Access
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RAPEX-System

Rapid Exchange of Information System

Recast
Richtlinie zur Schaffung eines einheitlichen

europdischen Eisenbahnraums

Reg TP
Regulierungsbehorde fiir Telekommunikation

und Post

REMIT
Verordnung tiber die Integritdt und

Transparenz des Energiemarkts

RL
Richtlinie

RSC

Radio Spectrum Committee

RSPG

Radio Spectrum Policy Group

R&TTE
Radio equipment and telecommunications
terminal equipment and the mutual

recognition of their conformity

R&TTE-RL
Richtlinie iiber Funkanlagen und

Telekommunikationsendeinrichtungen

SAIDI

System Average Interruption Duration Index
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SchuTSEV
Verordnung zum Schutz von 6ffentlichen
Telekommunikationsnetzen und Sende- und

Empfangsfunkanlagen

SDR

Software Defined Radio

SES

Société Européenne des Satellites

SFA

Stochastic Frontier Analysis

SGV

Schienengiiterverkehr

SigG

Signaturgesetz

SIM
Subscriber Identity Module

SMS

Short Messaging Service

SNB

Schienennetz-Benutzungsbedingungen

SoSt

Sonderstelle

SPFV

Schienenpersonenfernverkehr

SPNV

Schienenpersonennahverkehr

SRD

Short Range Device
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SSB

Schnittstellenbeschreibung

SsC

Shared Service Center

StromNzV

Stromnetzzugangsverordnung

SUP

Strategische Umweltprifung

TAIEX
Technical Assistance and Information

Exchange Instrument

TAL

Teilnehmeranschlussleitung

TCG331

Technisches Komitee 331

TETRA

Terrestrial Trunked Radio

TK

Telekommunikation

TKG

Telekommunikationsgesetz

tkm

Tonnenkilometer

TL
Trusted List

TPS

Trassenpreissystem
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TR Notruf

Technische Richtlinie zu Notrufverbindungen

TR TKOV
Technische Richtlinie Telekommunikations-

uberwachungsverordnung

TWh

Terawattstunde

UBA

Umweltbundesamt

UKE

Polnische Regulierungsbehorde

UMTS

Universal Mobile Telecommunications System

UNB

Ubertragungsnetzbetreiber

UPS

United Parcel Service

URL

Universaldienstrichtlinie

usB
Unabhéngiger Systembetreiber

uTB

Unabhéngiger Transportnetzbetreiber

UwB
Ultra Wideband

UwG

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
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VDB

Verband der Bahnindustrie

VDSL
Very High Speed Digital Subscriber Line

VDV

Verband deutscher Verkehrsunternehmene. V.

VG

Verwaltungsgericht

VNB

Verteilernetzbetreiber

VolP

Voice over Internet Protocol

VPI
Vereinigung der Privatgiiterwagen-

Interessenten

VwGO

Verwaltungsgerichtsordnung

WCIT 2012
World Conference on International

Telecommunications 2012

WEDDIP
Western European Digital Dividend

Implementation Platform

WIK
Wissenschaftliches Institut fir Infrastruktur

und Kommunikationsdienste
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WLAN

Wireless Local Area Network

WRC

Weltfunkkonferenz

WRGC12
Weltfunkkonferenz 2012

WTSA

Weltstandardisierungskonferenz

ZDA

Zertifizierungsdiensteanbieter
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Ansprechpartner der

Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur bietet Ratsuchenden kompetente Informationen

und sachkundige Hilfe.

Allgemeine Fragen zu Telekommunikation,
Postund Eisenbahnen

Tel.: +49 30 22480-500

Fax:+49 30 22480-515

verbraucherservice@bnetza.de

Allgemeine Fragen zu Elektrizitat und Gas
Tel.: +49 30 22480-500
Fax:+49 30 22480-323

verbraucherservice-energie@bnetza.de

Rufnummernmissbrauch, Spam,
unerlaubte Telefonwerbung

Tel.: +49 291 9955-206
Fax:+496321934-111

rufnummernmissbrauch@bnetza.de

Funkstérungen

Bundeseinheitliche Rufnummer

Tel.:0180 3232323

(Festnetzpreis 9 ct/min; Mobilfunkpreise maximal 42 ct/min)
Diese Servicerufnummer ist 24 Stunden am Tag
erreichbar. Sie werden automatisch an die fiir

Sie zustdndige AuBenstelle weitergeleitet.

Auskunftsanspruch zu Rufnummern
Anfragen zu (0)137 und 118
Fax:+496131 18-5637

E-Mail zu (0)137:
nummernauskunft-137@bnetza.de
E-Mail zu 118:
nummernauskunft-118@bnetza.de
Anfragen zu (0)180

Fax:+49208 4507-180

nummernauskunft-180@bnetza.de

Nummernverwaltung
Tel.: +49661 9730-290

nummernverwaltung@bnetza.de

Druckschriftenversand
Tel.: +49 361 7398-272
Fax:+49361 7398-184

druckschriften.versand@bnetza.de

Meldung Photovoltaikanlagen
Tel.: +49561 7292-120
Fax: 01805 7348701001

(Festnetzpreis 14 ct/min; Mobilfunkpreise maximal 42 ct/min)

kontakt-solaranlagen@bnetza.de



Herausgeber

Bundesnetzagentur fiir Elektrizitét, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
Presse und Offentlichkeitsarbeit

Tulpenfeld 4,53113 Bonn

Tel.: +49 228 14-9921

Fax:+49 228 14-8975
pressestelle@bnetza.de

www.bundesnetzagentur.de

V.i.S.d.P.
Rudolf Boll

Redaktion

René Henn
Renate Hichert
Linda Sydow
Rainer Warnecke

Sabrina Werscheid

Sara Schlappa

Gestaltung
familie redlich
Agentur fiir Marken und Kommunikation GmbH, Berlin

www.familie-redlich.de

Druckerei
Druckfabrik Dresden GmbH, Dresden

Redaktionsschluss
8. Mairz 2012

Bildnachweis

picture alliance [ Arco Images GmbH (Umschlag)
Shutterstock® Images LLC (Seiten 8, 42, 64,130,152,194)
iStockphoto LP. (Seite 16)

Jahresbericht der Bundesnetzagentur 2011

gemal § 122 Telekommunikationsgesetz



Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

Tulpenfeld 4

53113 Bonn

Tel.: +4922814-0
Fax: +4922814-8872




	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Investitionen in die Zukunft
	Verbraucherschutz und ­Verbraucherservice
	Verbraucherservice
	Universaldienst
	Vermittlungsdienst für gehörlose und hörgeschädigte Menschen
	Besondere Aufsicht
	Schlichtung

	Internationale 
Zusammenarbeit
	Telekommunikation
	Post
	Elektrizität und Gas
	Eisenbahnen
	Internationale Projekte

	Telekommunikation
	Marktentwicklung
	Entscheidungen der Beschlusskammern
	Weitere Entscheidungen
	Gerichtliche Verfahren

	Post
	Marktentwicklung
	Entscheidungen der Beschlusskammer
	Gerichtliche Verfahren

	Elektrizität und Gas
	Netzausbau
	Marktentwicklung 
	Aktivitäten und Verfahren
	Gerichtliche Verfahren

	Eisenbahnen
	Marktentwicklung
	Aktivitäten und Verfahren
	Gerichtliche Verfahren

	Organisationsplan
	Wesentliche Aufgaben und 
Organisation der 
Bundesnetzagentur
	Vorhabenplan 2012
	Abkürzungsverzeichnis 
	Ansprechpartner der 
Bundesnetzagentur 

	Schaltfläche2: 
	Schaltfläche3: 
	Schaltfläche4: 
	Schaltfläche5: 
	Schaltfläche6: 
	Schaltfläche7: 
	Schaltfläche10: 
	Schaltfläche11: 
	Schaltfläche12: 
	Schaltfläche13: 
	Schaltfläche14: 
	Schaltfläche15: 
	Schaltfläche16: 
	Schaltfläche17: 


